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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

V o r  s i t z e n  d e :  Präsident Benya. Zweiter 28. November 1 974 sind in der Kanzlei auf­
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. gelegen und unbeanständet geblieben. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Ulbrich, lng. Scheibengraf und Dr. Lanner. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. Einlauf 

Die amtlichen Protokolle der 120. Sitzung I Präsident: Ich gebe bekannt, daß folgende 
vom 27. November und der 121. Sitzung vom Regierungsvorlagen eingelangt sind: 

819 
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Präsident 
Abkommen zwischen der Republik Oster­

reich und der Französischen Republik über 
den Aufenthalt von Flüchtlingen im Sinne der 
Konvention über die Rechtsstellung der Flücht­
linge (Genfer Konvention vom 28. Juli 1 951  
und Protokoll über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge vom 3 1 .  Jänner 1 967) (1328 der 
Beilagen) und 

Bundesgesetz über die Anlegung von Mün­
delgeld ( 1 329 der Beilagen). 

Ich werde diese Regierungsvorlagen gemäß 
§ 41 Abs. 4 Geschäftsordnung in der nächsten 
Sitzung zuweisen. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (1285 und Zu 1285 
der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1915 samt Anlagen (1315 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein. 

Gegenstand ist der Bericht des Finanz- und 
Budgetausschusses über die Regierungsvor­
lage ( 1285 und Zu 1 285 der Beilagen) : Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1975 samt Anlagen 
( 1375 der Beilagen) . 

Generalberichterstatter ist der Herr Abge­
ordnete Dr. Gradenegger. Ich bitte ihn um sei­
nen Bericht. 

Generalberichterstatter Dr. Gradenegger: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Als General­
berichterstatter obliegt es mir, die Beratungen 
über das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1 975 
samt dessen Anlagen einzuleiten. 

Die Bundesregierung hat am 17.  Oktober 
1 974 den Entwurf des Bundesfinanzgesetzes 
für das Jahr 1 975 dem Nationalrat vorgelegt. 
In der 1 16. Sitzung der laufenden Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates am 22. Ok­
tober 1974 gab Bundesminister für Finanzen 
Dr. Androsch die einbegleitende Erklärung zu 
dieser Regierungsvorlage ab. In der 1 18. Sit­
zung am 6. November 1 974 wurde die Vor­
lage in erste Lesung genommen und sodann 
dem Finanz- und Budgetausschuß zur Vorbera­
tung zugewiesen. 

Die Regierungsvorlage besteht aus dem 
eigentlichen Bundesfinanzgesetz sowie den 
einen Bestandteil desselben bildenden Anla­
gen. 

Den umfangreichsten Teil der Vorlage stellt 
der Bundesvoranschlag (Anlage I) samt den 
Gesamtübersichten (Anlagen I a bis I d) dar. 

Die Aufgliederung des Bundesvoranschlages 
1 975 nach ordentlicher und außerordentlicher 
Gebarung zeigt folgendes Bild: 

Ordentliche Gebarung: 

Ausgaben 
Einnahmen 

Außerordentliche Gebarung: 

Ausgaben 
Einnahmen 

Millionen S 

179.761 
1 68.027 

Abgang 1 1 .734 

4.681 
89 

Abgang 4.592 

Gesamtgebarungsabgang 1 6.326 

Weitere Anlagen sind der Konjunkturaus­
gleich-Voranschlag (Anlage II) samt dessen 
summarischer Aufgliederung (Anlage II a) 
sowie der Dienstpostenplan (Anlage III) ; 

Anlagen zum Bundesvoranschlag in geson­
derten Heften bilden der Systemisierungsplan 
der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge des 
Bundes sowie der Systemisierungsplan der 
Datenverarbeitungsanlagen des Bundes. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
von der Bundesregierung vorgelegten Ent­
wurf des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1 975 samt dessen Anlagen in der Zeit vom 
1 1 . November 1974 bis 2 1 .  November 1974 
der Vorberatung unterzogen. Hier eini.ge 
Daten aus dem Finanz- und Budgetausschuß, 
die von statistischem Interesse sein können: 

An den Ausschußberatungen über den Bun­
deshaushalt 1 975 haben im Finanz- und Bud­
getausschuß 133 Abgeordnete als Debatten­
redner, der Herr Bundeskanzler, der Herr 
Vizekanzler, 12 Bundesminister, 4 Staats­
sekretäre, 2 Präsidenten des Nationalrates, 
Präsident Benya und Präsident Probst, der 
Rechnungshofpräsident, der Rechnungshofvize­
präsident und 2 Abgeordnete als Vorsitzende 
teilgenommen. 

Wie intensiv die Abgeordneten schon in 
den Ausschußberatungen an der Behandlung 
des Bundesvoranschlages mitgearbeitet haben, 
zeigt die Tatsache, daß außer den Mitgliedern 
d es Finanz- und Budgetausschusses 96 Volks­
vertreter an den Verhandlungen teilgenom­
men haben, davon 46 SPO-, 42 OVP- und 
8 FPO-Abgeordnete. 

Diese große Beteiligung ergibt sich daraus, 
daß bei Behandlung der einzelnen Budgetgrup­
pen jeweils jene Abgeordnete als Mitglieder 
des Finanz- und Budgetausschusses umgemel­
det wurden, die in den jeweiligen Fachaus­
schüssen, dem Außenpolitischen Ausschuß, 
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Dr. Gradenegger 

Bautenausschuß, Ausschuß für Gesundheit und 
Umweltschutz, Handelsausschuß, Justizaus­
schuß, Landesverteidigungsausschuß, Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft, Rech­
nungshofausschuß, Ausschuß für soziale Ver­
waltung, Unterrichtsausschuß, Verfassungs­
ausschuß, Verkehrsausschuß, Ausschuß für 
verstaatlichte Betriebe, Ausschuß für Wissen­
schaft und Forschung, Ausschuß für wirtsChaft­
liche Integration und dem Zollausschuß 
tätig und damit mit den aufgeworfenen Fra­
gen besonders vertraut sind. 

Die Beratungen über den Bundesvoranschlag 
1 975 im Ausschuß nahmen eine Gesamtzeit 
von 60 Stunden und 45 Minuten in Anspruch. 

Im Verlauf der vielstündigen Beratungen 
erfolgten 269 Wortmeldungen von Abgeord­
neten; 90 von der SPO, 1 51 von der OVP 
und 28 von der FPOj 52 Wortmeldungen der 
Präsidenten des Hauses, des Präsidenten und 
Vizepräsidenten des Rechnungshofes, des Bun­
deskanzlers, des Vizekanzlers, der Bundes­
minister und von Staatssekretären. 

Die größte Debattenfreudigkeit war beim 
Budgetkapitel Verkehr festzustellen; hier mel­
deten sich 18 Abgeordnete, davon einige mehr­
mals, zu Wort. 

Zur Vorberatung etwaiger Anträge wurde 
ein Unterausschuß eingesetzt, dem die Abge­
ordneten Jungwirth, Mühlbacher, Dr. TUll, 
Robert Weisz, Wielandner, Kern, Dr. Koren, 
Dr. Pelikan, Sandmeier und Dr. Broesigke an­
gehörten. Zu bemerken wäre, daß der Unter­
ausschuß, nachdem keine Anträge gestellt 
wurden, nicht zusammengetreten ist. 

Die Debatte über den Text des Bundes­
finanzgesetzes für das Jahr 1975, den Systemi­
sierungsplan der Kraft-, Luft- und Wasser­
fahrzeuge des Bundes, den Systemisierungs­
plan der Datenverarbeitungsanlagen des Bun­
des sowie den Dienstpostenplan fand gemein­
sam mit jener über die Beratungsgruppe XI 
des Bundesvoranschlages in der Ausschußsit­
zung am 2 1 .  November 1 974 statt. In der glei­
chen Sitzung erfolgten auch die Abstimmungen 
über sämtliche Teile der Spezialdebatte. 

Das Ergebnis der Ausschußberatungen 
bezüglich des Bundesvoranschlages ist den Be­
richten der Spezialberichterstatter zu entneh­
men. 

Ich stelle nun den A n t r a g, in die Spe­
zialdebatte des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1 975 samt dessen Anlagen einzugehen. 

Präsident: Da die Parteien übereingekom­
men sind, von einer Generaldebatte Abstand 
zu nehmen, lasse ich sogleich über den Antrag 

des Generalberichterstatters abstimmen, in die 
Spezialdebatte einzugehen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Die Beratung und Abstimmung der Vorlage 
in der Spezialdebatte wird in Teilen - ent­
sprechend der allen Abgeordneten zugegan­
genen Ubersicht - durchgeführt. Wird dage­
gen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 
Fall. 

Wir gelangen daher zur Verhandlung über 
die in der Beratungsgruppe II zusammengefaß­
ten Kapitel des Bundesvoranschlages. 

Die Parteien sind übereingekommen, daß 
die Abgeordneten mit Rücksicht auf den Ver­
zicht auf eine Generaldebatte anläßlich der 
heute stattfindenden gemeinsamen Verhand­
lung über die in der Beratungsgruppe II 
zusammengefaßten Kapitel des Bundesvoran­
schlages gegebenenfalls auch zu Fragen Stel­
lung nehmen können, die "ansonsten Gegen­
stand einer Generaldebatte wären. 

Ferner weise ich darauf hin, daß die Ab­
stimmung über Entschließungsanträge nach 
der dritten Lesung des Bundesfinanzgesetzes 
erfolgt. 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe II 

Kapitel 10: Bundeskanzleramt mit Dienst­
stellen 

Kapitel 70: Staatsdruckerei 

Präsident: Wir gehen in die Spezialdebatte 
zum Bundesfinanzgesetz ein und gelangen zur 
Verhandlung über die in der Beratungs­
gruppe II zusammengefaßten Kapitel des Bun­
d esvoranschlages. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Abge­
ordnete Dr. Hesele. Ich ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Spezialberichterstatter DDr. Hesele: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich erstatte den Spe­
zialbericht zu Beratungsgruppe II. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe Ir zusammengefaßten Ka­
pitel 10 "Bundeskanzleramt mit Dienststellen" 
und 70 "Staatsdruckerei" des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1 975 am 20. November 
1 974 unter dem Vorsitz des Obmannstellver­
treters Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 
in Verhandlung gezogen. 
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DDr. Hesele 
Bundeskanzleramt mit Dienststellen 

Im Bundesvoranschlag für Kapitel 1 0  "Bun­
deskanzleramt mit Dienststellen" ist für das 
Budget jahr 1 975 ein Ausgabenbetrag von 
808,986.000 S vorgesehen. 

Von den Ausgaben entfallen 271 ,827.000 S 
auf den Personalaufwand, der somit gegen­
über dem Vorjahr um 40,821 .000 S erhöht ist. 

Zur Bestreitung des Sachaufwandes sind 
537 , 159.000 S veranschlagt, das sind um 
38,286.000 S mehr als im Vorjahr. 

nis von 2,574.000 S gegenüber dem Vorjahr 
resultiert nahezu ausschließlich aus dem Per­
sonalaufwand. 

Die Kredite des Statistismen Zentralamtes 
sind unter Titel 1 02 ausgewiesen. Sie beziffern 
sich auf insgesamt 225,284.000 S, sind also um 
25,717.000 S höher als im Vorjahr. 

Auf Grund der Vermehrung des veran­
schlagten Standes um 24 Bedienstete und der 
allgemeinen Bezugserhöhungen war der Vor­
jahresansatz für den Personalaufwand um 
1 7,986.000 S auf 144,142.000 S zu erhöhen. 

Für die Anschaffung von Anlagegütern sind 
nahezu unverändert gegenüber dem Vorjahr 
2,786.000 S vorgesehen. 

Bei den Aufwendungen aus gesetzlichen 

108,689.000 S Verpflichtungen sind 13,564.000 S, somit um 
1 , 1 4 1 .000 S mehr als im Vorjahr, erforderlich. 

Die Ausgaben des Bundeskanzleramtes 
selbst und die der österreichischen Delegation 
bei der OECD sind unter § 1 000 veranschlagt, 
sie werden im kommenden Jahr 397,599.000 S 
betragen. 

Der Personalaufwand von 
liegt vornehmlich wegen der allgemeinen Be­
zugserhöhungen um 20,549.000 S über dem des 
Vorjahres. 

Die Anlagenkredite sind mit 1 ,940.000 S um 
80.000 S über dem Vorjahresbetrag veran­
schlagt. Hier wurde für den Austausch von 
Druckereimaschinen und Dienstkraftwagen, 
insbesondere für jene der Landeshauptleute, 
vorgesorgt. 

Als gesetzliche Verpflichtung sind Aufwen­
dungen von 149,223.000 S zu erwarten, 
45,947.000 S hievon als Förderungsausgaben. 
Der Mehrbedarf gegenüber dem Vorjahr er­
gibt sich im wesentlichen aus dem vermehrten 
Aufwand für Familienberatungsstellen und der 
Förderung der staatsbürgerlimen Bildungs­
arbeit im Bereim der politischen Parteien. 

Die sonstigen Aufwendungen betragen 
1 09,204.000 S, hierunter ist aum der Sachkredit 
des Bundespressedienstes mit 1 3,240.000 S ent­
halten. 

An Krediten für die Entwicklungshilfe sind 
unter § 1 002 1 56,443.000 S, also um 1 0, 1 6 1 .000 S 
mehr als im Vorjahr, veranschlagt. 

Die übrigen Aufwendungen betragen 
64,792.000 S und sind somit um 6,604.000 S 
gegenüber dem Vorjahr erhöht, weil die EDV­
Anlage des Statistischen Zentral amtes auszu­
bauen beziehungsweise zu modernisieren sein 
wird. 

An Einnahmen werden bei Kapitel 10 "Bun­
deskanzleramt mit Dienststellen" im kommen­
d en Jahr 78,261.000 S erwartet. Dies bedeutet 
eine Erhöhung gegenüber dem Jahr 1974 um 
18,499.000 S, die fast ausschließlich aus Dar­
lehensrückzahlungen und Darlehenszinsen für 
bereits gewährte Kredite im Rahmen der Ent­
wicklungshilfe resultierten. 

Staatsdruckerei 

Im Bundesvoranschlag für Kapitel 70 
"Staats druckerei" sind für das Budget jahr 
1 975 Betriebsausgaben im Gesamtbetrag von 
390,002.000 S und Betriebseinnahmen in der 
Höhe von 372,054.000 S vorgesehen, sodaß mit 
einem kassamäßigen Betriebsabgang von 
1 7,948.000 S gerechnet werden muß. 

Die Kosten des Druckes und Vertriebes des 
Bundesgesetzblattes und der "Amtlichen Von den Ausgaben entfallen 209,816.000 S 

Sammlung wiederverlautbarter Osterreichi- auf den Personalaufwand und 1 80,1 86.000 S 

scher Rechtsvorschriften" sind unter Ansatz auf den Sachaufwand. 

1 0038 mit 6,600.000 S veranschlagt; dies bedeu- Der Personalaufwand erfuhr gegenüber dem 
tet gegenüber dem Vorjahr eine Verminde- Voranschlag 1 974 eine Steigerung um 
rung um 200.000 S. 1 0 , 1 07.000 S. Der Aktivitätsaufwand, der mit 

Unter Ansatz 1 0046 "Familienpolitische 1 77,352.000 S veranschlagt ist, wurde um 

Maßnahmen" sind zur Förderung von Institu- 6,825.000 S und der Pensionsaufwand, welcher 

tionen, die auf dem Gebiet der Familienpolitik mit 32,464.000 S präliminiert ist, um 3,282.000 S 

tätig werden, wie im Vorjahr 1 ,400.000 S vor- erhöht. 
gesehen. Der Mehrbedarf beim Aktivitätsaufwand 

An Aufwendungen für das Staatsarchiv und resultiert in der Hauptsache aus der Erhöhung 
Archivamt sind unter Titel 1 0 1  insgesamt der Bezüge der öffentlich Bediensteten, der 
2 1 ,660.000 S veranschlagt. Das Mehrerforder- zu leistenden Dienstgeberbeiträge auf Grund 
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DDr. Hesele 
des Entgeltfortzahlungsgesetzes sowie aus 
Neuzuerkennung beziehungsweise Erhöhung 
versd1iedener Zulagen für Bedienstete. 

Beim Pensionsaufwand wurde trotz einer 
geringfügigen Verringerung der Anzahl der 
Pensionsparteien infolge der Erhöhung der 
Ruhe- und Versorgungsbezüge sowie auf 
Grund der Hinaufsetzung der Dienstgeberbei­
träge gemäß Bundesgesetz BGBL Nr. 278/1974 
ein Mehrbedarf notwendig. 

Der Sachaufwand wurde um 1 3,1 68.000 S 
höher veranschlagt als im Vorjahr. 

Die Anlagenkredite erfuhren gegenüber dem 
Ja.hr 1 974 eine Steigerung von 722.000 S. 

Die Förderungsausgaben wurden auf Grund 
einer vermehrten Anzahl von Bezugs- und 
Lohnvorschußbewerbern sowie einer zu erwar­
tenden betragsmäßigen Erhöhung der Bezugs­
beziehungsweise Lohnvorschüsse infolge der 
gestiegenen Gehälter und Löhne um 
1 ,242.000 S höher präliminiert als im Jahr 1 974. 

Die Aufwendungen aus gesetzlichen Ver­
pflichtungen wurden wegen der wesentlichen 
Verrringerung der Körperschaft- und Gewerbe­
sleuervorauszahlungen infolge der Entwick­
lung der Ergebnisse der Steuerbilanzen der 
letzten Jahre um 4,310.000 S gegenüber dem 
Voranschlag 1 974 vermindert. 

Der Mehraufwand von 15,51 4.000 S bei den 
sonstigen Aufwendungen ist vor allem wegen 
Preissteigerungen auf dem Papiersektor, er­
höhten Materialbedarfes sowie vermehrter 
Ausgaben für fremde Lohnarbeiten notwen­
dig. 

Die Betriebseinnahmen wurden um 
1 6,41 3.000 S höher veranschlagt als im Budget­
jahr 1 974. Die Mehreinnahmen werden in der 
Hauptsache bei den finanzgesetzlichen Ansät­
zen 217061 4  "Verlag", 2170604 "Erzeugung" 
und 2170404 "Wiener Zeitung" erwartet, weil 
auf Grund der Erhöhung von Personal- und 
Materialkosten mit einer entsprechenden Stei­
gerung der Preise für Druckerzeugnisse gerech­
net wird. 

An der Debatte des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Beratungsgruppe 11 beteilig­
ten sich die Abgeordneten Dr. Prader, Doktor 
Schmidt, Thalhammer, Dr. Ermacora, Brauneis, 
Dkfm. G orton, Robert Weisz, Dr. Gasperschitz, 
lng. Scheibengraf, Vetter, Pay, Burger, Doktor 
Fleischmann, Steinhuber und Kraft sowie Bun­
deskanzler Dr. Kreisky, Staatssekretär Elfriede 
KarI, Staatssekretär Dr. Veseisky und Staats­
sekretär Lausecker. 

Bei der Abstimmung am 2 1 .  November 1 974 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 
Dienststellen und 

1 0: Bundeskanzleramt mit 

dem Kapitel 70: Staatsdruckerei 
samt dem zu Kapitel 70 dazugehörenden Teil 
des Konjunkturausgleich-Voranschlages des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1 975 (1285 
der Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilt. 

Ich bitte, in die Debatte einzutreten. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeord­
neter Dr. Schleinzer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 
(OVP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herrenl Der zur Beratung stehende Budgetent­
wurf ist der letzte dieser Legislaturperiode. 
Er charakterisiert die Bilanz von viereinhalb 
Jahren Tätigkeit der Regierung Kreisky und 
damit letztlich auch das Erbe, das diese Regie­
rung hinterlassen wird. 

Es stellt sich die Frage, was das bedeutet. 
Am Ende der längsten Hochkonjunkturperiode 
der österreichischen Wirtschaftsgeschichte 
steht der Staat mit leeren Taschen da. Das 
präliminierte Defizit - allein im Grundbudget 
im Ausmaß von über 1 6  Milliarden Schilling­
liegt bereits hart an der Grenze der Finanzier­
barkeit, und es gibt viele Fachleute, die ernst­
lich befürchten, daß es sogar schon jenseits 
dieser Grenze liegt. 

In keiner Weise gesichert ist aber die Finan­
zierbarkeit des Konjunkturausgleich-Voran­
schlages - das sind auch über 6 Milliarden 
Schilling -, und das ist umso gefährlicher, 
als die Entwicklung der Wirtschaft den Einsatz 
dieser Mittel möglicherweise dringend gebo­
ten erscheinEm lassen, j a  vielleicht sogar eine 
noch größere Summe erfordern könnte, um die 
Beschäftigungslage in der österreichischen 
Wirtschaft zu stabilisieren. Es zeichnet sich 
also die Gefahr ab, daß die Unordnung der 
Staatsfinanzen zu einer zusätzlichen Bedro­
hung von österreichischen Arbeitsplätzen füh­
ren könnte. 

Am 3. Oktober 1 968 sagten Sie, Herr Bun­
deskanzler, damals als Vorsitzender der sozia­
listischen Oppositionspartei über die Politik 
der OVP-Regierung, es drohe für 1971 ein 
Defizit von 16 bis 18 Milliarden Schilling, und 
Sie fügten damals wörtlich hinzu: "Wenn das 
kein Debakel ist, was ist dann eigentlich ein 
Debakel?" 

wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der Be- Ich möchte gleich betonen, daß es ein solches 
ratunsggruppe 11 unverändert angenommen. Defizit unter einer OVP-Regierung niemals 
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auch nur annähernd gegeben hat. Solche Defi­
zite sind eine sozialistische Errungenschaft in 
Osterreich. (Lebhafte Zustimmung bei der 
OVP.) Jetzt, für 1 975, präliminieren Sie ein 
Defizit von mehr als 16 Milliarden im Grund­
budget, und mit dem Konjunkturausgleich­
Voranschlag müssen wir mit einem tatsäch­
lichen, noch dazu in diesem Umfang kaum 
finanzierbaren Defizit von rund 22 Milliarden 
Schilling rechnen. 

Herr Bundeskanzlerl Sie erlauben, daß ich 
daher Ihre Worte - und für diese Lage be­
rechtigten Worte - mit voller Dberzeugung 
wiederhole, nämlich: "Wenn das kein Debakel 
ist, was ist dann eigentlich ein Debakel?", Herr 
Bundeskanzler! (Beifall bei der OVP.) 

Sie haben 1 970, als Sie Ihr Amt angetreten 
haben, eine gute, gefestigte wirtschaftliche 
Situation vorgefunden. Es herrschte Vollbe­
schäftigung, das Preisniveau war verhältnis­
mäßig stabil, die Wachstumsraten hoch, die 
Entwicklung des Fremdenverkehrs günstig, 
und die Deviseneingänge sicherten eine aktive 
Leistungsbilanz. Das war die Realität des poli­
tischen Erbes, das Sie übernommen haben! 
(Beifall bei der avp.) 

Schon als Sie die Regierungsgeschäfte über­
nahmen, befand sich die österreichische Wirt­
schaft, international gesehen, auf der soge­
nannten Dberholspur. Die Wachstumsrate 
nahm von Jahr zu Jahr zu und stieg 1 970 
auf 7,8 Prozent. Das war das Ergebnis der 
Wirtschaftspolitik, die vor Ihrer Amtsüber­
nahme betrieben wurde. Sie hätten die Mög­
lichkeit gehabt, darauf weiterzubauen und die 
Fundamente dieser günstigen Entwicklung zu 
festigen. 

Es ist für die ganze Bevölkerung und für 
unser Land sehr bedauerlich, daß Sie das nicht 
getan haben. Sie haben den entgegengesetzten 
Weg eingeschlagen. Sie haben sehr bald nach 
der Dbernahme der Regierungsgeschäfte damit 
begonnen, eine Explosion der Ausgaben her­
beizuführen und damit nicht nur den Staats­
haushalt, sondern auch die Wirtschaft zu über­
fordern. 

Das geht schon aus einer Gegenüberstel­
lung der Ausgabenwachstumsraten hervor. 
1 967, 1968 und 1 969 hatte der durchschnitt­
liche Zuwachs an Ausgaben 8,85 Prozent be­
tragen, unter Einschluß des Jahres 1 970 
wären es 8,89 Prozent. Aber für 1 970 bis 1 974 
steigerten Sie die durchschnittliche Ausgaben­
wachstumsrate auf 1 3,5 Prozent. 

Dbernommen haben Sie 1 970 ein Budget, 
dessen Personalaufwand knapp 31 Milliarden 
Schilling betragen hat. In dem Entwurf, den 
Sie uns nun vorlegen, sind für den gleichen 

Bereich bereits mehr als 65 Milliarden Schil­
ling vorgesehen. Und für 1 978 ist ein An­
steigen der Personalkosten auf rund 1 00 Mil­
liarden Schilling prognostiziert. 

Ihnen ist die Personalpolitik davon­
gelaufen! Ich erinnere nur an die Teilung der 
beiden Ressorts Unterricht und Kunst und 
Wissenschaft und Forschung. Damals bei der 
Teilung haben Sie hier im Hohen Haus gesagt: 
Was bedeutet das schon? Vielleicht an die 
zehn Schreibtische oder nicht einmal zehn 
Schreibtische mehr wird das erfordern. 

Herr Bundeskanzler! Die Zentralleitung 
hatte 1 970 im Unterrichtsministerium 380 Per­
sonen, und beide Ressorts zusammen für 1 975 
600 Personenl Das ist eine Steigerungsrate 
allein in der Zentralleitung von 63 Prozent. 
Das ist doch die Realität der Entwicklung, die 
Sie mitverursacht haben. 

Herr Bundeskanzler! Bei der Behandlung 
des Berichtes über die Verwaltungsreform­
kommission, der die bisherigen Ergebnisse 
und künftigen Vorschläge beinhaltete, der 
substantiell noch in der Regierung Klaus 
erarbeitet wurde, der 1 97 1  hier im Parlament 
zur Beratung stand, haben Sie damals ver­
sucht, diesen Bericht wegzuwischen, indem Sie 
erklärten: Die Bundesregierung wird ihre Vor­
stellungen zum Gegenstand eines eigenen 
Berichtes machen. - Herr Bundeskanzlerl Auf 
diesen Bericht warten wir heute noch! 

Im Herbst 1 968 haben Sie in Ihrer Propa­
ganda gegen die OVP-Regierung der Bevöl­
kerung zugerufen: "Schulden sind kein Kon­
zept !" Die "Schuldenmacherwirtschaft" war 
sozusagen das Hauptargument Ihrer Funktio­
näre� Damals betrug der Schuldenstand des 
Bundes 47 Milliarden Schilling. Seit Sie hier 
auf der Regierungsbank sitzen, hat sich dieser 
Schuldenstand aber nicht etwa verringert, son­
dern sich im Gegenteil auf 67 Milliarden Schil­
ling erhöht, und er wird, wenn Sie so weiter­
machen könnten wie bisher, bis 1 978 laut 
einer Beiratsprognose auf nahe an die 
100 Milliarden-Schilling-Grenze steigenl 

Die Schuldenbilanz dieser Regierung zeich­
net sich bereits ab : Finanzschulden und Ver­
waltungsschulden werden um mehr als 50 Mil­
liarden Schilling höher sein als zu jenem 
Zeitpunkt, zu dem Sie das Amt und die 
Regierungsverantwortung übernommen ha­
ben. Und darum sage ich: Das Ergebnis dieser 
Politik ist ein Budget, das keine realen Grund­
lagen mehr besitzt, ist eine Situation unserer 
Staatsfinanzen, die von einem Tiefstand der 
Kassenreserven - und das nach einer sechs­
jährigen Hochkonjunktur -, von einem Tief­
stand der RückgriffsmögIichkeiten auf den 
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Kreditapparat und von einer fragwürdigen 
Finanzierbarkeit des Defizits gekennzeichnet 
ist. Das Budget, das Sie in einem konsolidier­
ten Zustand übernommen haben, ist heute 
nicht mehr konsolidiert. Die Staatsfinanzen, 
die Sie in Ordnung übernommen haben, sind 
heute nicht mehr in Ordnung. Das ist das 
wirkliche Ergebnis Ihrer Politik ! 

Den wirklichen Zustand der Staatsfinanzen 
können Sie doch nicht länger vor der Offent­
lichkeit verbergen. Professor Horst Knapp hat 
in den "Finanznachrichten" vom 1 .  Novem­
ber festgestellt - ich zitiere -: "So wenig 
in Ordnung waren die Staatsfinanzen seit 
Menschengedenken nicht." Der Autor zeigt 
sich nicht nur besorgt über den Zustand der 
Staatsfinanzen, sondern auch darüber, daß -
und ich zitiere auch hier wörtlich - "sich 
ein Finanzminister, der genau weiß, daß die 
Situation der Staatsfinanzen die denkbar 
prekärste ist;' dazu hergibt, der Parteiräson 
zuliebe das Gegenteil zu behaupten". 

Das sagt Professor Horst Knapp, und das 
ist ein hartes Urteil für eine Regierung, die 
unter der Fahne der Transparenz angetreten 
ist und heute alle ihre Kraft zum Ver­
schleiern und zum Schönfärben der tatsäch­
lichen Situation einsetzen muß. (Beifall bei 
der avp.) 

Zum Erbe, das die Regierung Kreisky hin­
terlassen wird, gehört ja nidlt nur eine leere 
Kasse, Herr Finanzminister, sondern als 
besonderes Merkmal auch die Inflationl Dber­
nommen haben Sie 1 970 eine Lage, die im 
Schnitt der letzten vier Jahre eine Preis­
erhöhung von durchschnittlich 3,1  Prozent aus­
gewiesen hat. Heute liegt die Teuerungsrate 
über 10 Prozent. 

Sicher hat auch die ausländische Kosten­
und Preisentwicklung dazu beigetragen, aber 
der Hauptteil der Inflation - und darin 
stimmen doch wohl alle Fachleute überein -
ist hausgemacht. Sie haben durch Ihre explo­
sive Ausgabenpolitik entscheidend zur An­
heizung der Inflation beigetragen, und mit 
jedem Ihrer Budgets haben Sie die Inflation, 
statt sie zu bremsen noch verstärkt. 

Wir sagen dies, Herr Bundeskanzler, nicht 
erst heute. Wir haben Sie immer wieder und 
rechtzeitig gewarnt. Wir haben seit dem 
Frühsommer 1971 immer wieder Stabilisie­
rungsvorschläge gemacht. Die Regierung ist 
darauf nicht eingegangen, sie hat sich hoch­
mütig darüber hinweggesetzt und damit im 
Grunde genommen die Chance vertan, eine 
Stabilisierungspolitik auf breitester Basis zu 
betreiben. 

Auch von diesem Rednerpult aus haben die 
Vertreter der Osterreichischen Volkspartei 
zahlreiche Vorschläge gemacht, deren Inhalt 
Sie in den stenographischen Protokollen nach­
lesen können. 

Sie können heute nicht mehr an der Tat­
sache vorbeigehen, daß die Opfer Ihrer Politik 
vor allem die sozial schwächeren Bevöl­
kerungsgruppen sind. Ich nenne nur zwei Bei­
spiele: die alten Menschen und die landwirt­
schaftliche Bevölkerung. 

Herr Bundeskanzler! Ende 1 969 lag das 
durchschnittliche Unselbständigeneinkommen 
bei 5000 S pro Monat, die durchschnittHche 
Alterspension der Unselbständigen - ohne 
den öffentlidlen Dienst - betrug damals 
2061 S, daß heißt also, etwas über 4 1  Prozent 
des Aktiveinkommens. 

Herr Bundeskanzlerl  Wie hoch ist der An­
teil heute? Die durchschnittliche Alterspension 
beträgt heute nicht mehr 41 Prozent, sondern 
knapp 37 Prozent des durchschnittlichen 
Aktiveinkommens. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Wird sich weiter verschlechtern!) Verschärft 
wird diese Entwicklung noch dadurch, daß 
die Pensionisten von der Inflation härter 
getroffen werden als die anderen Bevöl­
kerungssdlichten, weil der Pensionistenindex 
stärker als der allgemeine Verbraucherpreis­
index gestiegen ist. Die alten Menschen in 
unserem Staat werden durdl die Inflations­
politik nidlt etwa geschont, sondern besonders 
stark belastet. Das ist die Realität. (Zustim­
mung bei der avp.) 

Oder ein Wort zu den Bauern, Herr Bundes­
kanzler. Die OVP hat sich stets und mit ganzer 
Kraft bemüht zu helfen, damit der Einkom­
mensrückstand der bäuerlichen Bevölkerung 
gegenüber anderen Bevölkerungsgruppen auf­
geholt werden kann. Seit Sie regieren, hat sich 
der Einkornmensrückstand der Bauern gegen­
über den anderen Erwerbsgruppen aber weiter 
vergrößert. 

Das durchschnittlidle landwirtschaftliche 
Einkommen pro Familienarbeitskraft betrug 
1969 2288 S pro Monat, der durchsdlnittlidle 
Monatsbezug eines Industriebeschäftigten im 
gleichen Jahr monatlidl 4828 S. 

Was heißt das? Die bäuerliche Arbeitskraft 
verdiente gegenüber den Industriebeschäf­
tigten im Jahre 1 969 monatlich um 2540 S 
weniger, im Jahre 1973 aber bereits um 
4038 S weniger! Deshalb werden Sie verste­
hen, wenn ich sage: Die Bauern hätten keinen 
neuen Staatssekretär benötigt, sondern eine 
bessere Agrarpolitik, die diese Regierung der 
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Bauernschaft, der österreichisdlen Landwirt­
schaft schuldig geblieben ist. (Beifall bei der 
OVP.) 

Herr Bundeskanzler ! Wir haben uns immer 
gegen Ihre Darstellung gewehrt, die Inflation 
sei zwar unangenehm, aber immer noch besser 
als Arbeitslosigkeit, es sei also die Inflation 
sozusagen der Preis dafür, daß die Arbeits­
plätze gesichert werden können. Wir haben 
dem immer entgegengehalten, daß in Wirk­
lichkeit die Inflation, länger gesehen, schließ­
lich zur Gefährdung der Arbeitsplätze führen 
muß. 

Die Volkspartei hat in der Zeit, in welcher 
sie die Regierungsgeschäfte führte, bewiesen, 
daß es durchaus möglich ist, Stabilität und 
gleichzeitig Vollbesdläftigung zu gewähr­
leisten. 

Wenn wir immer wieder auf die wirksame 
Bekämpfung der Inflation drängen, dann des­
halb, weil wir immer von der Erkenntnis aus­
gegangen sind: Wer die Inflation wirksam 
bekämpft, verteidigt und sidlert damit die 
Arbeitsplätze! Und wer die Inflation gewähren 
läßt oder gar anheizt, der gefährdet die 
Arbeitsplätze. Deshalb kann die Parole 
für uns nie lauten, Herr Bundeskanzler: 
Die Inflation ist der Preis für die Vollbe­
sdläftigungl ,  sondern für uns kann die Ma­
xime nur lauten: Vollbeschäftigung durdl 
Stabilität! Das ist die einzige, verläßlidlere 
Politik. (Beifall der OVP.) 

Sie, Herr Bundeskanzler, und auch Ihre 
Partei versuchen heute, die Situation in Oster­
reich mit dem Hinweis auf das Ausland zu 
überspielen. Lassen wir uns dodl nicht täu­
schen! Wir sind keine Insel der Seligen. Bei 
der heutigen Verflechtung der Wirtsdlaft wir­
ken internationale Entwicklungen zwangs­
läufig auch nach Osterreidl herein. 

Man kann sich angesichts der internatio­
nalen EntWicklung kaum eine Lage vorstellen, 
in der es dringender wäre, d:aß die Wirt­
schaftspolitik auf den festen Grundlagen 
gesunder Staatsfinanz�n betrieben werden 
kann. Sie haben allerdings in Ihrer Regie­
rungszeit die Staatsfinanzen geschwädlt und 
in Unordnung gebradlt, und Sie haben damit 
das Fundament einer Krisenstrategie unter­
miniert. Ich kann daher nur wünschen, daß 
unserem Land jene wirtschaftIidlen Bewäh­
rungsproben erspart bleiben, deren Mei­
sterung womöglich an Ihrer Finanzpolitik 
scheitern könnte. 

Daß die mißglückte Finanz- und Wirtschafts­
politik dieser Regierung auch gesamtgesell­
schaftlidle Auswirkungen hat, ist doch ziem­
lich klar. In einer Zeit, in der wir für unsere 

Demokratie in stärkerem Ausmaße verant­
wortungsbewußte Bürger brauchen, ist Ihre 
Politik nadl wie vor geprägt vom Dberfluß­
und Verteilungsdenken. Sie fördern nämlidl 
mit Ihrer Inflationspolitik den Hang zur Ver­
schwendung, die Wegwerfmentalität, die 
Uberbewertung der Konsumsteigerung, die 
Gewöhnung an eine populäre Gefälligkeits­
demokratie. Das Interesse des Staatsbürgers 
für die entscheidenden Fragen dieser Zeit 
wird nicht wadlgerufen oder geschärft. 

Unsere Demokratie braudlt heute mehr 
denn je Bürger mit gesundem Demokratiever­
ständnis und eine Regierung mit einem be­
sonderen Verantwortungs bewußtsein. Dieses 
Verantwortungsbewußtsein zeigt sidl an der 
Fähigkeit der Verantwortlidlen, im Interesse 
des Gemeinwohles zu regieren und Populari­
tätshascherei zurückzustellen. Dieses Ver­
antwortungsbewußtsein zeigt sidl aber nidlt 
zuletzt auch darin, in welchem Ausmaß und 
in weldler Weise die Regierung von ihrer 
parlamentarischen Mehrheit Gebraudl macht. 
Idl möchte nur eines in Erinnerung rufen: 

Wie Sie in der Rundfunkfrage vorgegangen 
sind, oder in der Frage der Fristenlösung, 
oder bei dem rein machtpolitisch motivierten 
Bodenbeschaffungsgesetz, oder beim Ortstafel­
gesetz -- was uns beträdltliche außenpoli­
tische Schwierigkeiten gebradlt hat -, das 
alles zeigte uns eine Haltung, die das ernste 
Bemühen um eine Konsenspolitik vermissen 
ließ, die einen bemerkenswerten Geist der 
Rücksidltslosigkeit gegenüber großen und 
kleineren Bevölkerungsgruppen, Kirchen, 
Berufsvertretungen, Bundesländern und ande­
den politischen Gruppen erkennen ließ. 

Aus all diesen Gründen stelle ich heute hier 
fest: Ihre Politk ist charakterisiert durdl eine 
nadlhaltige Sdlwädlung der Staatsfirianzen, 
eine Sdlwächung der wirtschaftlichen Behaup­
tungsfähigkeit unseres Landes, durm eine von 
Ihnen vorgelebte Versdlwendungs" und 
Inflationsgesinnung und eine wachsende rück­
sichtslose Madltpolitik. Ja idl· muß sagen: Ich 
habe den Eindruck, daß manches in · Ihrer 
heutigen Politik einschließÜcir mancher Ihrer 
Interviews nur no

·
ch als Ausdru·ck einer Tor­

schlußpanik verstanden werden kann. (Beifall 
bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Obwohl für die Fragen 
der österreidlisdlen Außenpolitik gemäß der 
österreidlismen Bundesverfassung der Außen­
minister zuständig ist, sind Sie persönlidl 
sidlerlidl der letzte, der es ablehnen wird, 
für einen großen Teil der Außenpolitik dieser 
Bundesregierung selbst die Verantwortung zu 
übernehmen. 
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Gerade in diesen Tagen, da die österrei­
chische Antwortnote an Belgrad überreicht 
wurde, wird uns wieder bewußt, wie durch 
die ungeschickte Vorgangsweise der öster­
reichischen Bundesregierung beim Ortstafel­
gesetz die österreichisch-jugoslawischen Be­
ziehungen eine substantielle Verschlechterung 
erfahren haben. Tatsache ist, daß während 
der Zeit, in der die Osterreichische Volks­
partei Regierungsverantwortung getragen hat 
und die österreichische Außenpolitik mitbe­
stimmte oder selbst bestimmte, die österrei­
chisch-jugoslawischen Beziehungen äußerst 
freundschaftlich gewesen sind und die gesamte 
Problematik um die Durchführung des Staats­
vertrages ruhiggestellt war. Sie selbst, Herr 
Bundeskanzler, waren im Jahre 1965 in Bel­
grad, als dort Bundeskanzler Klaus seinen 
Besuch absolvierte. Es ist nicht bekannt, daß 
die jugoslawische Seite das Minderheitenpro­
blem aufrollte oder der österreichischen Seite 
in dieser Richtung irgendweIche Vorwürfe 
machte. 

Als 1 967 Staatspräsident Tito zu einem 
Staatsbesuch in Osterreich weilte, ist ersicht­
lich geworden, wie harmonisch sich zur Zeit 
der OVP-Alleinregierung die österrei­
chisch-jugoslawischen Beziehungen entwickel­
ten, sodaß ein solcher Besuch auf allerhöchster 
Ebene überhaupt stattfinden konnte. 

Wenn wir uns heute in den österreichisch­
jugoslawischen Beziehungen in einer echten 
Krise befinden, dann trägt dafür einzig und 
allein die sozialistische Bundesregierung unter 
Ihrer Führung die Verantwortung. Am Beginn 
dieses Prozesses stand Ihre bedauerliche Ent­
scheidung, das Ortstafelgesetz ohne einen 
Versuch einer einvernehmlichen Parteien­
lösung in diesem Hause und über die Köpfe 
der Betroffenen in Kärnten hinweg zu be­
schließen. 

So sieht. Ihre Regierungskunst aus, so die 
Fähigkeit dieser Bundesregierung, oder besser 
formuliert, die Unfähigkeit der Bundesregie­
rung, gute Nachbarschaftspolitik zu betrei­
ben. 

.Und j etzt noch ein Zweites: Viele Oster­
reicher, Herr Bundeskanzler, stellen sich die 
Frage, ob es denn wirklich sein mußte, daß 
wir Osterreicher bei den Vereinten Nationen 
für die Zulassung der Palästinensischen 
Befreiungsorganisation gestimmt haben. (Bei­
fall bei der OVP.) Ich will j etzt und hier nicht 
im einzelnen das Abstimmungsverhalten der 
österreichischen Delegation untersuchen. Ich 
glaube, das wird sicherlidl der morgigen 
außenpolitischen Debatte in diesem Haus vor­
behalten bleiben. Sicherlich wird dazu einiges 
zu sagen sein. 

Was ich hingegen hier und heute aufwerfen 
möchte, ist die Art Ihres persönlidlen Ein­
tretens für die Palästinensische Befreiungs­
organisation. Man wird den Osterreichern 
vielleicht noch erklären können, daß die Mehr­
heitsverhältnisse in der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen heute einfach so 
beschaffen sind, daß ein kleiner Staat wie 
Osterreich nicht einfach verhindern kann, daß 
man einer Terrororganisation Redefreiheit und 
offiziellen Status vor der Generalversamm­
lung einräumt. 

Eine andere Sache aber isl es, Herr Bundes­
kanzler - und hier setzt meine Kritik an 
Ihrer Politik an -, daß Sie sich zu einem 
warmherzigen Befürworter einer Organisation 
machen, die nach wie vor Terrormethoden als 
legitime Mittel ihres Kampfes betrachtet, die 
es bisher unterlassen hat, die Existenz Israels 
als unabhängigen Staat anzuerkennen, und die 
auch bisher keinen Willen zeigte, mit diesem 
Staat in Koexistenz zu leben. Ja, Herr Bundes­
kanzler, Sie gehen in diesem Zusammenhang' 
sogar so weit, diese Organisation vorsdlUß­
weise für die Zukunft in eine - mit Ihren 
Worten ausgedrückt - "starke moralische 
Autorität" auf- und umzuwerten. 

Wir wissen schon, Herr Bundeskanzler, daß 
die Lösung des Nahostkonfliktes untrennbar 
mit einer gerechten Lösung der Palästinenser­
frage verbunden ist. Im gebe zu, daß man 
vielleicht in der Vergangenheit nicht immer 
mit der gebührenden Aufmerksamkeit die 
schwierigen politischen und humanitären Pro­
bleme, die mit dieser Frage verbunden sind, 
auch beachtet hat. Aber, Herr Bundeskanzler, 
von der Anerkennung der gerechten An­
sprüche der Palästinenser bis zu Ihrer oppor­
tunistischen Haltung gegenüber der PLO ist 
doch ein gewaltiger Schritt ! 

Wäre es nicht auch richtig gewesen, Herr 
Bundeskanzler, gerade weil Sie in diesem 
Jahr Gelegenheit hatten, vor den Ver�inten 
Nationen aufzutreten, Ihre warnende Stimqte 
über den Weg, den diese. VveltorganisatiOll 
offenbar nun einzuschlagen beginnt, zU erhe­
ben? Muß es uns nicht mit Besorgnis erfüllen, 
daß heute in den Vereinten Nationen offenbar 
Entscheidungen mit großer Stimmenmehrheit 
getroffen werden, die 'sich über die Satzung 
und über die eigene Geschäftsordnung hin­
wegsetzen ohne Rücksicht darauf, was Rech­
tens ist. Manme meinen, daß die Praxis der 
diesjährigen Generalversammlung der Ver­
einten Nationen der Anfang vom Ende der 
Weltorganisation sein könnte. Keiner. der 
wirklim den Frieden will, und keiner, der 
seine Hoffnungen auf die UNO bei ihrer 
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Gründung setzte, will eine solche Entwick­
lung. Aber wenn dem so ist, dann müßte es 
einige beherzte Staatsmänner geben, die in 

. diesem Augenblick ihre warnende Stimme 
erheben. Es gibt leider keinen Satz in Ihrer 
Rede vor den . Vereinten Nationen, Herr 
Bundeskanzler, aus dem man entnehmen 
kömite, daß Sie ein solches offenes und 
mahnendes Wort gesprochen haben. Das wäre 
eine staatsmännische Tat gewesen. Diese 
Chance haben Sie nicht genutzt ! 

Und nun noch das eine: Das Budget, das 
wir derzeit verhandeln, ist nur ein - wenn 
auch sehr wichtiger - Teil einer Gesamt­
politik, der wir uns einfach im Interesse des 
Landes und seiner Bevölkerung widersetzen 
müssen. Wenn wir Sie kritisieren, so tun 
wir dies, weil wir wissen, daß am Ende dieser 
Gesetzgebungsperiode die Probleme unseres 
Landes viel größer und nicht kleiner sein 
werden als an ihrem Beginn. 

Die Fehler dieser Regierung und das Erbe, 
. das sie hinterläßt, sind eine Belastung für 
unser Land. Die Bewältigung dieses Erbes 
wird uns allen schwer zu schaffen machen. 
Es wäre zynisch, würden wir heute sagen: 
Sie von der Sozialistisdlen Partei, Sie sollten 
die Suppe, die Sie Osterrei& eingebrockt 
h aben, selbst auslöffeln. Die österreichische 
Bevölkerung denkt ni&t so, sonst würde sie 
bei den Zwischellwahlen der letzten Jahre 
nicht so gewählt haben, wie sie es getan hat. 
Und auch wir denken nicht so, denn zu unse­
ren Vorbildern gehören nicht zuletzt jene 
Männer unserer Partei, die auch seinerzeit 
nicht gefragt haben, · ob es populär sein wird, 
dieses Land zu regieren, sondern die politische 
Verantwortung auf sich genommen haben in 
einer Zeit, in der weder das Brot des nä&sten 
Tages noch die Freiheit des Staates im näch­
sten Jahr gesichert war. (Beifa ll bei der avp.) 

Au& bei der Frage na& dem, was heute 
not tut, wollen wir uns nicht einfa& auf die 
von Ihnen in der Oppositionszeit gebrauchte 
Formel zurückziehen, daß wir uns ni&t den 
Kopf der Regierung zu zerbrechen haben. 
Sicher nicht unbedingt den Kopf dieser jetzt 
im Amt befindlichen Regierung, wohl aber 
zweckmäßigerweise den Kopf über das Regie­
ren nach 1975. 

Wir haben uns diese Frage für viele Be­
reime der Politik vorgelegt. Wir glauben, 
auch, daß die Budgetpolitik einer Neuorien­
tierung bedarf. Dazu müßte nadl unserer 
Meinung die Erstellung der Budgetvorschau 
des Beirates für Wirtschafts- und Sozialfragen 
mit dem Ziel verbessert werden, allmählich 
eine mehrjährige Budgetplanung vorzu­
bereiten. 

Weiters müßte ein langfristiges Bedarfs­
programm für die ganze Investitionstätig keit 
des Bundes mit zeitlichen und sachlichen 
Prioritäten erstellt werden. Eine optimale Ab­
stimmung mit den FinanzierungsmögHchkei­
ten setzt ein solches, na& Sachberei&en ge­
gliedertes, längerfristiges Bedarfsprogramm 
voraus. Die überaus komplizierte Steuer­
gesetzgebung müßte vereinfacht und dazu ein 
über zwei Legislaturperioden laufender 
Etappenplan ausgearbeitet werden. 

Größte Wichtigkeit kommt der raschesten 
A usarbei tung umfassender Einsparungspläne 
im öffentlichen Dienst ohne soziale Härten 
zu, das möchte ich ausdrücklich betonen. 
Alle übrigen gesetzlidlen Verpflichtungen 
müßten rigoros überprüft werden, ob ihr der­
zeitiger Zweck noch den Zielsetzungen zur 
Zeit der Einführung entspricht. Au& müßten 
neue Bundesgesetze, die jährlich wieder­
kehrende Ausgaben mit sich bringen, mit 
einem Fa&gutachten einer Budgetkommission 
verbunden werden . 

Raschest überprüft müßten jene gesetzli&en 
Ausgabenverpflichtungen werden, die ein­
deutige Verschwendungseffekte mit sich brin­
gen. Hier denke ich zum Beispiel an die 
Methoden der S&ulbuchaktion. 

Die gesamte außerbudgetäre Investitions­
finanzierung über Sondergesells&aften, Lea­
sing und roulierende Verwaltungss&ulden 
müßte offengelegt werden. Die außerbudgetäre 
Investitionsfinanzierung hat in den letzten 
Jahren immer mehr zugenommen. Die volks­
wirtschaftli&en Auswirkungen der Budget­
erstellung lassen sich aber nur dann beurtei­
len, wenn die 'gesamte Investitionsfinanzie­
rung direkter und indirekter Art des Bundes 
und im weiteren Sinn der gesamten öffent· 
lichen Hand erfaßt werden kann. 

Aber Sie haben bisher auf unsere Vor­
stellungen und Vors&läge nidlt gehört, und 
wir sind gewiß, Sie werden es auch in den 
letzten Monaten dieser Legislaturperiode 
nicht tun. Sie haben das bei der Schulbuch­
aktion und beim ORF nicht getan und werden 
das sicher au& bei anderen Fragen nicht tun. 
Sie werden aber im nächsten Jahr am Tag der 
Nationalratswahl, ungeachtet Ihrer Sand­
kastenspiele mit den Terminen, auf die Stim­
men aller Osterreicher zu hören haben. 

"Ver heute in die Bevölkerung hineinhört, 
meine Damen und Herren, der wird feststellen, 
daß sie sich in Sorge um die Zukunft anderes 
erwartet, 

. 
als ihr von der gegenwärtigen 

Regierung geboten wird. 

Was sidl viele heute erwarten, das ist eine 
neue Gesinnung der Orientierung auf die 
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gemeinsamen Interessen im Staat, für das 
Maß des Möglichen und eine Rangordnung, 
bei der Beschränkung am rechten Platz als 
Sparsamkeit geachtet und Großzügigkeit am 
falschen Platz als Verschwendung abgelehnt 
wird. (Zustimmung bei der GVP.) 

Entscheidend ist, ob die Regierung bereit 
ist, mit gutem Beispiel voranzugehen, ob sie 
gewillt ist, alle, auch sich selbst, mit der 
gleichen Elle zu messen. Eine Regierung hat 
nicht nur Maßstäbe für andere zu setzen, sie 
muß Vorbild sein. Das erwartet die Bevöl­
kerung! Und diese Erwartungen haben Sie 
nicht erfüllt. 

Wir wollen der Bevölkerung keine Wohl­
standsluftschlösser vorgaukeln, denn heute 
geht es ja letztlich darum, sicherzustellen, daß 
nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt wird, was 
von den Osterreichern in all den Jahren mit 
großem Fleiß erarbeitet wurde. Aber wenn 
wir sagen, daß wir eine stabile Währung, 
gesicherte Arbeitsplätze, eine sozial gerechte 
Ordnung und höhere Lebensqualität ver­
wirklichen wollen, dann meinen wir es auch. 

Ich habe eingangs darauf hingewiesen, daß 
es sich um den letzten Budgetentwurf vor den 
Nationalratswahlen handelt. Ich möchte ab­
schließend hinzufügen : Wir werden unsere 
ganze Kraft einsetzen, damit es der letzte 
Eudgetentwurf einer sozialistischen Allein­
regierung in Osterreich sein Wird. (Lang­
anhaltender Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Heinz Fischer. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer (SPOl : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Es ist Tradition, daß 
bei Budgetdebatten nicht nur über Ansätze 
des Finanzgesetzes gesprochen wird, sondern 
auch über politische Fragen. Es wird Bilanz 
gezogen oder kritisiert, es werden Wünsche 
formuliert oder Projekte erläutert. 

Dabei soll es auch bleiben, und zwar gerade 
auch bei dieser Budgetdebatte, aber mit der 
Modifikation, daß wir heuer - um einen Ver­
gleich aus der Welt des Fußballs zu bringen ­
kein Trainingsspiel auf e i n  Tor veranstalten 
werden, bei dem die Opposition nur kritisiert 
und angreift und sich die Regierungspartei 
verteidigt, sondern daß wir eine politische 
Auseinandersetzung führen werden, bei der 
man auch die Opposition und das Verhalten 
der Opposition und die Argumente der Oppo­
sition unter die Lupe nimmt. Nur angreifen 
und nur kritisieren - und das womöglidl 
zu immer gleichen Themen mit immer gleichen 
Phrasen und immer gleichen Formulierun­
gen - ist wohl zu wenig. 

Gerade diesen Stil haben Sie bei der ersten 
Lesung vor wenigen Wochen zu praktizieren 
begonnen. Ich würde mich sehr täuschen -
und das erste Beispiel haben wir heute schon 
gehabt -, wenn das nicht auch der Stil der 
zukünftigen Budgetdebatte von Ihrer Seite 
wäre. 

Hohes Haus ! Bei der ersten Lesung hat 
ein ganz auf Nostalgie eingestellter Dok­
tor Withalm - übrigens in eklatantem 
Gegensatz zu den klaren Wählerentscheidun­
gen der Jahre 1 970 und 1 97 1  - uns von der 
sogenannten guten alten Zeit der OVP­
Regierung vorschwärmen wollen, als es noch 
einen "echten Osterreicher" an der Spitze der 
Regierung, einen "Eisernen Hermann" an 
seiner Seite, ein Pradersches Bundesheer und 
Korensche Paukenschläge als Hauptattrak­
tionen der Politik gab. (Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. Dr. B a u  e r: Den "Bauring"­
Skandal gab es nicht!) 

Nur eines, meine Damen und Herren, haben 
Sie vergessen: Daß am Ende Ihrer Regie­
rungszeit die Mindestrenten in Osterreich 
1333 S betragen haben, während Ihnen heute 
2354 S zu wenig sind (Zustimmung bei der 
SPO - Zwischenrufe bei der OVP), und daß 
die Durchschnittpensionen damals 2093 S be­
tragen haben, während Ihnen heute 3489 S 
zu wenig sind! (Neuerliche Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: Aber 
die Kaufkraft . . . 1) Wenn Sie von der Kauf­
kraft reden, so möchte ich Ihnen nicht so viel 
volkswirtschaftliche Unk.enntnis unterstel­
len, daß Sie nicht wissen, daß diese Steigerun­
gen die Preissteigerungen mehr als wett­
machen in der realen Kaufkraft. (Neuerliche 
Zustimmung bei der SPO. - Dr. Marga 
H u b  i n e  k: Das glaubt Ihnen kein MenschI) 

Der Herr Dr. Withalm und die Redner der 
OVP haben auch zu sagen vergessen, daß 
es am Ende Ihrer Regierungszeit einen § 144 
StG gegeben hat, von dem zwar heute nie­
mand mehr etwas wissen will, der Ihnen aber 
damals, meine Damen und Herren, herzlich 
wenig Kopfzerbrechen bereitet hatte. Sie 
haben auch zu sagen vergessen, daß bei den 
landwirtschaftlichen Zuschußrenten die Alters­
renten im Durchschnitt des Jahres 1 970 bei 
etwa 470 S lagen, während sie heute fast 
1 000 S im Durchschnitt erreichen. (Zustim­
mung bei der SPO. - Widersprudl bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn der 
Kollege Haider in diesem Zusammenhang von 
einem "schwarzen Fleck" auf unserer Sozial­
weste gesprochen hat, so kann ich Ihnen nur 
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sagen: Ihre Sozialweste war so schwarz, daß 
schwarze Flecken auf ihr gar nicht bemerkbar 
waren! (Neuerliche Zustimmung bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Am Ende Ihrer 
Regierungszeit im Jahre 1 970 haben Sie für 
die Gesundheitspolitik ganze 328 Millionen 
Schilling ausgegeben. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. B I  e n k.) Herr Dr. Blenk! Sie haben 
328 Millionen Schilling zur Verfügung gehabt. 
Heute sind Ihnen 1382 Millionen Schilling 
zu wenig! - Das ist Ihre Doppelzüngigkeit 
in diesem Bereich. 

Im Jahre 1 970 haben Sie für Zwecke des 
Familienlastenausgleichs rund 7 Milliarden 
Schilling zur Verfügung gehabt, und die nicht 
zur Gänze. Heute sind Ihnen 16,4 Milliarden 
Schilling zu wenig! 

Sie, meine Damen und Herren, haben in 
der "guten alten Zeit der OVP-Regierung" -
unter Anführungszeichen, damit wir uns nicht 
mißverstehen - das Arrangement mit der 
EWG nidlt zustande gebracht (Rufe bei der 
OVP: Sie waren dagegen!), es hat keine 
Arbeitsverfassung gegeben, es hat keine neue 
Gewerbeordnung gegeben, es hat kein Boden­
beschaffungsgesetz gegeben, es hat keine 
Postenausschreibung gegeben, es hat keine 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle gegeben 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Aber billigere 
Wohnungen!), und zwar, weil Sie das ent­
weder gar nicht angestrebt haben (Abg. Dok­
tor B 1 e n k: Sie reden gegen Ihre bessere 
Uberzeugung!) oder weil es wohl in Ihrer 
Regierungserklärung enthalten war, aber Sie 
Ihre diesbezüglichen Versprechungen gebro­
chen haben. 

So viel zur Nostalgiewelle der OVP, die bei 
einer konservativen Partei, die um ihre ver­
lorenen Regierungspositionen trauert, zwar 
verständlich ist, aber jedenfalls mit der 
Realität konfrontiert werden muß, und die 
spricht 'ni,cht für Sie, ,meine Damen und Herren! 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Dann haben Sie, Herr Dr. Withalm, sich der 
Gegenwart zugewandt und von den vier Tod­
sünden der Regierung Kreisky , gesprochen. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Ein schwacher 
Fischer heule!) Ich kann nicht behaupten, daß 
ich besonders bibelfest bin. Aber wenn aus­
gerechnet ein Dr. Withalm von den vier Tod­
sünden der Regierung Kreisky spricht (Abg. 
Dr. W i t h a I  m: Es sind mehr!), dann fällt 
selbst mir, Herr Dr. Withalm, jene Bibelstelle 
ein, wo es heißt :  "Was siehst Du aber den 
Splitter in Deines Bruders Auge, den Balken 
j edoch in Deinem eigenen Auge, den siehst 
Du nicht."  (Beifall bei der SPO.) 

Und im Matthäus-Evangelium, meine 
Damen und Herren, heißt es weiter :  "Du 
Heuchler, ziehe zuerst den Balken aus Deinem 
eigenen Auge, und dann magst Du zusehen, 
daß Du den Splitter aus Deines Bruders Auge 
ziehst." 

' 

Ich glaube :  An diesen Spruch werden wir 
uns bei dieser Budgetdebatte noch des äfteren 
erinnern. 

Ich hätte übrigens auch für die Kollegen 
von der FPO für die Budgetdebatte etwas, 
was sie nicht nur beherzigen sollten gegen­
über der Regierung, sondern vielleicht auch 
in ihrer innerparteilichen Diskussion: "Richtet 
nicht, damit Ihr nicht gerichtet werdet." -
Das für die Herren Abgeordneten Dr. Scrinzi 
und Zeillinger. 

Wir werden, um an diese Feststellung anzu­
knüpfen, die Unredlichkeit aufzeigen, die 
darin besteht . . . (Zwischenruf des Abg. Dok­
tor M u s  s i 1.) Herr Dr. Mussil! Wenn Sie 
sich zu Wort melden vom Wirtschaftsbund, 
dann fällt mir das Gleichnis vom Kamel und 
dem Nadelöhr ein. - Sie wissen schon, was 
ich meine. (Heiterkeit.) 

Hohes Haus! Wir werden die Unredlichkeit 
aufzeigen, die darin besteht, daß Ihnen die 
Lösung von Problemen, wie wir sie erarbeitet 
haben und wie wir sie zustandegebracht 
haoen, in fast allen Fällen nicht gut genug, 
nicht rasch genug, nicht weitgehend genug et 
cetera ist, während Sie auf diesen Gebieten 
überhaupt nichts gemacht haben, ja vielfach 
die Probleme gar nicht erkannt haben, die es 
hier zu lösen gilt. (Abg. Dr. B 1 e n k: Schwarz­
weiß-Kabaret t  ist das!) 

Wo war denn die Gesundheitspolitik der 
OVP, als Sie die Gelegenheit hatten, das zu 
verwirklichen, was Herrn Dr. Wiesinger jetzt 
der Reihe nach einfällt? Heute ist es für Sie 
nicht sehr kostspielig" es kostet Ihnen nur 
eine Aussendung im OVP·Pressedienst, solche 
Porderungen zu stellen, aber früher ist Ihnen 
das alles nicht eingefallen. 

Wo waren denn Ihre Maßnahmen für den 
Umweltschutz? Wo war denn die Familien­
politik der tJVP? Wo war denn, Herr Dok­
tor Gruber, Ihre famose Regelung für das 
kostenlose Schulbuch, die Sie heute anbieten? 
Wo waren denn die Maßnahmen für die Berg­
bauern? Wo war denn die Umwandlung der 
bäuerlichen Zu schuß renten in volle Pensionen 
et cetera? (Abg. S k r i t e  k: Nichts haben sie 
gehabtf) 

Was im besonderen die von Dr. vVithalm 
konstatierte erste Todsünde der SPO betrifft, 
nämlich das Bundesheer, die Reduzierung des 
Grundwehrdienstes von neun auf sechs 
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Monate, da erinnere ich mich, daß im Wahl­
kampf 1 970 im Februar die OVP auf einmal 
selbst die Möglichkeit einer solchen Herab­
setzung des Grundwehrdienstes von neun auf 
sechs Monate entdeckt hat. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. W i t h a I m.) 

Am 3. Oktober 1970, meine Damen und 
Herren, am Tag vor der Nachwahl in Wien, 
da lese ich im "Volksblatt" unter der Uber­
Sdlrift "Morgen ist die letzte Chance" - Sie 
haben Sie nicht nützen können, diese letzte 
Chance -: "OVP für sechs Monate". So hat 
das damals gelautet. 

Das heißt, vor den Wahlen, meine Damen 
und Herren, haben Sie - um in Ihrer Termi­
nologie zu bleiben - fest mitgesündigt und 
erst nach den Wahlen, auf den Bänken der 
Opposition, sind Sie tugendhaft geworden. 
Ob Sie das auch bleiben, meine Damen und 
Herren, ob Sie vor den nächsten \Vahlen 
standhaft die Rückkehr zu neun Monaten 
Dienstzeit öffentlich ankündigen werden oder 
ob Sie dann vielleicht neuerlidl mit der Tod­
sünde der sechs Monate Grundwehrdienst 
leben werden, das wird erst die Zukunft 
zeigen, meine Damen und Herren. 

Zu den Vorwürfen, die von OVP-Seite 
gegen diese Bundesregierung erhoben werden 
mit einer Monotonie, die jeder tibetanischen 
Gebetsmühle alle Ehre machen würde, gehört 
auch die Behauptung von der Nichterfüllung 
des Regierungsprogramms. Darf ich Sie, bevor 
ich dann näher darauf eingehe, ein bißehen an 
Ihre eigene Regierungserklärung erinnern, 
diese ein wenig der Vergeßlichkeit, für die ich 
Verständnis habe, entreißen. Was haben Sie 
denn alles versprochen und nidlt gehalten? 

Bundesländerforderungsprogramm, lese idl : 
nicht gehalten. 

Neue Rechtsreform für die Entwicklungshilfe 
versprochen: nicht gehalten. 

Kompetenzgesetz versprochen: nicht gehal­
ten. (Zwischenruf des Abg. Dr. B I  e n k.) 

Strafrechtsreform versprochen :  nicht gehal-
ten. 

. 

Moderne Erwachsenenbildung versprochen: 
nicht gehalten. 

Grundlegende Änderung des derzeitigen 
Umsatzsteuersystems, die Mehrwertsteuer, 
versprochen: nidlt gehalten. 

Neues Haushaltsrecht versprochen: nicht 
gehalten. 

Längerfristige Maßnahmen auf dem Sektor 
der Agrarpolitik einschließlich Verbesserung 
der Marktordnungsgesetze versprochen: nicht 

gehalten. (Abg. Dr. B I  e n k: Das schlechte 
Gewissen läßt Sie so weit zurückgreifen!) 

Rechtsbereinigung auf dem Sektor des Forst­
wesens, Beseitigung der Härten auf dem 
Gebiet der landwirtschaftlichen Zuschuß­
renten. Jetzt frage ich Sie, haben Sie diese 
Härten beseitigt oder haben Sie diese nicht 
beseitigt, meine Damen und Herren von der 
OVP? 

Verbesserung der Lebensmittelkontrolle, 
Kodifizierung des Arbeitsrechtes : alles offen 
geblieben, alles Wahlversprechungen, die Sie 
nicht gehalten haben. 

Herr Dr. Schleinzer !  Sie haben vorhin 
gefragt: Was ist eigentlich ein Debakel? Das 
war ein Debakel, was Sie zwisdlen 1966 und 
1970 geboten haben. (Beifall bei der SPO.) 

Dazu kommt noch etwas anderes, meine 
Damen und Herren. (Abg. Dr. B I  e n k: Es muß 
Ihnen peinlich sein, über Ihre eigene Zeit zu 
reden!) Schade, daß Klubobmann Prof. Koren 
nicht da ist, sonst würde ich ihn bitten, doch 
den Dr. Blenk auf die Rednerliste zu setzen. 
Er kommt scheinbar heute nicht dran und muß 
jetzt sein "Wissen" in Zwischenrufen depo­
nieren. 

Meine Damen und Herren! Dazu kommt 
noch etwas anderes. Das Regierungsprogramm 
dieser Regierung, der sozialistischen Regie­
rung, war nicht nur eine Zusammenstellung 
von Wünschen und Forderungen aus den 
diversen Schreibtischladen der einzelnen 
Ressorts, sondern das war ein Programm für 
umfangreiche Komplexe unserer Gesellschafts­
ordnung, tür eine Modernisierung dieses 
Landes nicht nur in technischer und ökono­
mischer Hinsicht, sondern auch in vielen 
anderen Bereichen unserer Gesellschaft. Das 
heißt, daß es nicht nur galt, aktuelle Probleme 
zu lösen, sondern vielfach erst neues Problem­
bewußtsein zu schaffen. 

Was hat denn der Gedanke der Mitbestim­
mung in Ihrer Regierungszeit für eine Rolle 
gespielt? Uberhaupt keine. Welche Aufmerk­
samkeit haben Sie dem Komplex des 3pital­
wesens gewidmet, dem "Skandal der Armen 
und Alten", wie ich bei Ihnen nachgelesen 
habe? Was ist Ihre Vorstellung gewesen auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes? Was ist 
Ihnen zum Kampf gegen das Sterben vor der 
Zeit eingefallen? (Abg. Dr. P r  a d e  r: Schon 
etwas Besseres!) Lauter Leermeldungen, meine 
Damen und Herren, lauter Leermeldungen. 

Ich gebe gerne zu, daß man diese großen 
Komplexe nidlt auf einen Streich, nicht mit 
einem Gesetz, ja vielleidlt nidlt einmal in 
einer Gesetzgebungsperiode lösen kann. 
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Der Kampf gegen die Armut, meine Damen 
und Herren, ist in diesem Land noch nicht 
gewonnen. Denn das ist eine Aufgabe, die 
aktuell bleiben wird, solange unsere Gesell­
schaft so geschichtet ist, wie sie geschichtet 
ist, solange es ein Oben und ein Unten in 
dieser Gesellschaft gibt. Denn ' Armut ist 
ja nicht nur ein absoluter, sondern auch ein 
relativer Begriff. Aber wenn es irgendjeman­
den gibt, der nicht das Recht hat, uns auf 
diesem Gebiet Vorwürfe zu machen, dann ist 
es eine Partei, die die Probleme nicht einmal 
erkannt, geschweige denn gelöst hat. (Beifall 
bei der SPO.) Dann ist es eine Partei, meine 
Damen und Herren, die sich vier Jahre lang 
mit Zähnen und Klauen gewehrt hat, die 
Witwenpensionen wenigstens von 50 auf 
60 Prozent zu erhöhen. (Beifall bei der 8PO. -
Abg. Dr. B I  e n k: Die Frau Metzker hat sich 
gewehrt! 8ie waren nicht dabei, als sich die 
8Pt) gewehrt hat!) Dann ist es eine Partei, 
die jeden Eingriff in die soziale Schichtung 
unserer Gesellschaft als Nivellierung und 
Gleichmacherei verteufelt. Dann ist es eine 
Partei, für die 470 S Alterszuschuß­
rente ausreichend waren, während das heute 
bei einem rund doppelt so großen Betrag nicht 
der Fall ist, wobei ich mich j a  noch daran 
erinnere - die anderen Kollegen werden sich 
noch viel besser daran erinnern -, daß Sie 
sich ja seinerzeit überhaupt gegen die Ein­
führung einer Bauernpension gesträubt haben, 
meine Damen und Herren. (Beifall bei der 
8Pt). - Abg. Dr. K 0 h I m a i  e r: Wir haben 
sie eingeführtI) 

Meine Damen und Herren ! Das alles gilt 
in ganz besonders hohem Maße auch für einen 
Komplex, von dem Herr Dr. Schleinzer heute 
gleichfalls gesprochen hat, nämlich für die 
Probleme und den Bereich der Demokrati­
sierung. Ich betrachte es als Unredlichkeit im 
eingangs zitierten Sinn, wenn uns die OVP 
vorwirft, daß die Regierungserklärung hin­
sichtlich des Komplexes Demokratisierung 
unserer Gesellschaft nicht oder nicht genügend 
erfüllt wurde, wenn die gleiche Partei sich 
gleichzeitig allen wirklich weitgehenden oder 
weitergehenden Demokratisierungsbestrebun­
gen entgegenstellt; sei es im Bereich der Hoch­
schulen, im Bereich der betrieblichen Mitbe­
stimmung und so weiter, sei es im Bereich 
der Schule und in anderen Bereichen unserer 
Gesellschaft. 

Aber umgekehrt sind Sie sehr rasch bei 
der Hand mit dem Vorwurf undemokratischen 
Verhaltens an die Adresse der SPO. Sie 
führen heute zum Beispiel das sogenannte 
Einsetzen der Mehrheit oder das Setzen von 
Fristen als Beweis an. Mit dem Problem An-

wendung der Mehrheit will ich mich heute 
nicht beschäftigen, das haben wir schon öfters 
getan, die Zitate sind ja in bester Erinnerung. 

Aber vielleicht ein Wort zum Setzen von 
Fristen, meine Damen und Herren. Wissen 
Sie, wann und von wem in diesem Haus zum 
ersten Mal in der Zweiten Republik eine Frist 
gesetzt wurde? Es war die t)VP, die bei der 
Behandlung des OIG-Gesetzes, eines Initiativ­
antrages, dieser Bestimmung der Geschäfts­
ordnung zur Premiere verholfen hat. (Abg. 
Dr. W i t h a I  m: Im Einvernehmen mit der 
Präsidialkonferenz!) Und kennen Sie die 
näheren Begleitumstände? Ja, ich weiß es 
genau, der Antrag Withalm und Genossen 
ist am 25. Juni 1 969 im Nationalrat einge­
bracht worden, und Sie haben gesagt, dieser 
Antrag wird nicht mehr v e r  handelt, der wird 
nur mehr b e handelt. (Abg. Dr. W i t h a I  m: 
Das haben wir in der Präsidialkonferenz so 
vereinbart!) Daß er nicht mehr verhandelt, 
sondern behandelt wird, das haben wir nicht 
vereinbart, Herr Generalsekretär. 

Schon am nächsten Tag ist es zur ersten 
Fristsetzung in diesem Parlament gekommen. 

Aber wenn wir beim Rundfunkgesetz nach 
monatelangen Verhandlungen oder bei der 
Volksanwaltschaft nach buchstäblich jahre­
langen Verhandlungen das tun, was die OVP 
am Tag nach der Einbringung eines Initiativ­
antrages getan hat, nämlich eine Frist zu 
setzen, und wenn wir das mit der selbstver­
ständlichen Einladung zu noch weiteren 
Beratungen verbinden, dann kennt die 
moralische Entrüstung der OVP keine Gren­
zen. Denn was für die OVP recht war - das 
scheint Ihre Philosophie zu sein -, das ist 
für die SPO noch lange nicht billig. Ich bitte 
Sie nur, mir die Suche nach der Charakteri­
sierung einer solchen Vorgangsweise zu  
erlassen. 

Genauso doppelbödig ist die Entrüstung 
mancher OVP-Abgeordneter über die Ableh­
nung von Anträgen oder die angeblich 
mangelhafte Fairneß und Toleranz der SPO 
in dieser Gesetzgebungsperiode. 

Ich erinnere Sie an eine Rede des Abge­
ordneten Häuser, der Dinge gesagt hat, die 
wir von Ihnen jeden Tag zu hören bekommen. 
Er hat gesagt: "Und noch eines, das richte 
ich insbesondere an Herrn Abgeordneten Wit­
halm: Reden Sie nicht für die Galerie . . .  , für 
die Presse und für den Rundfunk von Demo­
kratie, von Gemeinsamem, von einem edlen 
Wettstreit . . .  , wenn Sie jede Anregung, wenn 
Sie jeden Vorschlag von uns . . .  einfach unter­
drücken!"  
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Meine Damen und Herren! Der gesamte 
Wortlaut des stenographischen Protokolls, aus 
dem Sie auch Ihre eigenen Reaktionen und 
Zwischenrufe heraushören können, lautet: 

"Und noch eines, das richte ich insbesondere 
an den Herrn Abgeordneten Dr. Withalm: 
Reden Sie nicht für die Galerie (lebhafter 
Widerspruch bei der OVP - . . .  - Abg. 
Glaser : Unerhört ! ) .  für die Presse und für 
den Rundfunk von Demokratie, von Gemein­
samem, von einem edlen Wettstreit (andau­
ernde Zwischenrufe bei der OVP - Ruf bei 
der OVP: Das ist eine Unverschämtheit! ) .  
wenn Sie jede Anregung, wenn Sie jeden 
Vorschlag von uns in diesem Hause mit Ihrer 
Mehrheit ganz einfach unterdrücken! (Anhal­
tende stürmische Zwischenrufe bei der OVP.­
Die Abgeordneten der OVP trommeln mit den 
Fäusten auf die Pulte. .- Abg. Glaser ruft 
ständig : Aufhör,eul Aufhören! . . , , (Abg. Prinke: 
Das Volk wird euch schon antworten!) 

Jawohl, das Volk hat geantwortet, aber 
nicht uns, sondern Ihnen, meine Damen und 
Herren, für diese Doppelbödigkeit, Dinge, die 
Sie uns jeden Tag vor Augen halten, die Sie 
uns jeden Tag vorwerfen, wenn ein Minister 
dann dazu Stellung nimmt, das gleich als 
ungeheure Polemik, als mangelnde Toleranz 
zu bezeichnen, während Sie damals - ich 
habe es Ihnen vorgelesen - s 0 auf eine Rede 
eines sozialistischen Oppositionsabgeordneten 
reagiert haben. Ihre Politik des Messens mit 
zweierlei Maß besteht darin, hart zu sein im 
Austeilen und wehleidig zu sein beim Ein­
stecken, meine Damen und Herren. (Beifall bei 
der SPO.) 

Diese Doppelbödigkeit ist auch für Ihre 
Haltung in wirtschaftlichen Fragen charakte­
ristisch. 

Seit 1 970 schwelgen Sie in düsteren Pro­
gnosen, sprechen von einem wirtschaftlichen 
Versagen, betreiben eine Politik des perma­
nenten Krankjammerns. Aber wenn Sie dann 
mit Zahlen konfrontiert werden, mit Zahlen 
über die Steigerung des Realeinkommens der 
Bevölkerung, mit Zahlen über Nettozuwachs­
raten in der Wirtschaft, mit Zahlen über Zu­
wächse bei den Spareinlagen, über Mehrauf­
wendungen für Familien für Gesundheit oder 
für Wissenschaft und Forschung, dann machen 
Sie einen Salto in der Argumentation und 
sagen: Na Kunststück, bei fünf Jahren unge­
brochener Hochkonjunktur. 

Meine Damen und Herren! Entweder oder. 
Sie müssen sich entscheiden: entweder Sie 
bleiben beim wirtschaftlichen Jammertal, zwar 
bar jeder Realität, aber den Wünschen Ihrer 
Propagandisten entsprechend, oder Sie ver-

zichten auf das Jammertal und sprechen die 
wirtschaftliche Entwicklung der letzten fünf 
Jahre der Hochkonjunktur zu. Aber beides 
geht nicht. 

In welche unheilbaren Widersprüche man 
sich auf diese Art verstrickt, das wurde uns 
ja kürzlich eindrucksvoll bei einer Fernseh­
diskussion zwischen Bundeskanzler Dok­
tor Kreisky und dem Herrn Bundesparteiob­
mann Dr. Schleinzer demonstriert, die Herr 
Dr. Schleinzer mit der Feststellung begonnen 
hat, daß er den Vorwurf des Konkurses voll 
aufrechterhalten müsse, und die er mit der 
Feststellung beendet hat, daß wir in Ver­
hältnissen leben, um die uns sehr viele in 
der Welt beneiden. (Beifall bei der SPO.) 

Uns stören diese Widersprüche in der Hal­
tung der Opposition nicht weiter, meine 
Damen und Herren. Nur eine Bitte:  nicht so 
oft von Glaubwürdigkeit reden, denn sonst 
könnte nur mehr Sigmund Freud bei der 
Interpretation dieses Phänomens helfen. Dabei 
ist heute tatsächlich - darüber kann kein 
Zweifel bestehen - in Europa eine Situation 
gegeben, die man aus den verschiedensten 
Gründen als ernst und schwierig bezeichnen 
muß, und wo es wirklich aller Anstrengungen 
bedarf, um den heraufkommenden Schwierig­
keiten zu begegnen und die Arbeitsplätze in 
unserem Land zu sichern. Nur eines, meine 
Damen und Herren von der Opposition: 
Wenn Sie sagen, Sie haben es ja immer schon 
gewußt, und Sie haben es immer schon 
prophezeit, dann begeben Sie sich in die 
Situation jenes Mannes, der an j edem Tag 
der Woche sagt: Heute ist Freitag ! ,  und der 
nach sechs Fehlanzeigen am siebenten Tag 
wahnsinnig stolz ist, wenn einmal in der 
Woche wirklich Freitag ist. (BeifalI und 
Heiterkeit bei der SPO.) 

Dieser Vergleich, meine Damen und Herren, 
ist auch insofern sehr brauchbar, als er nicht 
nur den Wert Ihrer Prognosen beleuchtet, son­
dern auch die Gemütslage widerspiegelt, in 
der Sie jetzt feststellen, daß - im konkreten 
Fall müßte ich sagen: leider - einmal in der 
Woche wirklich Freitag ist. Denn man kann 
sidl manchmal des Eindrucks nicht erwehren, 
daß die Hoffnung auf eine Korrelation - das 
ist ein Fremdwort -, die Hoffnung auf eine 
Korrelation zwischen den wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten der Regienung und den poli­
tischen Schwierigkeiten für die SPO für die 
Stimmung mancher Volkspartei-Politiker gar 
nicht unerheblich ist; man nennt das Speku­
lation a la baisse. Nur werden Sie sich auch 
hier täuschen. Denn die Menschen in diesem 
Land wissen ganz genau, Herr Kollege Mit­
terer, daß die Sicherheit der Arbeitsplätze bei 
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einer SPO-Regierung in wesentlich besseren 
Händen ist als bei einer allfälligen OVP­
Regierung. (Beifall bei der SPO. - Ironische 
Heiterkeit bei der O VP. - Abg. Dr. W i t­
h a I  n1: Was spricht dafür, Herr Kollege?) 

Hohes Haus ! Ich möchte die Analyse . . . 
(Anhaltende Zwischenrufe bei der OVP.) Ich 
kann nichts dafür, daß Sie so nervös werden, 
wenn man Mitterer zitiert, aber es ist halt 
sehr bemerkenswert gewesen, was damals 
gesagt wurde. Und auch das, was dann über 
die zu hohen Masseneinkommen gesagt 
wurde, habe ich für sehr bemerkenswert er­
achtet. 

Aber ich möchte die Analyse der Haltung 
der Opposition - jetzt reden wir einmal über 
die Opposition - noch auf andere Bereiche 
ausdehnen: Zum Beispiel auf Fragen der 
gesellschaftlichen Situation im allgemeinen 
und der politischen Situation. Die OVP hat 
sich - manche werden es vielleicht inzwischen 
vergessen haben - vor zwei Jahren ein neues 
Programm gegeben und dabei dem Zug der 
Zeit folgend das betrieben, was man Face 
lifting nennt, das heißt den Versuch gemacht, 
das konservative Image abzubauen und sich 
als Partei der Mitte - manche waren sogar 
kühn genug zu sagen, der fortschrittlichen 
Mitte - zu präsentieren. Aber ein vorsich­
tiger Delegierter auf dem Parteitag hat schon 
damals gesagt: "Schon morgen werden wir 
gefragt werden, was sich auf Grund unseres 
neuen OVP-Programms ändern wird." Seither 
sind zwei Jahre vergangen. Und was hat sich 
geändert, meine Damen und Herren? Soweit 
ich es beurteilen kann, hat sich nichts 
geändert . . . (Abg. Dr. K 0 h I m a i  e r: Die 
Wahl ergebnisse in der letzten Zeit, Herr 
Dr. Fischer!) Herr Kollege ! Aber die 
Nationalratswahlergebnisse, auf die Sie im 
Jahre 1 969 so gehofft haben, auf die hoffen Sie 
auch im Jahre 1 974 vergeblich. Lassen Sie sich 
das versichern, Herr Dr. Kohlmaier !  (Beifall 
bei der SPO.) 

Geändert hat sich, daß eine gewachsene 
konservative Partei sich auch in diesem 
Bereich einen Januskopf zugelegt hat, wobei 
die eine Hälfte dieses Januskopfes den 
Li beralen der fortschrittlichen Mi tte Avancen 
macht, während die andere Hälfte versucht, 
weiterhin alle konservativen Grundströmun­
gen und Vorurteile, die es in unserer Gesell­
schaft gibt, gegen die Regierung zu mobili­
sieren und auszunützen. 

Die eine Hälfte des OVP-Januskopfes be­
klagt die großen Einkommensunterschiede; 
ich denke an einen sehr interessanten Artikel 
von - ich will nicht sagen meinem Freund, 
(Abg. Dr. Ro h I m a i  e r: Freundschaft ist 

keine Schande!), weil idl ihm nicht schaden 
will - Dr. Peter Diem über die Idee der 
Gleichheit. Und die andere Hälfte dieses 
Januskopfes wettert gegen das, was Sie 
Nivellierung und Gleichmacherei nennen. Die 
eine Hälfte des OVP-Januskopfes findet die 
Mitbestimmung im UOG nicht weit genug -
habe ich gestern in einer steirischen Zeitung 
gelesen -, die andere prophezeit uns Berliner 
Verhältnisse und eine Diktatur- der debat­
tierenden Minderheit über die studierende 
Mehrheit : ich glaube richtig zitiert zu haben, 
Herr Dr. Schleinzer. 

Ein Teil der OVP sagt: Leben hat Vorrang, 
bei einem anderen haben wir das Gefühl, 
daß man sich eher denkt, Profite haben Vor­
rang - siehe Lebensmittelgesetz! 

Die eine Hälfte des Januskopfes ist für eine 
faire und liberale Handhabung des Strafvoll­
zuges, die andere lebt geradezu vom Schüren 
der Vorurteile auf dtesem Gebiet. 

Und selbst beim Strafrecht scheinen mir die 
Konturen heute ein wenig unschärfer zu sein, 
als sie es noch vor einem Jahr waren. 

Ich -frage mich nämlich:  Ist es wirklich nur 
vornehme Zurückhaltung, die bei den sonst 
ja nicht gerade schweigsamen Spitzenfunktio­
nären der OVP im Zusammenhang mit dem 
Volksbegehren der "Aktion Leben" plötzlich 
ausgebrochen ist, oder ist es vielleicht so, daß 
man zwar draußen am Land, in den kleinen 
Gemeinden sehr eifrig mit der " Aktion Leben" 
gegen die Sozialisten und die Fristenlösung 
Stimmung macht, aber es sich halt doch in den 
größeren Städten mit den Liberalen und Jün­
geren in unserer Bevölkerung nicht verderben 
will? 

Hohes Hausl In den nächsten Tagen und 
Wochen wird es noch viele Gelegenheiten 
geben, unsere Grundthese von der J anus­
köpfigkeit dieser OVP zu beweisen (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Besser als Kopflosigkeit!) 
und die Haltung der OVP an ihren eigenen 
Postulaten zu messen. Wir werden sehen, ob 
Ihnen bei der Landesverteidigung die Schlag­
kraft des Bundesheeres oder nur die Zugkraft 
eines Wahlsdllagers am Herzen liegt, meine 
Damen und Herren. 

Wir werden im Zusammenhang mit der 
Volksanwaltschaft sehen, ob Ihnen der Rechts­
schutz der Bevölkerung wichtig ist oder nur 
die Rechthaberei gegenüber der Bundes­
regierung. Und wir werden vor allem sehr 
genau beobachten, ob Sie die Taktik, die Sie 
noch jedes Jahr bei der Budgetdebatte einge­
schlagen haben - und die Sie auch heuer 
im Finanzausschuß betrieben haben -, 
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weiterverfolgen, nämlich die Gesamtausgaben 
des Bundesfinanzgesetzes als zu hoch zu 
kritisieren und gleichzeitig aber in zahlreichen 
Einzelfällen zusätzliche Forderungen und 
Wünsche anzumelden. (Rufe bei der OVP: Wo 
isL das geschehen?) Das lese ich Ihnen aus 
jeder Ausgabe der "Parlamentskorrespon­
denz" vor. Was ist denn mit den landwirt­
schaftlichen Zuschußrenten, was ist mit den 
zu niedrig dotierten Hochschulen, meine 
Damen und Herren? Ich gebe schon zu, Herr 
Kollege Ofenböck :  Sie haben heuer keine 
Abänderungsanträge eingebracht. Aber das 
macht die Sadle nicht besser, sondern höch­
stens widersprüchlicher. Denn früher haben 
Sie wenigstens das, was Sie verbal gefordert 
haben, auch in Anträge gekleidet. Das war 
gewissermaßen konsequente Lizitationspolitik. 

Heuer aber betreiben Sie inkonsequente 
Lizitationspolitik, indem Sie zwar verbal 
Zusatzforderungen stellen, aber nicht mehr den 
Mut und die Courage haben, diese Forderun­
gen auch in Anträge zu kleiden. Früher gab 
es "nur" den Widerspruch zwischen Ihrer 
Kritik an der Ausgabensumme einerseits und 
Ihren Reden und Anträgen andererseits. Heute 
gibt es den doppelten Widerspruch zwischen 
dem, was Sie bei den einzelnen Budget­
kapiteln verlangen, dem, was Sie bean­
tragen das ist nämlich ganz etwas 
anderes -, und dem, was Sie als Saldo haben 
wollenj das ist nämlich wieder etwas ganz 
anderes, meine Damen und Herren! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Betreiben Sie weiter Ihre Oppositionspolitik 
nach dem Motto: Den Balken im eigenen Auge 
nicht sehen und sich über den Splitter beim 
anderen alterieren! Werfen Sie uns ruhig 
weiter die weltweiten Preissteigerungen und 
die Probleme auf dem Energiesektor vor, wie 
Sie das jedes Jahr getan haben. Betreiben 
Sie ruhig Ihre Schwarz-Weiß-Malerei, indem 
Sie die unleugbaren Fortschritte und Ver­
besserungen, die in den letzten vier Jahren 
erzielt wurden und die unser Land verändert 
haben - was ja niemand leugnen kann, der 
offene Augen hat -, indem Sie das alles in 
Bausdl und Bogen abstreiten und bagatel­
lisieren. Führen Sie sich ruhig weiter - Kol­
lege Blecha wird ja darüber noch sprechen -
mit dem absurden Märchen vom roten "Rund­
funkterror" , vom "Rundfunkputsdl", vom 
"roten Rundfunk" ad absurdum, das die 
Herren Sdlleinzer, Kohlmaier, Peter und wie 
sie alle heißen in diesem angeblichen 
Regierungsrundfunk selbstverständlich, 
denn das verlangt das Gebot der Objektivität 
und der Meinungsvielfalt - täglich durch 
eben diesen Rundfunk verbreiten können. 

Ich bin übrigens in diesem Zusammen­
hang dem Klubobmann Koren dankbar für ein 
Zitat, das ich im "OVP-Pressedienst" vom 
14. November gelesen habe, daß nämlich die 
S icherung der Unabhängigkeit der Journa­
listen im ORF "nie in Frage gestellt" war. 
Aber ein "Regierungsrundfunk" , meine 
Damen und Herren, oder ein "Rundfunk­
terror" mit unbestritten unabhängigen 
Journalisten, die das Programm machen - j a  
merken Sie denn nicht, was das für eine 
absurde These ist? 

Werfen Sie, meine Damen und Herren von 
der OVP, die Sie vier Jahre lang im Glashaus 
der OVP-Regierung gesessen sind, ruhig 
Steine auf das angeblich zu geringe Demo­
kratieverständnis der SPO. 

Und werfen Sie, die Sie im Glashaus der 
äußerst ungeschickten Vereinbarungen mit 
den Vereintim Nationen gesessen sind, ruhig 
auch Steine auf das UNO-City-Projekt, wie 
das Kollege König immer tut. Dbrigens, beim 
Dr. König fällt mir immer die Gestalt des 
Herostratos aus der griechischen Geschichte 
ein, jenes Mannes, der, von krankhaftem Ehr­
geiz beseelt, sidl nie durdl positive Leistungen 
auszeichnen konnte. (Beifall bei der SPO.) Weil 
er aber trotzdem auf jeden Fall berühmt 
werden sollte, hat er dann im Jahre 356 v. Chr. 
den Tempel der Artemis, eines der größten 
antiken Bauwerke, angezündet. Damit ist er 
dann wirklich berühmt geworden. Der Herr 
Dr. König - da ich ihm ja nidü unterstellen 
kann, daß er die UNO-City anzünden will -
wird nicht einmal mit seiner Art berühmt 
werden, er wird höchstens eingehen in die 
Parlamentsgeschidlte als derjenige, der ver­
geblidl den Bau der UNO-City zu kritisieren 
und zu konterkarieren versucht hat. 

Wissen Sie, meine Damen und Herren von 
der OVP, warum uns Ihre Polemik im Grunde 
nicht stört? Sie stört uns deshalb nicht (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Warum reden Sie dann 
so viel darüber?), weil das Land mit der 
Arbeitsteilung, die darin besteht, daß die SPO 
regiert und die OVP kritisiert, gar nidlt 
sdllecht fährt. Meine Damen und Herren von 
der Opposition: Sie können mit dieser 
Arbeitsteilung zufrieden sein, wir sind es 
auch und die Bevölkerung wird es wahr­
scheinlich auch sein. (Ruf bei der OVP: 
"Wahrscheinlich"!) Ich bin nidlt so arrogant, 
wie Sie es im Jahr 1 969 waren, wo Sie so 
dezidiert den OVP-Wahlsieg für 1 970 verkün­
det haben und dann halt ordentlich ausge­
rutsdlt sind mit Ihren Prognosen. 

Es stört uns Ihre Polemik auch deshalb 
nidlt, weil Sie ja nichts daran ändern kann, 
daß diese Regierung in vier Jahren ungeheuer 

820 
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viel geleistet hat. (Abg. Dr. K 0 h I m  a i e r: 
Sich ungeheuer viel geleistet hall) Wir haben 
uns sicher bei manchen heißen Eisen die 
Finger verbrannt, meine Damen und Herren. 
Trotzdem sind wir froh, daß wir diese heißen 
Eisen angefaßt haben und daß wir uns an 
Themen gewagt haben, die Sie als tabu unter 
den Teppich gekehrt haben, daß Probleme ins 
Licht der öffentlichen Diskussion gehoben 
wurden, über die man den Mantel des angeb­
lich lückenlosen vVohlfahrtsstaates gebreitet 
hat. Wo wäre denn heute die "Aktion Leben" 
mit ihren sozialpolitischen und sonstigen Vor­
schlägen ohne den Griff zum heißen Eisen 
des Strafgesetzes und ohne den Schritt zur 
Fristenlösung, meine Damen und Herren? 

Ich gebe zu, bei einer OVP-Regierung gäbe 
es weder eine Fristenlösung noch eine "Aktion 
Leben" noch die zahlreichen familien­
politischen Maßnahmen für Mutter und Kind, 
sondern eine Strafbestimmung a la Klecatsky 
als Beruhigungspille für das schlechte Gewis­
sen der Gesellschaft, wie wir es j ahre- und 
j ahrzehntelang erlebt haben. (Beifall bei der 
SPO.) Es gäbe Abtreibungen, meine Damen 
und Herren, wie bisher, die aber deshalb nie­
mand stören würden, weil man die Gewiß­
heit hätte, daß zwischendurch j a  doch die 
Gerechtigkeit siegt, indem ein paar arme 
Teufel vor Gericht gestellt werden. 

Bei einer OVP-Regierung gäbe es auch 
keine provokanten Diskussionen um Probleme 
des Gesundheitswesens, denn die Ordnung 
der Dinge bestünde darin, daß man sich von 
Herrn Piaty und der Ärztekammer bestätigen 
ließe, daß ohnehin alles in bester Ordnung 
sei. 

Bei der OVP-Regierung gäbe es auch keine 
Probleme mit der Landwirtschaft, Herr Kollege 
Minkowitsch, denn diese Landwirtschaft würde 
von den gleichen Funktionären unter 
Kuratell gehalten werden, die heute Streiks 
organisieren, wie gehabt! (Beifall bei der 
SPO.) 

. 

Bei der OVP-Regierung, meine Damen und 
Herren, gäbe es auch keine Armut. Denn 
damals war man einfach mit 500 S Zuschuß­
renten nicht arm. So einfach ist das, meine 
Damen und Herren von der Volkspartei !  Und 
bei einer OVP-Regierung gäbe es auch keine 
Probleme mit Reformen - denn es gäbe über­
haupt keine Reformen! 

Das ist es, was wir die Janusköpfigkeit der 
OVP nennen, die Ihnen das Recht nimmt, 
immer wieder von Glaubwürdigkeit zu reden. 
Sie haben vier Jahre lang bestenfalls verwal­
tet, die SPO hat vier Jahre lang regiert. Das ist 
der Unterschied. (Beifall bei der SPO.) Ich bin 

überzeugt, meine Damen und Herren - und 
das wird die Zukunft weisen --, daß der 
Bevölkerung eine Regierung Kreisky lieber 
ist als eine Verwaltung Schleinzer oder gar 
eine Verwaltung Sdlleinzer-Peter. (Lebhafter, 
langanhaltender Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Zeillinger. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Wer während der Ausführungen des 
Regierungssprechers noch gezweifelt hätte, 
daß er bereits die Rede zur Wahl hält und 
nicht zum Budget, der ist von den letzten 
Worten überzeugt worden. 

Kollege Fischer,  Sie haben heute in Ihrer 
Budgetrede, in Ihrer Darlegung des soziali­
stischen Standpunktes zum Jahreshaushalt 
1 975 mit der Regierung der Volkspartei von 
1 966 bis 1 970 abgerechnet. Darf ich Ihnen 
ein Geheimnis verraten: die Regierung gibt 
es gar nicht mehr. (Heiterkeit bei der OVP.) 

Bereits seit einigen Jahren ist eine soziali­
stische Regierung im Amt. Sie haben aber mit 
keinem Wort zur sozialistischen Regierung, 
zum Budget gesprochen. Ich muß den Herrn 
Präsidenten des Hauses fast fragen, ob es mir 
erlaubt ist, dann auch zum Bundesfinanzgesetz 
zu sprechen, oder ob wir heute alle Wahl­
reden halten müssen. Ich finde, ein biß ehen 
sollte man dem Volk schon sagen, was Sie 
vorhaben. 

Herr Kollege Fischer, wenn Sie jetzt wäh­
rend Ihrer Rede, während Ihrer Wahlrede, mit 
der OVP-Regierung abgerechnet haben, dann 
verspreche ich Ihnen eines: Wir Freiheitlichen 
werden auch mit der Regierung abrechnen, 
aber mit der Regierung, die im Amt ist. (Bei­
fall bei der FPO und bei Abgeordneten der 
avp.) Denn das Volk interessiert ja, was 
jetzt geschieht, was Sie getan oder nicht getan 
haben. 

Sie haben fromme Bibelsprüche verteilt ­
ich habe gar nicht gewußt, daß Sie so katho­
lisch sind, das ist mir neu -: Sie haben mir 
heute zwar nichts Neues gesagt, aber unter 
anderem haben Sie einen Satz auch an uns 
Freiheitliche gerichtet, Sie haben gesagt, be­
sonders auch an meine Adresse : Richtet nicht, 
damit ihr nicht gerichtet werdet. Ich darf Sie 
fragen: Haben Sie den Satz zum erstenmal 
beim oberösterreichischen Parteitag der Sozia­
listen gehört? (Heiterkeit bei FPO und OVP.) 

Dort ist gerichtet worden, Herr Kollege, 
dort ist ein Scherbengericht gewesen. Ich 
nehme an, daß Sie Ihre katholischen Lehrsätze 
von diesem oberösterreichischen Parteitag 
haben. 
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Herr Kollege, darf ich Ihnen hier jetzt etwas 
zu Beginn sagen? Ich habe die Absicht, am 
Schluß noch auf einige Ihrer Ausführungen 
einzugehen, zuerst aber mit dem Herrn Bun­
desfinanzminister hier über das Budget, über 
den 1 .  Punkt der Tagesordnung, über das Bun­
desfinanzgesetz 1 975 zu sprechen. 

Der Herr Bundesfinanzminister hat an den 
Anfang seiner Budgetrede den Satz gestellt: 
Die Staatsfinanzen sind in Ordnung. Darauf­
hin entbrannte eine Diskussion, unter ande­
rem mit dem Wirtschaftsjournalisten und Wirt­
schaftswissenschafter Horst Knapp, der dazu 
erklärt hat: Die Staatsfinanzen waren noch nie 
so wenig in Ordnung wie unter dieser Regie­
rung. 

Ich habe während der letzten Sitzung im 
Namen der freiheitlichen Fraktion an den 
Herrn Finanzminister einige konkrete Fragen 
gerichtet. Fragen zum Budget. Die Sitzung war 
am 6. November. Der Herr Finanzminister, der 
sich sonst, also auch in dieser Sitzung, mehr­
mals zum Wort gemeldet hat, hat interessan­
terweise in dieser Sitzung keine Antwort ge­
geben, er hat sich daraufhin überhaupt nicht 
zu Wort gemeldet, sodaß eine Diskussion 
darüber nicht möglich war. Der Herr Finanz­
minister hat zur Beantwortung der fünf Fra­
gen, die ich an ihn gerichtet habe, 14 Tage ge­
braucht, er hat mir dann nach 15 Tagen einen 
Brief geschrieben, den ich am 25. November 
erhalten habe. Ich habe jetzt acht Tage Zeit, 
wieder zu antworten. Ich darf das nämlich 
zur "Waffengleichheit" sagen: Sie haben den 
ganzen Apparat und haben nicht antworten 
können. Wir Freiheitlichen haben keinen 
Apparat, das wissen Sie vom Präsidenten . , . 
(Abg. Dr. A n  d r 0 s c  h :  Ich war nicht im 
Lande!) Sie waren nicht imstande ! Wenn Sie 
nicht imstande sind, können Sie nicht Finanz­
minister sein. (Abg. Dr. A n  d r 0 s e h: Ich war 
nicht im Lande!) Bitte? Sie sind da oben geses­
sen. Entschuldigen Sie, Herr Minister, ich habe 
mit Ihnen gesprochen, als Sie da oben geses­
sen sind. Ich habe Ihnen so konkrete Fragen 
vorgelegt, daß Sie die alle aus dem Stegreif 
hätten beantworten können und müssen. Um 
sich eine Ausrede einfallen zu lassen, haben 
Sie 14 Tage gebraucht. 

Die Wirtschaft ist in Ordnung, Herr Finanz­
minister! Aber die Finanzpolitik der Regierung 
gibt uns Anlaß zur Sorge. Es gibt keine Krise 
in Osterreich, keine Krise der Wirtschaft. Es 
ist nur eine Krise der sozialistischen Finanz­
politik, und mit dieser Krise möchte ich mich 
auseinandersetzen, zu dieser Krise möchte ich 
sprechen. 

Herr Finanzminister, als erstes haben wir 
an Sie die Frage gerid1iet: "Ist es richtig, daß 
Sie bei Banken Geld leihen müssen, um Ge­
hälter und Pensionen bezahlen zu können?" 

Herr Finanzminister! Sie haben daraufhin 
in einem Brief viel geschrieben, aber zur Sache 
selber haben Sie überhaupt nichts gesagt. Sie 
haben gesagt: "Die Höhe der Bundeseinnah­
men liegt selbstverständlich nicht nur weit 
über den Personalausgaben, sondern um 
einige Milliarden Schilling über den Gesamt­
betrag der laufenden Ausgaben." Das wissen 
wir ja, Herr Finanzminister. Bitte uns nicht 
für dumm zu halten, das wissen wir, dazu 
brauchen wir nichts sagen. 

Ich habe Sie konkret gefragt, ob Sie in die­
sen Tagen, um . Ihren Verpflichtungen nach­
kommen zu können, damit Gehälter und Pen­
sionen ausbezahlt werden können, bei den 
Banken Kredite aufgenommen haben. Das war 
eine konkrete Frage. In Ihrem Brief ist keine 
Antwort darin. 

leh darf Ihnen sagen, Herr Finanzminister, 
warum ich diese Frage an Sie gerichtet habe: 
Weil aus Bankkreisen diese Frage mit großer 
Sorge an uns herangetragen wurde. Sie brau­
chen nicht den Kopf zu schütteln. Darf ich Sie 
fragen, ob Sie Ende September allein bei 
einer Großbank 200 Millionen Schilling auf­
genommen haben und ähnliche Geldbeträge 
auch bei anderen Banken? 

Nachdem ich Ihren Brief bekommen habe 
und sehe, daß Sie davon nichts wissen wollen, 
darf ich etwas mehr sagen. Es gibt eine Bun­
desanleihe, die für November vorgesehen war j 
weil Sie völlig illiquid, zahlungsunfähig, sind, 
ist sie auf Oktober vorverlegt worden. Und 
weil Sie im September kein Geld hatten, Herr 
Finanzminister, meine Frage: Sind Sie zu Ban­
ken gegangen und haben Sie sich auf diese 
kommende Anleihe von den Banken hunderte 
Millionen Schilling ausgeliehen, die Sie mit 

Ich darf mich jetzt mit Ihrem Brief vom den Einnahmen dieser Anleihe zurückbezah-
2 1 .  November deswegen auseinandersetzen, len wollten? Das war meine Frage. 
weil es um folgende Fragen geht: Sie sagen: 
Die Staatsfinanzen sind in Ordnung. Wir Frei­
heitlichen sagen: Die Staatsfinanzen sind nicht 
in Ordnung. Und die Familie Osterreicher 
interessiert die Frage: Kann man ruhig schla­
fen bei dieser Regierung und bei der Finanz­
politik, die Sie im Jahre 1 975 vorhaben? 

Und auf diese Frage, Herr Minister, haben 
Sie keine Antwort gegeben. Und wenn ich 
jetzt sage: bei den Banken ausgeliehen, dann 
sind das nicht böse Kapitalisten, von denen 
Sie Geld genommen haben, sondern Banken, 
die dem Volk gehören. 
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Ich weiß nicht, bei welchen Banken Sie 
waren, ich weiß konkret von einer Bank: dort 
waren es 200 Millionen Schilling. (Abg. Doktor 
A 11 d r 0 s c h: Na sicher!) Jetzt nicken Sie, 
j etzt fällt es Ihnen ein. Warum haben Sie 
dann nicht die Frage : Haben Sie in der letzten 
Zeit bei Banken Geld ausgeliehen?, mit Ja 
beantwortet? (Abg. Dr. A 11 d r 0 s c h: Das 
haben Sie nicht gefragtl) Sie waren zahlungs­
unfähig. Ob Sie dürfen oder nicht, war nicht 
die Frage. Die Frage war: Haben Sie ausge­
liehen?, Herr Finanzminister. Das haben Sie 
nicht beantwortet. Das war die konkrete Frage. 
r Abg. Dr. A 11 d r 0 s c h: Das war nicht die 
Frage!) 

Herr Finanzminister! Sie wissen, daß wir 
Freiheitlichen zwar die Redezeitbeschränkung 
nicht unterschrieben haben, aber wir wollen 
uns etwa auf diese Weise beschränken. Das 
ist ja das Handikap, daß wir j etzt nicht mehr 
begründen, sondern nur mehr kurz beweisen 
können. 

Lesen Sie das Protokoll der letzten Sitzung, 
Sie sind da oben gesessen, das war konkret 
die Frage. Darf ich Ihnen aus dem Pressedienst 
wörtlich vortragen :  "Ist es richtig, daß Sie 
bei Banken Geld leihen mußten, um Gehälter 
und Pensionen zahlen zu können?" (Abg. Dok­
tor A n  d r 0 s e h: Das nichtl) Herr Minister, 
Geld hat kein Mascherl, aber Sie haben Ende 
September zwischen 700 und 1000 Millionen 
Schilling auf die kommende Anleihe ausge­
liehen. (Abg. Dr. A n  d r 0 s c  h: Sicher!) Sicher. 
Herr Minister, so selbstverständlich ist das 
nicht, daß der Staat zahlungsunfähig ist. Nein, 
Herr Minister, so selbstverständlich ist das 
nicht. Um diese Frage ist es gegangen, ob 
Sie illiquid sind, ob Sie bei den Banken, bei 
den Banken des Volkes Geld geliehen haben. 
(Abg. Dr. A n  d r 0 s c  h: Aber nicht um Gehäl­
ter zu zahlen!) Da hat der Präsident der \Virt­
schaftskammer einmal eine herbe Kritik ge­
übt, die ich j etzt verstehe. Natürlich, dann 
fehlt unserer Wirtschaft das Geld, das sind 
j a  die Banken des Volkes, die Sie ausgeräumt 
haben. Jetzt fehlt der Wirtschaft das Geld, 
und damit gefährden Sie auch Arbeitsplätze, 
Herr Finanzminister. Nicht jetzt die Hände 
zusammenschlagen! 

Hier oben sind Sie gesessen und haben nicht 
zugegeben, daß Sie Ende September auf einen 
Monat - ich nehme an, Sie zahlen bei allen 
Banken rund acht Prozent Zinsen - geliehen 
haben. Das heißt also, Sie zahlen für ein 
Monat rund 5 Millionen Schilling Zinsen. Ich 
nehme an, daß das ungefähr stimmen wird. 

Sehen Sie, das wäre die Antwort gewesen, '  
da hätten Sie nicht einen langen Brief schrei­
ben müssen, sondern das war konkret die 

Frage, und hier haben Sie die Antwort ver­
weigert. Und nun muß ich heute die Antwort 
geben, weil eine Diskussion nicht möglich ist 
und, Herr Kollege Fischer, weil die Transpa­
renz der Regierung Kreisky nicht mehr vor­
handen ist. Nicht einmal mehr, wenn man 
fragt, bekommt man Antwort. Aber Sie rech­
nen ab mit der Volkspartei-Regierung, was 
die ab dem Jahre 1 966 bis 1 970 angestellt hat. 
Daß das eine schlechte Regierung war, das 
weiß ich als Freiheitlicher, wir haben sie näm­
lich damals auch bekämpft, so wie wir heute 
die sozialistische Regierung mit ihren Fehlern 
bekämpfen, Wo ist jetzt die versprochene 
Transparenz, wenn Ihre Minister nicht mehr 
antworten, wenn wir fragen? Sie gehen zu 
Banken, weil Sie zahlungsunfähig sind und 
leihen sich dort Beträge in der Größenordnung 
von 700 bis 800 Millionen Schilling aus. Das 
heißt, Sie haben eine Anleihe, von der Sie 
noch gar nicht gewußt haben, ob sie gezeich­
net wird, bereits verbürgt und verpfändet. 

Herr Minister !  Die Frage ist nur :  Haben Sie 
es gemacht? Wenn Sie das Geld gehabt hätten, 
dann wäre es j a  geradezu leichtfertig, sich 
Geld auf einen Monat von Banken auszuleihen, 
damit die Wirtschaft zu schädigen, die Arbeits­
plätze 'zu ge,fä!hrden. 5 Mi1lionen Schil1ing!  Sie 
haben kein Geld, und da zahlen Sie für ein 
Monat 5 Millionen Schilling allein an Zinsen, 
nur weil Sie nicht mehr in der Lage waren, 
Ihren dringendsten Zahlungsverpflichtungen 
nachzukommen. 

Herr Minister, da sagen Sie: Die Finanz­
politik ist in Ordnung! ,  und schreiben in dem 
Brief sogar: "eine denkbar günstige Finan­
zierungsstruktur" . Ist das, Herr Finanzminister 
Androsch, eine günstige Finanzierungsstruk­
tur, wenn Sie kein Geld mehr haben, wenn 
Ihre Kassen leer sind und Sie zu verstaatlich­
ten Banken gehen und sich dort 200 Millionen 
Schilling leihen, von allen Banken zusammen 
700, 800, 900 Millionen Schilling, und dafür 
Zinsen zahlen? Das nennen Sie eine "denk­
bar günstige Finanzierungspolitik"? Das ist 
die schlechteste Finanzierungspolitik, die es 
überhaupt gegeben hat, denn sie schadet in 
Wahrheit dem Volk und schwächt die Staats­
finanzen. 

Herr Finanzminister ! Wir haben doch eine 
ähnliche Situation nicht nur in Ihrem Bereich, 
wir haben auch in der Frage - ich habe die 
Pensionen angeschnitten; Sie können das nach­
lesen, ich bin gerne bereit, Ihnen außerhalb 
der 40 Minuten dann die Stelle zu zeigen -
der Sozialversicherung dasselbe Verhältnis. 

Die Pensionsversicherung der Arbeiter ist 
angewiesen auf die Zuschüsse des Bundes. 
Das w.issen wir, das geschieht mit Kenntnis 
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und mit voller Billigung. Die Pensionsver­
sicherung der Arbeiter muß sich nun von 
Banken und von der Pensionsversicherung der 
Angestellten Geld ausleihen, um die Pensio­
nen auszahlen zu können, weil der Bund, weil 
Sie, Herr Minister, Ihren gesetzlichen Ver­
pflichtungen nicht rechtzeitig nachgekommen 
sind. - Sie sagen jetzt nein, Herr Ministerl 
Gut. Ich werde mich wieder zu Wort melden 
und werde Ihnen genauso, wie ich Ihnen 
bewiesen habe, daß Sie eine Anleihe bei den 
Banken aufgenommen haben, schließlich 
doch auch nachweisen, daß Sie mit Ihren 
Zahlungsverpflichtungen gegenüber den 
Sozialversicherungsanstalten in Rückstand ge­
kommen sind. Damit sind die Anstalten, die 
die Pensionen auszahlen, in Schwierigkeiten 
gekommen. Ich glaube nicht, daß die sich 
leichtfertig von einer anderen Anstalt und von 
Banken - auch das ist nachweisbar, Herr 
Finanzminister - Geld ausgeliehen haben. 
Denn bei ihrem Ausleihen von Banken haben 
sie als Begründung gesagt: Der Finanzmini­
ster ist im Verzug mit den uns gesetzlich zu­
stehenden Mitteln. Damit gefährden Sie die 
Pensionen des kleinen Mannes. Herr Kollege 
Fischer ! Jetzt rechnen Sie nicht mit der OVP 
ab. Daß die OVP schlecht regiert hat, das 
unterschreibe ich Ihnen als Freiheitlicher. Rech­
nen Sie ab mit einem sozialistischen Finanz­
minister, der eine Finanzpolitik macht, daß die 
Pensionen, die Sie so oft gerühmt haben, nur 
mehr ausbezahlt werden können, wenn die 
Banken Geld herleihen! 

Das ist die heutige Situation. Und der Herr 
Finanzminister sagt in seiner Rede, die Finanz­
politik des Staates ist in Ordnung. Herr 
Finanzministerl Sie ist nicht mehr in Ordnung, 
die Finanzpolitik des Staates! Es ist eine 
Lüdce vorhanden. Ich würde furchtbar gerne 
Von Ihnen oder von einem Sprecher der Regie­
rung hören, wie Sie beabsichtigen, diese Lücke 
zu schließen, wo jetzt noch nicht feststeht, wie 
die Jännergehälter bezahlt werden sollen. 
Denn wenn die Banken das Geld nicht mehr 
herleihen können, dann ist der Finanzmini­
ster am Ende. Dann kommen wieder jene Zei­
ten der dreißiger Jahre, wo die Gehälter und 
Pensionen des Staates dreimal im Monat aus-

werden sollen, daß man Rechnungen liegen­
lassen soll. Liegt eine solche Anweisung vor? 
Das bitte ich Sie in der Debatte zu beantwor­
ten. 

Daß Präsident Sallinger über die schlechte 
Zahlungsmoral des Bundes geklagt hat, weiß 
ich. In keinem privaten Teil der Wirtschaft 
wäre es möglich, daß Rechnungen liegenblei­
ben. Kleine Geschäftsleute, kleine Lieferanten 
sind es, die oft ein Jahr warten müssen, bis 
sie das Geld von Ihnen bekommen. Das ist 
eine schon bekannte Tragödie. Konkret: Gab 
es eine Anweisung, daß die Rechnungen lie­
genbleiben sollen? Sie können das nicht ab­
streiten, denn wir können ja auf Grund der 
Abrechnungen überprüfen, ob Sie bezahlt 
haben oder nicht bezahlt haben. Ich möchte 
hier zur Entlastung der Finanzbeamten fragen, 
denen gegenüber behauptet wird, eine solche 
Anweisung von Ihnen liege vor. Stehen Sie 
auf und sagen Sie, daß der hohe Beamte, der 
das in Umlauf gesetzt hat, gegen Ihren Willen 
gehandelt hat. Wenn Sie nicht aufstehen, dann 
heißt das für die Finanzbeamten :  Das Gerücht 
ist wahr, der Finanzminister deckt das, die 
Rechnungen haben liegenzubleiben, sonst 
können die Jännergehälter nicht mehr bezahlt 
werden. 

Aber Sie, Herr Finanzminister, haben ge­
sagt: Die Staatsfinanzen sind in Ordnung. 
Nein, Herr Minister !  Sie waren noch nie so 
gefährdet wie im gegenwärtigen Zeitpunkt. 

Darf ich zur Frage zwei kommen, die ich 
Ihnen am 6.  November gestellt habe und die 
Sie auch nicht beantwortet haben. Ich habe Sie 
damals gefragt : Stimmt das, daß Ihnen insge­
samt 7 Milliarden derzeit fehlen, im Septem­
ber 4 Milliarden plus 3 Milliarden? 

Da ist etwas sehr Interessantes. Es gibt 
einen sogenannten Abgabenerfolg des Bun­
des, der immer monatlich so um den 20. oder 
25. herum für den nächsten Monat er­
scheint, den wir auch in den Klubs bekommen 
und mit großem Interesse in den Fraktionen 
studieren. Interessanterweise, Herr Minister, 
ist plötzlich im August dieser Abgabenerfolg 
gestoppt worden, angeblich über Ihre Wei-

gezahlt wurden, Herr Kollege ! Das ist die sung. 
Abrechnung mit der gegenwärtigen Regierung. Tatsache ist - Herr Minister, ich darf gleich 

sagen, es ist mir Auskunft gegeben worden, 
daß er über Ihre Weisung gestoppt worden 
ist -: Ein Abgabenerfolg, der seit Monaten 
erscheint und den wir in den Fraktionen auf­
arbeiten, um zu sehen, wie Sie wirtschaften, 
wird über Ihre Weisung gestoppt. Das ist 
deshalb interessant, weil die Weisung genau 
zusammenhängt mit der ersten Lesung und 
weil wir diese Ziffern gebraucht haben. 

Herr Finanzminister, darf ich Sie noch etwas 
konkret fragen? Aus Ihrem Ministerium liegt 
uns eine Information, eine Anweisung vor, 
die dahin gehend lautet - ich sprach jetzt 
Von der Finanzlücke, die Sie haben, eine Lücke, 
die Sie schließen müssen, um die Jännergehäl­
ter ausbezahlen zu können, weil ja die Banken 
im Moment ausgeschöpft sind -, daß momen­
tan Rechnungen nur zurüdchaltend bezahlt 
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Ich habe daraufhin am 6. November Ihre 
Aufmerksamkeit darauf gelenkt und inter­
essanterweise ist er j etzt gekommen. Aller­
dings ist jetzt der gekommen, der am 25. Sep­
tember hätte kommen sollen, und darf ich 
Ihnen nur zur Erinnerung sagen: der am 
25. November spätestens - der 25. war immer 
der letzte Tag - hätte veröffentlicht werden 
sollen, der ist noch nicht veröffentlicht. Sie 
sind also schon wieder 14 Tage im Rückstand. 
o ja,  Sie werden ihn nach der Budgetdebatte 
veröffentlichen. Nachdem ich nämlich die Zif­
fern gelesen habe, Herr Finanzminister, ist 
mir vollkommen klar, warum Sie ihn nicht 
veröffentlicht haben. Denn da steht wortwört­
lich die Bestätigung dessen drinnen, was ich 
Sie namens der freiheitlichen Fraktion mit 
Besorgnis gefragt habe. Das widerlegt aber, 
was Sie sagen: die Staatsfinanzen sind in 
Ordnung. Hier steht eindeutig drinnen, daß 
die Staatsfinanzen nicht in Ordnung sind. 

Ich bin froh, daß wenigstens die Rede im 
N ovember dazu geführt hat, daß Sie mit einem 
Monat Verspätung das für den September 
herausgegeben haben. Herr Finanzminister, 
Sie haben aber nicht das Recht, gegenüber der 
Offentlichkeit von Transparenz zu reden. Der 
Bundeskanzler spricht immer von Transparenz, 
und der Finanzminister hält die ihm unan­
genehmen Veröffentlichungen zurück, nur da­
mit das Parlament nicht rechtzeitig zur Bud­
getdebatte das einsehen kann. 

Ja, Herr Minister, das ist eben der Stil der 
sozialistischen Regierung. Darum habe ich ja  
gesagt : Sie rechnen immer mit Klaus und 
Withalm ab, ich rechne mit Kreisky und An­
drosch ab. Das ist die Wirklichkeit. 

Im Abgabenerfolg steht nun drinnen, Herr 
Finanzminister, die sieben Milliarden fehlen 
Ihnen tatsächlich. Darf ich Ihnen Ihre eigene 
Veröffentlichung zur Kenntnis bringen. 
Daraus geht hervor, daß der zehnjährige 
Durchschnitt Ihres Bruttoaufkommens in den 
Monaten Jänner bis September also mit 
1 1 ,99 Prozent - wenn Sie es ganz genau 
wissen wollen, mit 72 Prozent - eingebracht 
worden ist. Aus der Anlage dazu - das darf 
ich dann gleich zitieren - geht nun hervor, 
daß Sie in den Monaten Jänner bis September 
fünf Milliarden unter dem langjährigen Durch­
schnitt, das sind, wie Sie sagen, 4,7 Prozent 
unter dem langjährigen Durchschnitt, geblie� 
ben sind. Darf ich das vorlesen? Ich zitiere 
Androsch - ich zitiere aber nicht Androsch, 
wo er gesagt hat, die Finanzpolitik ist in 
Ordnung, sondern ich zitiere die Anlage A -: 

Das Aufkommen der öffentlichen Abgaben 
in den Monaten Jänner bis September 1 974 
von brutto 1 02 Milliarden Schilling liegt daher 

brutto lum rund 5 MHlliaTden Schi'lling oder 
4,7 Prozent unter den Zehnjahresdurchschnitt­
prozentsätzen. (Abg. Dr. A n  d r 0 S C h: Brut to!) 
- Bitte, jetzt nicht mit brutto-netto ! Herr 
Finanzminister, das Brutto-netto-Spiel kauft 
Ihnen niemand mehr ab ! Wir haben mit der 
OVP brutto verrechnet, wir werden mit Ihnen 
auch brutto verrechnen I Wir Freiheitlichen 
haben keinen Grund, einen anderen Maßstab 
an Ihre Politik anzulegen als seinerzeit an 
jene der OVP. Bleiben wir bei der korrekten 
Bruttorechnung. 

Wir können das Ganze - ich kann es nur 
nicht jetzt aus. dem Stegreif - auch auf die 
Nettorechnung umstellen. Dann ist das Deba­
kel für Sie noch größer, wenn wir reell 
bleiben, wenn wir reelle Kaufleute bleiben. 
- Auf die Reellität eines Kaufmannes werde 
ich auch noch kommen. 

Nun, Herr Finanzminister, weiß ich, warum 
Sie das zurückgehalten haben. Da wäre näm­
lich die Antwort auf meine Frage, ob Sie bis 
Ende September 7 Milliarden zuwenig ein­
genommen haben, schon aus dieser Ihrer Stel­
lungnahme beantwortet worden. Denn wenn 
Sie diese Ziffern anschauen, so kommen Sie 
genau auf diese fünf Milliarden, 5,002. Um 
jetzt meine sieben Milliarden zu erklären: Ich 
bin ja kein Finanzminister, ich habe ja nicht 
den Apparat, und Sie enthalten mir als Volks­
vertreter die Unterlagen vor. Herr Kollege 
Fischer! Führen Sie die Transparenz der Sozia­
listen durch, die der Herr Bundeskanzler ver­
spricht. Es ist ja unerhört! Ich möchte wissen, 
was die Sozialisten gemacht hätten, wenn Sie 
von der Volkspartei - ich habe keinen Grund 
Sie zu verteidigen, das möchte ich gleich 
sagen - das getan hätten. Wenn hier Kombi­
nationen angestellt werden: Ich glaube, wir 
Freiheitlichen haben bewiesen, daß wir eine 
Volkspartei-Regierung im Namen des Volkes 
genauso leidenschaftlich bekämpft haben wie 
die Fehler der Sozialisten. Aber was hätten 
Sie aufgeführt, Kollege Fischer, wenn ein 
Finanzminister Kamitz oder ein Finanzminister 
Koren Unterlagen zurückgehalten hätte, damit 
wir vor der Finanzdebatte nicht das Debakel 
Ihrer Illiquidität erfahren! 

Zu diesen rund 5 Milliarden, die Ihnen bis 
Ende September fehlen, kommen noch - wie 
Sie erwartet haben - 1 ,9 Milliarden Mehr­
einnahmen an öffentlichen Abgaben im 2. Bud­
getüberschreitungsgesetz. Wo sind die? Das 
sind also 5 Milliarden und 1 ,9 Milliarden. Ich 
gebe zu, ich habe mich fast um 0 , 1  Prozent; 
um 0,1 Milliarden geirrt. Den Irrtum muß ich 
auf mich nehmen, so gen au konnten wir es 
nicht wissen. Es fehlen also nicht, wie ich 
angenommen und gefragt habe:  Ist es richtig, 
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daß 7 Milliarden fehlen?, ich darf namens des 
Finanzministers antworten: Es fehlen bis 
Ende September 6,9 Milliarden. Das wäre die 
Antwort gewesen. 

Meine Damen und Herren des Hauses ! Lesen 
Sie jetzt, was der Herr Finanzminister geant­
wortet hat. Es sagt zum Beispiel: Im übrigen 
besagt eine Mindereinnahme bei einem Ab­
gabenansatz nicht, daß diese nicht nur durch 
Mehreinnahmen bei anderen Ansätzen zum 
Teil oder zur Gänze kompensiert werden kann. 
- No na, daß weiß ich auch. So ganz dumm 
sind wir nicht, in der Taferlklasse sind wir 
nimmermehr, Herr Finanzmimster! Sie hätten 
antworten müssen, was Sie jetzt im Abgaben­
erfolg veröffentlichen mußten, daß Ihnen 5 Mil­
liarden fehlen, und die 1 ,9 Milliarden vom 
BUG hätten wir uns selber dazurechnen müs­
sen. Das wäre die Antwort gewesen, und nicht 
jenes Herumreden, das Sie gemacht haben. 

Der Herr Kollege Fischer hat die Zustände 
in Osterreich in rosigen Farben geschildert. 
Das furchtbare ist, daß der Herr Finanzmini­
ster Androsch das glaubt. Sie sagen das wahr­
scheinlich im Klub und in der Partei auch, und 
er glaubt es, daß alles in Ordnung ist, daß 
das Volk zufrieden ist. Hören Sie denn wirk­
lich nicht mehr, was das Volk heute spricht, 
glauben Sie wirklich, daß die Leute mit allem 
so zufrieden sind, daß Sie heute sagen können: 
Das ist alles eine importierte Inflationl ?  Das 
Wort "Inflation" haben Sie interessanterweise 
in Ihrer Rede vollkommen vergessen, so als 
ob das für den Osterreicher ganz uninter­
essant wäre. Ich werde zum Schluß noch kurz 
darauf zu sprechen kommen. 

Herr Finanzminister! Sie haben von einer 
weltweiten Inflation gesprochen. Wir brauchen 
nur ein paar hundert Meter über die Grenze 
nach Deutschland zu gehen. Dort bringt eine 
sozialdemokratisch-liberale Koalition eine In­
flation mit nur 7 Prozent. Man kann auch mit 
weniger auskommen. Diese Inflation ist nicht 
weltweit. Wir haben uns das sehr genau über­
legt. 

Herr Finanzministerl Haben Sie wirklich 
nicht gewußt, daß sich die internationale Kon­
junktur abschwächung auch auf Osterreich aus­
wirken muß ; auch auf die Staatseinnahmen in 
Osterreich? Wenn schon Sie es nicht gewußt 
haben, aber hat es das Ministerium auch nicht 
gewußt? Darf ich Sie da höflich darauf auf­
merksam machen: Wir Freiheitlichen haben 
es Ihnen vorausgesagt. Wir haben Ihnen ge­
nau das vorausgesagt, was jetzt eingetreten ist. 
Genauso wie wir Ihnen Preissteigerungen vor­
ausgesagt haben, haben wir Ihnen das Debakel 
Ihrer Finanzpolitik bis auf eine Zehntelmil­
liarde vorausgesagt. Aber Sie haben das nicht 

glauben wollen. Sie haben gemeint, in einem 
roten Osterreich kann nichts passieren. Da 
muß alles eitel Wonne und in Butter sein. 
Gar nicht ist es so! Die Staatsfinanzen sind 
nicht in Ordnung, Herr Minister! Die Staats­
finanzen waren noch nie so schlecht, wie sie 
in der heutigen Zeit sind. 

Darf ich nun zur dritten Frage kommen, zu 
den Verwaltungsschulden. Ich habe gesagt, 
die Verwaltungsschulden sind von 15 Milliar­
den im Jahre 1969 unter der OVP-Regierung 
auf 34 Milliarden im Jahre 1973 gestiegen. 

Ich darf hier die Antwort verlesen, die mir 
der Herr Bundesminister gegeben hat. Ent­
schuldigen Sie, unter Freunden würde ich 
sagen, daß ich das als Frechheit empfunden 
habe. "Ihre" - also meine - .,Argumentation 
hinsichtlich der Verwaltungsschulden des 
Bundes läßt vermuten, daß das im Bundes­
rechnungsabschluß 1 973 enthaltene Datenmate­
rial nicht entsprechend gesichtet und verarbei­
tet wurde." - Er hat sich da sehr vornehm 
ausgedrückt und hat gemeint: Hättest du nach­
gelesen! Du kannst offenbar nicht lesen. Wenn 
du nachgelesen hättest, hättest du gesehen, 
daß es nicht stimmt. 

Darf ich den Bundesrechnungsabschluß, Herr 
Bundesminister, den Sie uns vorgelegt haben, 
den der Rechnungshof erstellt hat . . .  (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. A n  d r 0 s e h.) Sie ken­
nen ihn nicht? Ich bitte um Entschuldigung. 
Vvenn Sie den Bundesrechnungsabschluß nicht 
kennen, dann verstehe ich auch Ihre Antwort. 
Herr Bundesminister, ich habe gesagt: 34 Mil­
liarden. Ich muß mich wieder korrigieren, die 
Ziffer lautet genau, Seite XXV: Verwaltungs­
schulden 1 973: 33,771 Milliarden. Das heißt 
33,7 Milliarden. Ich habe mich um 0,23 geirrt. 
Es sind 34 Milliarden, Herr Finanzminister. 
Ich habe den Bundesrechnungsabschluß sehr 
genau gelesen. Nein, Sie, Herr Finanzminister, 
sagen von oben herab mit der Arroganz eines 
Ministers : Herr Abgeordneter, Sie haben das 
Material nicht entsprechend gesichtet und ver­
arbeitet. Ich habe es gelesen, Herr Minister! 
34 Milliarden, das steht hier, das ist nicht 
abzuleugnen. Die Verwaltungsschulden betra­
gen 33,771 Milliarden. Daran gibt es nichts zu 
deuteln. Ich habe es gelesen. Und wenn ich 
mich geirrt hätte, Herr Minister :  Sie sind ja 
oben gesessen und hätten ant.worten können. 

Sie können nicht jetzt da unten Zwischen­
rufe machen und sagen: Er hätte nicht antwor­
ten können, weil ja der arme Abgeordnete 
oben sitzt. Da sind Sie als Minister gesessen! 
Und ich habe gesagt: Herr Minister! Anworten 
Sie! Da ist Ihnen keine Antwort eingefallen. 
Haben Sie den Bundesrechnungsabschluß da­
mals noch nicht gelesen gehabt? Sie haben ihn 
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gelesen? - Wenn Sie ihn gelesen haben, dann 
müssen Sie aber auch wissen, daß da drinnen 
steht :  Verwaltungsschulden 33,7 Milliarden. 
Ich habe nicht gewußt, daß Sie so genau sind. 
Also 34 Milliarden. Das hätten Sie damals ent­
weder korrigieren oder uns aufklären mussen. 
Oder Sie hätten es bestätigen müssen, Herr 
Minister, aber nicht mir öffentlich wie allen 
Abgeordneten des Hauses die Antwort schik­
ken: "Hätten Sie halt besser gelesen '"  

Ich darf den Kollegen des Hauses mitteilen, 
der Herr Finanzminister hat ihn nicht gelesen. 
Der Herr Finanzminister versucht bis zur letz­
ten Minute, das Debakel seiner Finanzpolitik 
zu vertuschen und erklärt, wir hätten die 
Unterlagen schlecht gelesen. 

Das durch den Rechnungshof uns übermit­
telte Zahlenmaterial besagt, daß die Verwal­
tungsschuld vom Jahre 1 969 mit 15, 1 Milliar­
den auf 33,1 Milliarden angestiegen ist. Das 
ist die Wahrheit, Herr Minister! Es hätte keine 
andere Antwort gegeben. Sicher ist es nicht 
angenehm, wenn es die Offentlichkeit erfährt, 
daß die Finanzschulden heute auf 56, 1 Mil­
liarden gestiegen sind und daß die Schulden 
zusammen auf 97,365 Milliarden angewachsen 
sind. Herr Minister, jetzt bin ich großzügig 
und nehme die Schulden der sogenannten un­
wirksamen Gebarung von den 97 Milliarden 
weg, dann komme ich auf 90 Milliarden. 

Herr Finanzminister! Erinnern Sie sich, daß 
ich hier gesagt habe : Stimmt es, daß die 
Finanz- und Verwaltungsschulden 90 Milliar­
den betragen? So hat es der Herr Finanzmini­
ster gemacht. Es ist unglaublich! Herr Finanz­
minister !  Der Rechnungshof teilte dem Hohen 
Hause mit, die Finanzschulden und die Ver­
waltungsschulden sind unter der sozialisti­
schen Regierung auf 90 Milliarden angestie­
gen. Die Ziffer hat gestimmt, Herr Finanzmini­
ster. Denn offenbar zum Unterschied von Ihnen 
lesen wir freiheitlichen Abgeordneten genau 
den Bericht über das Jahr 1 973, soweit ihn 
uns der Rechnungshof vorgelegt hat. 

Wir sind jetzt hier bei dieser dritten Frage. 
Sie haben eine kaufmännische Gepflogenheit, 
möchte ich sagen, verletzt, denn Verbindlich­
keiten sind ohne Rücksicht auf ihre Fälligkeit 
auszuweisen. Ich glaube, das wissen Sie als 
Fachmann im Steuerwesen. Es gibt fällige und 
es gibt nichtfällige. Aber es sind Verbindlich­
keiten und sie sind als solche auszuweisen. 
Meine Frage lautete daher: Wie hoch sind die 
Verbindlichkeiten im Leasing-Verfahren? In 
Ihrer Antwort haben Sie gesagt : grob ge­
schätzt drei Milliarden für den Schulbau. Ich 
möchte hier nicht meine Zeit überschreiten. 
Herr Minister, ich glaube Ihnen diese Zahlen. 
Ich kann sie nicht widerlegen. Aber ich habe 

gar keinen Grund, etwas zu glauben, was Sie 
sagen, weil Ihre Antwort so war, daß sie in 
verschiedenen Punkten gezeigt hat, daß Sie 
versuchen, uns irrezuführen. Ich bin aber be­
reit zu glauben, daß es 3 Milliarden für den 
Schulbau sind. 

Nun kommt aber die andere Frage: Und 
andere Leasing-Verfahren gibt es nicht? Gibt 
es nur den Schulbau. O. K. Ich nehme das zur 
Kenntnis. Ich darf also für das Protokoll über­
setzen: Der Herr Minister schüttelt den Kopf, 
er meint, es gäbe keine anderen Projekte; in 
Ordnung. 

Aber, Herr Minister, müssen wir nicht doch 
einen Weg finden, auch diese Schuldverpflich­
tung im Rechnungsabschluß auszuweisen? Es 
liegt im Sinne sozialistischer Transparenz, daß 
man auch diese Verpflichtungen, die vorhan­
den sind, die Sie ja bezahlen müssen, genauso 
wie das nächste, die sogenannten Bestellver­
pflichtungen, Herr Minister, ausweisen müßte. 
Sie bestellen jetzt, aber später wird geliefert. 
Das ist sachlich durchaus richtig. Es handelt 
sich um Lokomotiven, um Waffen für das 
Bundesheer und so weiter. Das kommt immer 
wieder in jeder Regierung vor. Das ist in 
Ordnung. Das sind Bestellverpflichtungen, wo 
jetzt bestellt wird und wo erst bei Lieferung 
die Schuld entsteht. Der Betrag ist erst dann 
anzuweisen. Mit der Schuld entsteht dann auch 
die Fälligkeit. Aber das ist doch eine unge­
heure Vorbelastung für künftige Budgets. 

Herr Ministerl Darf ich also sagen: Stimmt 
es, daß Sie bereits in etwa für 20 Milliarden 
künftige Regierungen vorbelastet haben? Die 
Frage: Wenn Sie mit 20 Milliarden bereits 
die nächste Regierung belastet haben, darf 
ich dann sagen, Herr Minister: Sollte das nicht 
im Sinne einer Transparenz ausgewiesen und 
den Abgeordneten sichtbar gemacht werden? 
Denn 20 Milliarden Verpflichtungen für künf­
tige Regierungen ist doch eine unerhört hohe 
und wichtige Zahl ! Das Abgeordnetenhaus 
müßte darüber informiert werden! Man müßte 
darüber sprechen. 

Die Frage 5 war - ich darf sie auch noch 
kurz erwähnen -: Verpflichtungen aus Son­
dergesellschaften, die Sie bereits haben. Sie 
haben geantwortet: 12 Milliarden. Ich darf hin­
zufüg.en : Der Betrag ist inzwischen - ich 
habe keinen Grund anzunehmen, daß die Ant­
wort unrichtig ist - durch das IAKW-Gesetz 
verändert worden. Durch das IAKW-Gesetz 
ist die Bundeshaftung von 6 Milliarden auf 
12 Milliarden, also um 6 Milliarden, erhöht 
worden. Der Anteil des Bundes dürfte sich ja 
auch erhöhen. Sie konnten ihn in Ihrer Antwort 
vermutlich noch nicht berücksichtigen, sodaß 
man in etwa 1 0  Milliarden plus dem weiteren 
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Anteil aus dem IAKW -Gesetz dazunehmen 
müßte. (Präsident Dr. M a l  e t a übernimmt 
den Vorsitz.) 

Herr Bundesminister! Das waren fünf Fra­
gen. Es wäre alles so einfach zu diskutieren 
gewesen, wenn Sie der Transparenzforderung 
des Bundeskanzlers gefolgt wären und geant­
wortet hätten. Wir haben ja die Unterlagen 
über den Bundesrechnungsabschluß da gehabt. 
Sie waren aber nicht bereit, auf eine Diskus­
sion einzugehen, und haben uns geantwortet, 
wir sollen die Unterlagen besser lesen, wobei 
ich jetzt sagen kann, Herr Bundesminister, 
es ist eigentlich erschütternd, daß Sie sie nicht 
gelesen haben oder daß Sie uns keine Auf­
klärung gegeben haben, warum Sie hier nicht 
die Verwaltungsschulden mit diesem Betrag 
ausweisen. Ich frage natürlich :  Stimmt das, 
was hier ausgewiesen wird? Aber Sie sagen 
mir dann darauf als Antwort, ich solle besser 
die Unterlagen lesen, Herr Minister. Ja, wenn 
es nicht stimmt, dann herausgehen und reden, 
Herr Minister! Aber nicht immer nur deuten 
und zucken, denn man kann daraus nicht er­
sehen, was Sie wirklich damit meinen. 

Jeder Finanzminister sagt von sich selber: 
Ich bin der größte Sparmeister, und meine 
Vorgänger waren die Verschwender. Wissen 
Sie, wenn man einmal zwanzig Jahre dem 
Haus angehört hat, von einem Kamitz bis zu 
einern Androsch, da ist man das schon ge­
wohnt. Das sagt ein jeder; jeder hält sich 
selber für den Größten und für den größten 
Sparmeister und sagt: Alle vorher waren 
schlecht und waren die großen Verschwender. 

In Wirklichkeit habe ich aber festgestellt : 
Jeder Finanzminister war selber ein Ver­
schwender und hat immer nur das Volk zum 
Sparen eingeladen. Diese Volksappelle, immer 
zu sparen, sind ja auch nicht von Ihnen erfun­
den worden, aber gespart bei sich selber hat 
noch keiner. 

Dabei gäbe es so unerhört viele Möglichkei­
ten, " mit Geld besser zu wirtschaften. Kollege 
Fischer hat jetzt mit der OVP abgerechnet, 
das brauche ich jetzt nicht mehr zu tun, denn 
das haben wir zur Zeit der OVP-Regierung 
schon gemacht. 

Darf ich vielleicht nur der sozialistischen 
Regierung die eine oder andere Frage in Er­
innerung rufen: Sie haben zum Beispiel eine 
Milliarde für eine Schulbücheraktion einge­
setzt. Ich glaube, daß Sie heute selber nicht 
mehr überzeugt sind, daß dies die richtige 
Schulbücheraktion war, wo es nämlich gar 
nicht um die Frage gegangen ist, daß jedes 
arme Kind, das in die Schule geht, auch die 
Möglichkeit haben soll, Schulbücher zu bekom-

men; denn das war - nebenbei erwähnt -
immer so. Ich bin j a  auch einmal in die Schule 
gegangen und meine Kinder sind in die Schule 
gegangen. Aber wissen Sie, was Sie erreicht 
haben, Herr Kollege Fischer? Sie haben einen 
sehr gefährlichen g·esellschaftspolitischen 
Aspekt heute angeschnitten, Sie haben gesagt: 
, ,\tVir haben immer noch eine Gesellschaft, wo 
es ein Oben und ein Unten gibt." Nun, eine 
Gesellschaft, wo es kein Oben und kein Unten 
mehr gibt - nun, das unterstelle ich nieman­
dem hier im Hause -, das ist die totale kom­
munistische klassenlose Gesellschaft, von der 
sogar schon die Kommunisten abgekommen 
sind. Also, es wird immer sozial verschiedene 
Schichten in diesem Staate geben, und ich darf 
Ihnen, Herr Kollege Fischer, etwas empfehlen, 
wenn Sie einmal Zeit haben: Wir Freiheit­
lichen haben zu dieser Frage ein sehr schönes 
freiheitliches Manifest herausgebracht, wo wir 
uns gerade mit dieser Frage, daß eben die 
Menschen verschiedenartig sind und die Ge­
sellschaft ja vielschichtig ist und vielschichtig 
sein muß, auseinandersetzen. Schauen Sie sich 
·einmal das freiheitliche Manifest anl Ich darf 
Ihnen sagen: Niemals könnten wir einen Weg 
gehen, den Sie heute hier angedeutet haben: 
eine GeseIlsdlaft, wo es kein Oben und kein 
Unten mehr gibt. Ich glaube, ich möchte also 
diese Worte nicht so verstehen, weil ich Sie 
ja zu gut kenne, aber ich glaube, Sie wissen 
selber, was die klassenlose Gesellschaft, von 
der man heute in anderen Bereichen bereits 
abgerückt ist, bedeutet. 

Aber zurück zur Schulbuchaktion. Sie geben 
1 100 Millionen Schilling aus für eine Aktion, 
die Jahr für Jahr zum Wegwerfen der Schul­
bücher führt, das heißt, jedes Jahr werden 
1 , 1  Milliarden weggeworfen. Wenn ich an 
meine Schulzeit zurückdenke, an die Schulen 
meiner Buben, Herr Kollege Fischer :  die 
Armen in der Klasse haben immer Schulbücher 
gehabt. Ich sage Ihnen ganz offen: Und ich 
hab's meinen Buben gekauft. Dank der Aktion, 
die dem Volk 1 , 1  Milliarden kostet, krieg' ich, 
Gustav Zeillinger, so wie Sie, Dr. Fischer, jetzt 
die Schulbücher gratis für die Kinder. Sehen 
Sie, das haben wir nicht wollen I Ich glaube, wir 
beide können die Schulbücher unseren Kindern 
kaufen. Ich sehe nicht ein, daß irgendwo in 
Osterreich ein Arbeiter eine Woche lang arbei­
ten muß, damit Sie und ich jeder das Schul­
buch gratis bekommen. Das kostet 1 1 00 Mil­
lionen, und nach einem Jahr wird's wegge­
worfen, dann kommt dasselbe von vorn wie­
derum. 

Ich weiß schon, was dahinter steht, Herr Kol­
lege : Die Gesellschaft, wo es kein Oben und 
kein Unten gibt  und wo das Eigentum ausge­
löscht ist ; das siebenjährige Kind soll zum 
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Wegwerfen erzogen werden; in der Wegwerf­
gesellschaft das Weg werfschulbuch j alles soll 
weggeworfen werden. So will man das Eigen­
tum untergraben; das Kind soll nicht mehr 
zu Eigentum erzogen werden. Nicht mehr ein­
binden, Namen draufschreiben, Eigentum auf­
bauen. Das, Herr Kollege, sind ja die großen 
ideologischen Gegensätze zwischen Ihnen und 
mir und zwischen Freiheitlichen und Soziali­
sten. 

Einv·erstanden mit der WegwerfgeseUschaft: 
Schmeißen wir alles weg, was schlecht ist, aber 
dann müssen wir auch die Wegwerf-Regie­
rung einführen, und dann schmeißen wir sie 
weg, wenn sie schlecht ist. Aber das, was Sie 
wollen, Herr Kollege, das ist ein sehr gefähr­
licher \Veg. Aber hier könnte der Finanzmini­
ster - ich weiß nicht, wo er ist - 1 100 Mil­
lionen Schilling einsparen, wenn Sie und ich 
nicht mehr von anderen Menschen die Schul­
bücher bezahlt bekommen. 

Sehen Sie, das ist der Unterschied gewesen. 
Wir wollten auch eine Aktion, wo alle Armen 
die Schulbücher gratis bekommen, aber wo 
die Schulbücher aufgehoben werden und wo 
sie weiterverwendet und nicht in den Papier­
korb geworfen werden. 

Oder, der Herr Finanzminister hat zum Bei­
spiel erklärt: Der Personalaufwand beträgt j a  
bereits 55,3 Milliarden. Man muß sich das 
einmal vorstellen : der Personalaufwand allein! 
- Ein jeder sagt immer, er wird sparen; jeder, 
das hat schon der Kamitz gesagt - da waren 
Sie noch nicht Abgeordneter -, das sind die 
gleichen Reden j edes Finanzministers. Aber 
es sind immer mehr Beamte geworden. 

Dann sagen Sie: Ja, aber es sind 12.000 Leh­
rer in fünf Jahren geworden. Ja, bitte schön, 
man könnte auch etwas gegen die Lehrer 
sagen, aber wer traut sich schon, etwas gegen 
di-e Lehrer zu sagen? Es gibt j a  Tabus, über 
die sich im Parlament niemand etwas zu sagen 
getraut. Und 700 Polizisten! 700 Polizisten 
wegen der Sicherheit, hat der Finanzminister 
gesagt. Darf ich Ihnen eines sagen: eine grö­
ßere Zahl haben Sie leider vergessen. In die­
ser Zeit haben Sie nämlich 1300 Verwaltungs­
beamte mehr, wenn Sie den Personalstand 
ansehen. Sie erwähnen beim Steigen des Per­
sonalaufwandes zuerst die 700 Polizisten, weil 
da die Allgemeinheit sagt : Ja, da ist "mein 
Polizist" dabei, der muß bleiben! Aber auch 
1300 Verwaltungsbeamte sind dabei, das ist 
auch eine Milliarde ! 

Sehen Sie, Herr Minister, in diesen 40 Minu­
ten kann ich ja nicht alles aufzählen, aber ich 
könnte Ihnen viele Milliarden noch nennen: 
Schulbuchaktion, Dr. Fischer: ich krieg's gratis, 

weil Sie's wollen, Sie kriegen es auch gratis 
für Ihre Kinder, ich we.iß nicht, ob das not­
wendig ist, denn ich könnte mir vorstellen, 
wir könnten freiwillig darauf verzichten und 
Sie hätten diese Milliarde mehr. 1 300 Beamte 
haben Sie also vergessen zu erwähnen, das ist 
auch eine Milliarde mehr. Sehen Sie, und so 
addieren sich Milliarden um Milliarden. 

Und es gäbe so viele, so vernünftige Vor­
schläge aus der Offentlichkeit. Schauen Sie, 
gerade in den letzten Tagen werden Sie selber 
von Ihren Betri.ebsräten gehört haben, da wur­

den die Fragen der Familienbeihilfen disku­
tiert, die in Osterreich vollkommen gleich sind, 
auch für Ausländer, wenn die Kinder hier 
leben und auch wenn sie nicht hier leben. 
Andere Länder wie die Bundesrepublik gehen 
einen anderen Weg : da bezahlt man für das 
Kind des deutschen Arbeiters 50 Mark und 
auch für das des EWG-Arbeiters, aber für das 
Kind des Türken, der nicht bei der EWG ist 
oder aus einem Nicht-EWG-Staat, 10 Mark 
statt 50 Mark, mit der Begründung, daß die 
Kinder ja dort viel billiger leben. De facto ist 
es ja so, daß von der Kinderbeihilfe für die 
Kinder, die in diesen Ländern leben, dann die 
ganze Familie lebt. Sie sehen also, die sozial­
liberale Regierung in Deutschland spart hier. 
Wissen Sie, wie viele hunderte Millionen das 
hei uns wären, Herr Finanzminister? Sehen 
Sie, da könnte man auch einsparen, und ich 
glaube, die Offentlichkeit würde es verstehen, 
wenn wir hier sagen würden, wir machen 
einen Unterschied! 

Und dasselbe haben wir auch bei der Hei­
ratsbeihilfe für Ausländer beispielsweise. Wir 
haben es bei der Geburtenbeihilfe. Also die 
1 6.000 S bekommt er nur, wenn er sich zeitlich 
unbegrenzt hier aufhält. Das heißt also, er 
muß hier nicht eine begrenzte Arbeitserlaub­
nis haben, sondern eine zeitlich unbegrenzte. 
Bei der Heiratsbeihilfe, bei den zweimal 
7500 S, braucht er nur den Wohnsitz und den 
Mittelpunkt des Lebens hier haben, aber nicht 
das Merkmal "zeitlich unbegrenzt". Das heißt, 
es kriegt also auch jeder Ausländer, der hier­
herkommt, ein Arbeitsverhältnis gründet, 
wenn er hier schnell heiratet, bevor er heim­
fährt, das Heiratsgeld. - Das sind alles Fra­
gen, über die man diskutieren k önnte. 

Wenn wir reich wären, Herr Minister, dann 
wäre ich dafür, daß wir das Geld mit vollen 
Händen an andere herschenken. Aber, Herr 
Minister, wir sind arm, wir sind arm gewor­
den durch eine schlechte Finanzpolitik. Wir 
sind so arm geworden, daß heute die Pensio­
nen der Arbeiter nur ausbezahlt werden kön­
nen, wenn die Banken Geld herleihen. Wir 
sind so arm geworden, Herr Finanzminister, 
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daß Sie bereits auf eine Anleihe greifen müs­
sen. Wenn die Einnahmen erst im Oktober 
kommen, müssen Sie im September 700, 800, 
900 Millionen Schilling ausleihen und dafür 
5 Millionen Schilling den Banken bezahlen, 
weil Sie sonst nicht in der Lage sind, den 
Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. 

Sehen Sie, so arm sind wir, und da, Herr 
Kollege Fischer, glaube ich, ist es Zeit, besser 

nicht mit der OVP abzurechnen, denn die ist 
erledigt, die ist passe. Ob sit� wiederkommt, 
weiß ich nicht. Aber ich kann Ihnen sicher 
sagen, so schleCht könnte sie gar niCht mehr 

regieren, denn ich glaube, das Volk kann sich 
ganz einfach solche Regierungen nicht mehr 
leisten wie in den letzten zwei Perioden, 
Herr Kollege. 

Wir sind doch, täuschen wir nicht die Offent­
lichkeit, am Ende! Spielen wir doch nicht der 
Offentlichkeit etwas vor, die Situation ist 
ernst, sie war noch nie so ernst wie jetzt. 
Sprechen wir doch von einer Inflation, die wir 
heute haben, mit 10 Prozent. Ich "darf Sie, 
meine Damen und Herren, erinnern, wie 
empört Sie aufgesprungen sind, als wir gesagt 
haben, unter Ihrer Regierung werden 6 Pro­
zent Preissteigerungen kommen. "Niemals, so­
lange Sozialisten in der Regierung sitzen!" ,  
haben sie da unten gerufen, Herr Bundeskanz­
ler, in der sozialistischen Fraktion. Nun, die 
sozialistische Regierung sitzt noch immer 
oben. 1 0  Prozent haben wir jetzt, Herr Kollege 
Fischer. Ich wollte davon nicht beim Budget 
reden, Sie sehen, ich habe lange vom Budget 
gesprochen. Sie haben so viel Politisches aus­
gesproChen, davon aber haben Sie nicht ge­
sprochen. Glauben Sie, daß es das Volk nicht 
interessiert, wie hoch die Teuerung ist? 

Wissen Sie, was zum Beispiel die Erkennt­
nis des deutschen Wirtschaftsrates war? "In­
flation ist die größte Gefährdung der Arbeits­
plätze." Meine Herren! Das ist die Antwort 
auf Ihre These "Wollt ihr Inflation . . .  " - Wir 
haben schon eine Zeit erlebt, wo es hieß : 
Wollt ihr oder wollt ihr nicht? "Wollt ihr In­
flation oder sichere Arbeitsplätze?" Darauf 
schreien sie : "Sichere Arbeitsplätze !" (Heiter­
keit.) Nein, Herr Kollege, Inflation heißt die 
Arbeitsplätze gefährden. Das hat der deutsche 
Staat, das haben auch alle europäischen Staa­
ten erkannt. Warum bremst denn auch die 
Gewerkschaft im Nachbarstaat so und schaut, 
daß die Sieben-Prozent-Grenze nicht über­
schritten wird? Weil sie weiß, welche Gefahr 
dann eintritt. 

Meine Damen und Herren! Das sind sehr 
ernste Ziffern. Da kann man nicht darüber 
hinwegtäuschen, indem man sagt: Reden 
wir nicht davon, daß wir schlecht sind, 

aber die Schwarzen sind ja noch viel schlechter 
gewesen! Und fürchtet euch, Osterreicher, 
denn wenn wir Schlechten weggehen, dann 
kommen die noch Schlechteren nach. Und am 
allerschlechtesten wäre es, wenn die Freiheit­
lichen zum Zuge kämen. - Kein Mensch hat 
das vorgeschlagen, Herr Kollege! 

Reden wir doch über die gegenwärtige Re­
gierung, reden wir über das Budget des näch­
sten Jahres! Reden wir über die Tatsache, daß 
sich dieser Finanzminister in einer Situation 
befindet, in der er noch nicht weiß, womit er 
im Jänner bezahlen wird. Sprechen wir dar­
über, daß er - um zum Schluß wieder auf 
die Budgetziffern zu kommen - in neun Mona­
ten an Umsatzsteuereinnahmen statt 70 nur 
65 Prozent gemacht hat, daß er sich dabei 
total verschätzt hat, daß die Einnahmen in den 
ersten neun Monaten um 1 3,5 Milliarden zu­
rückgeblieben sind. 

Wie soll dieses BUdg,etdefizit finanziert wer­
den, meine Damen und Herren von der Sozia­
listischen Partei? Darauf erwarten wir frei­
heitlichen Abgeordneten eine Antwort. Durch 
Nichtbezahlung von Rechnungen, wie aus dem 
Finanzministerium berichtet wird? Das ist doch 
keine Lösung. So etwas ist sogar schon ande­
ren Regierungen eing,efallen. Oder durch 
Appelle an das Volk, zu sparen? Solange Sie 
selber nicht sparen, können Sie das nicht er­
warten. Mit diesem Budget sparen Sie nicht! 
Zuerst müssen Sie selber in den Staatsfinan­
zen Ordnung machenl 

Beginnen Sie, Herr Kollege Fischer, meine 
Damen und Herren von der sozialistischen 
Fraktion, damit, nur einen Bruchteil dessen im 
nächsten Budget zu verwirklichen, was Sie 
damals, als Sie noch in Opposition waren und 
mit uns gegen die OVP gekämpft haben, ver­
sprochen haben: Stabilität des Schillings, keine 
Inflation! 

Beginnen Sie all das zu verwirklichen! Be­
ginnen Sie zu sparen! Dann sind wir durch­
aus bereit, zum Budget j a  zu sagen. Wir Frei, 
heitlichen haben das schon bewiesen. 

Das wissen Sie, Herr Kollege Fischer! Weil 
Sie heute auch uns schon einige bittere Worte 
gewidmet haben, darf ich sagen: Wir sind 
keine Neinsagerpartei. Das sollte gerade Ihre 
Fraktion sehr wohl wissen. Ich glaube, diese 
Regierung wäre unter Umständen nicht mehr 
im Amte, wenn wir nicht den Mut zu manch­
mal unpopulären Entscheidungen hätten. 

Wir werden dies auch bei diesem Budget 
beweisen. Wir lehnen nicht grundsätzlich alles 
ab. Wir machen unsere Zustimmung oder Ab­
lehnung bei jedem einzelnen Kapitel - das 
werden meine Fraktionskollegen noch begrün-
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den - von der Entwicklung bei den jeweili­
gen Budgetkapiteln abhängig. Wir sind keine 
Neinsager. 

Aber, Herr Kollege Fischer, wir sagen nein 
zur Politik, vor allem zur Finanzpolitik dieser 
sozialistischen Regierung. Darum werden wir 
Freiheitlichen gegen das Gesamtbudget stim-' 
men. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Heindl. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Heindl (SPOl : Hohes 
Hausl Meine Damen und Herren! Wenn wir 
heute die Budgetdebatte fortsetzen, so stehen 
wir Sozialisten noch immer unter dem Ein­
druck der Panikmache, unter dem Eindruck 
der von den OVP-Vertretern hier in den Raum 
gestellten Katastrophen- und Krisenstimmung. 

Sie waren j a  nie zimperlich mit der Sach­
lichkeit. Aber das, was SIe in den letzten 
Wochen - wir haben es heute ja wieder er­
lebt - von sich gegeben haben, ist entschie­
den zuviel !  

In einer Zeit, in der die Bevölkerung durch 
tägliche Meldungen über den Rundfunk, über 
das Fernsehen über die triste Wirtschafts­
situation in aUen oder in den meisten europä­
ischen Ländern, in den Vereinigten Staaten, 
in Japan, in Kanada beunruhigt wird, in einer 
Zeit, in der in fast j eder Nachrichtensendung 
über das Ansteigen der Arbeitslosenziffern in 
Nachbarstaaten berichtet wird, scheuen Sie 
nicht davor zurück, das Unterste zuoberst 
zu kehren, schrecken Sie nicht davor zurück, 
von einer mißglückten Wirtschaftspolitik, von 
Verschwendung, von Budgetillusionismus, von 
Bankrottpolitik, von drohender Arbeitslosig­
keit (Abg. F a  c h l e u  t n e r: Stimmt ja!), j a, 
wie es Herr Dr. Schleinzer formulierte, sogar 
von Konkurs zu reden. 

Sie, meine Damen und Herren, verunsichern 
die österreichische Bevölkerung mit derarti­
gen Aussagen. (Abg. F a  c h l e u  t n e r: Wir 
lügen sie nicht an!) Das ist keine Politik für 
die Bevölkerung, sondern das ist eine Politik 
gegen die österreichische Bevölkerung! (Bei­
fall bei der SPO.) 

Wir haben uns, als wir Ihren Debattenbei­
trägen zuhörten, insbesondere beim Nachlesen 
der Debattenbeiträge der Herren Dr. Schlein­
z·er und Dr. Koren, gefragt: Ja reden denn 
diese Herren von Osterreich ? 

Herr Dr. Withalm hat von einer Eröffnungs­
bilanz, von einer Abschlußbilanz gesprochen. 

Sie werden uns erlauben, daß auch wir 
Resümee über die Jahre 1 970 bis heute ziehen, 
Bilanz über einen Zeitraum, in dem zum 

erstenmal in der Geschichte dieses Landes 
eine sozialistische Regierung für die Geschicke 
verantwortlich zeichnete. 

Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, versuchen vor allem hier im Par­
lament diesen Zeitraum schwarz-, ganz 
schwarz-, also schlechtzumalen. Wie ist er 
aber wirklich? 

Kollege Fischer hat von v;erschiedenen Din­
gen gesprochen und hat sie so dargestellt, als 
wäre das alles für Sie immer zuwenig, als 
würden Sie sonst nichts tun als nein sagen. 

Ich möchte die Dinge ein bißchen anders 
darstellen, ich will die Frage anders formu­
lieren. Seit Beginn der siebziger Jahre, also 
seit Antritt der sozialistischen Bundesregie­
rung, herrscht in Osterreich eine Hochkon­
junktur, und zwar eine ungebrochene Hoch­
konjunktur, obwohl in derselben Zeitspanne 
im Ausland, ganz besonders in den westlichen 
Industriestaaten, sehr spürbare Abschwächun­
gen festzustellen waren. 

Seit Dbernahme der Regierungsgeschäfte 
durch das Kabinett Kreisky liegt das reale 
Wirtschaftswachstum Osterreichs beträchtlich 
über dem europäischen Durchschnitt. Selbst 
im heurigen Jahr, in dem es in den meisten 
Staaten in West- und Südeuropa, in den Ver­
einigten Staaten, in Japan, in Kanada nur zu 
einem geringfügigen Wirtschaftswachstum; 
kommen wird, ja manchmal zu ·einem Null-, 
j a  sogar zu einem Minuswachstum, wird in 
Osterreich das reale Wirtschaftswachstum 
neuerlich 5 Prozent betragen! 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren von 
der Osterreichischen Volkspartei : Ist dies das 
Ergebnis einer schlechten Wirtschaftspolitik? 
Kann dies das Ergebnis einer, wie Sie es 
nennen, "Bankrottpolitik" sein? 

Wenn die angesehenste Finanz- und Wirt­
schaftszeitung der Welt der Regierung Kreisky 
den Wirtschafts-Oscar zuspricht, muß ich fra­
gen: Glauben Sie, daß diese demonstrative 
Geste einer Regierung für eine schlechte Wirt­
schaftspolitik zuteil wird? 

Es blieb Ihrem Parteiobmann Dr. Schleinzer 
vorbehalten, diese Wirtschaftspolitik als "Kon­
kurspolitik" zu bezeichnen. Sie irren aber be­
trächtlich, meine Damen und Herren, wenn 
Sie glauben, daß die österreichische Bevölke­
rung diesen Widerspruch nicht erkennt, daß 
die österreichische Bevölkerung die Aussagen 
des Herrn Dr. Schleinzer nicht als das erkennt, 
was sie wirklich sind, nämlich eine Krank­
j ammerei, das Herabsetzen der Leistungen des 
österreidüschen Volkes, eine Herabsetzung) 
der Leistungen der sozialistischen Regierung 
Dr. Kreisky. (Beifall bei der 8Pt). - Abg. 
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Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Der Regierung, nicht des 
Volkes! Das Volk ist gut, aber die Regierung 
ist schlechtl) 

Die Sozialistische Partei hat es sich zum 
Ziel gesetzt, Osterreich nicht nur moderner 
zu gestalten, sondern auch einen Staat der 
Wohlfahrt für alle zu verwirklichen. Zwischen 
1 970 und 1 975 werden für Ausgaben zur Ver­
wirklichung dieses Zieles um 2 1  Milliarden 
Schilling mehr, das heißt um 90 Prozent mehr, 
aufgewendet. Ich frage Sie, meine Damen und 
Herren: Ist das Verschwendungspolitik? 

Betrug die kleinste Pension mit Ausgleichs­
zulage 1 970 1290 S, so wird sie ab L Jänner 
2 150 S betragen, also eine Steigerung um 
76 Prozent! Die Steigerungen der Durch­
schnittspensionen im selben Zeitraum w-erden 
66 Prozent ausmachen. 

Meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei ! Ich frage Sie: Sind 
diese Ausgabensteigerungen Ausdruck einer 
Verschwendungspolitik ? 

Während für die Pensionsversicherungsan­
stalt der Bauern in Ihrem letzten Budg,et, das 
Sie gemacht haben, also für 1970, 726 Mil­
lionen Schilling ausgegeben worden sind, wer­
den im nächsten Jahr für diesen Zweck 2 , 1  Mil­
liarden Schilling, also dreimal soviel aufge­
wendet werden. 

J a  ist denn das Verschwendung? Der Ge­
samtaufwand für Notstandshilfe, Arb�itslosen­
geld, Karenzurlaub wurde von 1 970 - da 
gab es das letzte OVP-Budget - bis 1 975 
um 1 , 1  Milliarden erhöht, also eine Verdop­
pelung! Ist das Ihrer Meinung nach Ver­
schwendung? 

Wenn die Kinderbeihilfe am 1. Jänner 
neuerlich, zum sechstenmal in der Regierungs­
zeit Kreiskys, erhöht wird, muß ich fragen: 
Ist das alles Verschwendung? (Ruf bei der 
OVP: Eine Notwendigkeit wegen der Infla­
tion!) 

Ich weiß, für die asterreichische Volkspar­
tei ist die Tatsache, daß unsere Kinder unent­
geltlich Schulbücher bekommen, daß sie Schul­
freifahrten bekommen, nichts als Verschwen­
dung. Für uns, meine Damen und Herren, ist 
aber an das ein Schritt mehr in jene Richtung, 
die wir uns zum Z�el gesetzt haben: Chancen­
gleichheit für alle Kinder! (Beifall bei der 
SPO.) 

Sie sprechen ständig von einer in Unord­
nung geratenen Wirtschaft. Sie sagen der 
österreichischen Bevölkerung aber nicht, daß 
der österreichische Schilling zu den stabilsten 
Währungen der Welt zählt. Lediglich die 
Schweiz und Holland, Herr Abgeordnet,er Dok-

tor Graf, haben eine höhere (Abg, G r a f: Ich 
bin kein Doktor und habe zu Ihnen nichts 
gesagt!), Herr Präsident Graf, Währungsdek­
kung, Sie sagen der Bevölkerung nicht, daß 
der Schilling zu 85 Prozent durch Gold und\ 
Devisen gedeckt ist. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i e r: 
Nein, das wird immer weniger! Stimmt nichtl) 
So ist es, Herr Dr. Kohlmaier! 

Noch nie hat ein OVP-Sprecher hi,er ver­
kündet, daß die Spareinlagen der österreichi­
sdlen Sparer von 1 970 bis heute verdoppelt 
worden sind. Noch nie haben Sie hier zugege­
ben, daß wir in asterreich die höchste Be­
schäftigtenzahl und die niedrigste Arbeits­
losenquote haben. Dber alle diese Dinge reden 
Sie nicht ! (Abg. K a m  m e r h o  f e  r: Reden Sie 
vom Betrug am Sparer!) 

So könnten wir noch viele, viele positive 
Beispiele bringen, viele Verbesserungen nen­
nen. Verbesserungen, die beweisen, daß 
Osterreich in der Zeit von 1 970 bis 1975 nicht 
nur moderner, nicht nur reicher, sondern auch 
besser geworden ist. Beispiele, die zeigen, 
daß die österreichische Bevölkerung in keiner 
Regierungsperiode vorher einen derart hohen 
Lebensstandard erreichte wi,e unter der Regie­
rung Dr. Kreisky. (BeifalI bei der SPO.) 

Aber das verschweigen Sie - Sie malen 
Krisen an die Wand, Krisen, die es in Oster-' 
reich nicht gibt, meine Damen und Herren! 

Sicher, ich würde nicht die volle Wahrheit 
sagen, würde ich mich nicht mit dem Problem 
der Preise auseinandersetzen. (Abg. K a m­
m e  r h o  f e r: 5 Prozent Zinsen und 10 Pro­
zent Inflation!) Aber es ist doch Ihnen, meine 
Damen und Herren, genauso bekannt wie uns, 
daß die Teuerung ein weltweites Problem ist. 
Es ist Ihnen genauso bekannt wie uns, daß 
asterreich im Verhältnis zu den anderen Staa­
ten zu den Staaten mit der geringsten Teue­
rungsrate zählt. Aber all das nennen Sie hier 
nicht, über das reden Sie hier nicht, Sie er­
wecken den Eindruck, als sei es in asterreich 
am unangenehmsten, als wäre in Osterreich 
die Wirtschaftspolitik am unordentlichsten. 

Sie versuchen den Eindruck zu erwcken, als 
könnten SIe die Dinge rascher bewerkstelli­
gen. Wir Sozialisten sind glücklich darüber, 
daß unsere Regierung alles unternimmt, alles 
Akzeptable unternimmt, um die Inflationsrate 
in Grenzen zu halten, um die Inflationsrate 
langsam zu senken. 

Auch Sie haben Experten und Wirtschafts­
politiker, die genauso wissen wie wir : Soll 
die Inflationsrate gesenkt werden, ohne des­
halb aber die Vollbeschäftigung zu gefährden, 
so ist das nur allmählich, in einem langsamen 
Prozeß möglich. Der Kampf gegen die Infla-
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tion kann, wie erst jüngst ein Experte von 
hohem Rang "erklärte, nicht von Falken, son­
dern nur von Tauben gewonnen werden. Wir 
Sozialisten sind überzeugt, daß von unserer 
Regierung a la longue dieser Kampf gewonnen 
werden wird. (Beifall bei der SPO.) 

Wir Sozialisten lehnen auch das Risiko 
einer, wie es der Präsident der Wiener Han­
delskammer Mitterer nennt, "gewissen 
Arbeitslosigkeit" ab, und zwar lehnen wir es 
mit aller Entschiedenheit ab, meine Damen 
und Herren von der Osterr-eichischen Volks­
partei ! 

In erster Linie deshalb, weil wir jedem öster­
reichischen Staatsbürger das Los der Arbeits­
losigkeit ersparen wollen. Denn Arbeitslosig­
keit bedeutet Angst, existentielle Not und 
Demütigung. Wir lehnen Arbeitslosigkeit aber 
auch ab, weil sie ökonomisch in keiner Weise 
einen Lösungsbeitrag in der jetzigen Wirt­
schaftssituation darstellt. Aber wir lehnen sie 
insbesondere auch deswegen ab, weil wir im 
Lichte der geschichtlichen Erfahrung die poli­
tischen Konsequenzen einer derartigen, die 
Vollbeschäftigung gefährdenden Politik genau 
kennen. Wer wie Ihr Nationalrat Mitterer 
glaubt, mit einer "gewissen" Arbeitslosigkeit 
Inflation bekämpfen zu können, der hängt 
einer makabren Nostalgie nach, meine Damen 
und Herren! (Beifall bei der SPO.) 

Wenn wir Sozialisten zu einem Budget Stel­
lung nehmen, konkret zum Budget 1 975, dann 
fragen wir uns : Ist es ein soziales Budget, ist 
es ein stabilitätsgerechtes Budget? Für uns ist 
es wichtig, die Beurteilung nach gesamtwirt­
schaftlichen und gesamtgesellschaftlichen Zu­
sammenhängen vorzunehmen. Eines der zen­
tralen politischen Elemente, welches im Bud­
get 1 975 zum Ausdruck. kommt, ist jene um­
fangreiche Einkommensverbesserung, die mit 
1. Jänner 1 975 in Kraft treten wird: die Sen­
kung der Lohn- und Einkommensteuer zu­
sammen mit der Erhöhung der Pension sowie 
der Familienleistungen. 

Ein weiteres Element individueller Wohl­
fahrtssteigerung ist zweifellos die Einführung 
der 40-Stunden-Woche, die im Bereich des 
öffentlichen Dienstes auch weitreichende bud­
getäre Konsequenzen hat. Das ist durchaus 
natürlich. 

Gerade hier aber ist die ganze Doppelbödig­
keit der Argumentation der Osterreichischen 
Volkspartei klar und deutlich erkennbar. 

Während in den ZentralstelIen von den Per­
sonalvertretern des OAAB ständig Forderup.­
gen nach mehr Dienstposten und nach mehr 
Uberstundenleistungen gestellt werden, treten 
Sie hier auf und sprechen gegen Dienstposten-

erhöhungen, tun so, als sei das das Ergebnis 
einer falschen Verwaltungspolitik, meine 
Damen und Herren! 

Herr Dr. Schleinzer hat einen Einsparungs­
plan für die öffentliche Verwaltung vorge­
schlagen. Er hat es nur unterlassen zu sagen 
- und man hört und sieht ja nirgends 
etwas -, wie das realisiert werden soll. (Abg. 
Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Wir haben Ihnen ja ge­
zeigt, wie man das machtf) Hier wird ein Satz 
in den Raum gest,eIlt, aber wie man das 
machen soll, darum kümmern Sie sich nicht. 
Das ist Ihre Oppositionspolitik: Nur Dinge 
in den Raum zu stellen, die Sie weder be­
weisen können noch die rAbsicht haben, zu 
realisieren, weil Sie wissen, daß Sie es nicht 
können. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
S c  h l e i  n z e r: Ich will Sie nicht unterbre­
chen!) Sie können mich ruhig unterbrechen. 
(Abg. Dr. S c  h l e i  n z e r: Wir haben Ihnen 
ja gezeigt, wie man das machtl) Ich kann 
Ihnen ganz genau sagen, wie das war : Sie 
haben Dienstposten eingespart, die Sie seiner­
zeit gar nicht besetzen konnten. So war das 
unter Ihrer Ära! (Neuerlicher Beifall bei der 
SPO. - Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Und Sie 
besetzen Dienstposten, die Sie einsparen könn­
ten! Das ist der Unterschied!) 

Aber alle diese Verbesserungen kosten 
natürlich Milliarden und sind mit einer der 
Gründe für das Budgetdefizit, das wir im kom­
menden Jahr haben. 

Aufgabe dieses Budgets ist es aber auch, 
diese weitgehend individuellen Einkommens­
verbesserungen überhaupt erst finanzierbar zu 
machen und weiters dafür zu sorgen, daß sie 
nicht durch höhere Preissteigerungen wieder 
verlorengehen. 

Was die Finanzierbarkeit betrifft, sind im 
Budget erhebliche Einsparungen bei wichtigen 
öffentlichen Ausgaben gemacht worden. Trotz­
dem macht das Budgetdefizit über 1 6  Milliar­
den SchiIing aus. Dieses steigende Budget­
defizit, die daraus folgende Erhöhung der 
Staatsschuld und die Abstriche bei wichtigen 
öffentlichen Ausgaben sind Teile des Preises 
für die genannten umfangreichen Einkommens­
verbesserungen. Denn die dafür erforderlichen 
Milliardenbetrage können nun einmal nicht 
allein durch Ausgabenkürzungen gewonnen 
werden, wenn man sich den hohen Anteil 
rechtlicher Verpflichtungen an den Gesamt­
ausgaben und die große öffentliche Bedeutung 
vieler Ausgaben vor Augen hält. 

Sie zweifeln die Finanzierbarkeit des Defi­
zits an. Meine Damen und Herren! Wir sind 
überzeugt, daß es finanzierbar ist, und zwar 
aus zwei Gründen: weil die Kreditfähigkeit, 
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der Ruf der österreichischen Regierung im 
Ausland sehr groß ist, weil wir weiters den 
Ruf haben ais Land mit einem starken sozialen 
Frieden. Das sind Komponenten, die die Vor­
aussetzungen für eine hohe Reputation im 
Ausland sind. 

Bei den Preissteig,erungen muß zunächst be­
rücksichtigt werden, daß der Verstärkung des 
Nachfragedrucks durch die Erhöhung des Defi­
zits eine Bremsung des Kostenauftriebes 
gegenübersteht. Diesen zusätzlichen Kosten­
auftrieb hätte es sonst sicherlich in der Wirt­
schaft gegeben. Denn wäre es nicht zu ,einer 
Lohnsteuersenkung im Jahre 1 975 gekommen, 
wäre der Arbeiterschaft wohl nichts anderes 
übriggeblieben, als wesentlich stärkere Lohn­
erhöhungen durchzusetzen und auf diese 
Weise die steigende Steuerprogression zu 
kompensieren. Das aber hätte von der Kosten­
seite her neuerlich den Preisauftrieb verstärkt. 
Die im Budget 1 975 zum Ausdruck kommende 
Steuersenkung verringert somit den Kosten­
druck. Das, meine Damen und Herren, sollten 
Sie doch wirklich sehen und zugeben. Das 
darf nicht übersehen werden, wenn man von 
den preissteigernden Folgen des höheren Defi­
zits spricht. 

In der Phase eines leicht unterdurchschnitt­
lichen Wachstums, wie es für 1 975 geschätzt 
wird - wobei wir auch hier sagen können, 
daß die Prognosen Osterreich neben Norwe­
gen zu den besten Staaten zählen und die 
beste Entwicklung für das kommende Jahr 
voraussehen -, wird diese Dämpfung stabili­
tätspolitisch sogar bedeutender sein als eine 
stärkere Dämpfung der inländischen Nachfrage 
über ein geringeres Budgetdefizit, die ohne 
Steuersenkung ,erfolgt wäre. Nach Auffassung 
der meisten Volkswirtschaftler ist nicht die 
Höhe des Defizits allein für die preislichen 
Auswirkungen eines Budgets entscheidend, 
sondern auch die Zusammensetzung der Aus­
gaben. Gerade hier ist aber das Budget 1 975, 
nicht zuletzt durch seine Zurückhaltung bei 
Bauinvestitionen, eindeutig stabilitätsorien­
tiert. 

In einer Zeit internationaler Wirtschaftsab­
schwächung und steigender Arbeitslosenzah­
len in anderen Ländern wird dieses Budget 
durch seine Konzipierung auch dazu beitra­
gen, die Vollbeschäftigung in Osterreich zu 
sichern. 

Sie kritisieren immer wieder, insbesondere 
Professor Koren, das Konjunkturausgleichs­
budget. Wir Sozialisten aber wissen, daß mit 
diesem die Voraussetzung geschaffen wurde, 
für den Fall eines eventuellen ernstlichen Be­
schäftigungseinbruches die WiTtschaft neuer­
lich anzukurbeln. 

Wir hätten uns gerne mit Ihren Vorstel­
lungen, mit Ihren Alternativen, die Sie hier 
vorgeben, auseinandergesetzt. Leider war 
weder hier noch außerhalb des Parlaments 
außer bösartigen Unterstellungen, Bankrott­
und Konkursgerede etwas zu vernehmen. Sie 
haben nämlich in Wirklichkeit gar keine Alter­
nativen zu bieten ! (Beifall bei der SPO.) 

Auf Plakaten tun Sie kund, daß Sie eine 
Wirtschaft in Ordnung bringen wollen, eine 
Wirtschaft, die doch eigentlich in Ordnung ist. 
Damit ich mir eine Vorstellung mache, was 
Sie aber doch vielleicht meinen können, habe 
ich mir Ihren Plan 3 gewissenhaft angesehen, 
meine Damen und Herren von der Osterrei­
chischen Volkspartei. Ja, Sie sollten ihn genau 
lesen, und wenn Sie nach diesem Plan hier 
reden würden, würden Sie die Dinge 
etwas anders charakterisieren, denn bereits 
auf Seite 9 - lesen Sie ihn nur durch, bitte -
kann man ganz genau folgendes feststellen: 
Da schreiben Sie, daß der wirtschaftliche Auf­
schwung zu vermehrtem Wohlstand, zu stei­
gendem Einkommen und zu einer dauerhaften 
Vollbeschäftigung in Osterreich geführt hat. 
Hier, meine Damen und Herren, reden Sie 
anders. I-lier reden Sie von Belastungen. Hier 
reden Sie von Verschlechterungen. Hier reden 
Sie von Verschwendung. 

In der Analyse der bisherigen Entwicklung 
wird unter anderem in Ihrem Traumbuch fest­
gestellt, daß Osterreich im Jahr 1 973 die 
höchste Investitionsquote nach Japan hat. Ja 
ist das eine schlechte Politik? 

Sie stellen fest, daß Osterreich seinen An­
tel an Forschungsausgaben am Nationalpro­
dukt von 1969 bis 1 972 von 0,7 auf 0,8 Pro­
zent erhöht hat. Hier, in Ihrem Buch, stellen 
Sie fest, daß in Osterreich von 1 970 bis 1973 
die Arbeitslosenrate von 2,4 auf 1 ,6 Prozent 
zurückgegangen ist. Ja ist denn das schlechte 
Politik? Warum sagen Sie das nicht hier? 
Warum schreiben Sie das nur in der Annahme, 
daß das Buch sowieso die meisten nicht lesen? 

Meine Damen und Herren! Eine nicht un­
interessante Feststellung findet sich auf 
Seite 1 34 Ihres Wirtschaftsplanes, Plan 3, wie 
er so sdlön heißt, nicht uninteressant deswe­
gen, weil sich hier Ihre Sprecher im Parlament 
und auch außerhalb des Parlaments ganz 
anders äußern. Sie schreiben nämlich :  

Offentliehe Tarife und amtlich geregelte 
Preise sollen nicht in zu großen Abständen 
der Kostenentwicklung angepaßt werden. 

Wenn die sozialistische Regierung dement­
sprechend verfährt, schreiben Sie ihr vor und 
rufen Sie ihr hin, das sei eine schlechte Politik. 
Ihre Experten aber schlagen diese Politik vor! 
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Wenn das nicht Doppelbödigkeit ist, was denn 
sonst, meine Damen und Herren? (Beifall bei 
der SPO.) 

Sie stellen in diesem Plan Forderungen auf, 
die von der sozialistischen Regierung bereits 
erfüllt worden sind oder in Erfüllung begriffen 
sind. Ganze Litaneien, zwei Seiten sind das. 

Aber etwas besonders Interessantes findet 
man auf der Seite 70 und auf der Seite 7 1 .  
Dort wird über die hohe Steuerbelastungs­
quote in Osterreich gesprochen. Sie kritisieren 
sie. Sie kritisieren sie ja auch hier immer. 
Interessant ist aber das Ganze deswegen, weil 
Sie dem eine Tabelle als Beweis für Ihre 
Argumentation zugrunde legen, die die Jahre 
1 968 bis 1 970 betrifft. Ja wer hat denn 1 968 
bis 1 970 regiert? Wenn Sie das ernst nehmen, 
dann geben Sie ja mit dem Plan selber zu, 
daß die Steuerbelastungsquote in Osterreich 
nicht von der Sozialistischen Partei gebracht 
worden ist, sondern von den OVP-Finanz­
ministern. Finanzminister Androsch war es, 
der verschiedene Steuern, die Sie eingeführt 
haben, abgeschafft hat. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i e r: Eingebautl) Der sie abgeschafft hat. 
Und diesen Ihren hohen Steuerbelastungsquo­
ten wird für 1 975, meine Damen und Herren 
von der Osterreichischen Volkspartei, eine ge­
ringere Steuerbelastungsquote in Osterreich 
gegenüberstehen! Sagen Sie das 'einmal hier, 
geben Sie das zu, daß das das Ergebnis der 
sozialistischen Wirtschaftspolitik ist! (Beifall 
bei der SPO.) Das ist das Faktum, Herr Doktor 
Kohlmaier, Sie müssen sich nur die Zahlen 
genauer anschauen. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Ich habe die Zahlen genau angeschaut!) 

Sie haben sich hier besonders über das Bud­
getdefizit ausgelassen. Natürlich werden Sie 
erlauben, daß wir gegenüberstellen, was Sie 
sich vorstellen, wie es sich nach Ihren Plänen 
entwickeln soll. Auch wenn Sie hier im Parla­
ment heuer sagen, wir stellen keine Forde­
rungen, in Ihrem Programm haben Sie über 
40 Forderungen an den Staatshaushalt aufge­
stellt. Diese Forderungen zusammen mit den 
neuerlichen geforderten großen Steuersenkun­
gen sowie der geforderten Ausweitung des 
Anteils an den Ermessenskrediten sind eine 
Kostengröße von 15 bis 20 Milliarden Schil­
ling ! Wollen Sie denn wirklich das Budget­
defizit in Ordnung bringen mit so viel Forde­
rungen? Wie Sie mit derartigen Dingen weiter 
Politik machen wollen, das ist wirklich uner­
gründbar. Sie machen auch keinerlei Versuch, 
wie Sie das bewerkstelligen wollen, denn es 
findet überhaupt auf all diesen Seiten in dem 
ganzen Buch keine einzige gemachte Einspa­
rung Platz. 

Was von Ihrer Kritik an der Budgetpolitik 
der sozialistischen Bundesregierung zu halten 
ist bei einem derartigen Widerspruch von 
schriftlichen Absichten und mündlich geäußer­
ter Kritik, das überlassen wir Sozialisten mit 
ruhigem Gewissen der österreichischen Bevöl­
kerung. 

Interessant sind auch noch die Ausführun­
gen zur Inflationsbekämpfung. Ich würde sie 
fast überschreiben als "Inflationsbekämpfung 
etwa durch Preissteigerungen" , denn die In­
flation wird bei Ihnen schlechthin als nach­
fragebedingt qualifiziert. Die Ursachen auf der 
Angebotseite, wie die Auswirkungen von 
Machtkämpfen und überhaupt die Vermach­
tung der Märkte, die sich besonders in der 
Olkrise 1 973174 als eine der Hauptursachen 
der europäischen Inflation erwiesen haben, 
werden schlechthin übergangen. 

Der Hauptvorwurf an die Regierung, for­
muliert auf der Seite 1 12 (Zwischenruf des 
Abg. Dr. K 0 h I m a i  e r), ist derjenige, daß 
wir eine zu stark wachstumsorientierte Politik 
betrieben haben; sagt Professor Koren immer 
wieder. Ja wer hat mit der wachstumsorien­
tierten Politik begonnen? Dr. Withalm hat 
selbst den Koren-Plan, hat selbst die Wachs­
tumsgesetze erwähnt. Sie haben eine wachs­
tumsorientierte Wirtschaftspolitik betrieben. 
Das kritisieren wir nicht. Wir bekennen uns 
dazu. Sie tun nur heute so, als wollen Sie 
damit nichts zu tun haben. 

Immer weitere Forderungen nach wachs­
tumsfördernden Steuerbegünstigungen werden 
gestellt. 

Uberhaupt hat die OVP auch bei der Wech­
selkurspolitik und bei der Preiskontrolle eine 
stärkere Stabilitätsorientierung, wie wir 
Sozialisten sie gefordert haben, abgelehnt. 

Betrachtet man jedoch im folgenden die ge­
samten von der OVP in ihrem Wirtschafts­
programm vorgesehenen Maßnahmen hinsicht­
lich ihrer stabilitätsfördernden Vlirkungen, 
so erkennt man ganz deutlich, daß praktisch 
fast alle diese Maßnahmen nicht eine Vermin­
derung, sondern eine Verstärkung des Preis­
auftriebes zur Folge haben, 

Dies gilt insbesondere für folgende Forde­
rungen: Es wird der Schutz der heimischen 
Landwirtschaft vor wettbewerbsverzerrenden 
Einfuhren gefordert. Ja was bedeutet das? 
Eine Verteuerung doch der Lebensmittel im 
Inland! 

Es wird eine Änderung der Wechselkurs­
politik verlangt, die stärker auf die Entwick­
lung der Handelsströme und die Zahlungs-
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bilanz achten soll. Was verbirgt sich denn da­
hinter? Eine Verteuerung der Importe, eine 
Verbilligung der Exporte! 

Sie verlangen eine abwertende Tendenz des 
Schillingkurses. Ja was heißt das alles? Das 
bringt doch nur Preissteigerungen mit sich !  

Weiters soll der Spielraum für die Offen­
marktpolitik und die Wechselfinanzierung er­
weitert werden, was von der Geldseite eben­
falls eine preissteigernde \Afirkung zur Folge 
hätte. So, meine Damen und Herren, schaut 
nach Ihrem Wirtschaftsplan, nach Ihrem Wirt­
schaftsprogramm die Politik der Zukunft von 
seiten der OVP aus. 

Die Probleme, die uns Sozialisten aber be­
sonders am Herzen liegen, weil wir wissen, 
daß es für die gute und gedeihliche Weiter­
entwicklung unseres Landes lebensnotwendig 
ist, nämlich Vollbeschäftigungspolitik, Ener­
giesparen, die kennt Ihr Wirtschaftsprogramm 
nidü, gescllweige denn daß es einen Vorrang 
der Vollbeschäftigungspolitik kennt. Darüber 
reden Sie lieber nicht. (Zwischenruf bei der 
OVP.) 

Wenn man sich all das vergegenwärtigt, 
wenn man sieht, daß den gestellten Forde­
rungen an den Staatshaushalt keine konkre­
ten und finanziell wirksamen Einkommens­
vorschläge gegenüberstehen, dann weiß man, 
was die OVP-Politik bringen würde: nämlich 
das, was es in Osterreich nicht gibt, aber was 
es dann geben würde, wenn es zur Realisie­
rung Ihres Programms kommen würde : näm­
lich eine Krise. 

Dr. Schleinzer glaubt, bei uns herrsche Tor­
schlußpanik. Sie irren, meine Damen und Her­
ren ! Wir haben keine Torschlußpanik, denn 
wir glauben . . . (Zwischenruf bei der OVP.) 
Nein!  Wir sind fest überzeugt davon, daß die 
durch die internationale Entwicklung hervor­
gerufenen Probleme in unserem Land so wie 
1971 und 1972 nur die Sozialistische Partei, 
nur eine Regierung Kreisky lösen kann. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Prader. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren! Ich habe so 
wie mein Oppositionsvorredner, der Herr Ab­
geordnete Zeillinger, zunächst eine längere 
Orientierungspause gebraucht, um zu begrei­
fen, wer eigentlich anläßlich der Ausführun­
gen, die der Herr Abgeordnete Dr. Fischer 
hier gemacht hat, auf der Regierungsbank sitzt. 
Er hat gemeint, der ehemalige Herr Vizekanz-

ler habe bei seiner Philippika, die sehr ange­
bracht war, im Rückblick in Nosta.lgie ge­
schwelgt. 

Sie schwelgen jetzt schon, und das hat mich 
irgendwie bedenklich gestimmt, und das be­
reclltigt auch die Ausführungen von Doktor 
Schleinzer, daß bei Ihnen eine Torschlußpanik­
Stimmung vorhanden ist. 

Sie haben gemeint, man könne nicht einmal 
so reden und einmal so reden. Sie haben von 
Doppelzüngigkeit gesprochen. Herr Kollege 
Dr. Fischer ! Auch andere Redner nach Ihnen 
haben das geta.n.  

Man soll nicht provozieren : Wenn 3 Prozent 
eine Katastrophe sind, dann können 10 Prozent 
nicht gut sein. Das ist sehr einfach. Wenn 7 
bis 8 Milliarden Schilling Defizit etwas Fürch­
terliches sind und (Abg. Dr. W i t h a I m: Ein 
Wahnsinn!) ein Wahnsinn sind, wie der Herr 
Bundeskanzler gesagt hat, dann können 
22,S Milliarden Schilling Defizit nicht gut sein. 

Wenn Sie sagen: Alternativen müssen her ! ,  
so  erinnere ich Sie  dar an ,  daß der Herr Bundes­
kanzler einmal gemeint hat beziehungsweise 
der Meinung war, daß in Osten·eich, als man 
an ihn die Forderung gestellt hat, ein Alter­
nativkomplex vorhanden wäre. Nach dieser 
Meinung des Herrn Kanzlers wären Sie alle 
daher "Komplexler", um es hier übertragen 
so auszudrücken. Der Herr Bundeskanzler hat 
gemeint, es sei doch ganz unmöglich für die 
Opposition, ein Alternativbudget oder ähn­
liche Dinge zu erstellen, es müßte eine völlige 
Umorientierung der gesamten Verwaltung ein­
treten. Die Opposition habe einfach gar nicht 
die Möglichkeit, so etwas zu tun. 

Es ließe sich diese Liste der Ungegoren­
heiten und der Unaufrichtigkeiten, um es auch 
so zu sagen, fortsetzen. Weil Sie scllOn so in 
Theologie geschwelgt haben, Herr Doktor 
Fischer . . .  (Abg. Dr. F i s  c h e r: E i n  Zi latl) 
Nein, es waren mehrere Bibelzitate. Sie unter­
schätzen sich diesbezüglich. Sie haben mehr 
als nur ein Zitat produziert. Ich möchte mich 
daher auch etwas biblisch ausdrücken und dem 
Herrn Bundeskanzler sagen: Deine Rede sei 
ja ,  ja und nein, nein. - Auch das steht in 
der Bibel geschrieben! (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Herr Abgeordneter Dr. Fischer hat dann 
gemeint, es sei den Osterreichern sicher lieber, 
auch fürderhin eine sozialistische Regierung 
zu haben. Ich muß sagen: Ich habe auf Grund 
der bisherigen Wahlergebnisse diesen Ein­
druck absolut nicht gewinnen können, Herr 
Dr. Fischer, und zwar entgegen Ihrer nostal­
gischen Ausführung. Welche Fakten haben Sie 
dazu bewogen? Ich glaube daher, daß diesbe-
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züglich eine andere Auffassung besteht als 
die, die Sie den Osterreichern suggerieren 
wollen, die an Hand der Lohnzettel doch nicht 
zu der Auffassung kommen, die Sie hier vor­
gebracht haben, sondern zu einer völlig ande­
ren. 

Was nun das Vorbringen betrifft, daß die 
Osterreicher lieber eine sozialistische Regie­
rungstätigkeit haben als eine Verwaltungs­
tätigkeit einer OVP-Regierung, so läßt sich 
darüber streiten. Es wurde dann angefügt - es 
ist das Ihr neuer Slogan, den man überall 
durchhört -: Nicht nur Schleinzer, sondern 
auch Peter. Letzteren Part überlasse ich Ihnen. 
Im übrigen möchte ich nur sagen, daß bereits 
einmal ein stiller Koalitionspartner FPO in 
diesem Haus gesessen ist. Er hat aber seiner­
zeit nicht die OVP-Regierung unterstützt, son­
dern die Minderheitsregierung Dr. Kreisky. -
Audl das zur Steuerung der Wahrheit. 

Aber es gibt ja noch andere Dinge, Herr 
Abgeordneter Dr. Fischer, die Sie nicht gesagt 
haben. Sie haben einleitend gleich mit irgend­
welchen Zahlen paradiert. Auch ich habe solche 
zur Verfügung. Wenn man die Pensionsan­
passungsfaktoren hernimmt - es kommt 
immer darauf an, wie man etwas sagt -: Im 
Jahre 1 969 war der Anpassungsfaktor 7, 1 .  Im 
Jahre 1 969 hat die Preissteigerung 3, 1 Prozent 
betragen. Die echte Reallohn-Wertsteigerung 
im Jahre 1969 hat daher 4 Prozent betragen. 
Wenn Sie zum Beispiel das Jahr 1 973 herneh­
men, so hat der Anpassungsfaktor 9 betragen. 
Er war natürlich viel höher als der seiner­
zeitige von 7 , 1  im Jahre 1969. Aber im Jahr 
1 973 haben der Preissteigerungsfaktor 7,6 Pro­
zent und die Realwertsteigerung 1 ,4 Prozent 
betragen. 

Es ist also die Lebensmöglidlkeit gerade 
dieses Personenkreises gesunken! Das ist nach 
unserer Auffassung nicht der Ausdruck des 
Kampfes gegen die Armut. Das darf ich Ihnen 
auch sehr deutlich sagen! (Zustimmung bei der 
OVP.) 

So muß man die Dinge darstellen, und nicht 
immer so, wie Sie selbst das gerne tun. 

Meine Damen und Herrenl Man kann es 
nidlt oft genug sagen: Je länger diese Regie­
rung im Amte ist - und das ist das Charakte­
ristikum -, umso unwirsdler, ja beleidigter 
reagiert sie auf Kritik, auf sachliche Konfron­
tation. Laut Finanzminister Dr. Androsch ist 
Kritik "Geschäftsstörung" . Der Herr Bundes­
kanzler Dr. Kreisky hat gemeint, nachdem 
das miserable ORF-Gesetz beschlossen oder 
d urchgepeitscht worden war: Jetzt müsse Ruhe 
sein! 

Der "AZ"-Gluthammer glüht, weil es Doktor 
Schleinzer gewagt hatte, kritisch zu den Bun­
desheermanövern Stellung zu nehmen. Im 
Landesverteidigungsrat, Herr Bundeskanzler, 
werden Berichte nicht debattiert, sondern ab­
gestimmt, und die echten Probleme des Heeres 
bleiben ungelöst. 

Die Journalisten werden der Befangenheit 
bezichtigt, wenn sie nicht regierungskonform 
schreiben. Die Kritik der Opposition wird ab­
qualifiziert als Nein-Sager-Partei, als Destruk­
tion. Ein Vorredner - ich glaube, es war 
der Herr Abgeordnete Dr. Heindl - hat ge­
meint: Kritik ist ja direkt Vaterlandsverrat -
allerdings nur gegenüber einer sozialistisdlen 
Regierung. 

So könnte man die Liste fortsetzen. Mir ist 
ein Artikel in der "Presse" untergekommen, 
in dem von einem Vortrag des Herrn Bundes­
kanzlers im Volksheim Krim in Döbling be­
richtet wird. (Zwischenruf des Bundeskanzlers 
Dr. K r  e j s k y.) Das steht mir noch nicht zur 
Verfügung. Aber es ist in bezug auf die Sache, 
die ich sagen wollte, eigentlich nidlt sehr ent­
scheidend. In dem Artikel wird unter Anfüh­

rungszeichen die Begründung für den Vortrag 
von dem Funktionär angegeben: Weil die 
Massenmedien nicht mehr in der Lage sind, 
objektiv über· die Leistungen der Regierung 
zu berichten. 

Das, glaube idl, drückt alles aus und be­
stätigt das, was wir in dieser Beziehung auch 
hier im Hause immer wieder gesagt haben. 
So stellen Sie, meine Herren, sich die Demo­
kratie, die Transparenz nach rund vier Jahren 
Regierungspolitik vor. Ihr Demokratiever­
ständnis ist einem echten und absoluten Madlt­
verständnis gewidlen. Alles ist auf dieses 
Machtverständnis zugeordnet, wo Sozialisten 
die Mehrheit haben. 

Herr Kollege Dr. Fischer! Es ist sehr pro­
blematisdl, unsere Vertreter der Landwirt­
schaft irgendwie zu bezichtigen, sie hätten 
damals die Bauernschaft anläßlich gewisser 
Gegebenheiten niedergehalten, die heute mit 
Recht kritisiert werden. Das ist unser Vorwurf 
an Sie, gewisse Institutionen umfunktionieren 
zu wollen: nämlich von ihrer ursprünglidlen 
Aufgabenbestimmung weg zu Regierungsbe­
auftragten. - Das ist auch ein wesentlidler 
Zug aller Sozialismen jeder Sdlattierung, wo 
immer wir sie in einer Machtposition vorfin­
den. 

Dabei ergeben sidl ganz groteske Situatio­
nen. Sie, Herr Bundeskanzler, haben hier an­
läßlich einer ORF-Debatte erklärt, daß Sie 
keinen Einfluß nehmen können auf die Beset­
zungen der Positionen im ORF. Das stimmt 
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formalistisch schon. Aber zufällig - es hat 
so viele Zufälligkeiten gegeben - haben dann 
diese Institutionen alle jene nominiert, die 
Sie schon viele Monate vorher als die Geeig­
netsten empfunden haben. 

Das sind jene Zufälligkeiten, die wir mei­
nen. Herr Bundeskanzler! So kann man doch 
nicht mit der österreichischen Offentlichkeit 
umgehen! Warum dieses Versteckenspiel bei 
dem gleichzeitigen Bemühen, unter allen Um­
ständen an der Macht zu bleiben? Sie nehmen, 
vielleicht der eigenen Kraft nicht ganz ver­
trauend, auch Liberale in Ihre Dienste und 
bestimmen die von Ihnen Ernannten gemäß 
Ihrem Demokratieverständnis zu Vertretern 
der Liberalen in Osterreich. Meine Damen und 
Herren!  Es gibt natürlich welche, die sich 
gerne in Ihren Dienst stellen und als Tarn­
schilder Ihrer sozialistischen Politik figurieren. 

Je näher es zum Wahltermin kommt, desto 
mehr versuchen Sie, Herr Bundeskanzler, die 
Wähler unterschwellig so zu motivieren, zwi­
schen Ihnen und der SPO zu differenzieren, 
um in etwa folgende Stimmung zu erzeugen: 
Dl'. Kreisky ist j a  gar nicht so! 

Zugegeben: Sie entwickeln diesbezüglich 
eine große Meisterschaft, Sie entwickeln gro­
ßes taktisches Geschick. Sie kommen aber mit 
dieser Politik - und das steht heute zur De­
batte - und mit Ihrer Ankündigungs- und 
Aufrißstrategie zunehmend in Schwierigkei­
ten, weil Sie nicht dauernd einer Konfronta­
tion mit den Ergebnissen Ihrer Politik aus­
weichen können und auch außenpolitische 
Dberdeckungsmanöver auf Dauer nicht aus­
reichen. 

Die Ergebnisse der sozialistischen Regie­
rungspolitik bekommen die Menschen in die­
sem Staat immer mehr hautnah zu spüren, 
und sie tun dem einzelnen immer mehr weh. 
Deshalb wehren sich auch immer mehr Staats­
bürger mit dem Stimmzettel. Sie aber reagie­
ren nicht mit einer Umkehr dieser Politik, 
sondern affektiv, mit Gekränktheit, mit zuneh­
mender Nervosität, mit Kritikfeindlichkeit und 
mit verstärkter Intoleranz. 

Der Sozialismus hat Rezepte, die allen sehr 
teuer zu stehen kommen und die wir bald 
nicht mehr werden bezahlen können. Der über­
deutliche Spiegel hiefür ist dieses Budget 1 975. 

Ist es überhaupt noch finanzierbar? - Das 
ist die Kernfrage der Opposition ; und, Herr 
Dr. Fischer, nicht nur, wie Sie selber sehr ge­
nau wissen, der Opposition. 

Wenn die geringste konjunkturelle Schwie­
rigkeit auftauchen sollte, haben Sie Überhaupt 
keine Reserven mehr. Das wissen Sie genauso 
gut wie wir. Der Sozialismus glaubt, dem 

Staatsbürger immer mehr Einzelenlscheidun­
gen abnehmen zu müssen, und tötet so, ge­
koppelt mit Ihrer Steuerpolitik, den Leistungs­
willen. Immer mehr neue Apparaturen werden 
von Ihnen installiert, um Ihre Gesellschafts­
philosophie zu verwirklichen und Ihre Macht­
positionen zu zementieren. 

Und dann dazu der Aufschrei : Die Beamten 
fressen den Staat auf!, weil die Kosten des 
Apparates ins Dberdimensionale steigen. Ich 
sage Ihnen, nicht die Beamten fressen den 
Staat auf, sondern der Sozialismus, wie er 
von Ihnen praktiziert wird, frißt den Staat 
auf. Die ersten Leidtragenden werden dann 
auch die Beamten des Staates sein. (Beifall 
bei der OVP.) Es ist unsere Aufgabe als Oppo­
sition, das klarsichtig und für alle erkennbar 
zu machen. 

Trotz aller Ihrer Verschleierungsmeister­
schaft können auch Sie, Herr Bundeskanzler, 
die Stoß linien Ihrer und unserer gesellschafts­
politischen Auffassung nicht auf die Dauer 
verwischen .  An Hand konkreter Entscheidun­
gen, und das ist wertvoll, werden sie tür elen 
einzelnen Staatsbürger erkennbar und auch 
meßbar. 

Erkennbar wird aber auch Ihre Intoleranz 
in grundsätzlichen gesellschaftspolitischen Fra­
gen gegenüber der Meinung fast der Hälfte 
der österreichischen Bevölkerung, die den 
Sozialismus ablehnt. Das ist jene Situation, 
meine Damen und Herren, die der gegenwär­
tige Justizminister seinerzeit von diesem Pult 
aus so sehr mit erhobenem Finger als verderb­
liche Diktatur der Mehrheit beschworen hat. 
Vielleicht erinnern Sie sich auch an diesen 
Satz. 

Nun aber, da Ihnen das \Nasser bis zum 
Halse steht, rufen Sie zum Sparen auf. Kon­
sumeinschränkung können Sie nur dann er­
reichen, wenn diese für den einzelnen wieder 
sinnvoll geworden ist. Ihre vVirtschaftspolitik 
aber bestätigt die, die sich danach richten, als 
Dumme. Das wird nicht zum Erfolg führen. 
Deshalb haben wir hier konkrete Vorschlärre 
auf den Tisch gelegt. 

Zu einer Politik, wie sie sich �:.:,s :.11.,:1. c>.> 
stellt und wie sie durch dieses Budget präsen­
tiert wird, können wir nur nein sagen, und 
daher lehnen wir auch das Budget ab. 

Wegschieben von einer Sachdiskussion ist 
Ihr Rezept. Sie möchten uns, wenn wir die 
Dinge beim Namen nennen, als Neinsager­
partei, als destruktive Kraft abqualifizieren. 
Es gelingt Ihnen aber nicht, auf eine andere 
Schiene hier auszuweichen. Sie qualifizieren 
sich durch Ihre Inflationspolitik selber ab. 
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Sie, meine Damen und Herren von der Re­
gierung, von der Mehrheitsfraktion, haben 
nein gesagt zu allen unseren Vorschlägen seit 
1 97 1 ,  die wir zur Inflationsbekämpfung ge­
macht haben, entgegen der Meinung des Herrn 
Bundeskanzlers, daß sich die Opposition nicht 
den Kopf der Regierung zu zerbrechen hat. 
Bis zuletzt, noch im Sommer dieses Jahres, 
hat Dr. Koren angesichts der drohenden Ent­
wicklung ein Krisenmanagement vorgeschla­
gen. 

Die Opposition war bereit und ist immer 
bereit gewesen, sich angesichts dieser unguten 
Entwicklung, für alle Osterreicher höchst ge­
fährlichen Entwicklung, in eine Mitverantwor­
tung aller einbinden zu lassen, um ein ge­
meinsames Konzept, einen gemeinsamen Weg 
zu finden. Sie haben in Ihrem grenzenlosen 
Hochmut nein gesagt. Sie, Herr Bundeskanz­
ler, waren der Meinung, Sie wüßten nicht, 
was Sie mit der OVP reden sollten. 

Unsere Initiativen und Anträge kommen 
zum Teil überhaupt nicht oder sehr verspätet 
im Nationalrat zur Sprache, weil Sie sie ein­
fach in der Präsidialsitzung sperren. Wenn 
hier angeblich Herr Dr. Fischer gemeint hätte, 
es sei dies von Häuser seinerzeit auch beklagt 
worden, dann wundere ich mich, daß der Herr 
Vizekanzler jetzt nicht mit allem Elan in die 
Bresche springt, um diese unmögliche Situa­
tion zu beenden, zumal es sich hier auch um 
Anträge handelt, die absolut keinen schwer­
gewichtig parteipolitischen Inhalt haben. Aber 
aus Prestige wird nein gesagt. 

So erinnere ich mich an den Antrag vom 
29. Mai 1 973, Nummer 77/A, "der Abgeordne­
ten Dr. Prader, Tödling, Marwan-Schlosser 
und Genossen betreffend ausreichende Ver­
sorgung der österreichischen Bevölkerung mit 
lebenswichtigen Gütern auf dem Seeweg in 
Krisenzeiten".  Es war das zu einer Zeit, da 
internationale Schwierigkeiten waren und wir 
geglaubt haben, wir könnten dadurch auch in 
bezug auf die wirtschaftliche Landesverteidi· 
gung, für die Sie überhaupt noch nichts gelei­
stet haben, einen Vorschlag bereitstellen. Nein, 
d ieser Antrag wurde bis heute nicht zuge­
lassen. Für solche Anträge reicht die Arbeits­
kapazität des Nationalrates nicht, meinte der 
Abgeordnete Dr. Fischer im Ausschuß. 

Angesichts solcher Gegebenheiten muß man 
sich aber fragen, ob das mit einer parlamen­
tarischen Demokratie überhaupt noch verein­
bar ist, wenn Abgeordnete einfach solcherart 
an ihrem Wirken gehindert werden. Das ist 
eine Frage, die vor allem sehr ernstlich im 
Zusammenhang mit der Geschäftsordnungs­
reform zu prüfen sein wird. 33 solcher An­
träge gibt es, die bisher überhaupt nicht die 

Chance gehabt haben, in parlamentarische Be­
handlung gezogen zu werden. Im Gegensatz 
zu Ihrer Haltung nehmen wir da einen emde­
ren Standpunkt ein. Andere Gedanken dürfen 
einfach nicht von der Volkspartei kommen; 
ich könnte Ihnen sehr viele Dinge aufzählen. 

Sie rühmen sich aber auf der anderen Seite, 
obwohl Sie uns als Neinsagerpartei abqualifi­
zieren wollen, sehr dessen, wie viele Gesetze 
einstimmig in diesem Hohen Haus beschlossen 
wurden. In der "Parlamentskorrespondenz" 
vom 2. Mai 1 974 ist eine Statistik enthalten 
und dort wird aufgeführt, daß sich bis zur 
1 06. Sitzung 343 Gesetzesbeschlüsse mit fol­
gender Mehrheit bei der Abstimmung ergeben 
haben: 287, das sind 83,7 Prozent, einstimmig ; 
26 wurden allein von den Sozialisten beschlos­
sen, das sind 7,6 Prozent; 19 wurden von SPO 
und FPO zusammen beschlossen, das sind 
5,5 Prozent; und 1 1  von SPO und OVP zu­
sammen, das sind 3,2 Prozent. So schaut in 
Wahrheit die Neinsagerrollenverteilung aus. 

Im Neinsagen sind Sie auch wie in anderen 
Bereichen einfach unübertroffen, meine Damen 
und Herren von der sozialistischen Seite, das 
wollen wir mit aller Deutlichkeit feststellen. 

Herr Bundeskanzler! Wir haben bei der Be­
handlung Ihres Budgetkapitels im Ausschuß 
sehr viele dringliche Fragen an Sie gerichtet, 
auch Vorschläge gemacht, Meinungen depo­
niert, die vor allem den auch in Ihrem Ressort­
bereich zu verwaltenden Bereich des Verfas­
sungsrechtes betreffen. Ich erinnere an unsere 
Vorschläge und immerwährenden Initiativen, 
endlich unser Grundgesetz, das jetzt doch 
durch sehr viele Novellen, besonders in der 
Zweiten Republik, zersplittert wurde und un­
übersichtlich geworden ist, wieder zu verlaut­
baren. Wir haben Anträge eingebracht. Es ist 
uns unverständlich, daß das abgelehnt wurde. 

Im Budgetausschuß, Herr Bundeskanzler, 
habe ich bereits darauf hingewiesen, daß Sie 
jetzt einen Entwurf, einen neuerlichen Ent­
wurf zu einer Novelle der Bundesverfassung 
verschickt haben, der den Bereich der Umfas­
senden Landesverteidigung betrifft und vor­
sieht, diesen Komplex in die Bundesverfas­
sung einzubauen. 

Herr Bundeskanzler! Ich stelle hier fest, daß 
der von Ihnen versendete Entwurf nicht mit 
dem Vorschlag identisch ist, der dem Verteidi­
gungsrat in seiner letzten Beratungsrunde 
vorgelegt wurde. 

Auf meine diesbezügliche Frage, was denn 
die Motivation dafür sei, hab e .  ich keine Ant­
wort bekommen. Ich frage mich angesichts 
dieser Gegebenheiten ernsthaft, was es denn 
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für einen Sinn hat, wenn wir uns hier ab­
mühen, um einen möglichst weitgehenden 
Konsens in diesen Fragen zu erreichen. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben mir keine 
Auskunft darüber gegeben, was im Bereich 
der Umfassenden Landesverteidigung gesche­
hen ist. Sie haben mir eine schriftliche Ant­
wort versprochen; ich habe sie bis zur Stunde 
leider nicht bekommen. 

Durch das Ministeriengesetz ist Ihnen hier 
nun die Verantwortung, die Koordinations­
funktion übertragen worden, und daher ist 
die Frage auch gerechtfertigt: Was haben Sie 
vor, und was haben Sie getan? Das vor allem 
in bezug auf einige stichelige Hinweise des 
Herrn Abgeordneten Dr. Fischer. Es würde 
uns interessieren, was Sie hier für ein Lei­
stungsvermögen entwickeln. Bisher war es 
sehr dürftig. Das einzige, was ich bisher als 
Entschuldigung gehört habe, war, daß es frü­
her auch nicht besser gewesen sei, obwohl 
das nicht stimmt. Aber Sie haben ja gesagt, 
das sei nichts, Sie machen ja alles viel, viel 
besser, daher kann das keine Motivation und 
keine Begründung für Ihre Handhabung, für 
Ihre Gestionen sein. 

Herr Bundeskanzler ! Sie legen sowohl die 
Berichte des Verwaltungsgerichtshofes als 
auch des Verfassungsgerichtshofes jahrelang 
dem Parlament nicht vor. Die Berichte aus den 
Jahren 1970, 1971 , 1972 haben Sie im Jahre 
1 974 vorgelegt. Ich habe gefragt, wann Sie 
die bekommen haben, warum Sie diese wich­
tigen Berichte nicht bringen. 

Ähnlich ist es mit dem Bericht, der in der 
Behandlung noch nicht abgeschlossen ist, mit 
dem Bericht des Verwaltungsgerichtshofes. Ist 
das die Wertschätzung, die Sie diesen Höchst­
gerichten entgegenbringen, welche zum Aus­
druck kommt, zumal ja dort aus der Praxis 
kommende Anregungen enthalten sind, Hin­
weise auf Gesetzeslücken, denen höchste und 
bedeutsamste Aktualität zukommt? Das sind 
alles Fragenbereiche, Herr Bundeskanzler, 
über die wir Auskunft haben wollen und wo 
wir gerne eine klare Haltung Ihrerseits hätten. 
Die Justizverwaltung der Oberstgerichte, alles 
das sind Dinge, wo es bei Ankündigungen, bei 
Programmen geblieben ist, bei Zusagen, die 
nicht effektuiert worden sind. Dieses ganze 
Rechtsgebäude Osterreich sollte verbessert 
werden. Hier können Sie regieren, in jenen 
Bereichen, die so wichtig für den Rechtsstaat 
sind, da verwalten Sie und verweigern jede 
Aktivität, um bessere Voraussetzungen zu 
schaffen! 

Sie haben, Herr Bundeskanzler, diese dring­
lichen Anliegen nicht ernstgenommen, Sie 
haben Ihre Meinung gesagt und damit war 

es vorbei. Daher ersuchen wir Sie auch, in 
diesen Dingen endlich Aktivitäten zu ent­
wickeln und nicht nur Kommissionen einzu­
setzen beziehungsweise Meinungen darüber 
deklaratorisch abzugeben. 

Die Frage des Wehrbeauftragten, viele 
andere Dinge, und vor allem auch eine Frage, 
Ioterr Bundeskanzler: Ich habe Sie voriges Jahr 
von diesem Pult aus darauf aufmerksam ge­
macht, daß von den 37 in den Jahren 1 970 bis 
1971  vom Niederösterreichischen Landtag ge­
faßten Resolutionen und Aufforclerungsanträ­
gen an die Bundesregierung diese Regierung 
es überhaupt nur in zehn Fällen der Mühe 
wert gefunden hat, dem niederösterreichischen 
Länderparlament eine Antwort zuteil werden 
zu lassen. 

Herr Bundeskanzler! Das spricht nicht für 
Ihre föderalistische Gesinnung. Ich habe mich 
erkundigt : im grundsätzlichen hat sich nichts 
geändert. Wie man so hört, geht es auch ande­
ren Landtagen in bezug auf die Behandlung 
durch Ihre Regierung nicht viel besser. Ich 
muß Sie daher fragen, wie Sie eigentlich die 
V{ertigkeitsstufen in der Behandlung der Par­
lamente der österreichischen Bundesländer 
stellen. 

Es gäbe noch viele andere Dinge, die ich 
infolge der Zeitbegrenzung leider nicht mehr 
anführen kann. Herr Bundeskanzler ! Aus die­
ser gesamten Situation heraus dürfen wir 
Ihnen doch klar vor Augen führen, daß auf 
Grund dieser Gegebenheiten für uns eine Zu­
stimmung zum Budget nicht möglich ist. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dallinger. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter DaIlinger (SPO) : Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren ! Im Mittelpunkt 
des öffentlichen Interesses in unserem Lande 
wie auch im Ausland steht das Wollen um 
die Erhaltung der Vollbeschäftigung - es ist 
beute bereits mehrfach durchgeklungen; der 
Herr Bundesparteiobmann Dr. Schleinzer hat 
es . an die Spitze seiner Ausführungen gestellt 
-, die Besorgnis um die Erhaltung der Voll­
beschäftigung und das Wollen, alles zu tun 
und alles dazu beizutragen, um die Voll­
beschäftigung in unserem Lande zu erhalten. 

Herr Bundesparteiobmann Dr. Schleinzer hat 
vor einiger Zeit die sozialistische Bundes­
regierung aufgefordert, den Konkurs anzu­
melden, weil ihre Wirtschaftspolitik nicht von 
Erfolg begleitet ist. Er hat heute nicht mehr 
vom Konkurs gesprochen, er hat heute vom 
Debakel der Bundesregierung gesprochen. 
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Ich darf darauf verweisen, daß wir derzeit 

mehr als 2,700.000 Beschäftigte in unserem 
Lande haben, das ist mehr als je zuvor, das 
sind um 35.000 Beschäftigte mehr als im Jahr 
1973, daß das Wachstum anhält, daß die Zahl 
der Gastarbeiter nicht weiter angestiegen, son­
dern ab gesunken ist. 

Mit anderen Worten ausgedrückt: die Zahl 
der österreichischen Bevölkerung, die unselb­
ständig erwerbstätig ist, ist im Steigen. Ins­
besondere bei den Zunahmen ist zu verzeich­
nen, daß die Frauenbeschäftigung neuerlich 
eine Erweiterung beziehungsweise Erhöhung 
erfahren hat, weil der überwiegende Teil der 
Zunahme bei der Zahl der unselbständig Er­
werbstätigen von Frauen herrührt. 

Wenn man also diese Zahlen hört, auf der 
einen Seite aufgefordert wird, den Konkurs 
anzumelden, wir jedoch auf der anderen Seite 
eine Vollbeschäftigung wie noch nie haben, 
wenn man weiß, daß um uns Ereignisse statt­
finden, die echte Besorgnis hervorrufen (Abg. 
o f e n b ö e  k: Nicht nur um uns!), daß die 
Vollbeschäftigung erhalten bleibt, dann, 
glaube ich, kann man nicht hoch genug ver­
anschlagen, daß wir uns in einer solchen 
Situation befinden und der Trend aufwärts­
geht. 

Wenn schon vor vierzehn Tagen hier im 
Hause beklagt worden ist, daß etwa bei uns 
da und dort Krisenerscheinungen vorhanden 
wären, und Beispiele zitiert wurden, wie 
Swarovski oder BaBy oder Vöslauer Kamm­
garnfabrik, dann darf ich Ihnen sagen bezie­
hungsweise könnten wir uns darüber unter­
halten, was die Beweggründe dafür sind, 
warum es dort zu Krisenerscheinungen kommt. 
In einem Familienbetrieb wie Swarovski, wo 
durch Heirat von allen möglichen Menschen, 
die nicht zur Führung eines Betriebes geeignet 
sind, die Betriebsführung besorgt wird. 

Schon im Jahre 1967 - das möchte ich in 
Erinnerung rufen, meine Damen und Herren -
sind unter Ihrer Regierung 750 Personen von 
Swarovski entlassen worden, weil keine 
Arbeit vorhanden war. Wir haben dann dafür 
vorgesorgt, daß es durch begleitende Maß­
nahmen wieder zu einer Steigerung des Be­
schäftigtenstandes gekommen ist. Wenn jetzt 
durch ein schlechtes Management, das 
übrigens jetzt ausgewechselt wurde, nun die 
Hoffnung besteht, daß es wieder zu einem 
Aufwärtstrend kommt, solche negativen Aus­
wirkungen sich zeigen, dann darf ich sagen, 
daß es das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung und die nachgeordneten Dienststellen 
gewesen sind, die alles getan haben, damit 
bei Swarovski wieder Ruhe einkehrt, damit 
jene, die entlassen wurden, auch tatsächlich 

wieder Beschäftigung fanden. Wir können 
hoffen, daß durch das neue Management und 
die begleitenden Maßnahmen der Bundes­
regierung wieder Ruhe und Vollbeschäftigung 
einkehren werden. 

Wenn Sie jetzt Bally in Wiener Neustadt 
nehmen und die Vöslauer Kammgarnfabrik 
nehmen und untersuchen, warum es dort zu 
Freisetzungen gekommen ist, dann werden 
Sie merken, daß das keineswegs der negative 
Einfluß der Bundesregierung ist, sondern die 
Unfähigkeit der Menschen, die diese Betriebe 
führen. Bally ist übrigens kein österreichisches 
Unternehmen, auf das die Bundesregierung 
direkten Einfluß hat, sondern da sind andere 
Kräfte am Werk; das wissen Sie genauso 
gut wie ich. 

Wir haben den höchsten Grad der Voll­
beschäftigung, der jeweils zu verzeichnen ge­
wesen ist. Wir haben ein Wirtschafts­
wachstum - darauf wurde bereits hinge­
wiesen -, das das größte in der Welt ist. Die 
Besorgnisse in allen Teilen der Weit, die wir 
heute in den Zeitungen lesen, daß das 
Wachstum stark zurückgeht, daß ein soge­
nanntes Nullwachstum sich zeigen wird, sind 
bei uns in dem Umfang in keinem Fall gege­
ben, im Gegenteil, wir erwarten eine Stei­
gerungsrate, die hoffen läßt, daß die Voll­
beschäftigung anhält, daß die Wirtschaft sich 
weiter entwickelt. 

Allerdings darf ich in diesem Zusammen­
hang sagen, daß wir uns uneingeschränkt zur 
Vollbeschäftigung bekennen, was in den Krei­
sen der OVP nicht überall der Fall ist, meine 
Damen und Herren. Ich verweise hier auf 
die Ausführungen - sie sind schon oft zitiert 
worden - des Herrn Präsidenten Mitterer, 
der meinte, eine geringfügige Arbeitslosigkeit, 
eine dosierte Arbeitslosigkeit könne maß 
ruhig in Kauf nehmen. Es würden schon ge­
wisse Ereignisse eintreten, die jene be­
ruhigen . . . (Abg. M i t  t e r  e r: Falsch!) Das 
ist nicht falsch, Herr Präsident! Sie können 
es ja nachlesen. Ihr Statement, das Sie im 
"Mittagsjournal" abgegeben haben. Ich werde 
es Ihnen dann zustellen. Eine geringfügige 
Arbeitslosigkeit sind Sie bereit in Kauf zu 
nehmen, wenn es darum geht, die Stabilität 
zu erhalten. 

Nur: Die Dosierungsmöglichkeiten, meine 
Damen und Herren, sind halt hier sehr gering. 
Und die Frage, wie es dann weitergehen soll, 
wenn wir einige hunderttausend Arbeitslose 
haben, wie das in anderen Ländern der Fall 
ist, ist noch etwas Ungeklärtes. Aber damit 
müssen Sie sich, Herr Präsident, ja nicht aus­
einandersetzen, sondern das müssen ja primär 
wir tun, die wir für die überwiegende Mehr-
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heit dieser österreichischen Bevölkerung zu 
sorgen haben und wo die Gewerkschaften in 
Verantwortung für die unselbständig Erwerbs­
tätigen eben um die Erhaltung der Voll­
beschäftigung besorgt sind. 

Nun, wir werden den entsprechenden Bei­
trag leisten, meine Damen und Herren. Die 
Wirtschaftspolitik, die Sie einerseits als Kon­
kurspolitik, andererseits als Debakel anpran­
gern, führt zu dem größten Wirtschafts­
wachstum, das derzeit in der Welt zu ver­
zeichnen ist. Es führt zum höchsten Maß an 
Vollbeschäftigung, das wir je zu verzeichnen 
hatten, und es führt zu einem steigenden 
Lebensstandard, der in dieser Form ebenfalls 
einmalig in der Welt dasteht und zumindest 
in der Entwicklungsperiode nach dem 
zweiten Weltkrieg in der Kontinuität noch 
nicht festzustellen gewesen ist. Wir haben 
regelmäßig in den letzten Jahren echte Real­
lohnsteigerungen zwischen drei bis fünf Pro­
zent konstatieren können, und das in einer 
Zeit, wo es - zugegeben - zu einer Inflation 
kam, die allerdings nicht in Osterreich ihre 
Wurzel hat und auch nicht in Osterreich ihren 
Ausgangspunkt hatte, sondern die von außen 
zu uns gekommen ist. 

Wenn nun hier heute schon mehrfach fest­
gestellt worden ist, man möge es doch der 
OVP gleichtun und nur jene niedrigen In­
flationsraten verzeichnen, die unter der OVP­
Regierung vorhanden gewesen sind, dann 
möchte ich Ihnen - und dazu möchte ich Sie 
wirklich einladen - doch einmal die Statisti­
ken zeigen, um festzustellen, wie die welt­
weite Entwicklung damals gewesen ist und 
welche Steigerungsraten wir bei den Preisen 
in Osterreich hatten. Und ich möchte Sie 
gleichzeitig einladen, jetzt festzustellen, wie 
die weltweite Entwicklung ist und wie sich 
die Entwicklung in Osterreich vollzieht. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Und da möchte ich Ihnen sagen, meine 
Damen und Herren, daß Sie genau den umge­
kehrten Effekt feststellen können. Während 
damals in der ganzen Welt eine niedrigere 
Preissteigerungsrate festzustellen gewesen ist, 
haben wir eine um 1 ,  2 b is 3 Prozent höhere 
gehabt. Jetzt ist es genau umgekehrt. Wir 
haben Steigerungsraten von 10 bis 1 5  Pro­
zent. Wenn Sie an die Schweiz denken - das 
Land, das uns immer als Maß der Stabilität 
hingestellt worden ist -, dort sind sie mit 
2, 3,  4 Prozent über uns. Und da 
sagen Sie: Das ist die Politik, die schlechte 
Politik der österreichischen Bundesregierung. 

Schlechte Politik: Vollbeschäftigung, rela­
tive wirtschaftliche Stabilität, kontinuierliche 
reale Einkommenssteigerung der breiten Mas-

sen der Bevölkerung, das ist schlechte Poli­
tik, Herr Dr. Prader? 

Bezüglich des Demokratieverständnisses des 
Herrn Bundeskanzlers, Herr Dr. Prader, das 
Sie in Zweifel gezogen haben, darf ich Sie ein 
wenig an das Demokratieverständnis in Nie­
derösterreich erinnern: Im OAAB Nieder­
österreichs und in der niederösterreichischen 
Landesregierung ist es uns bisher noch nicht 
gelungen, 1 00prozentige Wahlerfolge zu er­
zielen. Das ist Ihrer "Demokratie" vorbehalten 
geblieben! (Beifall bei der SPO.) 

Herr Dr. Prader, noch etwas: Wenn Sie hier 
diese oder jene These verkünden, dann darf 
ich Sie bitten, sich mit Ihrem Fraktions­
kollegen Dr. Kohlmaier ein wenig zu unter­
halten über den Rhythmus bei der Berech­
nung des Anpassungsfaktors. Wenn Sie jetzt 
zum Beispiel feststellen, daß in einem Jahr 
die Teuerung so hoch gewesen ist und der 
Anpassungsfaktor so hoch war, dann müssen 
Sie doch bitte in Betracht ziehen, daß das 
mit einem zweijährigen Verzögerungseffekt 
stattfindet. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
P r  a d e  r.) Aber die Fakten sind so, daß Sie 
eben zwei Jahre später dann die ent­
sprechende Erhöhung gehabt haben, und die 
Fakten sind halt so, Herr Dr. Prader, daß wir 
bezügl ich der Pensionisten keineswegs die 
Vergleiche mit der Regierung zu scheuen 
haben, die vom Jahre 1 966 bis 1 970 im Amt 
gewesen ist. 

Wenn hier festgestellt wird, daß die 
Sozialisten unter Umständen nicht auf alle 
Bevölkerungsteile schauen und daß sie niCht 
bemüht und bestrebt sind, die soziale Sicher­
heit für alle Bevölkerungsteile zu fördern und 
weiter zu entwickeln, dann darf ich Ihnen 
sagen, was Sie aus den entsprechenden Unter­
lagen entnehmen können, daß die Zuschüsse 
zu den Pensionen im Bereich der Bauern­
versicherung von 1 970 auf 1 973 von 725 Mil­
lionen auf 1 ,4 Milliarden gestiegen sind, sich 
also um etwa 1 00 Prozent unter dieser "bau­
ernfeindlichen" sozialistischen Bundesregie­
rung erhöht haben, daß die Bundeszuschüsse 
bei den Selbständigen und damit natürlich die 
Pensionshöhen der Selbständigen in der Zeit 
von 1 970 bis 1 974 von einer Milliarde auf 
1 ,8 Milliarden, also um plus 80 Prozent gestie­
gen sind und daß die Bundeszuschüsse im 
Bereich der unselbständig Erwerbstätigen von 
5,8 Milliarden sich "nur" auf 6,4 Milliarden, 
also um rund 12 Prozent, erhöht haben. 

Aber das resultiert daraus, meine Damen 
und Herren, daß sich die unselbständig Er­
werbstätigen in diesem Lande ihre Pensionen 
im Höchstmaß selber bezahlen, durch Beiträge 
als Versicherungsleistung echt erworben 
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haben, während es bei Ihnen in sehr vielen 
Fällen und aus verschiedenen Gründen, die ich 
jetzt nicht untersuchen möchte, "Geschenke" 
sind. 

Wenn wir vor nicht allzu langer Zeit gehört 
haben, daß es die Kollektivierung der öster- , 
reich ischen Bevölkerung bedeutet, wenn man 
eine obligatorische Sozialversicherung 
Kranken-, Pensions- und Unfallversiche­
rung - einführt, und wenn die privaten Ver­
sicherungen auf die Barrikaden gestiegen sind, 
weil man ihnen angeblich die Lebensgrund­
lage entzogen hat durch die Einführung einer 
obligatorischen Versicherung für alle Bevöl­
kerungsteile in Osterreich, dann können wir 
jetzt feststellen, daß Sie davon überhaupt 
nicht mehr reden, daß das nicht mehr eine 
Kollektivisierung ist, daß das nicht mehr be­
deutet, daß die Vermassung an dieser Bevöl­
kerungsteile nun auch vollzogen wird, sondern 
daß Sie sich bemühen - was Ihr gutes Recht 
ist, aber ich bitte auch hier die objektiven 
Werte anzuerkennen -, die Zuschüsse, die 
Leistungen der öffentlichen Hand für diesen 
Teil der Bevölkerung zu erhöhen. Wir haben 
bezüglich der Zuschußrenten

' 
ja vor einer 

Woche erlebt, was sich hier abgespielt hat. 

Wenn Sie sagten, Sie hätten keine zusätz­
lichen Forderungen gestellt, dann darf ich in 
Erinnerung rufen, daß der Antrag, den Sie in 
der Vorwoche formulierten, nur für die Bau­
ern etwa eine Milliarde Schilling pro 1 975 
mehr gekostet hätte. Und wenn wir hier die 
Gleichheit vor dem Gesetz für die anderen 
Bevölkerungsgruppen herbeigeführt hätten, 
dann hätte das einen Mehraufwand von 
3,5 Milliarden Schilling bedeutet. Nun, meine 
Damen und Herren, so kann man die Dinge 
auch betrachten. 

Wenn ich noch kurz auf die Sozialversiche­
rung Bezug nehme, dann darf ich hier in Er­
innerung rufen, daß heute 66,2 Milliarden im 
Jahre 1 974 durch die Sozialversicherung aus­
gegeben werden, das heißt, der Gesamtvor­
anschlag der österreichischen Sozialver­
sicherungsinstitute beträgt 66,2 Milliarden. 
Das ist mehr als die Haushalte aller neun 
Bundesländer zusammen. Man kann erkennen, 
welch bedeutender wirtschaftlicher Faktor hin­
ter diesem Sozialversicherungsrecht in Oster­
reich steckt. Ich glaube, das ist noch zu wenig 
auf diesem Gebiet gewürdigt worden. 

Nun, meine Damen und Herren, zu einer 
anderen Frage der sozialen Gerechtigkeit. 
Auch das ist hier schon mehrfach zitiert wor­
den. Man hat darauf Bezug genommen, daß das 
Steuersystem, das die Sozialisten jetzt in An­
wendung bringen, leistungsfeindIich sei und 
im Gegensatz zu früher hier doch eine nega-

tive Änderung eingetreten ist. Ich darf auch 
hier wieder Bezug nehmen auf die Lohnsteuer­
bezieh ungsweise Einkommensteuerreform 
1 974, die mit Wirkung vom 1 .  Jänner 1 975 
in Kraft tritt und wo sich ergibt, daß der 
Finanzminister einen Verlust an Steuermitteln 
von 1 1 ,8 Milliarden Schilling erzielen wird. 
Hier bitte ich diese Formulierung nicht zu, 
inkriminieren; er erleidet einen Steuer­
einnahmeverlust von etwa 1 1 ,8 Milliarden 
oder, umgekehrt ausgedrückt, die österreichi­
schen Steuerzahler ersparen sich im Jahr 1 975 
1 1 ,8 Milliarden. 

Die "leistungsfeindliche" Bundesregierung 
hat dem Hohen Haus einen Antrag vorgelegt, 
der bewirkt, daß 1 1 ,8 Milliarden Schilling im 
nächsten J ahr weniger Steuer gezahlt werden. 

Nun können Sie sagen: Das ist die Inflation, 
und das ist ja nur der Ausgleich, da kommen 
ja alle wieder unter die Räder, und die mitt­
leren Einkommensbezieher sind diejenigen, 
weIche die doppelte Zeche zu bezahlen haben. 

Auch da darf ich sagen, meine Damen und 
Herren, daß mit dieser Steuerreform zunächst 
einmal schon im Jahre 1 973 grundsätzlich eine 
Änderung herbeigeführt wurde und daß auch 
jetzt diese Reform für jene kleinen und mitt­
leren Einkommensbezieher bis zu dem, was 
landläufig schon als höherer Bezug gewertet 
wird, jedenfalls einen Erfolg bringt, indem 
durch die Eigenart der Konstruktion, die not­
wenigerweise gewählt werden mußte, um 
etwa zwei bis drei Lohnbewegungen dadurch 
einzufangen, für jene mittleren und höheren 
Einkommensbezieher sogar ein besonderer 
Effekt erzielt wird, weil sie in dieser Auffang­
stufe drinnen sind, wodurch die Progression 
in diesem Bereich gesenkt wird. 

Aber wir haben nicht primär die Interessen 
dieser österreichischen Bevölkerungsteile im 
Auge, sondern wir wollen uns insbesondere 
bemühen, hier jenen Schwachen zu helfen, 
die besonders förderungswürdig sind. Auch da 
möchte ich den Unterschied zu den 
seinerzeitigen Reformen beziehungsweise Ge­
setzesänderungen auf dem Sektor der Ein­
kommensteuer darlegen. 

\Nir haben den Grundsatz, daß j edes Kind 
gleich förderungswürdig ist. Sie haben damals 
durch Ihr Steuersystem den Grundsatz zur An­
wendung gebracht, daß jener mehr an Steuer­
ersparnis fruktifizieren konnte, der das höchste 
Einkommen hat, wenn er ein oder mehrere 
Kinder besaß. Die Anwendung der Methode, 
daß die Steuerbegünstigung für Kinder als Ab­
setzbetrag von der Steuerbemessungsgrund­
lage gewählt wurde, bewirkte, daß der die 
höchste Ersparnis hatte, der den höchsten 
Steuersatz hatte, der aber andererseits die ge-
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ringste soziale Förderung in Anspruch nehmen 
sollte. Das war bei den Kindern so. Jetzt aber 
heißt es nicht wie früher: je höher das Ein­
kommen, umso mehr Förderung, sondern 
gleiche Förderung aller Kinder, daher ins­
besondere Förderung der kleinen Ein­
kommensbezieher. 

Wir haben die Frage des Alleinverdiener­
freibetrages geregelt. Bei Ihnen war das so, 
daß der Alleinverdiener am meisten gefördert 
wurde, der das höchste Einkommen hatte, der 
also einer sozialen Förderung nicht bedurfte. 
Bei uns ist es umgekehrt : Bei uns wird jener 
Alleinverdiener gefördert, der der größten 
Hilfe der Gemeinschaft bedarf, weil er 'eben 
ein so geringes Einkommen bezieht und wir 
ihm daher aus diesem Titel mehr gewähren 
müssen. 

Wir haben den alleinstehenden Frauen im 
speziellen, aber natürlich auch den Männern 
in der Form geholfen, daß wir bei unserer 
ersten Reform diese wahnsinnige Steuermehr­
last von 45 Prozent, die bis 3 1 .  12.  1972 in 
Kraft war, zunächst einmal von 45 auf 19 Pro­
zent beschränkten und jetzt mit der Reform 
per 1 .  1 .  1975 überhaupt die steuerliche Mehr­
belastung der Alleinstehenden beseitigt 
haben, indem wir die Steuergerechtigkeit in 
der Form herbeiführten, daß zunächst jeder 
Staatsbürger bei einem gleichen Einkommen 
das gleiche Maß an steuerlicher Belastung er­
fährt und die sozialen Aspekte dadurch An­
erkennung finden, daß man eben durch Direkt­
leistungen, wie etwa den Alleinverdienerfrei­
betrag, die Kinderfreibeträge und anderes 
mehr, eine Entlastung stattfinden läßt. 

Schließlich, meine Damen und Herren, 
möchte ich darauf verweisen, daß wir auch 
für die Arbeitnehmer im speziellen etwas 
getan haben in der Richtung, daß wir endlich 
anerkennen, daß die Arbeitnehmer dieses 
Landes die richtige Steuer, also die Steuer 
in der richtigen Höhe bemessen und sofort 
zur Auszahlung beziehungsweise zur Leistung 
erbringen und sie keine Steuergestaltungs­
möglichkeiten besitzen, und wir schließlich 
auf diese IArt und Weise einen Umverteilungs­
effekt erzielen wollen, indem wir den Absetz­
betrag für die Arbeitnehmer eingeführt haben. 
Dieser Absetzbetrag hat mit Wirkung vom 
1 .  1 .  1 973 1 1 00 S betragen, er wird ab 1 .  1 .  1 975 
2000 S betragen, ist also um 83 Prozent erhöht 
worden. Ich glaube, daß auch das besondere 
Anerkennung verdient und daß das heraus­
gestellt werden soll. 

Wir haben innerhalb dieser Funktions­
periode der Bundesregierung drei Steuer­
ermäßigungen durchgeführt. Im Jahre 197 1 ,  
Mitte 1 972, a m  1 .  1 .  1 973 und mit Wirkung 

vom 1 .  1 .  1 975, und wir haben in jedem Fall 
bedeutende Veränderungen auf dem steuer­
lichen Sektor herbeigeführt. Sie haben unter 
Ihrer Regierungszeit, meine Damen und Her­
ren von der OVP, zwar auch Steuersenkungen 
durchgeführt, aber zwei Monate darauf neuer­
liche allgemeinbelastende Steuern eingeführt 
und damit genau den umgekehrten Effekt 
erzielt. 

Wenn wir also heute hier stehen, um die 
Politik der Bundesregierung zu charakteri­
sieren, sie aus der Sicht der Sozialisten dar­
zustellen, dann darf ich sagen, daß wir auf 
allen Gebieten, die relevant sind, für die 
Mehrheit der österreidlischen Bevölkerung 
Verbesserungen gebracht haben, nämlich ob es 
sich um Vollbeschäftigung handelt, ob es sidl 
um eine gesunde Wirtschaft handelt, ob es 
sich um die - in der Situation, in der sich die 
Welt befindet - relative Stabilität handelt, 
ob es sich um erhöhtes und stetig steigendes 
Realeinkommen handelt, ob es sich um eine 
gerechtere Steuerpolitik handelt, ob es sich 
um die soziale Sicherheit für alle handelt -
die Sozialisten und die Regierung Kreisky 
haben sie durchgesetzt! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Schmidt. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Schmidt (FPO) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Es ist ein beliebtes Mittel von Regie­
rungen oder verantwortlichen Politikern, wenn 
sie in einer schwierigen oder ausgweglosen 
Situation sind, daß sie dann die Flucht nach 
vorne antreten. 

Herr Kollege Fischer, der leider nicht da ist, 
hat heute eine andere Methode gewählt: er 
hat die Flucht nach rückwärts angetreten, in­
dem er sich nicht mit dem vorliegenden Budget 
beschäftigt hat, sondern mit den Budgets und 
mit dem Verhalten der seinerzeitigen OVP� 
Regierung. 

Wir müssen dazu sagen, meine Damen und 
Herren, daß heute nicht die Fehlleistungen 
und das Versagen der seinerzeitigen OVP­
Regierung zur Debatte stehen. Darüber haben 
die Wähler im Jahre 1 970 und 197 1  ent­
schieden. Heute stehen die Fehlleistungen und 
das Versagen dieser Regierung zur Debatte, 
und darüber sollte hier gesprochen werden. 
Und es ist doch klar, daß darüber gesprochen 
werden muß anläßlich der Vorlage des letzten 
Budgetentwurfes vor den kommenden Wahlen. 
Was liegt also näher, als daß man darüber 
spricht und vergleicht, welche Versprechungen 
und welche Zusagen, die diese Regierung bei 
ihrem Start, aber auch schon vorher bei der 
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Wahlwerbung gemacht hat, nun tatsächlich 
eingehalten worden sind und wie die Ergeb­
nisse aussehen. 

Darf ich vielleicht einige Dinge heraus­
greifen, die heute noch nicht zur Diskussion 
standen :  das Wohnungsproblem. Dieses 
Thema hat in der Regierungserklärung des 
Herrn Bundeskanzlers am 5. November 1971 
einen breiten Raum eingenommen. Er hat 
damals das ständige Sinken der Wohnbau­
leistung seit dem Jahre 1 967 kritisiert, weil 
Osterreich, so sagte er, dadurch in den Kreis 
der europäischen Staaten mit der geringsten 
Wohnbauleistung geraten sei. Und er meinte 
weiters, die Bundesregierung werde daher alle 
Maßnahmen ergreifen, um Osterreich in bezug 
auf die Wohnbauleistung und die Wohnungs­
ausstattung zumindest an die anderen euro­
päischen Industriestaaten heranzuführen. Das. 
Protokoll vermerkt an dieser Stelle: "Leb­
hafter Beifall bei der SPO." 

Nun, meine Damen und Herren, wie schaut, 
denn die Wirklichkeit, ich muß sagen, die 
traurige Wirklichkeit aus? Von 5000 Woh­
nungen j ährlich mehr ist doch heute längst 
keine Rede mehr, höchstens vielleicht 
von 5000 Wohnungen weniger. Nach den Ver­
spredmngen, die damals gemacht wurden, 
müßten wir heute bei einer Wohnbauleistung 
von 60.000 Wohnungen stehen. Tatsächlich 
halten wir, wenn man die Statistik, die aus 
dem Jahre 1 973 vorliegt, liest, bei knapp 
45.000. 

Dabei hat niemand, meine Damen und Her­
ren, die Regierung daran gehindert, ihr Pro­
gramm zu erfüllen. Auch nicht die Oppositionr 
das soll einmal festgehalten werden. Denn 
das Wohnbauförderungsgesetz wurde nach 
den Wünschen der Regierungspartei abge­
ändert. Trotz Bedenken - das muß ich frei­
mütig sagen -, trotz Bedenken, die zumindest 
bei uns Freiheitlichen vorhanden waren, haben 
wir zugestimmt, weil wir der Meinung waren 
und auch noch sind, man solle einer Regierung 
dort, wo es sich um keine grundsätzliche 
Frage der Gesellschaftspolitik, der Ideologie 
handelt, das Instrumentarium in die Hand 
geben, das sie zur angeblichen Verbesserung 
der Zustände benötigt. Das haben wir getan. 

Heute müssen wir sagen, es war leider 
umsonst. Die Wirtschafts- und Finanzpolitik 
dieser Regierung hat vielmehr dazu geführt, 
daß nicht nur die Wohnbauleistung nicht an­
stieg, sondern auch dazu, daß die neu errich­
teten Wohnungen heute noch unerschwing­
licher sind als bisher. Vor allem, und das ist 
traurig, für junge Menschen unerschwinglich. 

Aber in der Regierungserklärung hat es ge­
heißen: "Der Wohnungs aufwand muß den Ein­
kommensverhältnissen der österreichischen 
Bevölkerung, insbesondere auch der jungen 
Menschen, entsprechen." Und jeder weiß, 
meine Damen und Herren, daß das Gegenteil 
davon eingetreten ist, daß auf einem Gebiet 
- das darf ich, ohne pathetisch zu werden, 
sagen -, das für die Existenz und das Glück 
breiter Bevölkerungsschichten so wichtig ist, 
diese Regierung völlig versagt hat. Da kann 
niemand, kein Abgeordneter von der Regie­
rungspartei, hier herauskommen und dies be­
streiten, denn hier liegen die nackten Zahlen 
vor. 

Auch wenn Sie jetzt, meine Damen und 
Herren von der Regierungsparteiseite, die Dik­
tion ändern und plötzlich nicht mehr vom 
"Wohnungsbau", sondern von der "Wohnbau­
förderung" sprechen. Sie haben gesagt: Jähr­
lich 5000 Wohnungen sollen mehr gebaut 
werden; und das ist nicht eingetreten. 

Aber nehmen wir uns ein anderes Kapitel 
dieser Regierungserklärung vom 5. November 
197 1  her; ein nicht minder wichtiges Kapitel :  
den Umweltschutz. Was ist  hier seither ge­
schehen? Eine einzige konkrete Leistung, und 
das war, meine Damen und Herren, eine Fehl­
leistung: die ErriChtung einer neuen Behörde, 
eines neuen Bundesministeriums: Bundesmini­
sterium für Gesundheit und Umweltschutz. 

Bitte mir doch heute endlich einmal konkret 
zu sagen, welche konkreten Ergebnisse auf 
diesem Gebiet des Umweltschutzes, auf dem 
Gebiete dieses Ministeriums erbracht worden 
sind. Was hat dieses Ministerium seit seinem 
Bestehen auf dem Sektor des Umweltschutzes 
getan? 

Der Bundeskanzler sagte damals wieder in 
der Regierungserklärung, auf die ich zurück­
kommen möchte: "Eine nicht rasch genug er­
folgende Vorsorge auf dem Gebiete des Um­
weltschutzes könnte Osterreich als Fremden­
verkehrsland sehr leicht disqualifizieren." 

Wie wahr, meine Damen und Herren! Nur, 
Hohes Haus, wo bleibt die "rasdl genug 
erfolgende Vorsorge"?  

Ich höre schon da und dort vielleicht den 
Einwand, daß man sagt: Wir haben ja den 
Wasserwirtschaftsfonds, der betreibt vor allem 
die Seenreinigung, die Gewässerreinigung, die 
Kanalisatio).1. Wissen Sie, daß in diesem vor­
liegenden Budget kein Schilling mehr an Bun­
deszuschuß vorgesehen ist als im Vorjahr be­
ziehungsweise im Jahr vorher, im Jahre 1973? 
Dafür ist dieser Wasserwirtschaftsfonds mit 
Vorgriffen in der Höhe von 1 ,3 Milliarden be­
lastet, sodaß kaum mehr neue Projekte be-
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gonnen werden können. Im Gegenteil, erst­
mals ist in dieser Bilanz, in diesem Voran­
schlag des V>l asserwirtschaftsfonds ein Defizit 
von 225 Millionen vorgesehen. Mit kurzfristi­
gen, te uren Krediten muß hier eine Loch-auf­
und Loch-zu-Finanzierungs- und Schuldenpoli­
tik gemacht werden. Also da ist nichts drinnen 
für den Umweltschutz, nichts Entscheidendes. 
Und auch sonst hängt der ganze Umweltschutz 
im Dschungel des Kompetenzenwirrwarrs. 

Vom Humanprogramm der 1 400 sozialisti­
schen Fachleute ist heute weit und breit nichts 
mehr zu sehen. 

Hohes Haus, es ist auch nicht abzusehen, 
wann die Untersuchungen über eine Neu­
ordnung der Kompetenzregelung abge­
schlossen sein werden, und vor allem, wann, 
konkrete legislative Maßnahmen gesetzt wer­
den können, um diese Umweltgefährdungen 
wirksam abzuhalten. Denn das, Hohes Haus, 
ist doch das Hauptanliegen der Bevölkerung. 
Man will ja vor allem eine möglichst rasche 
und wirksame Vorgangsweise der Behörden, 
um Störungen durch unzumutbaren Lärm, um 
Beeinträchtigungen durch schlechte, unreine 
Luft und Gefährdungen, die durch unsaubere, 
verschmutzte Gewässer entstehen, zu ver­
meiden und hintanzuhalten. Die Menschen 
wollen, daß endlich etwas geschieht, so wie 
es damals von dieser für ihre Aufgaben angeb­
lich bestvorbereiteten Regierung angekündigt 
und versprochen worden ist. 

Meine Damen und Herren, natürlich sind 
auch wir von der freiheitlichen Opposition 
keine Utopisten und Illusionisten. Wir wissen, 
daß das sehr schwierig ist und von heute auf 
morgen nicht geht, daß hier schwierige recht­
liche Voraussetzungen vorliegen, die zuerst 
zu klären sind. Daß die Dinge äußerst kompli­
ziert sind, das ist allgemein bekannt. Aber was 
man verlangen kann, ist, daß man in dieseli 
Regierung wenigstens weiß, was man will, 
wo der Hebel anzusetzen ist. Aber die, meine 
Damen und Herren, die vor der Wahl so taten, 
als hätten sie auch in dieser Frage den Stein 
der 1 400 Weisen in der Tasche, sind jetzt auf 
einmal sehr unsicher und zurückhaltend. 

Da sagt zum Beispiel der Verfassungsdienst 
des Bundeskanzleramtes in einem Gutachten, 
daß die Forderung nach einem verfassungs­
rechtlich verankerten zentralen Kompetenztat­
bestand des Bundes im Rahmen der öster­
reichisdlen Verfassungsordnung nicht zielfüh­
rend erscheine. Die Forderung nach einem 
zentralen Umweltschutztatbestand erscheine 
auch rechtspolitisch bedenklich. Ein zentrales 
Umweltschutzgesetz könnte nur sehr sdlwer 
vollzogen werden. Das war 1 972. 

Ende 1 973 erklärte Staatssekretär Veselsky 
im Finanz- und Budgetausschuß, daß Bestre· 
bungen im Gange seien, dem Bund die Grund­
satzgesetzgebung zu übertragen. Seither ist 
nichts geschehen. 

Das Hohe Haus erinnert sich an seine ein­
stimmig gefaßte Entsdlließung vom 14 .  März 
1 972 auf Ausarbeitung eines Gutadltens auf 
dem Gebiete des Umweltrechtes und wartet 
auf den Endbericht, der für 1974 angekündigt, 
aber nicht erschienen ist. 

Der Herr Staatssekretär Veselsky erklärt 
heuer im Aussdluß während der Budget­
debatte, befragt über dieses Thema, was nun 
geschehen werde, daß nunmehr ab 1 .  1 .  1 975 
doch die Möglidlkeit bestünde, über Umwelt­
fragen Vereinbarungen zwischen Bund und 
Ländern zu schließen. Die Verfassungsgesetz­
novelle könnte das ermöglichen. Wird also 
nun die Zuständigkeit zum Beispiel für die 
Lärmbekämpfung zwischen Bund und Ländern 
vertraglich ausgehandelt? In TiroI anders als 
in Oberösterreich, in Wien anders als in 
Salzburg? Wird die Luftreinheit in Wien durch 
andere gesetzlidle Maßnahmen gesichert wie 
in Graz? Und was ist nun eigentlich mit dem 
so groß angekündigten bundeseinheitlichen 
Luftreinhaltegesetz, wofür ein ausgezeichneter 
Entwurf vorliegt - aber nicht dem Hohen 
Hause? 

Man sieht, meine Damen und Herren, es ist 
in dieser Frage alles im Dunkeln. Und aus dem 
Dunkel ertönt dann hie und da die Stimme der 
Frau Minister Leodolter, die beteuert, sie sei 
dafür nicht zuständig. 

Das ist der sagenhafte Erfolg der Regierung 
im Kampf für den Umweltschutz. 

Und ganz ähnlich verhält es sich auf einem 
anderen Sektor, auf dem Sektor der Ver­
waltungsreform. Auch ein schwieriger Boden, 
sicherlich. Eine Aufgabe, bei deren Versuch 
der Bewältigung schon manche Regierungen 
ausgerutscht sind, andere haben sie gar nidlt 
angefangen. 

AUdl von der Tätigkeit der derzeitigen Ver­
waItungsreformkommission und ihren vier 
Arbeitskreisen erfährt man nur von Zeit zu 
Zeit beruhigende Nadlridlten, und wenn man 
etwas kritisdler nach konkreten Ergebnissen 
forscht, erhält man dann die Antwort, nun ja 
Verwaltungsreform, das sei  so ein permanen­
ter, dynamisdler Prozeß und man dürfe sich 
da keine spektakulären Dinge erwarten. 

Meine Damen und Herren! Daß hier ein per­
manenter Vorgang abläuft, das glaube ich 
schon. Daß er dynamisch ist, das glaube ich 
schon viel weniger, denn wenn als einzige 
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Serviceleistung in drei Jahren, als einzige, 
Serviceleistung der Verwaltung für die Bevöl­
kerung die gesetzliche Verankerung der Aus­
kunftspflicht herausschaut, und das i.n drei 
Jahren, dann ist das keineswegs als dynamisch, 
sondern höchstens als schläfrig zu bezeichnen, 
davon abgesehen, daß diese gesetzliche Fest­
legung für die Praxis gar nicht viel geändert 
hat, denn in der Praxis wurden Auskünfte 
ja schon immer erteilt. 

Was geschieht zum Beispiel mit der Rechts­
bereinigung? Wie viele uralte Gesetze und 
Verordnungsbestimmungen werden denn noch 
immer mitgeschleppt! 

Wie wirkt sich überhaupt die Tätigkeit 
dieser Verwaltungsreformkommission auf die 
Produktion der Gesetze aus? 

Wo sind die einsparenden Vorschläge für 
die Zentralstellen der Verwaltung, die das 
Hohe Haus ja mit ihren Vorlagen nur so 
füttert? Denn über 90 Prozent aller Vorlagen, 
die hierherkommen, sind Regierungsvorlagen, 
stammen also aus der Verwaltung. Sind diese 
Vorlagen, so muß man fragen, ist die Not­
wendigkeit dieser Vorlagen immer genau 
überprüft? Sind sie genau überlegt? 

Gewiß, es gibt legistische Richtlinien, die 
sagen, in welcher Form Regierungsvorlagen 
im Hohen Haus vorgelegt werden müssen, die 
also die formelle Seite dieser Regierungs­
vorlagen betreffen. Aber was viel wichtiger 
und viel wesentlicher wäre, das wäre doch 
eine Prüfung, eine Art Kosten-Nutzen-Rech­
nung, wieviel an Verwaltungsaufwand dieses 
oder jenes Gesetz verursachen würde, wenn 
es verabschiedet wird. 

Ich habe immer die Meinung vertreten, daß 
der Beginn jeder verwaltungsreformerischen 
Tätigkeit bei der Gesetzgebung hier im Hohen 
Hause beginnen müßte, bei der Erlassung des 
Gesetzesauftrages an den öffentlichen Dienst, 
an die Vollziehung. So wie man bei jedem 
Initiativantrag aus den Reihen der Abgeord­
neten der Fraktionen verlangt, es möge gleich­
zeitig ein finanzieller Bedeckungsvorschlag 
erstellt werden, so kann man doch eigentlich 
mit Fug und Recht fordern, daß jede Regie­
rungsvorlage mit einer Kalkulation vorgelegt 
wird, wieviel Personal- und Sachaufwand im 
öffentlichen Dienst dafür erbracht werden muß 
und ob es überhaupt in der Verwaltung ver­
kraftet werden kann. 

Denn, Hohes Haus, j eder Gesetzesauftrag 
erzeugt neuen Verwaltungsaufwand. Daher, 
glaube ich, müßte das Hohe Haus damit be­
ginnen,. zu prüfen, inwieweit das der Ver­
waltung zumutbar ist. 

Zu jeder Regierungsvorlage daher ein Ver­
waltungsbedeckungsvorschlag. Das wäre eine 
Anregung, die ich mir eigentlich längst von 
der Verwaltungsreformkommission erwartet 
hätte. Wenn wir hier einmal beginnen, glaube 
ich, wäre auf diesem Gebiet schon sehr viel 
gewonnen. Aber so wird herumgebastelt an 
einigen kleineren Problemen, es wird auf 
hoher Ebene, wie man hört, herumtheoreti­
siert; aber es fehlen aktive, konkrete Maß­
nahmen. Der angekündigte Bericht über die 
Verwaltungsreformtätigkeit der Jahre 1971 
bis 1974 liegt dem Hohen Haus bis heute nicht 
vor, obwohl er, glaube ich, vom Ministerrat 
schon verabschiedet ist. 

Die Frage eines Dienstnehmerschutzgesetzes 
ist zu einem Spielball zwischen dem Dienst­
geber und der Gewerkschaft geworden. Der 
öffentliche Dienstnehmer ist seit vielen, vielen 
Jahren schlechter dran als der private, der 
unter dem Schutz einer eigenen gesetzlichen 
Vorschrift und einer eigenen Behörde steht. 
Der öffentlich Bedienstete muß vielfach unter 
räumlich unzumutbaren, unhygienischen und 
oft überhaupt gesundheitsschädigenden Ver­
hältnissen seinen Dienst verrichten, unter Ver­
hältnissen, die einer Beschreibung manchmal 
spotten. 

An dieser Situation hat sich auch unter 
dieser Regierung nichts, aber gar nichts ge­
ändert. 

Hohes Haus ! Zu den in Verhandlung ste­
henden Fragen der Dienst- und Besoldungs­
reform möchte ich nicht Stellung nehmen, 
erstens weil sie in Fluß ist, zweitens weil 
der Verhandlungs gegenstand mir noch unaus­
gegoren erscheint und weil man es nidü vor­
zeitig zerreden soll, wenn etwas heraus­
kommen soll. 

Nur eines erlaube ich mir heute schon hier 
anzumerken : Eine Reform des Dienst- und 
Besoldungsrechtes, die auf Kosten und zum 
Nachteil der Beamten, die sozusagen im Dienst 
ergraut sind, gehen sollte, wäre tür uns nicht 
akzeptabel. Man wird sich also in dieser Hin­
sicht etwas einfallen lassen müssen, um sicher­
zustellen, daß der einmal erworbene Besitz­
stand an Rechten gewahrt bleiben muß. 

Ich weiß, es wird hier eine schwierige Auf­
gabe zu lösen sein, genauso wie sich jetzt die 
Situation ergibt auf Grund des bekannten Ver­
waltungsgerichtshoferkenntnisses hinsichtlich 
der Pensions automatik. 

Hohes Haus ! Ich kann vielleicht für mich in 
Anspruch nehmen, daß ich damals, als die 
24. Gehaltsgesetz-Novelle mit der Einführung 
der Verwaltungs dienstzulage und der Ver­
wendungszulage verabschiedet wurde und zur 
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Diskussion kam, als einziger Sprecher die Ein­
beziehung der Verwaltungsdienstzulage in 
den Ruhegenuß verlangt habe, deswegen, weil 
sonst die Pensionsautomatik des § 41 Pen­
sionsgesetz keinen Sinn hätte, weil wir dann 
wieder Alt- und Neupensionisten haben, das, 
was im Jahre 1 965 durch die Schaffung dieser 
Gesetzesbestimmung vermieden werden sollte. 

Sie haben das damals abgelehnt, und der 
Herr Kollege Weisz hat damals so ein biß ehen 
von oben herab erklärt: Auf Sie, auf Ihren 
Antrag haben wir gerade noch gewartet, den 
brauchen wir nicht, wir beraten die Probleme 
gründlich durch. 

Nun hat also der Verwaltungsgerichtshof 
die Beratungen des Herrn Kollegen Weisz 
auch nicht gebraucht und hat hier, ich muß 
sagen, wohl in einer aufsehenerrgenden 
Weise, den Pensionisten zu ihrem Recht ver­
holfen. Ich möchte warnen diese durch einen 
verstärkten Senat des Verwaltungsgerichts­
hofes ausgesprochene Rechtssituation viel­
leicht, so wie es der Herr Finanzminister 
heute angedeutet hat, schmälern zu wollen. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang auch war­
nen, die neue Dienst- und Besoldungsreform 
unter Schmälerung der einmal erworbenen 
Rechte durchzuführen und vielleicht so vor­
zugehen, daß ältere Dienstnehmer dabei zum 
Handkuß kommen. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe mir 
erlaubt, einige Sachgebiete im Rahmen der 
Budgetdebatte zu beleuchten, einige Probleme, 
die die Regierung zum Großteil nicht gelöst 
h at. 

Herr Kollege Fischer hat in seinem 
Debattenbeitrag erklärt, mit stolzgeschwellter 
Brust sozusagen, daß die Regierung Kreisky 
nun wenigstens Probleme angepackt und in 
Angriff genommen hätte, an die früher nie 
gedacht worden sei. Es wäre, glaube ich, 
besser gewesen, man hätte die vorhandenen 
gelöst, man hätte sich mit den vorhandenen 
Problemen mehr beschäftigt, anstatt Dinge an­
zufangen, für deren Lösung überhaupt kein 
Wählerauftrag vorhanden war, man hätte sich 
statt der unechten Rundfunkreform lieber 
intensiver mit der Verwaltungsreform beschäf­
tigen und statt der Fristenlösung eher die 
Lösung der Wohnbaufrage vorantreiben sol­
len. 

Das wäre mir viel zielführender erschienen 
-tür diese Regierungstätigkeit als das, was 
tatsächlich geboten worden ist. 

Am 6. Februar 1 910 sagte der Herr Bundes­
kanzler Kreisky : "Dem Bauern, der sein An­
wesen verwirtschaftet, ist eine schlechte Nach­
rede in der Nachbarschaft sicher." Der Regie­
rung aber soll alles pardoniert werden. Er 

hatte aus der damaligen Sicht der Verhältnisse 
vielleicht recht. Aber man wird verstehen, 
daß man heute auf unserer Seite auch keine 
andere Meinung haben kann. Auch dieser 
Regierung kann das alles nicht pardoniert 
werden. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Kohlmaier. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Eine kritische Befas­
sung mit der Tätigkeit der amtierenden Bun­
desregierung verlangt eine Auseinander­
setzung über Stand und Fortentwicklung 
unseres demokratischen System's. Diese Aus­
einandersetzung muß besonders dann statt­
finden, wenn wir einem Regierungschef gegen­
überstehen (Ruf: Ab sofortf) - zumindest ab 
sofort -, der sich der sogenannten Demokrati­
sierung verschrieben hat und der eine 
Polarisierung kultiviert, in der seiner Fraktion 
die Rolle der Fortschrittlichkeit und der großen 
Opposition der sogenannte Konservativismus, 
das heißt die fortschrittsfeindliche Rolle, zuge­
teilt wird. 

Ein als kritisch bekannter Publizist hat vor 
kurzem von Kreiskys vergilbten Fahnen ge­
sprochen, auf denen einst die Demokrati­
sierung geschrieben stand. Er hat damit zu­
gegebenermaßen drastisch, aber doch sehr zu­
treffend aufgezeigt, daß es der sogenannten 
Demokratisierung genauso gegangen ist wie 
fast allen Zukunftsvisionen, die der seiner­
zeitige Oppositionsführer und dann der Min­
derheitskanzler produziert hat. 

Es wäre aber falsch, wenn wir es heute 
gerade zu diesem Thema bei der Feststellung 
des Scheiterns sozialistischer Ankündigungs­
politik bewenden ließen. Führen wir uns den 
äußerst sensiblen und komplizierten 
Mechanismus der _modernen Parteien­
demokratie vor Augen, dann müssen wir zu 
der Erkenntnis gelangen, daß wir vor dem 
Problem eines demokratischen Substanzver­
lustes stehen, der von der sozialistischen 
Regierungspolitik herbeigeführt wird. Demo­
kratiemodelle sind bis zu einem gewissen 
Grad Gleichgewichtsmodelle, in denen die 
legitime Macht der Mehrheit durch Gegen� 
kräfte und Kontrollmechanismen beschränkt, 
an einem Uberwuchern gehindert und 
- wenigstens über längere Zeit - wieder 
kompensiert werden soll. Dabei muß uns be­
wußt sein, meine Damen und Herren, daß das 
Arsenal der kontrollierenden Kräfte ebenso 
über das hinausgeht oder von dem abweicht, 
was die geschriebene Verfassung vorsieht, wie 
es bei der Machtausübung der Mehrheit selbst 
der Fall ist. 
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So wissen wir heute - und das wird auch 
gar nicht bestritten -, daß die Kontrollrechte 
des Parlaments ein sehr problematisches In­
strument sind, wenn der Führer der mit ab­
soluter Mehrheit ausgestatteten Regierungs­
fraktion der oberste Repräsentant der zu kon­
trollierenden Regierungsgewalt ist. Gerade in 
dieser Situation substituieren die Medien, 
welche die öffentliche Meinung zwar nicht, 
wie ' manche glauben, produzieren, zu ihrer 
Bildung aber doch entscheidend beitragen, das, 
was vom Parlament und von der parlamen­
tarisch,en Opposition allein nicht bewältigt 
werden kann; von einer parlamentarischen 
Opposition übrigens, der man nach dem 
Machtwechsel mehr Minderheitsrechte zu­
sagte, was ebenfalls unerfüllt blieb. 

Das große Wort - ich erinnere mich 
genau - führte damals derselbe Klubobmann 
Leopold Gratz, der die versprochene Demo­
kratisierung hier nicht erfüllte, der die ver­
sprochene Demokratisierung der Wiener 
Stadtverfassung zur Farce werden läßt und 
der seit neuestem - wie wir vom Herrn 
Bundeskanzler gehört haben - "Privatüber­
legungen" zu einem neuen Wahlrecht pfl-egt, 
Privatüberlegungen, die das bestätigen, was 
wir schon lange gewußt haben, daß nämlich 
das SPO-Wahlrecht mit den Monsterwahl­
kreisen schlecht ist. 

Ich halte noch einmal fest, meine Damen 
und Herren: Die Mediensituation ist für 
Qualität und Fortbestand unseres demo­
kratischen Systems von essentieller Bedeu­
tung. Die klassische Aufteilung der Gewalten 
- nämlich der Gesetzgebung, der Exekutive 
und der Justiz - erfaßt nicht mehr den Kata­
log der wahren gesellschaftlichen Kräfte, in 
denen etwa die Verbände und eben die Träger 
der Information einen Platz einnehmen, den 
wir einfach in Rechnung stellen müssen. Vor 
dieser Realität ist für mich, meine Damen und 
Herren, das Demokratieverständnis einer 
Regierung unmittelbar daran zu messen, ob 
und inwieweit sie der unabhängigen und vor 
allem der kritischen Information mehr oder 
weniger Spielraum und Chancen gibt. 

Dabei ist aber wohl nicht so entscheidend, 
ob man nur den Trägern der Information 
gegenüber entsprechende Aufmerksamkeit an 
den Tag legt - ich denke an das Wort vom 
"J ournalistenkanzler" , sondern ob die 
Regierung in toleranter Einstellung und in 
Verpflichtung gegenüber dem höheren Ziel des 
geistigen Wettbewerbs in der Demokratie die 
kritische Information auch dann bejaht, wenn 
sie nicht mehr nur ein freundliches Bild repro­
duziert und reflektiert. 

Unter diesem Gesichtspunkt, meine Damen 
und Herren, war für uns die Auseinander­
setzung um die Änderung des Rundfunk­
gesetzes eine prinzipielle Auseinandersetzung 
über die demokratische Einstellung der Bun-: 
desregierung. Wenn wir alle Nebensächlich­
keiten weglassen, dann reduziert sich das, was 
der Oktober dieses Jahres in der österreichi­
schen Medienlandschaft geändert hat, auf fol­
gende reale Fakten: Bis zu diesem Datum gab 
es in Osterreich eine starke Rundfunkführung, 
welche die Voraussetzungen und auch die 
Bereitschaft verwirklichte, unabhängig von 
Regierung und ParteisteIlen einfach nur der 
Aufgabe der optimalen Information verpflich­
tet zu sein. 

Heute hat der Bundeskanzler eine von 
seinem Wohlwollen abhängige, j a  eine von 
ihm dekretierte, schwache Rundfunkführung 
eingesetzt, welche im Zusammenhang mit der 
eingetretenen Verunsicherung im ganzen 
Medium ORF j ene Informationspolitik be­
treibt, die sich die Mehrheit dieses Hauses 
vorstellt. 

Meine Damen und Herren ! Wir werden sehr 
oft gefragt: Warum verwenden Sie das Wort 
"Regierungsrundfunk"? Wie zeigt sich das? 
Ich habe immer wieder angeführt: Gerade 
durch dieses Faktum, das heute bereits er­
wähnt wurde, daß eben zufällig genau die­
jenigen die Funktionen bekommen haben, die 
vorher nach Zeitungsberichten die Gunst des 
Bundeskanzlers besaßen. 

Aber es gibt zunehmend aktuelle Anlässe 
der Berichterstattung, die dieses Wort vom 
Regierungsrundfunk belegen. Der Zufall will 
es, daß die gestrige Abendsendung von "Zeit 
im Bild" für mich auch wiederum ein sehr 
deutliches Beispiel dafür ist, wie man Sen­
dungen in einer bestimmten Richtung - näm­
lich regierungsfreundlich - gestalten kann. 
Der gestrige Abend war bereits eine recht gute 
Kostprobe der Verlautbarung dessen über den 
Rundfunk und das Fernsehen, was eben für die 
Regierung angenehm ist. 

Es gab gestern im besonderen einen Fall, 
den ich hier aufzeigen möchte, weil ich ihn 
aufzeigen muß, nämlich wie man mit einem 
Interview des Dr. König umgegangen ist. Es 
gab vor einiger Zeit bereits eine Sendung, in 
der der Rundfunk eine Äußerung von Finanz­
minister Androsch zur Frage UNO-City, Finan­
zierung und so weiter gebracht hat. 

Ich habe, weil es bisher üblich war und auch 
dabei bleiben sollte, nicht nur einen Stand­
punkt, den Regierungsstandpunkt, dazulegen, 
ersucht, man möge einen Anlaß dazu wahr­
nehmen, daß auch unser Freund Dr. König, 
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der sich ja mit dieser Materie sehr befaßt hat 
und hier anderes zu sagen hatte als seinerzeit 
Androsch, zu Wort kommt. 

Dieser Anlaß war gestern. Aber man hat 
das, was König gestern gesagt hat, was aber 
der Seher nicht wahrnehmen kann, weil er 
beim Interview nicht dabei war, in einer sol­
chen Weise verstümmelt und gekürzt und 
mitten in eine gegenteilige Staribacher-Aus­
sage hineingepackt, daß das Zu-Wort-Kommen 
der Opposition bei dieser gestrigen Sendung 
nicht gewährleistet war, und zwar in einer 
Sendung, in der man etwa 80 Prozent Regie­
rungsnachrichten gehört hat. 

Das sind die Beispiele, meine Damen und 
Herren, aus dem gestrigen Tag gegriffen. 

So wird es weitergehen: Wir werden zuneh­
mend diese Berichterstattung haben, bei der 
die Hofberichterstattung und die Darlegung 
des Regierungsstandpunktes einfach bevor­
zugt wird. Dagegen werden wir in der näch­
sten Zeit konsequent anzukämpfen haben, 
meine Damen und Herrenl (Beifall bei der 
OVP.) 

Aber ich komme vom aktuellen Anlaß 
wieder weg. Ich sehe keine andere Ver­
änderung, zumindest keine Veränderung' zum 
Besseren. Und es gibt keine ernst zu neh­
mende Stimme in diesem Land, die bis zum 
heutigen Tage hätte aufzeigen können, was 
nach dem sinnlosen In-die-Wüste-Jagen einer 
international hochangesehenen ORF-Füh­
rungsgarnitur besser geworden wäre, einer 
Führungsgarnitur, über die weder in der 
Offentlichkeit noch im Kuratorium ein sach­
licher Grund ernsthaft ins Treffen geführt 
werden konnte, welcher das Feuern dieser 
Männer gerechtfertigt hätte. Einen Grund sieht 
man allerdings zunehmend: die Absicht des 
Mundtot-Machens die man jetzt sogar mit der 
Androhung des Entzuges. der wirtschaftlichen 
Existenz für Gerd Bacher verwirklichen will. 

Wer bis heute noch daran gezweifelt hatte, 
daß es der SPO in erster Linie um politische 
Machtausübung im Medium ging, muß durch 
die Ereignisse der letzten Zeit eines Besseren 
belehrt werden. 

Obwohl die Sozialisten feierlich versprochen 
haben, jede Werbung aus Steuermitteln für.. 
die Bundesregierung zu unterlassen, wird ge­
rade in letzter Zeit der Staatsbürger mit einer 
wahren Flut von Regierungspropaganda kon­
frontiert. 

Je weniger Schmeichelhaftes und Ange­
nehmes es in der freien Berichterstattung über 
Kreisky und sein Team zu lesen gibt, umso­
mehr kauft man sich die Seiten für den 
Inseratentarif. Dieser Vorgangsweise ist jene 

zutiefst undemokratische und ganz und gar 
nicht liberale Einstellung immanent, die in 
dem häßlichen Wort von der "sogenannten 
unabhängigen Presse" und in den Proskrip­
tionslisten des SPO-Zentralsekretärs Marsch 
zum Ausdruck kommt. 

Die Unabhängigkeit hört für Sozialisten dort 
auf, wo sie als Unabhängigkeit zur Kritik 
benützt wird. Wer sich nicht auf Regierungs­
linie bewegt, meine Damen und Herren, ist im 
Sold der Schwarzen. So wird jeder Publizist in 
diesem Land vor die merkwürdige Alternative 
gestellt, entweder aus freiesten Stücken regie­
rungsfreundlich oder als Handlanger der OVP 
kritisch zu schreiben. 

In letzter Zeit gibt es Hinweise darauf, daß 
seitens des Bundeskanzlers weitere Vorsorgen 
für genehme Nachrichten in der Offentlichkeit 
getroffen werden. Man hört von geplanten 
Publikationen des Bundeskanzleramtes, viel­
leicht des Pressedienstes, die dazu dienen 
sollen, die beschlossenen Gesetze der Bevöl­
kerung "verständlich zu machen" . Sie werden 
unser Mißtrauen, meine Damen und Herren, 
gegen dieses Vorhaben verstehen. 

Besonders gegen Ende der Wahlperiode 
wird damit eine Entwicklung deutlidl, die ich 
schlicht und einfach als gefährlich bezeichnen 
möchte. Die Gleichschaltung eines wichtigen 
Mediums, die zunehmende Verbreitung von 
Regierungsnachrichten und Regierungs­
werbung, wie wir sie jetzt erleben, ist nicht 
denkbar in jener Form der westlichen Demo­
kratie, wie wir sie anstreben, wie sie die 
Osterreichische Volkspartei anstrebt. 

Bei dem, was Sie Demokratisierung nennen, 
tut man so, als ob wir noch keine Demokratie 
hätten, als ob die Sozialisten die wahre Demo­
kratie in einem unterentwickelten Land erst 
e inführen müßten. 

Rundfunkgegenreform, bezahlte Regierungs­
werbung, Aggressionen gegen kritische unab­
hängige Blätter und der Otfentlichkeit noch 
nicht bekannte Pläne über neue sogenannte 
Aufklärungsarbeit sind in diesem Sinn jene 
roten Markierungen, die äußerst nachteilige 
Eingriffe in unser demokratisches System dar­
stellen. (Beifall bei der OVP. - Präsident 
P r o  lJ s t übernimmt den Vorsitz.) 

Diese roten Markierungen, diese Handlun­
gen der Regierung, für die ausschließlich der 
Bundeskanzler verantwortlich ist, ermöglichen 
es uns aber - das ist das einzig Gute daran, 
meine Damen und Herren -, als Opposition 
die Alternative einer besseren Demokratie für 
asterreich voll Uberzeugung und mit aller 
Konsequenz zu vertreten. (Beifall bei der 
OVP.) 
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Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
Herr Abgeordneter Bregartner. 

Abgeordneter Bregartner (SPOl : Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herrenl Kollege 
Kohlmaier hat sich mit verschiedenen Fragen 
der Medienpolitik beschäftigt, auf die sicher 
noch Kollegen meiner Fraktion zurückkommen 
werden. 

Ich möchte unmittelbar zu jenen Fragen 
Stellung nehmen, die die Menschen heute 
besonders interessieren, nämlich wie die Wirt­
schaft nächstes Jahr aussehen wird, vor allem 
welche Maßnahmen diese Bundesregierung 
getroffen hat, damit nicht auch jene Erschei­
nungen zu uns kommen, die wir in den Nach­
barländern wahrnehmen. 

Zum fünften Mal, meine Damen und Herren, 
legt diese Bundesregierung dem Parlament 
das Budget vor. Das Budget ist vor allem 
Ausdruck dessen, wie die Regierungspolitik 
lier kommenden Zeit sein wird. Da im kom­
menden Jahr auch die Legislaturperiode dieses 
Parlaments abläuft, kommt diesem Budget eine 
ganz besondere Bedeutung und Wertung zu. 
Die Offentlichkeit wird vor allem daran inter­
essiert sein, ob die wirtschaftliche Entwicklung 
unseres Landes wie bisher auch im kommen� 
den Jahr gesichert ist oder ob auch unser 
Land von den unangenehmen wirtschaftlichen 
Entwicklungen des Auslandes berührt wird. 

Ich glaube, wir müssen zur Kenntnis neh-. 
men, daß sich im letzten Jahr sehr viel in der 
Welt geändert hat. Durch die starke Erhöhung 
des Erdölpreises. aber auch der Preise anderer 
wichtiger Rohstoffe und Nahrungsmittel sind 
vielschichtige Veränderungen in den Industrie­
ländern eingetreten. Die Auswirkungen der 
Rohstoffverteuerung haben in den Industrie­
ländern zu starken Preisentwicklungen geführt 
beziehungsweise durch den erhöhten Devisen­
bedarf die Zahlungsbilanzen vieler Länder in 
Unordnung gebracht und erschüttert. 

Es stellt sich daher auch die Frage, ob diese 
Ereignisse auch auf Osterreich Auswirkungen 
haben werden. Ich glaube, bei sachlicher und 
objektiver Beurteilung müssen wir klar fest­
stellen, daß sich trotz des Olschocks und der 
Verknappung der Rohstoffe die österreichische 
Wirtschaft im großen und ganzen positiv ent­
wickelt hat. 

Es wurde heute bereits einmal gesagt, dan. 
gerade gegenüber anderen Ländern Osterreich 
mit seinem Wirtschaftswachstum günstig liegt: 
Mit 5 Prozent liegen wir im Spitzenfeld. Und 
in der Teuerungsrate kommen wir mit 9,5 bis 
1 0  Prozent im unteren Drittel Europas zu 
liegen. 

Wenn wir uns die Zahlungsbilanz ansehen, 
können wir feststellen. daß wir in Anbetracht 
der hohen Devisenreserven und der stark an­
gewachsenen Exporte in diesem Jahr sehr 
günstig liegen. 

Trotz dieser günstigen Fakten und dieser 
günstigen Entwicklung versuchen die Oppo­
sitionsparteien - und zwar besonders die 
Osterreichische Volkspartei -, dem Oster­
reicher durch Angstparolen. durch eine fort­
laufende Panikmacherei eine ungewisse Zu­
kunft vorauszusagen. 

Die Osterreichische Volkspartei will bislang 
nicht zur Kenntnis nehmen. meine Damen und 
Herren, daß seit dem Jahre 1 970, als die 
Sozialisten die Hauptverantwortung in diesem 
Staat übernommen haben, die Wirtschaft sich 
laufend aufwärtsentwickelt hat. 

Wenn man sich auch die internationalen 
Berichte über Osterreichs Wirtschaft ansieht, 
kommt es einem als Hohn vor, wenn man 
von Seite der OVP dem Osterreicher einreden 
möchte. daß die OVP es wäre, die die Wirt­
schaft wieder in Ordnung bringen müsse. 

Ich darf noch einmal einen Auszug aus dem 
OECD-Bericht über Osterreich zur Kenntnis 
bringen: 

"Das anhaltend rasche Wachstum bei Aus­
lands- und Inlandsnachfrage in den letzten 
zwölf Monaten hat die österreichische Volks­
wirtschaft in das sechste Jahr eines ununter­
brochenen Booms geführt." 

Aber auch die internationale Presse hat 
diesem wirtschaftlichen Phänomen Osterreichs 
eine breite Anerkennung gezollt, und Sie ge­
statten, daß ich Ihnen aus einer führenden 
Zeitung, der "WeItwoche", einige Ausschnitte 
bekanntgebe. Es wird hier folgendes geschrie­
ben: 

"Bei der Umwertung aller Werte, die sich 
momentan vollzieht, ist Osterreich gut weg­
gekommen. Fast fühlt man sich in Wien wie 
auf einer Konjunkturinsel . . .  " 

Das ist ein Bericht vom 7. August 1974, 
also vor etwa drei Monaten erschienen. 

Es wird weiter folgendes festgestellt : 

"Die - man kann unumwunden sagen: 
prächtige - Situation der österreichischen 
Wirtschaft kommt nicht von ungefähr." 

Und es wird weiter angeführt, daß vor allem 
die Staatsfinanzen gepflegt sind. in Ordnung 
sind, obwohl heute einige Redner etwas 
anderes hier kundgetan haben. (Abg. Doktor 
M u s  s j 1:  Selten so gelachtl) 

122. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)48 von 118

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 1 22.  Sitzung - 3. Dezember 1 974 I l 91 7 

Bregartner 

Meine Damen . und Herren! Herr General­
sekretär Mussil, diese Ergebnisse kommen 
aber nicht von ungefähr, sie sind Ausdruck 
einer seit Jahren geführten Wirtschaftspolitik 
dieser Regierung. 

Wir werden es daher nicht verabsäumen, 
gerade in den nächsten Monaten den Oster­
reichem zu sagen, daß es kein Zurück zur 
Osterreichischen V<?lkspartei geben darf, denn 
sonst wäre diese Entwicklung sicher gefährdet. 
(Beifall bei der SPO. - Ironische Heiterkeit 
und Zwischenrufe bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, man 
mutet dem Osterreicher schon wenig Urteils­
kraft zu (Rufe bei der OVP: Genau!), wenn 
man ihm einreden will, daß die Partei - meine 
Damen und Herren, jetzt hören Sie zu! -, die 
Männer hervorgebracht hat wie Krauland, 
Müllner, Pole ar und so weiter (Ruf bei der 
OVP: 01a11!), die Wirtschaft in Ordnung brin­
gen könne (Beifall bei der SPO" eine Wirt­
schaft, die noch nie so gut war wie jetzt. 

Meine Damen und Herren! Die drei von mir 
Genannten waren ja keine kleinen Mitläufer 
der Osterreichischen Volkspartei. Krauland 
war Minister, Polcar Landesobmann und Ab, 
geordneter und Müllner Landeshauptmann­
stellvertreter. (Abg. Dr. K o r  e n: Und der 
Olah Innenminister und Präsident des 
Nationalrates!) 

Man kann heute nicht sagen, daß es jahre­
lang her ist, denn erst vor wenigen Monaten 
hat es einen Bankkrach der Allgemeinen Wirt­
schaftbank gegeben, an der Krauland maß­
geblich beteiligt war. 

Oder gestatten Sie mir, daß ich Ihnen einen 
anderen Fall der letzten Vergangenheit schil­
dere. (Ruf bei der OVP: Den Fall Slavik!) 
Das Wirtschaftsmagazin "Ecco" hat unglaub­
liche Vorgänge mit verschleierten Zucker­
exporten aufgedeckt. An diesem Zucker­
geschäft sollen angeblich auch zwei OVP­
Landtagsabgeordnete beteiligt gewesen sein. 

Meine Damen und Herren! Er erscheint mir 
unvorstellbar, daß der Osterreicher Sehnsucht 
nach einer OVP-Regierung hätte. 

In letzter Zeit ist auch oft das Wort vom 
Konkurs gesprochen w()rden. Dazu nur einige 
Daten, die alles andere aussagen. 

Meine Damen und Herren! Ziel der Regie­
rungserklärung am 5. November 1971 bezie­
hungsweise vorher im Jahre 1 970 war es, 
die Vollbeschäftigung in diesem Lande zu 
erhalten. Es wurden heute schon einige Ziffern 
genannt. Ich glaube aber sagen zu können, 
daß wir heute um rund 300.000 Menschen 

mehr in Beschäftigung haben als zu der Zeit, 
als Sie die Verantwortung in diesem Staate 
gehabt haben. 

Meine Damen und Herren! Eine große Sorge 
haben wir sicher mit der Preisentwicklung. 
Hier hätten Sie uns aber unterstützen können, 
wenn Sie uns ein geeignetes Instrumentarium 
in Form eines Preisregelungsgesetzes gegeben 
hätten. 

Ich darf weiter anführen, daß Sie laufend 
immer wieder von der Inflationsrate reden, 
aber nie versucht haben, mit uns gemeinsam 
ein vernünftiges Preisgesetz zu machen. 

Ich darf Ihnen weiter sagen, meine Damen 
und Herren: Wo Sie die Verantwortung 
haben, eingreifen zu können, haben Sie auch 
nichts getan. 

Mit Verordnung des Bundesministeriums für 
Handel, Gewerbe und Industrie vom 26. April 
1 974 wurden die Landeshauptmänner dele­
giert, die höchstzulässigen Verbraucherpreise 
für Fleisch und so weiter festzulegen. Mit die­
ser erweiterten Delegierung befaßt sich seit 
28. Mai 1 974 der Preisbeirat in Oberösterreich. 
Wie mir der Herr Landesrat Reichl gesagt hat, 
hat er bereits am 25. September - Herr 
Abgeordneter Gruber, am 25. September, also 
vor drei Monaten bereits - die Verordnung 
erlassen, aber hier hat sich plötzlich der Herr 
Landeshauptmann eingeschaltet, und zwar der 
Herr Landeshauptmann deshalb, weil ent­
sprechend der Bundesverfassung beziehungs­
weise der oberösterreichischen Landesverfas­
sung in Angelegenheiten der mittelbaren Bun­
desverwaltung die betreffenden Mitglieder der 
Landesregierung an die Weisungen des Lan­
deshauptmannes gebunden sind. (Abg. Doktor 
G r u b e r: Wie ist es mit der Linzer Wurst­
fabrik!) 

Die Verordnung ist vom Herrn Landeshaupt­
mann Wenzl noch nicht unterzeichnet. Seit 
25. September wird daher die Höchstpreis­
verordnung zum Nachteil der oberösterreichi­
schen Konsumenten von Landeshauptmann 
Dr. vVenzl zurückgehalten und ist trotz viel­
facher Proteste bis heute nicht erledigt. 

Meine Damen und Herren! Sie hätten Ge­
legenheit, hier doch wirklich aktiv zu werden. 
Herr Dr. Wenzl hat es nicht getan. Aber Sie 
reden immer wieder davon, daß die Bundes­
regierung nichts dagegen täte. 

Meine Damen und Herren! Eine andere 
Frage. Ihre Methode ist, durch Arbeitslosig­
keit. . . (Zwischenrufe bei der OVP) - das ist 
Ihre Methode, wir haben es heute auch schon 
gehört - durch Arbeitslosigkeit wollen Sie 
die Preisentwicklung bekämpfen. 

822 
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Bregartner 

Zu dieser Methode - und das wurde Ihnen 
auch heute schon gesagt -, über die Arbeits­
losigkeit vielleicht die sogenannte Preisent­
wicklung bekämpfen zu wollen, werden wir 
nicht ja sagen, denn wir wissen nur zu gut, 
welche Probleme vor allem, meine Damen 
und Herren, mit der Arbeitslosigkeit ver­
bunden sind. Die Hauptleidtragenden sind vor 
allem die kranken und alten Menschen, die 
womöglich zuerst den Betrieb verlassen 
müssen. Ich hoffe nur, meine Damen und 
Herren, daß Osterreich nie wieder von Men­
schen regiert wird, die solche Forderungen 
stellen. Schon aus diesem Grunde kein Zurück 
zur Osterreichischen Volkspartei! (BeifaII bei 
der SPO.) 

Oder, meine Damen und Herren: Erinnern 
Sie sich. als wir in Osterreich im Jahre 1 973 
zweimal die Schillingaufwertung durchführten, 
wie vehement Sie sich wehrten. weil Sie 
glaubten, daß plötzlich die Exporte in Gefahr 
wären. Sie werden heute, wenn Sie die Zei­
tungen gelesen haben, feststellen, daß die 
Exporte in Osterreich noch nie so hoch waren 
wie in diesem Jahr. (Ruf bei der OVP: Was 
war mit dem Fremdenverkehr?) 

Auch im Wirtschaftswachstum liegen wir 
besser als zu Ihrer Zeit, meine Damen und 
Herren, auch wenn Sie immer wieder erklären, 
daß sich der Osterreicher gegenüber frÜher 
weniger leisten könne. Feststeht, daß die 
Reallohnsteigerung größer ist a ls in der Zeit 
von 1 966 bis 1 970. 

Meine Damen und Herren, jetzt hören Sie 
zu : So schlecht kann doch die Wirtschafts­
politik dieser Regierung nicht gewesen sein, 
wenn man bedenkt, daß es möglich war, daß 
die Gewinne während dieser Zeit doch ex­
orbitant angestiegen sind. Die Sparentwick­
lung hat besonders zugenommen. Allein die 
Einlagensteigerung beim Weltspartag betrug 
20 Prozent. Das ist eine Entwicklung, die Aus­
druck eines echten v,ertrauens ist, welche Sie 
durch Panikmacherei und Verunsicherung ge­
fährden wollen. 

Meine Damen und Herren! So schlecht kann 
die Politik auch nicht für die Wirtschafts­
treibenden gewesen sein, wenn man sich die 
Insolvenzen von 1966 bis 1 970 und die aus 
der Zeit von 1 970 bis 1974 ansieht. Während 
Ihrer Zeit gab es wesentlich mehr Ausgleiche 
und Konkurse als jetzt. (Zwischenrufe bei der 
O VP.) Ich kann Ihnen die Statistik zeigen, 
Herr Abgeordneter Gruber, schauen Sie sie 
sich bitte an. 

Und wenn Sie sich die Palette an familien­
politischen Maßnahmen seit 1970 ansehen, 
kann auch hier gesagt werden, daß man nicht 

so leichtfertig von einer Konkurspolitik 
sprechen soll. 

Am 28. Oktober 1974 hat ein Sprecher der 
katholischen Kirche, Dr. Richard Barta, bei 
einem ORF-Interview gesagt, daß noch nie 
soviel Hilfe gegeben worden ist wie jetzt. 

Auch in der Sozialpolitik lassen sich die 
Leistungen in der Zeit, in der wir die Verant­
wortung haben, nämlich seit 1 970, gegenüber 
1 966 bis 1970 besser feststellen. Ich glaube, 
die Menschen beurteilen eben auch die Sozial­
politik besser. als Sie es gerne hören wollen. 
Sie haben in der Sozialpolitik von 1966 bis 
1970 sicherlich nicht j ene Leistungen aufzu­
weisen, wie wir sie seit 1 970 aufweisen. 

Dr. Schleinzer hat gerade in den letzten 
Tagen immer wieder versucht zu sagen, die 
asterreichische Volkspartei sei sozialer als die 
Sozialistische Partei. Auch dazu darf ich Ihnen 
einige Feststellungen zur Kenntis bringen 
(Zwischenruf bei der OVP: Wie bei der Zu­
schußrente!), weil ja nicht einmal Dr. Withalm 
von dieser sozialen Einstellung seiner Partei 
besonders überzeugt war. Er hat in seinem 
Buc..1-t "Antworten" unter anderem folgendes 
geschrieben: 

"Die Osterreichische Volkspartei wird dann 
eine große Zukunft vor sich haben, wenn ihr 
der Nachweis gelingt, daß sie wirklich eine 
soziale Partei ist, die sich gerade auch um die 
Sorgen des ,Kleinen Mannes' annimmt." 

Meine Damen und Herren! Sehr viel hat sich 
die asterreichische Volkspartei um die Sorgen 
des kleinen Mannes noch nicht angenommen. 

Zum Schluß einige Bemerkungen für die 
kommende Zeit. Das Budget 1 975 und die 
Politik geben Ausdruck. dafür, daß wir nicht 
mit einer Vogel-Strauß-Politik und mit einer 
Euphorie in die Zukunft hineingehen und daß 
wir diese auch nicht so beurteilen. Ich glaube 
aber, daß die Fakten beweisen, daß Maß­
nahmen getroffen worden sind, die uns doch 
auch ein bißchen zuversichtlich in das Jahr 
1975 hineinsehen lassen. 

Meine Damen und Herrenl Ich bin überzeugt 
davon, daß der Osterreicher diese Leistungen 
anerkennen wird, und es wäre lächerlich, zu 
glauben (Zwischenruf bei der O VPj, daß man 
mit einer Irreführung unter dem Motto, die 
Wirtschaft wieder in Ordnung bringen zu 
wollen, den Osterreicher täuschen kann. Auf 
Ihre Polemik kann es für den Osterreicher 
nur eine Antwort geben: Kein Zurück zur 
Osterreichischen Volkspartei! (Beifall bei der 
SPO. - Zwischenruf bei der OVP: Wie in der 
Steiermark! - Abg. Dr. G r u b e  r: Zurück 
zur oberösterreichischen SPOt) 
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Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Abgeordnete Dr. Stix. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Mein geschätzter Vor­
redner, der Herr Abgeordnete Bregartner, hat 
unter anderem festgestellt - ich darf nach 
eigener Mitschrift zitieren -; Die Opposition 
will nicht zur Kenntnis nehmen, daß sich seit 
der Regierungsübernahme durch die Sozialisti­
sche Partei die österreichische Wirtschaft 
ständig aufwärtsentwickelt hat. 

Herr Kollege Bregartner! Wenn sich die 
Sozialistische Partei die gute Entwicklung der 
Wirtschaft in den zurückliegenden Jahren als 
Verdienst, als Ergebnis ihrer Politik zurechnet, 
dann darf aber umgekehrt die Sozialistische 
Partei die sich jetzt einstellenden wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten nicht auf andere ab­
schieben, sondern muß sie ebenfalls als eine 
Folge ihrer Politik akzeptieren. 

Wenn sich aber nun die Sozialisten auf die 
internationale Entwicklung ausreden und wol­
len, daß man ihnen diese Ausrede als sach­
lich berechtigt abkauft, dann müssen sich die­
selben Sozialisten gefallen lassen, daß auch 
der zurückliegende Wirtschaftsaufschwung 
eine Folge der weltweit guten Konjunktur 
gewesen ist und nicht ein Ergebnis einer be­
sonders erfolgreichen sozialistischen Wirt­
schaftspolitik. Also : entweder die schlechte 
Entwicklung als Folge der eigenen Politik 
akzeptieren oder sich auf die internationale 
Lage ausreden, dann aber bitte auch darauf 
verzichten, sich mit den falschen Lorbeeren 
für den zurückliegenden Wirtschaftsauf­
schwung zu schmücken. 

Hohes Haus! Heute geht es im wesentlichen 
um die großen Linien in der Budgetpolitik. Ich 
darf ganz kurz noch einmal die Situation um­
reißen, die wir vorfinden. 

Wir sehen vor uns kaum mehr finanzierbare 
Defizite angesichts einer am wirtschaftlichen 
Horizont heranziehenden al1gemeinen Wirt­
schaftsflaute, Die Situation ist also in keinster 
Weise das, was der Volkswirt unter "anti­
zyklisch" versteht. Denn angesichts dieser 
heranziehenden Wirtschaftsdämpfung müßte 
sich der Staatshaushalt in der Position be­
finden, daß er über Reserven verfügt. Genau 
das Gegenteil ist der Fall. 

Es handelt sich freilich um eine lange Kette, 
denn schon die OVP-Budgets der letzten Jahre 
der OVP-Alleinregierung waren keineswegs 
antizyklisch, im Gegenteil, sie waren trotz 
zunehmender Konjunktur durch wachsende 
Defizite gekennzeichnet. 

Bei etwa 7 Milliarden Schilling Defizit über­
nahm dann die sozialistische Regierung, um 
im Jargon zu bleiben, die Firma Osterreich, 
und die Sozialistische Partei hat keine Um­
kehr vollzogen, sondern sie hat diesen Weg 
ständig wachsender Defizite im Staatshaushalt 
rasant fortgesetzt, und zwar mit dem schon 
erwähnten Ergebnis, daß wir heute keine 
Reserven besitzen, wo wir sie benötigen wür­
den, um antizyklische Stützungsmaßnahmen 
einzuleiten. 

Ich gebe zu, daß es 'eine Ausnahme gibt. 
Es gibt einen Punkt, da sind tatsächlich Reser­
ven vorhanden. Leider handelt es sich um 
solche Reserven, die nicht vorhanden sein 
dürften. 

Ich meine den Familienlastenausgleichs­
fonds. Dieser Fonds ist zweckgebunden einzig 
und allein zu dem Zweck geschaffen worden, 
daß d as, was in ihn hineinfließt, an unsere 
Familien umverteilt wird. Aber in diesem Be­
reich hat sich interessanterweise die sonst auf 
Umverteilung geradezu versessene sozialisti­
sche Regierung keineswegs in dem möglichen 
Ausmaß um die Umverteilung bemüht. Im 
Familienlastenausgleich befinden sich nach wie 
vor mehrere Milliarden Schilling an unver­
teilten Geldern, die in dieser Höhe unseren 
Familien vorenthalten wurden und vor­
enthalten werden, 

Meine Herren! Sie von der Regierungspartei 
haben erst jüngst im Ausschuß wiederum 
unseren freiheitlichen Antrag abgelehnt, ange­
sichts der im Familienlastenausgleichsfonds 
vorhandenen Gelder unseren Familien in 
Osterreich im Dezember eine Zahlung von je  
700 S zukommen zu lassen. 

Auf diesem Gebiet bilden Sie plötzlich 
Reserven, die dafür nicht bestimmt sind, wäh­
rend Sie auf allen anderen Gebieten, wo die 
Reserven jetzt benötigt würden, über keine 
verfügen, weil im Gegenteil nur Defizite 
vorhanden sind. 

Natürlich steht hinter dieser Ausgaben­
politik eine bestimmte Philosophie. Es ist die 
Philosophie der Umverteilung, es ist auch die 
Philosophie einer zum Götzen erhobenen Voll­
beschäftigung, möchte ich beinahe schon 
sagen. 

Ich darf auf den Abgeordneten Dr. Fischer 
zurückkommen, der heute ein sehr nettes Bei­
spiel mit dem Freitag gebracht hat. Er meinte 
damit die Krisenunkerei des Herrn Professors 
Koren und brachte als Beispiel einen Mann, 
der immer sagt: Heute ist Freitag, heute ist 
Freitag, heute ist Freitag. Am siebenten Tag 
der Woche trifft es dann tatsächlich zu : Es ist 
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Freitag, und der Mann hat einmal recht. (Abg. 
Z e i 1 1  i n g e r: Wenn er den siebenten Tag 
noch erlebt! - Heiterkeit.) 

Herr Dr. Fischer !  Genau das gleiche macht 
die Sozialistische Partei seit Jahren mit der 
Vollbeschäftigung. Sie malt trotz einer bisher 
immer noch wachsenden Uberbeschäftigung 
seit Jahren das Gespenst einer Unter­
beschäftigung an die Wand. Sie hat immer:  
Freitag!,  Freitag!, Freitag!, Freitag ! ,  gesagt, 
um bei Ihrem Beispiel zu bleiben, Herr Doktor 
Fischer. 

Nun scheint tatsächlich jener Freitag zu 
kommen. Nun tritt offensichtlich doch einmal 
die Situation ein, wo die Frage der Beschäfti­
gung eine reale Sorge darstellt. 

Aber gen au zu diesem Zeitpunkt haben Sie 
infolge Ihres falschen Freitag-Setens in den 
letzten Jahren eine Situation herbeigeführt, 
in welcher uns die Mittel für antizyklische 
Stützungsmaßnahmen, die demnächst auf uns 
zukommen werden, fehlen. 

Wir haben es nunmehr mit dem scheinbaren 
Gegensatz Vollbeschäftigung oder Inflation zu 
tun. Ich möchte aber unsere freiheitliche Auf­
fassung ganz klar dahin gehend definieren, daß 
diese Frage: Vollbeschäftigung oder Inflation, 
kein Entweder-Oder ist. 

Worauf es ankommt, ist einzig und allein, 
die Inflation bekämpfen, ohne zum Instrument 
einer bewußt herbeigeführten Arbeitslosigkeit 
zu greifen. Ich möchte in diesem Zusammen­
hang eine Meinung aus der "Neuen Zürcher 
Zeitung" vom 23. November zitieren, die mir 
sehr plausibel erscheint. Es heißt darin : 

"Es geht nämlich nicht um die Alternative : 
mehr Inflation . . .  und Vollbeschäftigung oder 
Inflationsbekämpfung und Unterbeschäftigung, 
sondern es geht um eine Stabilitätspolitik, 
die den inflationären Trend zu ändern vermag, 
aber nicht derart agressiv bremst, daß daraus 
echte Beschäftigungsprobleme entstehen, son­
dern - das wäre mindestens der Idealfall -
lediglich die Uberbeschäftigung abbaut." 

Es ist das eine Meinung, mit der ich mich 
durchaus identifizieren kann. 

Es taucht nun die Frage auf, inwieweit eine 
geringfügige Arbeitslosigkeit akzeptiert wer­
den könne. In dieser Richtung hat sich der 
Herr frühere Bundesminister Mitterer ausge­
sprochen, was ihm von der Sozialistischen Par­
tei auch bei jeder Gelegenheit weidlich vor­
gehalten wird. Aber ich glaube, daß der Herr 
Abgeordnete Mitterer bei dieser Beurteilung 
der Frage einem Irrtum unterlegen ist, näm­
lieh dem vielleicht aus betriebswirtschaftlichem 

Denken naheliegenden Irrtum, eine gewisse 
Arbeitslosigkeit mindere den Lohndruck, min­
dere damit den Kostendruck. 

Ich halte das für eine nicht nur gefährliche, 
sondern auch falsche Meinung. Der Herr Ab­
geordnete Mitterer hat nämlich dabei über­
sehen, daß nicht eine kleine Rate von Arbeits­
losigkeit maßgebend ist für den Lohndruck. Er 
hat übersehen, daß etwa unvernünftig� Ge­
werkschaften sehr wohl auch eine bestehende 
Arbeitslosigkeit durch trotzdem enorme Lohn­
forderungen für die in Beschäftigung Stehen­
den überkompensieren können, hingegen ver­
nünftige Gewerkschaften auch ohne Bestehen 
einer Beschäftigungslosigkeit wirkungsvoller 
stabilisieren können als eine gewisse Quote 
von Arbeitslosen. 

Ich möchte noch einmal klarstellen : Nach 
unserer Auffassung kann es sich nur darum 
handeln, die objektiv feststellbare Uberbe­
schäftigung abzubauen. Denn auch diese ist in 
sich krisen trächtig. Sie basiert nämlich auf 
nicht mehr realisierbaren Absatzerwartungen. 
Dieser Gesichtspunkt, in den Kapazitäten vor­
weggenommene irrige Erwartungen über die 
künftige Marktentwicklung, wird viel zuwenig 
als Krisenverursachung beachtet. 

Noch eine Uberlegung dazu, daß auch eine 
geringfügige Arbeitslosigkeit nidlt geeignet 
wäre, die Inflation zu bekämpfen. In seinem 
neuesten Buch über Management schreibt der 
bekannte Wirtschaftsberater und Publizist 
Peter Drucker unter anderem, daß jede Infla­
tion, von der realen Produktionsseite her be­
trachtet, zugleidl auch eine "Krise der Produk­
tivität" darstellt. - Es ist einfach das zweite 
Gesicht jenes Januskopfes, dessen anderes 
Gesicht die nominelle Ubernachfrage ist. -
Aber, sagt nun Drucker, größere Arbeitslosig­
keit bedeutet heute nur einen geringeren 
Nachfrageausfall. Es gibt ja die Arbeitslosen­
versicherung. Die nominelle Nadlfrage bleibt 
also trotz gewisser Abstriche vorhanden. Was 
aber völlig wegfällt bei Unterbesdläftigung, 
das ist eben die Produktivkraft jener unter­
beschäftigten Arbeitnehmer. Und das verstärkt 
die Produktivitätskrise und trägt damit letzt­
lich zu einer Versdlärfung der Inflation bei 
gleichzeitiger Besdläftigungslosigkeit bei. 

Wir haben es hier im wesentlichen mit einer 
plausiblen Erklärung jenes Rätsels der Stagfla­
tion zu tun. 

Wenn wir uns also einig darüber sind, daß 
Arbeitslosigkeit kein Heilmittel ist, um die 
Inflation zu bekämpfen, so müssen wir den­
noch an eine konsequente Bekämpfung der 
Inflation herangehen, weil nämlidl die Infla-
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tion langfristig - würde sie sich ungehemmt Abgeordneter Treichl (SPO) : Herr Präsidentl 
ausbreiten - sehr wohl zu einer gewissen Hohes Haus! Es wird sehr viel von Verwal­
Arbeitslosigkeit führen würde. tungsreform gesprochen - auch heute wie­

Das tut sie weniger im Wege der Dbernach­
frage, sondern das geschieht, indem die Infla­
tion die Wirtschaft zerrüttet. Sie zerrüttet sie 
dadurch, daß sie jede Disposition verunsichert 
oder unmöglich macht. Die Preise sind keine 
rechenbaren Daten mehr, die Kosten sind nicht 
mehr kalkulierbar, weil ihre Steigerung nicht 
vorhersehbar ist. Das Risiko für Investitionen 
und ihre Finanzierbarkeit wird nicht mehr 
abschätzbar - wir erleben das ja auch hier 
beim Bundeshaushalt -, und die Nominalein­
kommen stehen in keinem festen Zusammen­
hang mehr mit dem realen Leistungsvolumen. 
Eine auf diesem Weg desorientierte Wirtschaft 
wird dann selbstverständlich auch zu Unter­
beschäftigung von Kapazitäten und damit zu 
Arbeitslosigkeit führen. 

Wie sehr die Inflation die Rechenhaftigkeit 
der Wirtschaft verunmöglicht, zeigte sehr an­
sdlaulich der bekannte Professor Schmölders 
in einem jüngst in Wien gehaltenen Vortrag. 
Er äußerte sich dort zu den Scheingewinnen 
und brachte folgendes Beispiel, das die ganze 
Problematik sehr deutlich macht. Ich zitiere 
wörtlich:  

". . .  soll die Wiederbeschaffung" - von 
Anlagegütern - "sichergestellt werden, muß 
unter den inflationären Voraussetzungen das 
Vierfache der Geldentwertung einkalkuliert 
werden" - bei 6 Prozent Inflation, die er als 
Beispiel erwähnt -, "also 24 Prozent statt 
6 Prozent. Davon ist die Hälfte, nämlich 
1 2  Prozent, als Steuer auf Scheingewinne ab­
zuführen; ein Viertel (= 6 Prozent) wird als 
Gewinn ausgeschüttet ;  lediglich das letzte 
Viertel ' "  dient dem Zweck der Substanz­
erhaltung . . .  " 

Dieses Beispiel, Hohes Haus, zeigt die wirk­
lich - langfristig gesehen - verheerenden 
Folgen der Inflation, indem sie nämlich der 
gesamten Wirtschaft - sei es der Gemein­
wirtschaft, set es der Privatwirtschaft, sei es 
dem Staatshaushalt - die Rechenhaftigkeit 
als Grundlage entzieht. Es käme also alles 
darauf an, die Inflation zu bekämpfen, aber 
nicht mit Hilfe von Arbeitslosigkeit, sondern 
ganz im Gegenteil, um längerfristig Arbeits­
losigkeit zu vermeiden. 

Leider ist das vorliegende Budget kein dafür 
taugliches Instrument, und deswegen lehnen 
wir Freiheitlid1en es ab. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Treichl. 

der -, und es wird uns der Vorwurf gemacht, 
daß auf diesem Gebiet überhaupt nichts ge­
schehen sei - so Dr. Schmidt -, ja daß im 
Gegenteil zusätzliche Dienstposten geschaffen 
wurden. Gestatten Sie mir dazu einige Be­
merkungen. 

In den Jahren 1970 bis 1 975 hat sid1 die 
Zahl der Dienstposten von insgesamt 323.382 
auf insgesamt 348.296 erhöht. Aber von den 
in diesen fünf Jahren hinzugekommenen 24.91 3  
neuen Dienstposten entfallen allein auf die 
Bereiche : Lehrpersonal, Lehrer, Hochschulleh­
rer und Post- und Telegraphenanstalt insge­
samt 24.01 1 zusätzliche Dienstposten. 

Ein Vergleich verdeutlicht diese enorme 
Steigerung in diesen beiden Bereichen. Lehr­
personal 1 970: 69. 1 50, das waren 2 1 ,4 Prozent 
Anteil an den gesamten Dienstposten, 1975: 
88.696, das sind 25,5 Prozent; bei der Post: 
1 970 5 1 .935, das sind 1 6, 1  Prozent, und 1 975 
56.390, das sind 1 6,2 Prozent. 

Der Anteil an Verwaltungsbediensteten am 
Gesamtvolumen der Dienstposten ist hingegen 
in den Jahren von 1 970 bis 1 975 von insge­
samt 1 5,4 Prozent auf 1 5  Prozent abgesunken; 
ebenso gab es eine bedeutende Senkung der 
Dienstposten bei den Osterreichismen Bundes­
bahnen von 24 auf 2 1 ,4 Prozent, nämlich 77.499 
Beschäftigte im Jahre 1 970 und 74.365 Be­
schäftigte im Jahre 1 975. 

Allerdings, im Bereich der E�ekutive kam 
es zu einer Steigerung an Dienstposten, die 
im Hinblick auf das Bedürfnis nach erhöhter 
Sidlerheit simer von besonderer Bedeutung 
ist: von 44.356 im Jahre 1 970 auf 44.680 im 
Jahre 1 975. 

Die Dienstpostensteigerung bei der Post­
und Telegraphenanstalt hat sich - das ist ja 
auch bekannt - insbesonder·e deswegen als 
notwendig erwiesen, weil in den Jahren 1 97 1  
bis 1974 insgesamt nicht weniger als 430.000 
neue Telephonanschlüsse hergestellt worden 
sind, hingegen in den Jahren 1 967 bis 1 970 
aber nur 278.870. Diese Aufstockung der 
Dienstposten trägt somit wesentlich zur Be­
seitigung der Wartelisten bei den Ansuchen 
um Telephonanschlüsse bei. 

Auf Grund dieser Personalaufstockungen 
wird es im nächsten Jahr möglich sein, ins­
gesamt 120.000 neue Telephonanschlüsse her­
zustellen. 

Dazu, meine sehr geehrten Damen Und Her­
ren, ein kurzer Vergleich mit den Bundeslän­
dern. Im gleimen Zeitraum, 1 970 bis 1 974 also, 
hat sich der Aufwand der Länder für die Per-
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sonalstände um insgesamt 9,4 Prozent erhöht ; 
in der gleichen Zeit betrug für den Bundes­
bereich die Steigerung aber nur 3,2 Prozent. 
Ein wesentlicher Unterschied der Personalent­
wicklung ergibt sich auch aus einem Vergleich 
der Budgetanteile für Personalkosten zwischen 
Bund und Ländern. Die Länder geben 38,2 Pro­
zent, der Bund insgesamt aber nur 30,9 Pro­
zent für Personal aus. Das, meine Damen und 
Herren, sind die Zahlen, das sind die Tat­
sachen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

OVP als Regierungsmitglied tragbar ist oder 
nicht, ist wohl, gelinde gesagt, eine sehr eigen­
artige Methode und wirft ein bezeichnendes 
Licht auf diese Partei, auf die Auffassung der 
OVP von Demokratie. (Beifall bei der SPO.) 

Diese Methode, meine sehr geehrten Damen 
und Herren von der OVP, wird man sich 
- unser Klubobmann Robert Weisz hat es 
schon von diesem Pult aus einmal ausge­
führt - gut merken müssen. Als Beispiel für 
einen Unterricht in Demokratie ist diese 
Methode bestimmt nicht geeignet. (Zustim­
mung bei der SPO.) 

Aber weil Sie sich so sehr aufregen: Das 
bestätigt doch wieder einmal mehr das Demo­
kratieverständnis oder das Demokratiemiß­
verständnis der OVP wie in Niederösterreich, 
wo man als niederösterreichischer Sozialist 

Zu einem anderen Thema: Herr Generalsekre­
tär Abgeordneter Kohlmaier hat viel von 
Demokratie und viel von Demokratisierung 
gesprochen. (Abg. G r a f: Ist Ihnen das 
unangenehm gewesen?) Nein, Kollege Graf, 
das ist uns nicht unangenehm. Ich möchte 
dazu ja jetzt Stellung nehmen. 

- auch das wurde schon gesagt, aber ich 
Sie von der Osterreichischen Volkspartei wiederhole es trotzdem nochmals - zweifellos 

reden immer wieder von Demokratie und von 
Demokratieverständnis, ich habe genau zuge­
hört: von Machtausübung der Mehrheit. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren von der 
rechten Seite dieses Hauses! Nehmen Sie bitt'e 
doch einmal zur Kenntnis : (Abg. G r a f: 
Das ist Polizei-Deutsch! Wir nehmen nichts 
zur Kenntnis!) Dort, wo Sie die Mehrheit be- ' 
sitzen, dort nützen Sie diese Mehrheit auch 
brutal aus, und nur dort, wo Sie in der Min­
derheit sind, rufen Sie immer wieder nach 
Demokratie. (Beifall bei der SPO. - Zwischen­
rufe bei der OVP.) 

Ja natürlich,  schauen Sie, Kollege Tschida, 
das beste Beispiel, meine Damen und Herren 
von der OVP, ist doch Vorarlberg. 

Da wurde in Vorarlberg während des ge­
samten Wahlkampfes immer wieder betont 
und immer wieder beteuert, wieder eine Drei­
Parteien-Regierung zu bilden. Da wurde lau­
fend von Zusammenarbeit gesprochen. Und 
was ist, Kollege Tschida, wenn Sie sich so 
aufregen, dann tatsächlich nach der Wahl in 
Vorarlberg geschehen? (Abg. D e u t s c  h­
m a n  n: Was ist in Wien geschehen?) Obwohl 
die Sozialistische Partei in Vorarlberg bei den 
Landtagswahlen ein Mandat dazugewonnen 
hat, die Osterreichische Volkspartei der Frei­
heitlichen Partei Mandate abgenommen hat, 
besteht heute eine OVP-FPO-Koalition in der 
Vorarlberger Landesregierung so wie in Graz, 
so wie in Klagenfurt. Selbstverständlich ist es 
das gute Redlt der Parteien, eine Koalition 
einzugehen, natürlich! Aber die Art und 
Weise, meine Damen und Herren, wie das· 
gerade in Vorarlberg praktiziert wurde, daß 
die OVP-Landesleitung darüber abstimmt, daß 
die OVP-Landesleitung darüber entscheidet, 
ob der SPO-Spitzenkandidat Winder für die 

Bundespräsident, nicht aber Straßenwärter 
werden kann, weil dazu der Kandidat minde­
stens 96 schwarze OAAB-Punkte benötigt. 
(Abg. Dipl.-Ing. T s c  h i d a: Wie ist denn das 
im Burgenland?) Herr Kollege Tschida, wie 
das im Burgenland ist, wird Ihnen sicherlich 
noch einer meiner Parteifreunde sagen kön­
nen: bestimmt nicht so schlecht, wie Sie es 
hier sagen wollen. (Abg. Dipl.-Ing. T s c h i  d a: 
Bezirksschulrat! - Abg. K e r n: Fragen Sie 
die Bundesbahner, wie es ihnen geht in den 
Betrieben!) Kein Vergleich zu dem, was in 
Niederösterreich geschieht, Kollege Kern! 
(Weitere Zwischenrufe.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Herr Abgeordnete Schmidt hat gemeint; 
wir hätten statt der Fristenlösung besser die 
Wohnbaulösung durchsetzen oder beschließen 
sollen. Dazu möchte ich doch kurz Stellung 
nehmen. 

Meine Damen und Herren! Nach § 91 Abs. 1 
des neuen Strafgesetzbuches ist der Schwan­
gerschaftsabbruch unter anderem dann nicht 
strafbar, wenn er innerhalb der ersten drei 
Monate nach Beginn der Schwangerschaft 
- wohlgemerkt! - nach vorhergehender ärzt­
licher Beratung von einem Arzt vorgenommen 
wird. 

Es handelt sich hier zweifellos um ein Moral­
problem und damit um eine Gewissensfrage. 
Die Haltung jedes einzelnen soll daher respek­
tiert werden. Aber die Moral ist in Osterreich 
bekanntlich doch immer dann gefährdet, wenn 
ihr, wie es Minister Androsch beim letzten 
Landesparteitag der Sozialistischen Partei in 
Vorarlberg formulierte, der doppelte Boden 
entzogen wird. Daß es eine doppelte Moral 
gegeben hat, das wußte jeder in Osterreich. 
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Denn für diejenigen, die Geld hatten, gab es 
nie einen § 1 44, die konnten es sich sowieso 
richten. 

Obwohl das, meine Damen und Herren, alles 
hinlänglich bekannt war, startet nun die 
"Aktion Leben" ein Volksbegehren zum Schutz 
des menschlichen Lebens, ein Volksbegehren 
gegen die Fristenlösung, ein Volksbegehren 
gegen die eigene Logik, ein Volksbegehren 
mit massiver Unterstützung durch die OVP 
und ein Volksbegehren als Wahlhilfe für die 
OVP. 

Daß dem so ist, möchte ich Ihnen nun ganz 
kurz beweisen, indem ich Ihnen aus einer 
Anzeige des sogenannten "Unabhängigen Vor­
arlberger Bürgerkomitees" einige Zeilen zitie­
re. (Abg. S t a u  d i n g e r: Haben Sie etwas 
gegen Bürgerkomitees?) - Nein, aber es ist 
bezeichnend als Wahlhilfe für die OVP, Kol­
lege Staudinger! Es heißt hier in einer An­
zeige, wohlgemerkt vor den Landtagswahlen 
am 20. Oktober: 

"Liebe Landsleute! 

Am 20. Oktober entscheiden Sie nicht nur 
über die Zukunft unseres Landes. Sie können 
mit Ihrer Stimme auch zum Ausdruck bringen, 
ob Sie mit der Freigabe der Abtreibung durch 
die Strafrechtsreform und die Nötigung der: 
Spitäler durch die Novelle zum Krankenan-, 
staltengesetz einverstanden sind. 

Wir" - das Bürgerkomitee - "sind dage­
gen, daher sind die Vorarlberger Sozialisten 
bei dieser Landtagswahl für uns nicht wähl­
bar." 

Das sind Tatsachen, meine Damen und Her­
ren, und auch diese Tatsachen wird man sich 
merken müssen. Sie sind ein Beweis : Volks­
begehren als Wahlhilfe für die Osterreichische 
Volkspartei. (Beifall bei der SPO. - Zwischen­
rufe bei der O VP.) 

Noch vor gar nicht allzu langer Zeit wurde 
die erweiterte Indikationenlösung von der 
Volkspartei und von der "Aktion Leben" auf 
das entschiedenste abgelehnt, und es wurden 
über 800.000 Unterschriften gegen diese 
Indikationenlösung gesammelt, wohlgemerkt: 
nicht gegen die Fristenlösung, sondern gegen 
die Indikationenlösung. Und heute, meine 
Damen und Herren, sammelt diese "Aktion 
Leben" wieder Unterschriften, und zwar zum 
Schutze des menschlichen Lebens und für eine 
Indikationenlösung. Denn das Volksbegehren 
stellt j a  nicht nur die medizinische, sondern 
unter gewissen Voraussetzungen auch die 
soziale Indikation straffrei - und all das, 
obwohl der Vatikan ohne Ausnahme jede Ab­
treibung verbietet. Da ist auch der Tod einer 
Mutter keine Rechtfertigung. 

Das, meine Damen und Herren, ist im 
wahrsten Sinne des Wortes das unnützeste 
Volksbegehren, das es je gegeben hat. Denn 
der Grundsatz, menschliches Leben nicht erst 
ab der Geburt zu schützen, wird auch im neuen 
Strafgesetz aufrechterhalten. Es wird aber 
auch der Konfliktsituation der Frau Rechnung 
getragen. 

Was die sozialpolitischen Maßnahmen in 
diesem Volksbegehren anbelangt, über die 
wohlweislich während der OVP-Alleinregie­
rung von 1 966 bis 1 970 kein Wort vom 
Katholischen Familienverband zu hören war, 
dazu ist schlicht und einfach zu sagen: Noch 
nie ist in Osterreich für die Familie so viel 
geschehen wie unter dieser Regierung 
Kreisky. (Beifall bei der SPO.) Nicht nur wir 
Sozialisten behaupten das, das bestätigt auch 
der katholische Publizist Barta. 

Heiratsbeihilfe als Starthilfe für junge Ehe­
paare, großzügige Geburtenbeihilfe, Mutter­
Kind-Paß, Errichtung von Familienberatungs­
stellen, Hinaufsetzung des Karenzurlaubs­
geldes, Verlängerung der Schutzfristen, 
wiederholte Erhöhungen - im Gegensatz zur 
OVP-Zeit - der Familienbeihilfen, freie 
Schulbücher, Schulfahrten, Heimbeihilfen und 
so weiter. Das, meine Damen und Herren von 
der Opposition, ist aktive Familienpolitik, und 
dazu brauchen wir bei Gott kein Volks­
begehren, das machen wir Sozialisten schon 
von uns aus. (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herrenl Wenn es noch 
eines Beweises bedurft hätte, daß wir mit dem 
neuen Strafgesetz auf dem richtigen Wege 
sind, so wäre dieser Beweis durch meine fünf­
stündige Telefonaktion am vergangenen Frei­
tag erbracht worden. Denn der überwältigend 
große Teil der Anrufer - ich kann sie be­
ruhigen, es waren nicht wenige - hat (Abg. 
G r a  f: Wie viele waren es denn?) positiv 
zu den von uns gesetzten Maßnahmen Stel­
lung genommen, hat ja gesagt, diesen un­
menschlichen § 1 44 endlich abzuschaffen. Die 
Anrufer haben uns aufgefordert, uns durch 
die Gegenpropaganda, durch die gezierte 
Aktion einer politischen Gruppe nicht beirren 
zu lassen, um endlich auch in Osterreich 
gleiches Recht für alle zu schaffen. Meine 
Damen und Herren! Helfen statt strafen und 
kein Zurück zum § 1 44 1  (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Abgeordnete Graf. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Graf (OVP) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte mich 
der Rundfunkmaterie noch einmal zuwenden. 
Ich sehe, Herr Staatssekretär, daß Sie Herrn 
Bundeskanzler substituieren. Ich bitte also die 
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Anrede "Bundeskanzler" dann sachbezogen 
auf sich wirken zu lassen. 

Aber eingangs möchte ich gerne sagen: Ent­
gegen meinen sonstigen Gewohnheiten muß 
ich mich an ein Manuskript klammern. Denn, 
Hohes Haus, ich habe die Absicht, chrono­
logisch die Entwicklung seit dem 19.  Juli 1 974 
zu schildern. Es ist unmöglich, daß man diese 
Geschichte, ohne sich eines Manuskriptes zu 
bedienen, erzählen kann. 

Denn eines muß ich sagen - ich möchte 
hier nicht noch einmal die vielzitierte Bibel 
zitieren, die heute sehr strapaziert wurde, 
besonders von Herren der linken Seite -, 
Herr Bundeskanzler: Das zu erfinden, was sich 
hier abgespielt hat in der Frage Rundfunk, 
wäre nur durch Dichter möglich gewesen, eine 
Mischung zwischen einem Nestroy und einem 
Herzmanovsky-Orlando. Diese hätten in einer 
glückhaften Stunde vielleicht so eine Posse 
schreiben können mit einem einzigen Unter­
sdlied : Es hätte die Menschheit dieses Landes 
belustigt. Diese Geschichte ist aber eher 
tragisch. 

Nun darf ich mich eben an Hand des ange­
kündigten Manuskriptes doch noch ein biß­
chen mit dieser Materie beschäftigen. 

Herr Bundeskanzler! Am 19. Juli 1 974 
wurde im Bundesgesetzblatt das Rundfunk­
gesetz kundgemacht, mit 1 5. Oktober 1 974 
trat es in Kraft. Mit diesen Daten, Hohes 
Haus, verbindet sich das Schicksal nicht nur 
eines Unternehmens, sondern einer wichtigen 
Funktion der Demokratie, nämlich der Kon­
trolle. Gerade über Kontrolle zu reden - ich 
nehme an, es ist Ihrer Fraktion nicht ange­
nehm -, ist im Zusammenhang mit den 
Budgetkapiteln Oberste Organe, Bundes­
kanzleramt eines der notwendigsten Dinge, 
das heißt, sie wurde zu einer der notwen­
digsten Dinge, weil Sie, Herr Bundeskanzler, 
es verstanden haben, in der Zeit seit 1 970 
wirklich viel von Demokratie und Kontrolle 
zu reden, sie aber nach Möglichkeit nicht zu 
etablieren, sondern eine persönliche Macht­
ausweitung vorzunehmen. Ich muß Ihnen, Herr 
Bundeskanzler, ohne persönlich zu werden, 
sagen - ich gestehe Ihnen das sogar gerne 
ein -: 

In der Anfangszeit Ihrer Regierung schienen 
Sie nicht nur mir, sondern vielen Oster­
reichem als ein moderner König Midas. Es 
schien ja so, als ob alles, was Sie angreifen, 
wirklich zu Gold würde. Viele Ihrer Wähler, 
die nicht Ihrer Partei angehörten, bewunderten 
Ihre Elegance, mit der Sie an sich eingefahrene 
Parteigleise in großbürgerlicher Manier igno­
rierten. Ich muß Ihnen sagen, vermutlich nur 
der Sieg ermöglicht Elegance und Großzügig-

keit, in der Niederlage werden auch Sie, Herr 
Bundeskanzler, empfindlidl und eher kleinlich, 
auch in Fragen des Rundfunks. 

Ich bin fernab, irgend jemanden in dem 
ganzen Rundfunkkonzept persönlich anzu­
greifen, ich kenne die meisten Herren nicht. 

Aber da ich erlebt habe, wie der von Ihnen 
installierte Generalindendant bei der Wahl 
einer Person, die sichtlich von der SPO vor­
geschlagen wurde und bei deren Wahl es 
nicht so lief, wie Sie es gewünscht haben, 
dann noch einmal darauf bestand, daß partout 
der Mann gewählt werden muß, muß 
ich Ihnen sagen, Herr Bundeskanzler: In der 
Zeit Ihrer Siegesposition hätten Sie es wahr­
scheinlich erlaubt, daß er mit einer gewissen 
Elegance wie ein Zauberer einen anderen aus 
dem Hut herausgezogen hätte. Es wäre einer 
zu finden gewesen. 

Das war aber nicht nur für mich, sondern, 
wie ich vermute, auch für 300.000 Osterreicher 
bestürzend. Das waren ungefähr die, die 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, ihre Stimme 
additional zu den Sozialisten gegeben haben, 
in der Meinung: Er ist der Anführer der 
Sozialistischen Partei, aber er ist nicht so. 
Das hat Ihnen 300.000 Wähler gebracht. Aber 
die letzten, glaube ich, wurden inne, was 
sich hier abspielt, als man nicht einmal die 
Elegance besaß, eine Wahlentscheidung zur 
Kenntnis zu nehmen, sondern sie so lange 
exerzierte, bis sie das Format hatte, das Sie 
sichtlich gewünscht haben. 

Der gegenwärtige ORF - rekapitulieren 
wir das doch, Herr Bundeskanzler - wird 
unter der Dberschrift einer Totalreform nun 
langsam, glaube ich, totreformiert. 

Hiezu muß ich mir einen Einschub erlauben, 
dürfen. Es ist ja volkswirtschaftlich, aber auch 
betriebswirtschaftlich noch keinem Menschen 
in Osterreirn oder sonstwo eingefallen zu 
behaupten, eine Reform koste kein Geld. 
Selbst eine gute Reform kostet Geld, und 
die Früchte dieser Kosten der Reform kommen 
dann im Laufe der Jahre wieder zum Tragen. 
Sie und Ihre Mannen haben behauptet, diese 
Reform kostet nirnts. Sie ist nirnt nur srnlecht, 
sondern sie wird wahnsinnig viel kosten. 
Aber allein die Behauptung, daß die Reform 
nichts kostet, zeigt ja, daß es niemand ernst 
gemeint hat mit dieser Kostenberechnung, 
denn jede Reform kostet Geld. Sie hat Geld 
zu kosten, wenn sie sinnvoll ist und das Geld 
sinnvoll angewendet wird. Aber darüber wird 
ja vielleicht nom zu reden sein. 

Herr Bundeskanzler! Auf Grund einer 
Initiative von 830.000 Osterreichern entstand 
ja diese Geschirnte. Diese Tatsache ist j a  
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Ihrer Partei, Herr Bundeskanzler, ein bleiben­
der Dorn im Auge. Ich gehörte dem Haus 
damals noch nicht an, aber es sind mir zwei 
Ausdrücke geläufig, die im Jahre 1965 vom 
sozialistischen Hauptsprecher verwendet wur­
den, und zwar jene der "präpotenten Jour­
naille" und der "Stiefelleckerei" .  Es war ein 
Abgeordneter Ihrer Partei, der in Zusammen­
hang mit dem Volksbegehren das hier postu­
liert hat. 

Nun, idl muß Ihrer Partei attestieren, daß 
sie die Beseitigung dieses Volksbegehrens 
beziehungsweise des Ergebnisses niemals aus 
dem Auge verloren hat. Ich muß Ihnen zuge­
stehen, Herr Bundeskanzler, daß Sie sich 
dabei sichtlich nicht immer wohlgefühlt haben 
in Ihrer Haut, sondern Sie haben es ver­
standen, trotz des Drängens eines einfluß­
reichen Doppelpräsidenten die Entscheidung 
weit hinauszuziehen. Doch auch Ihnen als 
Meister - das gestehe ich Ihnen zu - pas­
sieren Fehler. 

Als Sie sich, Herr Bundeskanzler, am 
Villacher Parteitag in Sachen Strafgesetz in 
einem echten Notstand befanden, und zwar 
in einem Notstand der eigenen Optik, da 
haben Sie, Herr Bundeskanzler, versucht, mit 
der Idee eines privaten Fernsehens diese 
Sache zuzudecken. Es ist Ihnen gelungen, Sie 
haben den Villacher Parteitag und seine 
internen Schwierigkeiten meisterlich kamou­
fliert. Nur eines : Das immer in Büchern zitierte 
Schicksal des Zauberlehrlings ereilte nunmehr 
den Zauberer. Denn, Herr Bundeskanzler, das 
Thema ORF werden Sie ja in Ihrer eigenen 
Partei nicht los. Man könnte sogar sagen, 
wenn man boshaft wäre, daß die ORF-Reform 
ihre eigenen Väter frißt; was mit den Kindern 
passiert, wird man ja noch sehen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Lassen Sie mich fest­
halten - Sie werden es sicher nicht zuge­
ben -: Sie persönlich stehen ja vor dem 
Scherbenhaufen einer Rundfunkreform, die Sie, 
und zwar ausschließlich Sie in Ihrer Funktion 
als Kanzler zu verantworten haben. Es ist Ihr 
Gesetz. Dieses Gesetz · wurde vom Verfas­
sungsgerichtshof teilweise aufgehoben. Es ist 
nicht vollziehbar, und es wird Osterreichs 
Hörer und Seher Millionen kosten. Das ist 
heute eine feststehende Tatsache. 

Es sind Ihre Personalvorschläge gewesen, 
Herr Bundeskanzler, die von - und dieser 
Ausdruck sollte Sie nicht stören, es war so -
der "Dampfwalze" der SPO-Mehrheit im Kura­
torium durchgeboxt wurden. 

Das ist der Ausdruck, den ich aufrechter­
halte. Daß er Ihnen nicht gefällt, dagegen habe 
ich nichts. Aber 16 zu 14 ist die Dampfwalze 

der SPO-Mehrheit in dem Kuratorium, die 
ohne Rücksicht auf Verluste das exekutiert 
hat und sicher noch exekutieren wird. 

Es ist ja auch der Kollege Blecha, der von 
Ihnen hochgelobt wurde zu einem Medien­
experten, der in Nachtsitzungen des Kurato­
riums sidltlich den Beitrag Ihrer Partei zur 
Desorganisation im ORF leistet. 

Der Zweck der Ubung, Herr Bundeskanzler, 
war es ja doch offensichtlich, Ihrer Regierungs­
mehrheit Kontrollen zu ersparen, einen Ihnen 
unangenehmen Generalintendanten - wenn 
Sie wünschen, er war uns auch nicht immer 
unangenehm, aber wir haben ihn deshalb nicht 
amoviert, das ist der Unterschied . . .  (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. T u  1 1.) Herr Tull !  Haben 
Sie sich noch nie versprochen? (Abg. Doktor 
S e h  n e 1 1: Er war Ihnen nicht unangenehm! 
Das war ein guter Versprecher!) Es gilt auch 
für Sie, Herr Präsident! So etwas kann passie­
ren. - Also ich korrigiere mich :  Er war uns 
auch nicht immer angenehm. Jetzt haben Sie 
es deutlich in Klartext. Aber wir haben ihn 
deswegen nicht amoviert. Das ist der Unter­
schied. 

Der Zweck der Ubung war also, eine Ihnen 
unangenehme Rundfunkführung und ein Ihnen 
unangenehm werdendes Kontrollinstrument zu 
beseitigen. Im Zeitpunkt Ihrer verschiedenen 
Niederlagen wurde ja das Instrument immer 
lästiger. Nun blieb Bacher auf der Strecke, 
Lenhardt, Hartner und Zilk sind auf der 
Strecke geblieben, 50 Millionen Schilling für 
die Abfertigung sind auf der Strecke geblie­
ben. 

Sie werden natürlich sagen, die OVP hat 
ihnen diese Verträge gegeben. Sicher, nur wir 
wollten sie nicht hinausschmeißen; dann hätte 
es das nämlich nicht gekostet, Herr Bundes­
kanzler. (Beifall bei der OVP.) Das muß man 
nämlich dazusagen, und viele Millionen, Herr 
Bundeskanzler - leider, leider -, viele Mil­
lionen werden noch folgen. 

Ein international anerkanntes Unternehmen 
wird auf der Strecke bleiben, wenn Sie und 
Ihre Partei so weitertun, und ein wichtiger 
Teil unseres demokratischen Lebens soll sicht­
lich geopfert werden. 1970, Herr Bundeskanz­
ler, sind Sie damit angetreten, daß "alle 
Lebensbereiche mit mehr Demokratie durch­
flutet werden sollen". Nun darf ich die Fakten 
aufzählen, ganz nüchterne Fakten. 

Herr Bundeskanzler! Aus einer privatrecht­
lichen Ges.m.b.H. wurde der ORF in eine An­
stalt öffentlichen Rechts umgewandelt. Aus 
einem Unternehmen wurde eine unter Staats­
aufsicht stehende Institution. Die Eigentums­
anteile der Länder wurden enteignet, und der 
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Föderalismus erhielt in Osterreich wieder ein­
mal von der SPO eine fühlbare Ohrfeige. 
Nichts mehr vom Gerede des verstärkten 
Föderalismus. Hier hat es sich ausgeformt. 
Die Beteiligung der Länder, an sich eine Mini­
Beteiligung, wurde umgewandelt in ein Nichts. 

Die Bundesregierung hat direkt oder indi­
rekt Einfluß auf die Bestellung von mehr als 
der Hälfte des Kuratoriums genommen. Der 
Herr Bundeskanzler hat bei der Ernennung 
von 20 von insgesamt 35 - Mitgliedern der 
Hörer- und Sehervertretung praktisch freie 
Hand, Hohes Haus, denn die Organisationen, 
die die Vorschläge gemacht haben, wurden 
vom Herrn Bundeskanzler ausgesucht. Der 
Vorsitzende des Kuratoriums ist ein persön­
licher Vertreter des Herrn Bundeskanzlers. 
Der provisorische Generalintendant ist ein 
karenzierter Bundesbeamter, er ist weisungs­
gebunden. Die Kommission zur Wahrung des 
Rundfunkgesetzes soll nach den Vorstellun­
gen des Herrn Kanzlers von der Mehrheit 
des Hauses bestellt werden. 

Zu allem Dberfluß, Hohes Haus, ist der Herr 
Bundeskanzler nach dem Bundesministerien­
gesetz in den Angelegenheiten des Rundfunks 
und Fernsehens allein zuständig. 

Im Lichte dieser Fakten, Hohes Haus, hat 
asterreich damit das zweifelhafte Vergnügen, 
jene Rundfunkanstalt in Europa zu besitzen, 
die am meisten an Staat und Regierung ge­
bunden ist. 

Das Gesetz, Hohes Haus, und die Wirklich­
keit des neuen ORF bringen aber nicht nur 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, und der Regie­
rungsmehrheit Chancen, sondern auch dem 
Unternehmen eine noch nie dagewesene Un­
gewißheit. An die Stelle klarer Zuständigkei­
ten und Verantwortungen sind Ungewißhei­
ten getreten, denn die angekündigte Demokra­
tisierung, meine Damen und Herren, landete 
in eine Gremialisierung, deren Arbeitsunfähig­
keit hinlänglich bewiesen ist. 

Das neue Unternehmen war infolge der 
schleppenden Arbeitsweise noch immer nidlt 
in der Lage, handelsrechtlich gesichert aufzu­
treten - eine der primitivsten Voraussetzun­
gen für das Dberhaupt-Existentwerden eines 
Unternehmens -, denn ein Auszug aus dem 
Handelsregister existiert für den neuen Ge­
schäftsführer noch immer nicht. 

Das neue Unternehmen hat bereits ein Lei­
tungsgremium, aber immer noch keine Ver­
träge. Das neue Unternehmen hat zwar den 
Auftrag, zwei unabhängige Fernsehprogramme 
zu machen, aber immer noch keine Vorstellung 
d avon, wie das aussehen soll, was es kosten 

soll und was dadurch an Mehrkosten, an Per­
sonalaufwand, an technischem Einsatz und 
Koordination in etwa notwendig sein wird. 

Wenn die Berichte stimmen, die mir zu­
gänglich sind, dann gibt es im Kuratorium 
noch immer nur einen provisorischen Beschluß 
über die Bestellung der Intendanten und der 
Direktoren. Es gibt zwar ab sofort zwei TV­
Programme, aber es gibt keine Stellenpläne, 
Finanzpläne, Programmrichtlinien, Funda­
mente einer Betriebsumwandlung; die stehen 
aus. Statt dessen werden Verträge der leiten­
den Herren jahrmarktsähnlich ausgehandelt. 

Herr Kollege Abgeordneter Blecha gibt Be­
ruhigungsinterviews, aber ich glaube. er be­
ruhigt eher seine eigenen Parteifreunde als die 
Offentlidlkeit, denn die ist in dieser Frage 
nicht beruhigbar. Dadurch enstehen aber auch 
die Probleme für die Offentlichkeit, Herr Bun­
deskanzler. Die Verunsicherung der Angehö­
rigen des Unternehmens ist evident. Der man­
gelnden Linie einer objektiven Information 
- das hat Herr Kohlmaier sdl0n klarge­
macht; es weiß ja im Rundfunk im Moment 
auch niemand, wofür jemand zuständig ist -
versucht man in der Form entgegenzutreten. 
daß man neue Worte erfindet, wie zum Bei­
spiel "Programmaschine" .  Es wird zum Beispiel 
versichert, daß es zwar zwei TV-Programme. 
aber nur eine Programmaschine geben werde. 
Kein Mensch weiß genau, was eine Programm­
maschine ist. 

Weiters kann man hören, daß Redakteure 
für "linke" und "rechte" Journale, Magazine 
und Nachrichtensendungen gesucht werden. 
Und über allem aber steht das Versprechen 
des provisorischen Generalintendanten und 
seiner Mannschaft, daß der Personalaufwand 
nicht erhöht wird und daß es keine partei­
politisch akzentuierten Parallelsendungen 
geben werde. Parallelsendungen nicht, aber 
gestern gab es bereits eine parteipolitisch 
akzentuierte Sendung. 

Herr Bundeskanzler! Zu sehen ist bis jetzt 
nur eines : Eine Reihe von Zerschlagungen 
gibt es bereits ; darf idl sie zitieren: Die zen­
trale Chefredaktion wurde zerschlagen, die 
Abteilung für Politik und Zeitgeschehen wird 
zerschlagen, die Wirtschaftsredaktion wird­
zerschlagen. Nur Sportsendungen soll es mehr 
geben. Offensichtlich will man die politischen 
Schwierigkeiten und die Information für die 
Bevölkerung durch eine Art nationales "Fit, 
mach mit'" ersetzen. So scheint es mir. 

Meine Damen und Herren! Betriebswirt­
schaftlieh gesehen hat der ORF im Moment 
einen Personalkostenanteil von 40 Prozent er­
reicht. Das ist eine Alarmzone. 40 Prozent 
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Personalkosten erlauben hier keinerlei Band­
breiten mehr. Mit dieser Politik aber werden 
die Kosten zweifellos noch mehr steigen. Es 
wird nämlich konkurrenzierende Programm­
macher geben, genauso wie es konkurrenzie­
rende Fernsehintendanten geben wird. Zwei 
Fernsehintendanten statt einem - das ist die 
erste Million Mehrkosten der Rundfunkreform, 
und noch viele Millionen werden folgen. 

Meine Damen und Herren! Für die neue 
Rundfunkreform oder das, was sie bringt, wird 
ein Kostenaufwand von 500 Millionen mehr 
pro Jahr geschätzt, wobei berechnet wurde, 
daß die bisherigen Gebühren- und Werbetarif­
gestaltungen bis Ende 1 977 reichen werden. 
Der ORF wird aber bald vor der Alternative 
stehen, Einsparungen im Programmbereich und 
damit einen Qualitätsabbau vornehmen zu 
müssen oder Einsparungen auf dem Investi­
tionssektor vornehmen zu müssen. Die damit 
angestrebte Regionalisierung wird nicht durch­
zuführen sein, oder aber man wird das tun, 
was man versprochen hat, daß nie geschehen 
wird : die Gebühren wird man um zirka 30 
oder 40 S erhöhen. 

Nun darf ich schon zum Schluß kommen. 
Ich möchte das Ergebnis der Rundfunkreform, 
so wie es bisher vorliegt, politisch betrachtet 
zusammenfassen: 

Erstens : Herr Bundeskanzler, Ihr Einfluß ist 
hinreichend gesichert: durch die Dampfwalze 
der Kuratoriumsmehrheit, durch die Neuge­
staltung der Kommission, durch die Abhän­
gigkeit eines beamteten Intendanten und 
durch die Unsicherheit von 3000 Dienstneh­
mern. 

Zweitens : die Reduzierung, vielleicht sogar 
die Ausschaltung der Kontrolle in der Demo­
kratie ist gesichert, denn Ihre Vorstellung von 
mehr Unterhaltung, Herr Bundeskanzler, wird 
verwirklicht. Durch die Knappheit des Geldes, 
durch die Ausweitung des Sports hat ja die 
Opposition überhaupt keine Chancen mehr, 
in dem Regierungsrundfunk unterzukommen, 
wenn es sich so weiterentwickelt. 

Drittens : die Verträge. Es gibt noch einen 
Unterschied zwischen unseren Verträgen und 
den Ihren. Die Verträge für Nichtfachleute 
sind gesichert. Daß die Hörer und Seher mehr 
Geld für weniger Rundfunk zahlen werden, 
ist durch diese Sachen erreicht worden. 

Viertens:  Durch die Ausschaltung der Län­
der ist gesichert, daß es keine Einflüsse außer 
den Ihren gibt oder gar noch jemand auf die 
Idee kommen kann, daß der RundJunk eine 
Sache sei, die alle angeht. 

Fünftens : Durch Ihr Verständnis VOn Demo­
kratisierung ist gesichert, daß der Lebensraum 
der Massenmedien nicht mit einem Mehr an 
Demokratie, sondern mit einem Mehr an SPO 
und Dr. Kreisky durchflutet wird. 

Hohes Haus! Damit ist der Auftrag des 
seinerzeitigen Abgeordneten Dr. Winter er­
füllt: Die SPO ist nicht "Stiefelputzer einer 
präpotenten Journaille";  sie hat diesen Auf­
trag wahrgemacht. Einer Zeitung war zu ent­
nehmen, daß sogar bescheidene Ventile der 
öffentlichen Meinung wie der allsonntägliche 
"Watschenmann" aus dem ORF verschwinden 
werden. Ich erspare mir jetzt das Zitat, mit 
welchem diese Sendung eingeleitet wird, um 
nicht mein Zeitlimit zu übersdueiten. Die 
Wähler aber, Herr Bundeskanzler, werden sich 
an das Versprechen der SPO vor der Wahl 
erinnern. 

Der Grad der Unglaubwürdigkeit dieser 
Regierung hat leider mit den Ereignissen im 
ORF einen erschreckenden Höhepunkt erreicht. 
Herr Bundeskanzlerl Sie selbst wollten sich 
die Kontrollore für Ihre Tätigkeit aussuchen. 
[n der Demokratie ist nur der Wähler Kon­
trollor. Das haben Sie uns immer gesagt, als 
Sie noch Leader der Opposition waren und 
wir auf der Regierungsbank saßen. Lassen Sie 
sich das heute wieder mit mehr Begründung 
sagen: Der Versuch, die Tatsache zu ver­
ändern, hat die Bürger dieses Landes verun­
sichert. Herr Bundeskanzler! Ihre Partei ver­
wechselte Mehrheit mit Macht und absolute 
Mehrheit mit Allmacht. Wann immer Ihre Par­
tei auf Grund dieser scheinbaren Allmacht  
Wahlen anschaffen wird - das können nur 
Sie tun -, am Abend dieses WahItages wer­
den Sie erkennen, Herr Bundeskanzler, daß 
die Rundfunkreform, welche Sie und Ihre Par­
tei mutwillig erzwungen haben, der Anfang 
vom Ende der Alleinherrschaft der SPO ge­
wesen ist. 

Die Kontrol lore kann sich in der Demokra­
tie niemand aussuchen. Das ist gut so, und der 
Wähler wird dafür sorgen, daß es so bleibt. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Abgeordnete Blecha. 

Abgeordneter Blecha (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Medienfragen fallen in die Kom­
petenz des Bundeskanzlers, und j edes Jahr 
sind wir daher Zeugen einer Diskussion über 
Probleme des Rundfunks und der Presse beim 
Budgetkapitel Bundeskanzleramt. 

Auch wir haben heute eine Vorstellung des 
Generalsekretärs der Osterreichischen Volks­
partei, Dr. Kohlmaier, erlebt und eine sehr un­
gewohnte Vorstellung des Abgeordneten Graf, 
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in der er alle jene Verunglimpfungen der Re­
form des asterreichischen Rundfunks wieder­
holt hat, die selbst OVP-Journalisten in den 
letzten Wochen nicht mehr gebracht haben. Ich 
kann mir das nur so erklären, daß sowohl Dok­
tor Kohlmaier als auch der Herr Graf damit 
nichts anderes erreichen wollten, als zu ver­
schleiern, daß die asterreichische Volkspartei 
in der Rundfunkfrage versagt hat. Diese Fest­
stellung hat kein Geringerer als Professor Heer 
in der katholischen "Kleinen Zeitung" am 
14 .  November 1 974 zum Ausdruck gebracht, als 
er schrieb: 

"Es ist politisch fatal für ganz asterreich, 
daß die größte Oppositionspartei ihr Versa­
gen als konstruktive Opposition, als eine 
Opposition, die diesem Staate und der Regie­
rungspartei dringend nötig wäre, gerade im 
ORF-Fall glänzend herausstellte. Die ORF­
Schlacht hat eine weitgehende Unfähigkeit 
der OVP, konstruktive Oppositionsarbeit zu 
leisten, herausgestellt. Der Fall ORF ist der 
bisher fatalste Fall der OVP. Diese demon­
striert eben in diesen Tagen, wie sie, unge­
wollt, ihren Offenbarungseid ablegt, durch ein 
Plakat, das vor einem ,Regierungsrundfunk' 
warnt und statt dem von Bacher geschaffenen 
Rote-Augen-Emblem des ORF dieses Emblem 
schlicht in schwarzer Farbe zeigt!"  

Eine völlig desorientierte asterreichische 
Volkspartei ist in der Rundfunkfrage auf dem 
besten Weg, den letzten Rest an Glaubwürdig­
keit, den diese Partei noch in der österreich i­
schen Offentlichkeit hat, einzubüßen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Denn, Herr Kollege Graf, ist es glaubwür­
dig, wenn man dem neuen, dem reformierten 
Osterreichischen Rundfunk mangelnde Unab­
hängigkeit nachsagt, obwohl gerade dieser 
neue, reformierte asterreichische Rundfunk 
erst durch ein Verfassungsgesetz, das mit den 
Stimmen der OVP hier in _diesem Haus be­
schlossen worden ist, diese Unabhängigkeit 
verfassungsgesetzlich garantiert erhalten hat? 
(Beifall bei der SPO.) 

Ist es glaubwürdig, meine Damen und Her­
ren von der Opposition, wenn man die Ab­
hängigkeit der Redakteure von Regierungs­
stellen hier vom Pult aus beschwört, obwohl 
gerade die innere Rundfunkfreiheit, die Frei­
heit journalistischer Berufsausübung, die 
Eigenverantwortlichkeit und Unabhängigkeit 
programmgestaltender Mitarbeiter und Redak­
tionsstatuten durch die entsprechenden neuen 
gesetzlichen Bestimmungen zum erstenmal 
nicht nur in Osterreich, in der Welt überhaupt, 
garantiert wurden? (Ruf bei der OVP: Die 
viel von Freiheit reden, halten nicht viel da­
von!) Das war ein interessanter Zwischenruf. 

Hätten Sie das vorher zum Herrn Kohlmaier 
gesagt; er hat nur von Demokratieverständnis 
und Freiheit geredet. 

Ist es glaubwürdig, wenn man nicht müde 
wird - und Sie haben das jetzt eben getan, 
Herr Abgeordneter Graf -, durch die Schaf­
fung etwa von zwei Fernsehintendanzen durch 
die neue Reform eine bürokratische Verteue­
rung heraufzubeschwören, obwohl gerade Sie 
weder hier im Parlament noch im Aufsichtsrat 
des alten Osterreichischen Rundfunks etwas 
daran gefunden haben, daß zur Herstellung 
eines einzigen Fernsehprogramms auf zwei 
Kanälen zeitweise drei Chefs für die Pro­
grammplanung, drei Chefs für die Information, 
drei Chefs für die Kultur, drei Chefs für die 
Unterhaltung, drei Chefs für das Fernsehspiel 
und zwei Chefs für den Sport benötigt wor­
den sind? 

Ist es glaubwürdig, wenn Sie hier, Herr 
Abgeordneter Graf, die Löschung der ORF 
Ges.m,b.H. im Handelsregister reklamieren, 
aber gleichzeitig wissen müßten, daß es gerade 
die Vertreter der Opposition im ORF-Kurato­
rium sind, die noch immer nicht die Genehmi­
gung jener Protokolle erteilt haben, in denen 
die Wahl der neuen Rundfunkführung enthal­
ten ist, und gerade diese Protokolle wiederum 
unerläßlich sind, um die Löschung im Handels­
register durchführen zu können? 

Ist man glaubwürdig, wenn man den Ab­
gang von Bacher, von Hartner, von Lenhardt 
und Zilk wegen der hohen Abfertigungen be­
klagt, wie Sie das eben hier vor wenigen Minu­
ten getan haben, aber 1 967 Gerd Bacher Beifall 
geklatscht hat, als er gesagt hat, Abfertigun­
gen seien die besten Investitionen für die Zu­
kunft? (Beifall bei der SPO. - Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Ist man glaubwürdig, meine Damen und 
Herren, wenn man heute Gerd Bacher - und 
das haben nicht Sie, das hat der Herr Abge­
ordnete Kohlmaier getan - als nahezu uner­
setzlich hinstellt, aber noch - und auch das 
war der Abgeordnete Dr. Kohlmaier - am 
20. März 1 974 in einem Interview der 
"Wochenpresse" gegenüber erklärt hat: "Wir" 
- die OVP - "glauben, daß Bacher histo­
rische Verdienste um den ORF als optimaler 
Vollstrecker der Rundfunkreform 1 966 hat. Ob 
das bedeutet, daß er . . .  der beste Vollstrecker, 
auch einer Rundfunkreform 1 974, ist, das muß" 
- Meinung der OVP - "offenbleiben" . 

Ist man glaubwürdig, wenn man uns, die 
Regierungspartei, hier anklagt, daß 50 Mil­
lionen Schilling für die Herren Bacher, Hart­
ner, Lenhardt und Zilk zu bezahlen sind, ob­
wohl man selbst als OVP die Verträge ge-
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macht und besdllossen hat, nach denen eben 
diese 50 Millionen Schilling auszubezahlen 
sind'? Und - wenn ich gleich hinzufügen 
darf - ist man glaubwürdig, wenn man be­
hauptet, daß diese 50 Millionen Schilling nur 
deshalb (Zwischenruf des Abg. Dr. H a u  s e r) 
zu bezahlen wären, Herr Abgeordneter Hau­
ser, weil diese I-Ierren nicht wiederbestellt 
worden sind? Ja glauben Sie, daß Sie glaub­
würdig sind? 

Ich kann Ihnen jetzt gleich die Verträge 
vorlesen. Hätten wir zum Beispiel die Herren 
wiederbestellt . . . (Zwischenrufe bei der OVP.) 
Wollen Sie mir vielleicht ein biß ehen zuhö­
ren? - Hätten wir die Herren wiederbestellt, 
die heute eine Abfertigung von zwölf Monats­
gehältern bekommen, dann hätten wir nach der 
nächsten Periode 1 5  und 20 Monatsgehälter 
auf Grund der Verträge zu zahlen gehabt. 
Wir hätten dann nicht weniger, wir hätten 
noch mehr zu zahlen gehabt! (Beifall bei der 
SPO.) 

Ist es glaubwürdig, meine Damen und Her­
ren, wenn OVP-Vertreter im Kuratorium sit­
zen und wissen, daß man nicht im geringsten 
daran gedacht hat - ja ganz im Gegenteil, 
daß man jedem derartigen Vorschlag mit aller 
Entschiedenheit sofort entgegentreten 
würde -, Spitzel auszusenden oder Maulkorb­
Weisungen zu dulden,  und hier dann der 
Generalsekretär der OVP, der Abgeordnete 
Dr. Kohlmaier, erklärt, daß ein Mann über­
prüft werden soll, daß Bacher mundtot ge­
macht werden soll? 

Glauben Sie, Sie wären glaubwürdig, wenn 
man das alles weiß? Ein Blatt der OVP, das 
"Linzer Volksblatt", schreibt am 28. Novem­
ber: " ,Staatsfeind Bacher' wird beschattet: 
ORF-Kuratorium entsandte Spion." 

Ist es glaubwürdig, wenn man weiß, daß 
ich als ein Sprecher der Sozialistischen Partei 
im ORF-Kuratorium und vor dem Verhand­
lungssaal den Journalisten gegenüber erklärt 
habe, daß wir nicht im geringsten daran den­
ken, Herrn Bacher irgend eine Beschränkung 
aufzuerlegen, daß wir meinen, daß er die Rund­
funkreform, das Rundfunkgesetz, einzelne Stel­
len des Rundfunkgesetzes, so oft er will, so 
scharf er will, wo immer er will, kritisieren 
kann - glauben Sie, daß es dann glaubwürdig 
ist, wenn man hier hertritt und sagt: Die SPO, 
die Regierungspartei, der Bundeskanzler wol­
len unter Hinweis auf den möglichen Verlust 
gewisser wirtschaftlicher Konditionen die Män­
ner der alten Rundfunkführung mundtot 
machen? 

Ist man glaubwürdig, meine Damen und 
Herren, wenn man das Märchen vom Regie-

rungsrundfunk verbreitet und gleichzeitig zu­
gibt - und das hat der Abgeordnete Doktor 
Kohlmaier gestern getan, und er hat es auch 
heute hier getan -, daß man, wenn man inter­
veniert, heute bei diesem " roten Regierungs­
rundfunk" viel leichter zum Erfolg kommt als 
früher? 

Ist man glaubwürdig, wenn man dem refor­
mierten Osterreichischen Rundfunk durch Blät­
ter, die der OVP gehören, Manipulation be­
ziehungsweise Schlamperei vorwirft und eben 
in diesen Blättern die gleiche - ich darf es 
unter Anführungszeichen stellen - "Manipu­
lation" und "Schlamperei" ,  womöglich am 
gleichen Tage, findet? 

Meine Damen und Herren!  Am 27. 1 1 .  1 974 
hat das "Linzer Volksblatt" unter dem Titel 
"Gefährlich" geschrieben: "Jetzt ist auch im 
Osterreichischen Rundfunk eingekehrt, was 
bislang nur in links angekränkelten deutschen 
Rundfunkanstalten Brauch war: die Relativie­
rung und Verbiedlichung" - das heißt wahr­
scheinlich Verniedlichung, ein Druckfehler -
"des Verbrechens aus politischen Gründen. Die 
Baader-Meinhofs haben durch Terrorakte Ver­
brechen begangen. Es ist daher rechtens, sie 
als ,Bande' zu bezeichnen. Aber siehe da, im 
reformierten ORF spricht man jetzt manchmal 
schon harmlos von einer ,Gruppe'. Ob das Ab­
sicht ist? Oder nur Schlamperei?" 

Am gleichen 27. November 1 974 bringt die 
der OVP gehörende "Südost-Tagespost" einen 
Bericht unter der Uberschrift: "Mitverteidiger 
der Baader-Meinhof-Gruppe in Hamburg fest­
genommen." - Wegen des Wortes "Gruppe", 
das vom ORF in einer Meldung gebraucht wor­
den ist, wird dieser ORF angegriffen, obwohl 
von der Schwesterzeitung genau das gleiche 
Wort verwendet wird. (Beifall bei der SPO.) 

Das, meine Damen und Herren, zeigt, daß 
Ihnen jedes Mittel recht ist, Unsicherheit zu 

verbreiten, zu verunglimpfen, zu diffamieren, 
zu desavouieren. Und bei all dieser schran­
kenlosen Demagogie glauben Sie, daß das 
Wesentliche in Vergessenheit geraten kann, 
nämlich, zu welchem Zweck der Osterreichi­
sche Rundfunk reformiert worden ist. 

Es ging darum - man kann es nicht deutlich 
genug unterstreichen -, zu verhindern, für 
alle Zukunft zu verhindern, daß eine kleine 
Gruppe von Leuten Rundfunk machen kann 
auf Kosten aller und gegen das Interesse vie­
ler. 

Es ging darum, in unserer demokratische
"
n 

Gesellschaft eine Vermittlungs institution, die 
wir immer wieder brauchen, unter eine echte 
Mißbrauchskontrolle zu stellen, und es ging 
darum, das Programm dieser Institution der 
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Meinungsvielfalt zu verpflichten - im Inter­
esse der Menschen dieses Landes, im Interesse 
der Demokratie, im Interesse jenes Demokra­
tieverständnisses, das Sie, Herr Abgeordneter 
Dr. Kohlmaier, so sehr in Zweifel gezogen 
haben. Der asterreichische Rundfunk soll das 
werden, was er eben zu sein hat: eine Institu­
tion, die Information, Unterhaltung und Bil­
dung vermittelt. 

Nicht der Herr Abgeordnete Kohlmaier und 
der Herr Abgeordnete Graf sollen und werden 
bestimmen, was diese neue Reform den Oster­
reichem bedeutet (Abg. K e r n: Der Kreisky 
und der Blecha!) - auch nicht der Herr 
Blecha -, sondern die asterreicher selbst, 
Herr Abgeordneter Kern. Da unterscheiden wir 
uns eben. Die asterreicher werden beurteilen, 
ob die sicht- und hörbaren Folgen diese Reform 
rechtfertigen. Und weil Sie das auch wissen, 
wollen Sie Unsicherheit in den Osterreichi­
schen Rundfunk bringen, wollen Sie obstruie­
ren und sabotieren. 

Nur eines kleinen, eines winzigen politi­
schen Vorteiles willen haben Sie doch im Juli 
dieses Jahres die Dreiparteienlösung, die greif­
bar nahe war, verhindert, haben Sie die 
Chance, den asterreichischen Rundfunk ein 
für alle Male außer Streit zu stellen, vertan 
(Abg. G r a f: Das hat der Dr. Fischer vertan), 
haben Sie die Hoffnung auf eine von allen 
politisch relevanten Gruppen getragene, um­
fassende Reform vernichtet. Und jetzt, meine 
Damen und Herren, wird der Erfüllung eines 
kleinkarierten, eines zutiefst unseriösen Wun­
sches - der reformierte ORF soll versagen -
alles andere untergeordnet. 

Da wird bereits verkündet, daß man nach 
den Wahlen den Generalintendanten Ober­
hammer absetzen werde, obwohl man dazu 
eine Zweidrittelmehrheit braucht. Wie Sie die 
bekommen wollen, weiß ich nicht, Herr Abge­
ordneter Kohlmaier. Da wird ganz offen er­
klärt, daß man interveniere und damit Erfolg 
habe. Und es wird die Größe des Kuratoriums 
dafür verantwortlich gemacht, daß angeblich 
im Rundfunk nichts weitergeht. Jene Größe 
des Kuratoriums, die in Parteienverhandlun­
gen mit Ihnen, Herr Abgeordneter Dr. Kohl­
maier, und mit dem Klubobmann der OVP, 
Professor Koren, diskutiert und besprochen 
worden ist. 

Ich möchte dem Hohen Haus nicht vorent­
halten, daß eine Variante der sozialistischen 
Unterhändler 1 4  Mitglieder, eine andere 
17 vorgesehen hat und daß es die Vertreter 
der OVP waren, die damals erklärt haben: 
Nein, es müssen alle Gruppen im Kuratorium 
vertreten sein, die Sie sich vorgestellt haben. 
Da kommt man auf 30. 

Vvas aber sagt der Generalsekretär Kohl­
maier am 1 1 . November im OVP-Presse­
dienst? "Uberdies wirft auch die Größe des 
Gremiums Probleme auf; sie ist durch die 
sozialistischen Bestrebungen nach einer SPO­
Mehrheit im Kuratorium entstanden; in einem 
Kreis von 30 Leuten kann schwer sachliche 
Detailarbeit geleistet werden." 

Das mag zwar eine Begründung dafür sein, 
Herr Abgeordneter Dr. Kohlmaier, daß Sie in 
diesem Kreis keine sachliche Detailarbeit lei­
sten können, aber es bleibt ein für alle Mal 
klar : Diese Zahl 30 geht zurück auf einen 
Vorschlag, der von Ihrer Seite gekommen ist. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Das stimmt aber nichtI) 

Und was sagten Sie gestern, Herr Abge­
ordneter Kohlmaier - und damit möchte ich 
auch schon zum Schluß kommen -: Die Zahl 
30 steht jetzt nicht mehr wie am 1 1 .  November 
zur Diskussion, jetzt ist Ihnen offenbar die 
Zahl 30 wiederum recht. Jetzt wollen Sie j a  
nicht die Zahl der Kuratoriumsmitglieder 
ändern, sondern jetzt wollen Sie die Zusam­
mensetzung des Kuratoriums ändern. Jetzt 
wollen Sie - Sie sprechen ja nur von Grup­
pen, nicht von Fraktionen für Ihre 
"Gruppe" in diesem Kuratorium eine Mehrheit 
haben. Wofür? Was ist der Kaufpreis für die 
Zustimmung zur Neufassung des Abs. 3 des 
§ 25 des Rundfunkgesetzes, der die Bestellung 
der Mitglieder der Kommission zur Wahrung 
des Rundfunkgesetzes regelt? Für die Zustim­
mung zu dieser Neuregelung, die durch ein 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes not­
wendig geworden ist, wollen Sie eine andere 
Zusammensetzung eines Ihnen auf einmal nicht 
mehr zu groß geratenen Kuratoriums. 

Die Beschwerdekommission, an der gerade 
Sie so großes Interesse haben müßten, wird 
zum politischen Tauschobjekt degradiert. Ich 
entnehme das der "Presse" und den "Ober­
österreichischen Nachrichten" .  Daß der Herr 
Abgeordnete Graf nicht weiß, daß es keine 
Staatsaufsicht über den asterreichischen Rund­
funk gibt, sondern daß gerade die Kommission, 
die von Ihrem Generalsekretär zum Tauschob­
jekt degradiert worden ist, die Rechtsaufsicht 
wahrzunehmen hat . . .  (Abg. G r a  f: Das 
s timmt ja nicht, was Sie erzählen! Die Inter­
pretation Kol1lmaiers ist falsch!) Das steht im 
Gesetz, da kann ich nichts dafür, das steht im 
Gesetz, Herr Abgeordneter Graf, und es wun­
dert mich, daß Sie das nicht wissen. 

Es geht also der Osterreichischen Volkspar­
tei gar nicht um den Rundfunk, es geht ihr 
nur um die Unruhe, die mithelfen soll, ein 
Klima zu schaffen, welches der Bundes-OVP 
vielleicht endlich einmal ein bißchen Aufwind 
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gibt und dem havarierten OVP-Schiff das Ver­
lassen des Trockendocks ermöglicht. (Beifall 
bei der SPO.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!  
Hohes Haus I Es ist heute zu Beginn dieser 
Debatte darauf hingewiesen worden, daß 
Bilanz gezogen wird. Die Redner der soziali­
stischen Fraktion haben das ausgiebigst getan. 
Wir haben heute in Osterreich mehr Sicher­
heit und mehr Demokratie, wir haben mehr 
Ansehen in der Welt, und wir haben eine 
leistungsfähige Wirtschaft. die allen Osterrei­
dlern Vorteile bringt. Und das ist das Ergeb­
nis von mehr als vier Jahren sozialistischer 
Regierung. Damit das nicht nur gesagt, sondern 
auch gehört und kritisch beleuchtet werden 
kann, damit solche Feststellungen konfrontiert 
werden können mit anderen Meinungen, damit 
das möglich ist, haben wir einen neuen Rund­
funk geschaffen, der der Meinungsvielfalt ver­
pflichtet ist, der ein Garant für die demokra­
tische Weiterentwicklung dieses Landes ist. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Worte gelangt der 
Abgeordnete Dr. Gasperschitz. 

Abgeordneter Dr. GasperschHz (OVP) : Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Zur Beruhigung der Linken kann Ich 
sagen, daß ich mich nicht mit dem ORF-Pro­
blem beschäftige, aber doch auch mit einem. 
Problem, das Ihnen auch Sorge bereitet, ein 
aktuelles Problem, mit dem sich derzeit auch 
die Medien in Osterreich befassen: die Ver­
waltungsgerichtshofentscheidungen vom 
24. Oktober dieses Jahres. 

Durch diese Erkenntnisse des Verwaltungs­
g'erichtshofes müssen ruhegenußfähi.ge Beam­
tenzulagen im Hinblick auf die in Pensions­
gesetzen festgelegte Pensionsautomatik auch 
den Altpensionisten zukommen. 

Das heißt also konkret, daß die Verwal­
tungsdienstzulage, die Verwendungszulage 
und die besondere Dienstzulage der Exeku­
tive audl jenen Ruheständlern zukommen 
müssen, die vor dem 1 .  1 2. 1 972 in den Ruhe­
stand versetzt worden sind. Den nach dem 
1 .  12. 1972 in den Ruhestand Versetzten wer­
den ja die Zulagen in die Pensionen einge­
rechnet. 

Richtig ist, das gebe ich zu, daß die Kosten 
für die Nachzahlung für die Zeit vom 1. 12 .  
1972 an - wenn man auch das Jahr 1 975 
dazunimmt - etwa 2,5 Milliarden Schilling 
betragen. Sicherlich ein Betrag, der bei den 
desolaten Staatsfinanzen zweifellos nicht 
ohneweiters verkraftbar ist. 

Nun hieß es, mun werde mit der Gewerk­
schaft der öffentlich Bediensteten über die 
V erwaltungsgerichtshoferkenntnisse verhan­
deln. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
solche Verhandlungen sind ja nur hinsichtlich 
der Durchführung der Erkenntnisse denkbar, 
aber über den materiellen Inhalt der Erkennt­
nisse gibt es doch auf dieser Ebene, auf der 
Ebene der Gewerkschaft keine Verhandlungs­
legitimation. Das wäre ja ein schöner Rechts­
staat, wenn man über gerichtliche Erkennt­
nisse, und zwar bezüglich des materiellen In­
haltes einer oberstgerichtlichen Entscheidung, 
auf der Ebene einer Interessensgemeinschaft 
Kompromißlösungen abhandeln könnte. Solche 
Abhandlungen hätten ja ohnehin keine recht­
liche Bedeutung. 

Der Herr Finanzminister hat heute im "Mor­
genjournal" ausgeführt, daß seinerzeit zur 
24. Gehaltsgesetz-Novelle am 1 4. Juni 1 972 der 
Antrag der Freiheitlichen Partei auf Einbe­
ziehung der Pensionisten in die Zulagenrege­
lung keine Mehrheit gefunden hat. Das könnte 
seiner Meinung nach allenfalls einer authen­
tischen Interpretation gleichkommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Dazu muß ich sagen: nein, das stimmt nicht. 
Warum nicht? Wenn Sie mich fragen: Das 
Bundesministerium für Finanzen hat selbst in 
einer Gegenschrift zu den Verwaltungsge­
richtshofbeschwerden ausgeführt ,  daß diese 
Abstimmung vom 1 4. Juni 1 972 fast - fastl -
einer authentischen Interpretation gleich­
kommt. Und der Verwaltungsgerichtshof wie­
derholt lakonisch: ja, fast einer authentischen 
Interpretation gleichkommt. Das heißt also, 
diese Willenskundgebung des Parlaments war 
keine authentische Interpretation, weder nach 
Ansicht der Vertreter der Republik Osterreich 
noch nach der des Verwaltungsgerichtshofs. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
In diesem Zusammenhang wird immer wieder 
behauptet, über den Kreis im öffentlichen 
Dienst, dem die Zulagen zuerkannt werden 
sollen, sei ja ein Konsens zwischen Verwal­
tung und Gewerkschaft zustande gekommen. 
Das ist richtig und das steht ja außer Streit. 
Aber schließlich standen auch die Unterhänd­
ler in einer gewissen Zwangssituation, denn 
eine andere Wahl hat es nicht gegeben. Wenn 
die Unterhändler darauf beharrt hätten, daß 
auch die Ausdehnung der Zulagen auf alle 
Pensionisten erfolgen soll, dann wäre es zu 
keinem Abschluß gekommen. Wir sind zu die­
sem Abschluß gestanden, und bei der Ab­
stimmung hat die OVP damals der Regierungs­
vorlage zugestimmt. 
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Es ist ein Unterschied zwischen d em, was 
vereinbart worden ist - das hat man mich 
heute auch im Fernsehen gefragt -, und 
dem, was das Gericht beschlossen hat, 
was der Verwaltungs gerichtshof gesagt hat. 

Ich habe schon bereits am 1 8. Juli 1 973 in 
der 75. Sitzung anläßlich der Behandlung der 
26. Gehaltsgesetz-Novel1e ausgeführt - da­
mals ist ,es um die sogenannte besondere 
Dienstzulage der Exekutivbediensteten ge­
gangen ;  man hat die Dienstzulage der Exe­
kutivbediensteten nicht erhöht, sondern hat 
eine besondere Dienstzulage eingeführt, damit 
sie ja nicht für die Pensionisten wirksam 
wird -: 

"Jahrelang haben wir alle von den vier Ge­
werkschaften der öffentlich Bediensteten um 
eine Pensions automatik gekämpft, wir haben 
sie auch erreicht und das als großen Erfolg 
gepriesen; damit wurde die ungerechtfertigte 
Behandlung der Pensionisten durch Aufsplit­
terung in Alt- und Neupensionisten endlich 
beseitigt." 

Da komme ich auf meinen lieben, leider 
so schwer erkrankten Kollegen Ulbrich zu 
reden, der anläßlich des Inkrafttretens des 
Pensionsgesetzes 1 965 gesagt hat: Und nun 
gibt es in Zukunft keine Alt- und Neupen­
sionisten mehr. 

Ich habe laut stenographischem Protokoll 
am 1 8. Juni 1 973 weiter gesagt: 

"Aber dieser Grundsatz der Pensionsauto­
matik, nämlich den Pensionisten ein analoges 
!\1itziehen bei besoldungsrechtlichen Verbes­
serungen für Aktive zu sichern, wird jetzt 
durch die 26. Gehaltsgesetz-Novelle zum zwei­
tenmal durchbrochen. Auch an der durch die 
24. Gehaltsgesetz-Novelle geschaffenen Ver­
waltungsdienstzulage, die in ihren Auswir­
kungen nichts anderes ist als eine Erhöhung 
der Bezugsansätze - das hat Kollege Schmidt 
ja sehr deutlich zum Ausdmck gebracht -', 
haben die Beamten, die sich vor dem 1 .  12.  
1 972 im Ruhestand befunden haben, keinen 
Anteil." 

Weiters habe ich an den Kollegen Abgeord­
neten Weisz folgende Worte gerichtet :  

"Aber der Herr Abgeordnete Weisz hat in 
seiner Eigenschaft als Obmann der Gewerk­
sdlaft der Gemeindebediensteten diese Ent­
wicklung ja gar nicht so zur Kenntnis ge­
nommen und bereits bei der Gemeinde Wien" 
diese Verwaltungsdienstzulagen durchgesetzt, 
sodaß alle Ruhestandsbeamten des Landes 
Wien in den Genuß dieser Verwaltungsdienst­
zulage kommen. 

Das war am 1 .  1 0. 1 973. Inzwischen hat auch 
Oberösterreich und Niederösterreich nachge­
zogen. Auch in Oberösterreich und Nieder-

österreich, aber auch in Vorarlberg wird die 
Verwaltungsdienstzulage allen Pensionisten 
gewährt. 

So schaut die Situation aus. Solch divergie­
rende Lösungen gibt es im Bereich des öffent­
lichen Dienstes in ganz Osterreich. Ich bin 
zwar mit Leib und Seele ein Föderalist, aber 
so weit soll der Föderalismus doch nicht gehen. 

Wie die sicherlich schwierige Situation ge­
meistert werden soll, ist nun Sache der Regie­
rung. Ich habe gehört, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß im Finanzministerium 
schließlich hinsichtlich Ausdehnung der 
Verwaltungsdienstzulagen auf die Pensioni­
sten ein detaillierter Plan ausgearbeitet wurde, 
der aber nunmehr vom Tisch gefegt wurde. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nun zu einem anderen Thema. Es wurde heute 
schon über die Personalentwicklung des Bun­
des gesprochen. Mit Zahlen läßt sich streiten. 
Der Kollege Treichl von der sozialistischen 
Fraktion hat Zahlen genannt, hat bei seiner 
Betrachtung die Landeslehrer einbezogen, die 
ja im Sachaufwand des Bundes aufscheinen. 
Ich halte mich genau nach dem Dienstposten­
plan. Wie schaut es hier aus? 

'
Im Jahr 1970 hatten wir einen Personal­

stand von 273.218  Bediensteten, und unter 
Einbeziehung des Dienstpostenplanes 1 975 
werden wir einen Personalstand von 286.572 
Bediensteten erreichen. Das ist eine Vermeh­
rung um 13.354 Dienstposten. Davon sind 
reine Bundeslehrerdienstposten 8072. Es er­
gibt sich also eine Dienstpostenvermehrung 
ohne Lehrer von 5282 Dienstposten. 

Diese Feststellung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, steht im Widersprudl zu 
einem Inserat des Bundesministeriums für 
Finanzen, das in der "Arbeiter-Zeitung" abge­
druckt worden ist. In der "Arbeiter-Zeitung" 
vom Freitag, dem 29. November heißt es - das 

ist eine Information des Bundesministeriums 
für Finanzen für den Steuerzahler -, Hohes 
Haus, in einer Anzeige: 4873 mehr Bundes­
lehrer in den Jahren 1 970 bis 1 974. Es heißt 
weiters : "Dies war die Hauptursache für die 
Zunahme der Dienstposten im Bundesbereich. 
1m eigentlichen Verwaltungb)ereich ist im 
gleichen Zeitraum keine Ausweitung erfolgt. 
Anders gesagt" - heißt es dann in diesem 
Inserat -: "Es gibt geg·enüber 1 970 keine 
zusätzlichen Verwaltungs beamten. " 

Diese Feststellung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ist falsch. 1 970 bis 1 974 
erfolgte ein Zuwachs an Bundeslehrern in der 
Größenordnung von 6344. Eine weitere Ver­
mehrung gab es auch auf der Verwaltungs­
ebene, n�mIich eine Vermehrung um 2348 
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Dienstposten. Wenn man nun berücksichtigt, 
daß im angegebenen Zeitraum 1 970 bis 1 974 
in den Bundesbetrieben, insbesondere bei der 
Bundesbahn, 578 Dienstposten eingespart wur­
den, bedeutet dies eine Vermehrung um 
2926 Verwaltungsposten. 

Das angeführte Inserat, das behauptet, daß 
gegenüber 1 970 keine zusätzlichen Verwal­
tungsbeamten gekommen sind, ist eine Falsch­
meldung. Der Zweck dieser Falschmeldung ist 
offensichtlich :  Man will die Kritik an der man­
gelnden Verwaltungsreform, an den mangeln­
d en Rationalisierungsmaßnahmen zum Ver­
stummen bringen. Man weiß genau, daß wegen 
der Vermehrung der Lehrerposten niemand 
einen Vorwurf erheben kann, weil sich die ja 
rein mathem.atisch nach der Anzahl der Schüler, 
der Klassen, dem Umfang der Lehrverpflich­
tung orientieren muß. Tatsache ist und bleibt, 
daß seit 1 970 einschließlich 1 975 eine Posten­
vermehrung um 1 3.354 Dienstposten stattge­
funden hat ; ohne Lehrer sind es 5282 Dienst­
posten. 

Ich habe hier im Hohen Haus des öfteren 
darauf hingewiesen, daß die Dienstleistungs­
funktionen des Staates zunehmen. Der Bürger 
verlangt immer mehr vom Staat. Er fordert 
mehr Krankenhäuser, er fordert mehr Kran­
kenpfleger, mehr Kindergärten, mehr Kinder­
gärtnerinnen, mehr Schulen, mehr Lehrer, und 
deshalb wurde auch immer wieder gefordert, 
insbesondere von mir, alle Rationalisierungs­
möglichkeiten, die uns die Technik und das 
moderne Management geben, auszunützen, um 
die unausweichliche Expandierung auf dem 
Personalsektor der Lehrer durch Personalein­
sparungen in anderen Sparten doch einiger­
maßen wettzumachen. 

Rationalisierungsmaßnahmen mit Personal­
einsparungseffekt werden selbst von den 
öffentlich Bediensteten gewünsdlt, weil sie 
wegen der Personalexpandierung nicht 
dauernd zum Prügelknaben gemacht werden 
wollen. Heute ist schon gesagt worden, die 
Beamten fressen den Staat auf; so heißt es in 
einer Zeitung. Ich glaube, der Vorwurf kann 
sich nicht gegen die öffentlich Bediensteten 
richten, sondern nur gegen jene, die für die 
Organisation des öffentlichen Dienstes ver­
antwortlich sind. Das sind die politischen 
Funktionäre, und das ist doch letzten Endes 
die Regierung. 

Mit 1 .  Jänner 1 975, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, wird die Vierzigstunden­
woche für die Arbeitnehmer in Ost erreich 
eingeführt. Ich war schon sehr neugierig, wie 
dieses Problem im öffentlichen Dienst ohne 
Rationalisierungsmaßnahmen und Entlastung 
des öffentlichen Dienstes gemeistert werden 

soll. Der Einführung der Vierzigstundenwoche 
werden in den Erläuternden Bemerkungen 
zum Dienstpostenplan 1 975 neun Zeilen ge­
widmet. Da heißt es: "Die mit 1 .  Jänner 1 975 
wirksam werdende Arbeitszeitverkürzung er­
gäbe rein zahlen mäßig einen zusätzlichen 
Dienstpostenbedarf von mehr als 
1 3.000 Dienstposten. Tatsächlidl sind jedoch 
aus diesem Titel vorläufig nur 407 Dienst­
posten in den Dienstpostenplan aufgenommen 
worden. Dadurch sollen Rationalisierungsmög­
lichkeiten auch noch im Laufe des Jahres 1 975 
ausgeschöpft werden." - Soweit die Erläutern­
den Bemerkungen zur Vierzigstundenwoche. 
Im Klartext heißt es, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß die Verwaltungs­
beamten keinen Nutzen aus der Einführung der 
Vierzigstundenwoche ziehen können, ihre 
Arbeitsbelastung wird nicht vermindert, 
und die pauschalierte Mehrdienstleistungs­
vergütung, soweit eine solche den öffentlich 
Bediensteten zukommt, wird im Zusammen­
hang mit dieser Vierzigstundenwoche nicht 
erhöht. Die öffentlich Bediensteten in der Ver­
waltung nehmen diese Tatsache im Hinblick 
auf die allgemeine schwierige wirtschaftliche 
und finanzielle Situation zur Kenntnis und 
bringen dieses Opfer. 

Der Herr Finanzminister hat am 6. Novem­
ber 1 974 vor dem Hohen Haus folgendes wort­
wörtlich ausgeführt: "Ich darf also meine 
Wortmeldung damit abschließen, daß ich für 
die Budgetpolitik, und ich wiederhole das, was 
ich in der Budgetrede gesagt habe, folgende 
Probleme sehe, aus der Vorschau deutlich zu 
erkennen: daß angesichts dreier Steuersenkun­
gen und der Zollsenkungen ohne Kompensa­
tion nach dem erfolgten Auffüllen des Nach­
hol bedarfes im schulischen und wissenschaft­
lichem Bereich eine weitere Personalvermeh­
rung nicht realisierbar scheint . . .  " Der Finanz­
minister sagte also nicht "nach dem noch zu 
erfolgenden Auffüllen", sondern "nadl dem 
erfolgten Auffüllen" des Nachholbedarfes im 
schulischen und wissenschaftlichen Bereich. 
Für ihn ist also auch der schulische Bereich 
personalmäßig bereits abgeschlossen. 

Dazu muß ich feststellen, daß der Lehrer­
bedarf noch ziemlich groß 1st. Ich habe vor 
mir die Zahlen von Niederästerreich, Ober­
österreich, Vorarlberg und Salzburg. In diesen 
vier Bundesländern beträgt der Nachholbedarf 
allein 6 185 Lehrer, allerdings einschließlich 
auch der vom Bund besoldeten Landeslehrer. 
Im gesamten Bundesgebiet wird der Fehlbe­
stand an Lehrern bei 8000 liegen, und ich frage 
Sie nun, Herr Bundeskanzler - wir haben 
schon darüber gesprochen -: Wie soll es denn 
auf dem Bildungssektor weitergehen'? Die Lei­
stung von Uberstunden hat ja auch irgend-

823 
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eine physische Grenze. Viele Lehrer sind heute 
durch Uberstunden so überlastet, daß die 
Qualität des Unterrichtes sicherlich leiden 
muß, weil eine Lehrtätigkeit wie jede andere 
Arbeit nur bis zu einem gewissen Grad phy­
sisch zu verkraften ist. 

Ein hoher Prozentsatz der Lehrer ist unge­
prüft, dazu kommt noch, daß die gesetzliche 
Klassenschüleranzahl in vielen Schulen nicht 
eingehalten werden kann, und schon spricht 
man von einer Schülerklassenan'l.ahl von 30, 
ja sogar von 25, deren pädagogische Zweck­
mäßigkeit ja nicht bestritten werden soll. 

Die Pädagogischen Akademien für die Leh­
rerausbildung sind überfüllt. Das Ubergewicht 
haben die weiblichen Studierenden. Das Ver­
hältnis steht 6 :  1 .  Sie selbst, Herr Bundes­
kanzler, haben ja im Finanz- und Budgetaus­
schuß gesagt, es wird in einigen Jahren einen 
Dberfluß an Lehrern geben. Wo gibt es, frage 
ich Sie, Herr Bundeskanzler, eine wirksame 
Berufsberatung, die die Jugend auf die mög­
lichen Berufschancen der Zukunft aufmerksam 
macht? Man muß doch der Jugend sagen, was 
sie studieren, was sie lernen soll, welche 
Berufsaussichten in dieser oder jener Richtung 
bestehen, und man soll doch · alles tun, neben 
der notwendigen Allgemeinbildung auch das 
Prestige der handwerklichen Arbeit wieder 
mehr zu heben. Die an sich begrüßenswerten 
Bildungsinitiativen verursachen unerhörte 
Mehrkosten, die zwar durch Rationalisierungs­
maßnahmen auf anderen Sparten vermindert, 
aber niemals wettgemacht werden können. 
Dessen müssen wir uns alle hier im Parlament 
bewußt sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Sie wissen, daß eine Neuordnung der Besol­
dung der öfferitlich Bediensteten geplant ist. 
Darf ich auch diesbezüglich einige Worte set­
zen. Wenn Sie mich fragen, warum eine Neu­
ordnung der Besoldung im öffentlichen Dienst 
notwendig ist, dann muß ich darauf antworten, 
daß das in Kraft stehende Besoldungssystem 
der öffentlich Bediensteten weder leistungs­
noch lebensgerecht ist. Die Systematik des 
Gehaltsgesetzes bewirkt, daß das Gehalt eines 
Beamten lange Zeit hindurch relativ gering 
ist und während des ersten Drittels seiner 
Dienstzeit nur geringfügig erhöht wird, wäh­
rend es ungefähr ab dem 20. Dienstjahr rela­
tiv stark ansteigt. Eine Verbesserung unserer 
Besoldungsschemata entspricht nicht nur dem 
Leistungsprinzip, sondern auch den Lebens­
notwendigkeiten. In den Jahren der Familien­
gründung und der Wohnraumbeschaffung 
spürt der öffentlich Bedienstete sozusagen an 
seiner eigenen Haut die völlige Unzweckmä­
ßigkeit und Ungerechtigkeit unseres Besol­
dungssystems. 

"vVas verdient denn ein 30jähriger Mann 
oder eine 30jährige Frau im öffentlichen Dienst 
heute netto, unter der Annahme, daß er 
gleich . . .  nach Absolvierung der für die Lauf­
bahn erforderlichen Schulbildung in den öffent­
lichen Dienst eingetreten ist?" Diese Frage 
habe ich hier im Hohen Hause in der 1 10. Sit­
zung am 27. Juni 1974 aufgeworfen. Ich er­
klärte damals : "Ein 30jähriger netto . . .  , im 
Kanzleidienst 3629,90 S, 1m Fachdienst 
3897,40 S, im gehobenen Fachdienst 4580,70 S, 
im höheren Dienst, also ein Akademiker, 
5321 ,60 S . . .  " In diesen Bezugsansätzen, habe 
ich damals erklärt, ist die Verwaltungsdienst­
zulage der Verwaltungsbediensteten und der 
Beamten in handwerklicher Verwendung be­
reits enthalten. 

Wenn auch seither durch das Wirksamwer­
den der 3. Etappe unseres Besoldungsabkom­
mens die Bezüge am 1 .  7. 1 974 brutto um 
10,3 Prozent erhöht worden sind, hat der 
steuerliche Progressionseffekt und die infla­
tionistische Entwicklung für viele Gruppen den 
Realeffekt dieser Erhöhung vermindert oder 
sogar ausgeglichen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Seit 1 8. Jänner wird im Bundeskanzleramt 
unter Vorsitz von Herrn Staatssekretär Laus­
edter über eine Neuordnung der Besoldung 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden einer­
seits und den vier Gewerkschaften des öffent­
lichen Dienstes andererseits verhandelt. Einig 
ist man sich darüber, daß man die Anfangs­
bezüge und die Mittelbezüge anheben müßte, 
daß gegen Ende der Laufbahn bei den Bezugs­
ansätzen den Grundstaffeln eine gewisse Ver­
flachung eintreten muß, daß aber die bereits 
im Dienst befindlichen mittleren und älteren 
Bediensteten keinen Schaden durch eine solche 
Neuordnung der Besoldung erleiden dürfen. 
Und schließlich, daß die Besoldung leistungs­
gerecht und überschaubar sein muß. 

Die Verwaltung hat ein Modell für die 
Neuordnung der Besoldung ausgearbeitet. Die 
Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten hat 
einen Gegenvorschlag erstattet. Und nun 
kommt es zu einem Kuriosum. Obwohl in 
wesentlichen Fragen keine Dbereinstimmung 
zwischen Verwaltung und Gewerkschaft der 
öffentlich Bediensteten besteht, also der Ver­
waltungsvorschlag keine Zustimmung gefun­
den hat, wird dieser von der Regierungsseite 
in ganz Osterreich so propagiert, als wenn 
es keine Alternative mehr gäbe. Dadurch, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, ist 
bei den öffentlich Bediensteten eine gewisse 
Verunsicherung eingetreten, die niemand be­
zweifeln kann, da man befürchtet, daß da und 
dort gegenüber den derzeitigen Besoldungs­
systemen eine Verschlechterung eintreten 
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könnte. Ich halte es taktisch nicht für klug, 
wenn der Dienstgeber auf Reisen geht und 
den Dienstnehmern die "Vorteile" - unter 
Anführungszeichen - eines für sie schlech­
teren Gehaltssystems einzureden versucht, 
bevor man mit der Gewerkschaft zu einem 
Konsens gekommen ist. 

Im übrigen halte ich es mit Rücksicht auf 
den Stand der Verhandlungen - wir sind in 
manchen Grundsatzfragen noch nicht einmal 
einig, es kommen ja erst alle Detailfragen, 
alle Spartenprobleme müssen ja erst 
behandelt werden und im Hinblick 
auf das Wahljahr 1 975 für ausgeschlossen, 
daß eine Regierungsvorlage über die Neuord­
nung der Besoldung so zeitgerecht im Parla­
ment behandelt werden könnte, daß ein dies­
bezügliches Gesetz mit dem Auslaufen des 
derzeitigen Gehaltsübereinkommens, nämlich 
am 1 .  Jänner 1976, wirksam werden könnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nun zum Schluß noch einige Anmerkungen 
zum Dienstpostenausschreibungsgesetz. Es 
fällt ja auch in die Kompetenz des Bundes­
kanzleramtes. Das haben wir kürzlich hier im 
Hause beschlossen, und ich glaube, es war 
der Kollege Dr. Fleischmann, der mich ange­
gangen hat und auf meine Kritik hin, daß die 
Bundesbahn nicht im Katalog der auszuschrei­
benden Stellen enthalten ist, erklärt hat: Nun, 
was wollen Sie, Ihr OVP-Generaldirektor Kalz 
hat ja diese Ausnahme für die Osterreichi­
schen Bundesbahnen beantragt. Kollege Dok­
tor Fleischmann! Ich habe mich bei Kalz schrift­
lich erkundigt und muß feststellen, Sie haben 
hier im Hohen Haus richtig berichtet. 

Aber Kalz erklärte in seinem Schreiben an 
mich auch den Grund für seinen Antrag. Die 
Gewerkschaft sei absolut gegen die Einbezie­
hung der Osterreichischen Bundesbahnen in 
das Ausschreibungsgesetz gewesen; man hätte 
ohnehin eine Postenbesetzungsvorschrift. Und 
er schreibt weiter: Leider wird sie - diese 
Postenbesetzungsvorschrift - hinsichtlich der 
Ausschreibung freier Dienstposten nur in ganz 
geringem Umfang gehandhabt. Die allermei­
sten Dienstposten werden bei den Osterreichi­
schen Bundesbahnen ohne Ausschreibung und 
nur durch Absprache zwischen dem Vorstand 
beziehungsweise dem Personaldienst mit der 
Personalvertretung vergeben. - Herr Bundes­
kanzler! Ich möchte Sie davon informieren, 
ich lese den Brief des ehemaligen General­
direktors Kalz weiter vor. (Zwischenrufe.) Sie 
können sich dann sofort melden. - Kalz 
schreibt: Gegen die Einführung einer ordent­
lichen Dienstbeschreibung hat sich die Gewerk­
schaft ebenfalls vehement zur \hlehr gesetzt, in 
der Praxis nimmt der Vertrauensmann auf die 

Postenbesetzung stärkeren Einfluß als die Ver­
waltungsorgane, da diese bei ihrem Fortkom­
men wieder der Unterstützung der Personal­
vertretung bedürfen, meistens geschieht das, 
was der Vertrauensmann will, und nun frage 
ich mich :  Bis heute habe ich geglaubt, die 
Osterreichischen Bundesbahnen gehören zur 
Republik Osterreich, von heute an weiß ich: 
sie gehören faktisch der sozialistischen Per­
sonalvertretung und der sozialistischen Ge­
werkschaftsfraktion! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Als nächster zum Wort ge­
meldet ist der Herr Abgeordnete Dr. Fleisch­
mann. (Abg. Dr. T u  1 1: Das habe ich damals 
gebracht und habe es sehr ausführlich begrün­
det! Ich habe es Ihnen sehr detailliert dar­
gelegt! - Ruf bei der OVP: Das ist kein 
oberösterreichisches SPO-Problemf) 

Abgeordneter Dr. Fleischmann (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich habe volles Ver­
ständnis dafür, daß der Herr Kollege Gasper­
schitz das Bedürfnis gezeigt hat, einen Brief 
des ehemaligen Generaldirektors der Oster­
reichischen Bundesbahnen in extenso zu ver­
lesen. Aber ich muß auch dazu eine Bemer­
kung machen, und zwar eine Bemerkung, die 
aus dem Inhalt dieses Briefes hervorgeht, näm­
lich jene, daß auch der Herr Generaldirektor 
Kalz bestätigt hat, daß Posten besetzungen im 
Einvernehmen mit der Gewerkschaft durch­
geführt werden. Und mehr ist eigentlich dazu 
gar nicht mehr zu bemerken. 

Nun aber zu einem anderen Problem. Man 
sollte meinen, daß dieses Land kurz vor dem 
Untergang steht, wenn man den Rednern der 
Opposition Glauben schenken will. Der Klub­
obmann, Herr Professor Koren, der noch vor 
einigen Wochen sehr lautstark behauptet hat, 
der Finanzminister habe sich mit der Mehr­
wertsteuer ungerechtfertigt bereichert, sieht 
nun plötzlich ein Budgetdefizit in einer Grö­
ßenordnung, die er nicht mehr für finanzierbar 
hält. Daher muß man also als Ausweg sozu­
sagen den Mehrwertsteuersatz anheben; er 
spricht von 1 8  Prozent. (Abg. Dr. K o r  e n:  
Ich?) Ja, Sie haben von 18  Prozent in 
Ihrem Pressegespräch geredet! - Und außer­
dem muß man halt dann Kredite aufnehmen! 
Kollege Mitterer hingegen glaubt, sein Heil 
in einer heilsamen Arbeitslosigkeit zu finden, 
weil die Arbeitnehmer zu begehrlich seien. 
Der Kollege Neuner wieder meint, daß man 
eine Änderung der Bundesabgabenordnung 
nicht ausschließen könne, weil die Steuern 
für die Selbständigen einfach mörderisch seien. 
Der Herr Kollege Gruber hingegen urgiert 
im Ausschuß den Bau von einigen Bundes­
schulen; dem Abgeordneten Blenk - ich be­
beziehe mich auf ·eine Bemerkung im Aus-
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schuß - geht im Hochschulbereich zuwenig 
weiter; der Herr Kollege Gasperschitz hat ge­
rade vor ein paar Minuten hier erklärt. daß 
eine unzureichende Anzahl von Lehrern vor­
handen sei. Die Herren Kollegen Minkowitsch. 
Tschida und Lanner haben vor einer Woche 
etwa hier geklagt. daß die Landwirtschaft fast 
am Ende sei und daher selbstverständlich auch 
für die Bauern der Staatssäckel geöffnet wer­
den sollte. Der Herr Kollege Wiesinger hat 
viele Worte nicht nur für seine Standeskol­
legen. die alle am Bettelstab daherkommen. 
gefunden, sondern auch für eine großzügigere 
Dotierung der Gesundheitspolitik. Dem Kol­
legen Suppan wieder ist die mnere Sicherheit 
sehr am Herzen gelegen, und er will sich den 
Ausbau dieser innepen Sicherheit ein schönes 
Stück Geld kosten lassen. (Abg. S u p p a n: 
Ihnen nicht?) 

Uber all dem steht. Herr Kollege Gruber" 
dann als Uberschrift die Äußerung des ge­
schätzten Herrn Klubobmannes der OVP: Wir 
werden diesmal keine Anträge stellen, die 
das Bundesbudget noch stärker belasten wer­
den. - Nein, nein, sparen, sparen ist die 
Parole. und auch hier sind eine Unmenge von 
sehr guten Ratschlägen gegeben worden. 

Da sagen zum Beispiel die Kollegen König 
und Moser, daß man bei der UNO-City Mil­
liarden einsparen könne: sie vergessen dabei 
nur, daß der Herr Bundesminister Dr. Kotzina. 
Ihr Parteifreund, bereits in der ersten Aus­
schreibung allein das Konferenzzentrum für 
einen Gesamtfassungsraum von 8700 Personen 
konzipiert hat. 

Da lesen wir auf einem Plakat den Text: 

Die Dienstpostenstände hat gerade der Herr 
Kollege Gasperschitz und auch der Bundesob­
mann des OAAB angezogen; sie seien so 
fürchterlich stark erhöht worden. Hier könne 
ebenfalls gespart werden; es ist eben das 
Schlagwort von der Rationalisierung gefallen! 

Aber kein Wort, daß durch die Bildungs­
explosion fast 1 0.000 Professoren- und Lehrer­
posten neu geschaffen werden mußten, kein 
Vlort davon, daß Polizei und Gendarmerie 
erstmalig seit 15 Jahren eine positive Perso­
nalbilanz aufzuweisen haben, was unter der 
OVP-Regierung nie möglich war! 

Bei den Repräsentationsaufwendungen soll 
gespart werden. Wird aber dann der Empfang 
zum Nationalfeiertag vom Herrn Bundes­
kanzler abgesagt, dann heißt es wieder:  Na, 
auf das wärs auch nicht mehr angekommen! 

Die Summe guter Ratschläge, die Sie also 
da verteilen, reduziert sich in einem Maße, 
daß es denkenden Menschen fast unfaßbar 
erscheint. Aber wie gesagt: Demagogie ist 
billig und verkauft sich so schön! 

Sogar das Bundesheer muß herhalten! Denn 
der Erfolg der letzten Manöver ließ sich beim 
besten Willen nicht ganz unterdrücken. Und 
was tut man? - Man erklärt zum hundert­
stenmal, daß die Einsatztruppe trotzdem nicht 
funktioniert und daß lediglich die Landwehr 
die ganzen Manöver einigermaßen über die 
Runden gebracht habe. Kein Wort davon aber, 
daß dies eine der Zielsetzungen gewesen ist. 

Bis zur letzten Haussitzung wurden 487 Ge­
setze verabschiedet. Davon wurden 417  ein­
stimmig beschlossen, nur 34 mit den Stimmen 
der Sozialisten allein zum Beschluß erhoben. 
(Abg. Dr. B I  e n k: Die unwesentlichsten!) Dar­
aus könnte man folgern, daß über weite Strek­
ken die Opposition der Regierung gefolgt sei 
und daß daher die OVP keine Neinsager­
partei gewesen sei. 

Diese Regierung verschwendet täglich 5 Mil­
lionen. - Vielleicht sollte man sich einmal 
die Mühe machen. eine kleine Multiplikation 
vorzunehmen: 5 mal 365. Das Ergebnis wird 
sicher nur für Sie von der Opposition über­
raschend sein. Für den kleinen Durchschnitts­
bürger, der rechnen kann, ergibt . sich dabei in 
zehn Jahren Bauzeit ein erheblicher Teil eines 
Jahresbudgets der Republik. 

Und mit einer solchen Demagogie wird nicht 
nur Offentlichkeitsarbeit betrieben, sondern 
auch hier werden gute Ratschläge verteilt. Die 
Schulbuchaktion zum Beispiel wird schlicht 
und einfach als , .Verschwendung" bezeichnet. 
obwohl das pädagogische Ziel, das hinter die­
ser Aktion steht, von den Schulfachleuten 
aller Parteien anerkannt und vertreten wird. 
Wie anders nämlich wäre man so rasch und 
unbürokratisch dazu gelangt, dem Arbeitsbuch. 
das von allen - noch einmal sei es gesagt -, 
von allen angestrebt wird, zum Durchbruch 
zu verhelfen? 

Um aber mit dieser Auffassung aufzuräu­
men, ist es nötig, ein paar ·Worte über die 
Qualität der Gesetze zu sagen, denen die 
große Opposition ihre Zustimmung verweigert 
hat. 

Zunädlst haben wir da einmal das wichtige 
Bundesministeriengesetz, ein Gesetz, das wie 
kein anderes zuvor einen der wichtigsten Bei­
träge zur Verwaltungsreform darstellt. Erst­
malig wurde hier eine Ordnung geschaffen, 
die es dem Staatsbürger ermöglicht, die Kom­
plexität der Verwaltung besser zu verstehen. 
Es ist bezeichnend genug, daß es der OVP­
Regierung nicht gelungen ist, dieses Gesetz zu 
beschließen, obwohl schon damals Bemühun­
gen vorhanden gewesen sind. Klare Kompe­
tenzabgrenzungen sind Ihnen offenbar nicht 
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so notwendig erschienen, deshalb haben Sie 
auch dagegen gestimmt! Das Umsatzsteuer­
gesetz, das die Einführung der Mehrwertsteuer 
gebracht hat, fand ebenfalls nicht Ihren Ge­
fallen. 

Auch hier muß man feststellen, daß diejeni­
gen, die jetzt in Opposition sind, nicht im­
stande waren, in der Zeit zwischen 1 966 und 
1970 zu brauchbaren Ergebnissen zu kommen. 
Als wir dieses Gesetz dann beschlossen haben, 
kamen die Kassandrarufe des Klubobmannes 
der OVP, in denen er aufzeigte, was alles 
passieren würde. In der Zwischenzeit haben 
sich die Auffassungen allerdings etwas geän­
dert. Man braucht nur an die letzten Äuße-

Ihre Sache. Aber dann ist mir unverständlich, 
wieso Sie in der Offentlichkeit so tun, als ob 
Sie ein Monopol tür Gesundheits- und Um­
weltfragen und Fragen der Lebensqualität be­
säßen. 

Ebenso haben Sie in vielen Fällen Verbesse­
rungen der sozialen Sicherheit nicht Ihre Zu­
stimmung gegeben. Sie werden sich schon 
weiter sagen lassen müssen - das wird Ihnen 
niemand abnehmen -, daß die OVP doch in 
wichtigen Fragen die Neinsagerpartei geblie­
ben ist, die sie immer war, und daß sie vor 
allem für die Osterreicher keine brauchbare 
Alternative darstellt. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächste Rednerin ist Frau Doktor rungen, von denen ich schon gesprochen habe, 
zu denken. (Der P r ä  s i d e n  t übernimmt den Hubinek. Bitte. 

Vorsitz.) 

\Vichtige Wirtschaftsgesetze, wie die Eisen­
und Stahl- sowie die Buntmetallfusion, haben 
nicht Ihre Zustimmung gefunden. Das ist durch­
aus verständlich, wenn man Ihre Haltung zur 
verstaatlichten Industrie in Osterreich kennt. 

Wenn man sich dann noch ins Gedächtnis 
ruft, daß vor knapp einem Jahr ein führender 
Wirtschaftsfunktionär der OVP die Reprivati­
sierung der verstaatlichten Industrie, j a  sogar 
der Post verlangt hat, dann sind die Beweg­
gründe für die Ablehnung verhältnismäßig 
klar. (Abg. Dr. B I  e n k: Das GIG-Gesetz haben 
wir beantragtf) 

Ebenso verhielt es sich beim AUA-Rekon­
struktionsgesetz, das Ihnen auch nicht gefiel. 
Daß sich die nationale Fluggesellschaft aber 
seither zu einem blühenden Unternehmen ent­
wickelt hat, tut Ihnen vermutlich nl}.r leid. 

Nun zum Strafgesetz. Hier könnten Sie ein­
wenden, daß Sie nur wegen der Fristenlösung 
keine Zustimmung gegeben hätten. Allerdings 
tun Sie und Ihre "Aktion Leben" so, als ob 
Osterreich, eine Insel der Unseligen im euro­
päischen Meer, in dieser Frage einen Allein­
gang sondergleichen unternommen hätte. 
(Abg. Dr. B I  e n k: Sie sind ein Demokratl) 

Nach Ihrer Auffassung, Herr Kollege Blenk, 
müssen die Mehrheiten der Abgeordneten in 
anderen europäischen Parlamenten samt und 
sonders Hinterwäldler gewesen sein, die offen­
bar nicht wußten, was sie schon lange vor uns 
beschlossen haben. Und selbst das Argument 
vom katholischen Land hat seit dem Abstim­
mungsergebnis in Frankreich aus der Zeit vor 
einer Woche nur mehr historischen Wert. (Abg. 
Dr. B I  e n k :  So katholisch ist Frankreich auch 
nicht!) 

Sie haben die Krankenanstaltengesetz­
Novelle, das Gesetz über die Errichtung eines 
Gesundheitsinstituts und die Einrichtung des 
Gesundheitsministeriums abgelehnt. Das ist 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (OVP) : 
Hohes Haus l Meine sehr geehrten Damen und 
Herrenl Die Regierung Kreisky hat ein eigenes 
Staatssekretariat mit der Wahrung der Agen­
den der Familie betraut. Frau Staatssekretär 
Karl führt bei den sporadischen Sitzungen des 
Familienpolitischen Beirates den Vorsitz, doch 
kann man sich jetzt, da sie als Staatssekretärin 
fungiert, des Eindrucks nicht erwehren, daß 
ihr Einfluß auf die Familienpolitik eher gering 
bleibt. 

Man hat den Eindruck, daß die Familien­
politik der Regierung Kreisky nicht so sehr 
die Handschrift der Frau Staatssekretär trägt, 
sondern eher die Handschrift des Herrn 
Finanzministers. Man hat das Gefühl, daß das 
Staatssekretariat für FamiIienfragen so neben­
bei in der Himmelpfortgasse geführt wird. 

Diese Regierung verfügt angesichts einer 
inflationären Wirtschaftspolitik über steigende 
Einnahmen des Famili.enfonds. Der Familien­
lastenausgleich ist auch der einzige Posten in 
diesem Budget, der überproportionale Ein­
nahmen zu verzeichnen hat. Es ist natürlich 
die Versuchung groß, mit diesen Mitteln spek­
takuläre Aktionen zu finanzieren. Wir haben 
das in der j üngsten Vergangenheit erlebt, 
und wir sehen auch an Hand des Präliminares, 
daß zwar nach wie vor Sparappelle an die 
Bevölkerung ergehen, daß aber die Regierung 
selber hier eine Verschwendung ohne beson­
dere Uberlegungen betreibt. 

Mit verschwenderischem Reichtum werden 
die jungen Familien übergossen: Sie be­
kommen die 1 6.000 S Geburtenbeihilfe. Das ist 
immerhin ein Posten, der mit 1 ,7 Milliarden 
Schilling im Budget ausgewiesen ist. 

Uber die Höhe dieses Betrages, der eher 
etwas unmotiviert hoch erscheint, wurde hier 
im Haus ja lange diskutiert. Daß dazu die 
realen Kosten, die tatsächlich bei einer Geburt 
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erwachsen, in keinem Verhältnis stehen, 
wurde nicht nur hier gesagt, sondern das zeigt 
das Echo in der Bevölkerung. 

Gerade die Regierung Kreisky hat ja eine 
gewisse Vorliebe für Meinungsumfragen ge­
zeigt. Die Meinungsumfrage eines unabhän­
gigen Institutes hat immerhin ergeben, daß 
zwei Drittel der Befragten meinten, daß die 
1 6.000-S-Geburtenbeihilfe als zu hoch anzu­
sehen ist, daß es vernünftiger gewesen wäre, 
damit die Famillenbeihilfen für alle Kinder, 
für die Beihilfe bezogen wird, zu erhöhen. 

Wir alle wissen, daß bei einer Geburt eine 
Reihe von Leistungen seitens der Sozialver­
sicherungsträger erfolgen, daß auch Gebiets­
körperschaften freiwi.llige Naturalleistungen 
erbringen. Die Regierung Kreisky hat es aber, 
aus welchen Dberlegungen immer, für not­
wendig und richtiger erkannt, 1 6.000 S an 
Geburtenbeihilfe vorzusehen und im Budget 
hiefür den Betrag von 1 ,7 Milliarden Schilling 
zu präliminieren. 

Die Sparappelle der Regierung nehmen sidl 
dann unglaubwürdig aus, wenn die Regierung 
für sich das Recht in Anspruch nimmt zu ver­
schwenden. Sie betreibt Verschwendung nicht 
nur mit den Mitteln des Budgets - ich denke 
beispielsweise an die Repräsentations­
ausgaben �, sondern sie verschwendet auch 
Geld, das den österreichischen Familien ge­
hört. 

Ich will jetzt gar nicht reden vom Mutter­
Kind-Paß, den bisher alle Ärzte als unbrauch­
bar abqualifiziert haben und der immerhin 
200 Millionen Schilling erfordert. Für die Ver­
längerung des Karenzurlaubes, vielleicht in 
einer ersten Etappe für die uneheliche Mutter, 
ist aber kein Geld da! ' 

Ein eklatantes Beispiel für eine unentschuld­
bare Verschwendung stellt die Schulbuch­
aktion dar. Wenn mein Vorredner, der Herr 
Abgeordnete Fleischmann, diese Aktion als 
unbürokratisch bezeichnet hat, dann kann ich 
nur sagen: Er kennt sie nicht. 

Da er audl sehr viel vom pädagogischen 
Wert des Arbeitsbuches gesprochen hat, muß 
ich ihm eine Illusion zerstören: An den berufs­
bildenden Schulen und an den AHS gibt es 
kaum Arbeitsbücher, und über den päd­
agogischen Wert wurden in der letzten Sit­
zung der Schulreformkommissionen Meinun­
gen geäußert, die ihn vermutlich erschrecken 
und ihm wahrscheinlich jede Illusion zerstören 
würden. 

Für diese Schulbuchaktion sind immerhin 
1 , 1  Milliarden Schilling vorgesehen. Diese 
Aktion wird immer teurer werden. Sie wird 

im nächsten Jahr wieder mit höheren Kosten 
zu Buche stehen. 

Frau Abgeordnete Meizker hat seinerzeit 
bei der Begründung des Antrages auf Ein­
führung der Schulbuchaktion von 420 Mil­
lionen Schilling gesprochen und eine j ährliche 
Steigerungsrate von 20 Prozent angenomm.en. 
Wir würden also bei 672 Millionen halten. 
Wir halten aber bei 1 , 1  Milliarden Schilling, 
und es ist gar nicht sicher, ob der Rechnungs­
abschluß nicht eine noch weitaus höhere 
Summe ausweist. 

Daß der künstlich hochgeschraubte Bücher­
bedarf wahrscheinlich von Jahr zu Jahr höhere 
Kosten bringen wird, Kosten, die immerhin die 
Famihen zu begleidlen haben, ist anzunehmen! 

Die Regierung Kreisky hat sich sehr groß­
zügig erwiesen, als es galt, die freiwilligen 
Leistungen der Gebietskörperschaften vom 
Tisch zu fegen. Große Gebietskörperschaften, 
darunter die Stadt Wien, haben ja sdlon jahre­
lang den Pflichtschülern gratis die Schulbücher 
in die Hand gegeben. Wozu war das not­
wendig? Das fegte man vom Tisch. Die 
Familien sollen sich die Schulbudlaktion selbst 
bezahlen! 

Bei dieser Gelegenheit, wo wir 1 , 1  Mil­
liarden Schilling im Budget ausgewiesen 
haben, kann man es nur als provokant 
empfinden, wenn der Herr Unterrichtsminister 
seiner Hoffnung Ausdruck verleiht, vielleicht 
ganze 1 00 Millionen Schilling einsparen zu 
können. 

Diese Regierung, die so viel von Meinungs­
umfragen hält, müßte an das Ergebnis erinnert 
werden, das ein unabhängiges Institut ein­
geholt hat, wonach immerhin 78 Prozent aller 
Befragten gemeint haben; man könne ja die 
Bücher wieder verwenden. 

Man wird j etzt einwenden: Die Familien 
erfahren ja durch das kostenlose Schulbudl 
eine Entlastung ihrer Ausgaben. Diese Rech­
nung, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
geht nicht auf, denn Eltern, die das Familien­
einkommen im Interesse aller Familienmit­
glieder sparsam zu verwalten tradlten, setzen 
sicherlich nicht ihren Ehrgeiz drein, für Schul­
bücher jedes Jahr und für jedes Kind, 
und zwar hier möglidlst viel, auszugeben und 
anzukaufen. 

Ich glaube auch, daß es nicht diskriminie­
rend ist, ein altes Buch wieder weiterzugeben, 
ein Schulbuch, das ein oder zwei Jahre alt ist. 
Wenn Sie das als eine Diskriminierung 
empfänden, dann müßten wir konsequenter­
weise auch alle Leihbibliotheken schließen. 
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Ich glaube, daß allmählich die Zeit ge­
kommen ist, daß die Familien informiert genug 
sind, um vermeintliche familienpolitische Fort­
schritte richtig zu deuten. Ich glaube, daß 
heute die Familien wissen, daß jeder Schilling, 
der für das Schulbuch mehr ausgegeben wird, 
bedeutet, daß eben weniger Schillinge für Bei­
hilfen verwendet werden. 

Uber die Grundsatzfrage, die im Familien­
politischen Beirat eine Mehrheit gefunden hat, 
nämlich daß Sachleistungen nicht unter den 
Begriff des Familienlastenausgleiches fallen, 
gab es in der Vergangenheit überhaupt keine 
Meinungsdifferenzen. Auch die sozialistischen 
Familienorganisationen und die sozialistischen 
Interessenvertreter waren im Beirat der glei­
chen Meinung. Daß es beim Familienlasten­
ausgleich um eine Einkommensverteilung 
geht, die man nur in Bargeld abgelten kann, 
geht eigentlich schon aus dem Ursprung des 
Beihilfensystems hervor. Der Ursprung war 
nämlich eine lohnpolitische Vereinbarung der 
Sozialpartner aus dem Jahre 1 948. 

Daß das Geld, das die Familien einzahlen, 
letztlich wieder als Teil eines Einkommens den 
Kinderreichen zurückbezahlt werden soll, 
zeigt ja auch die Steigerung des Familien­
fonds, die in einem Verhältnis zum Lohn­
niveau erfolgt. Wenn daher die Einnahmen, 
wie sie hier in dem Voranschlag zu Buche 
stehen, mehr steigen, als den Familien in 
Form von Beihilfen zur Verfügung gestellt 
wird, so muß sich zwangsläufig die Lage 
der Familien verschlechtern. Sie verschlechtert 
sich gegenüber der Einkommenslage der Kin­
derlosen. 

Der Familienpolitische Beirat hat im Juni 
dieses Jahres einen alten Beschluß wiederholt, 
nämlich den Beschluß, daß die Reserven des 
Vorjahres in Form einer Beihilfenerhöhung 
den Familien zugute kommen sollen. Da die 
Uberschüsse aus dem Jahre 1973 zirka 1 ,5 Mil­
liarden Schilling betragen - es ist sogar die 
50prozentige Deckung, die das Gesetz vor­
schreibt, überschritten, was im übrigen auch 
der Rechnungshof kritisiert hat -, so stünde 
wirklim nichts im Vvege, diese 1 ,5 Milliarden 
Smilling als erhöhte Beihilfen den Familien 
wieder zu übergeben. Es würde dies bedeuten, 
daß wir rückwirkend 50 S pro Monat für das 
Jahr 1974 zahlen könnten, und zwar in Form 
einer Sonderzahlung von 700 S. 

Dieser Antrag, der im Finanzausschuß ver­
gangenen Freitag behandelt wurde, wurde von 
den Sozialisten abgelehnt, mit der Begrün­
dung, es würde die 50prozentige Deckung des 
Fonds gefährdet werden. Nun, im glaube, ein 
Blick in den Rechnungshofbericht hätte der 

Frau Abgeordneten Metzker, die damit 
argumentiert hat, g ezeigt, daß sie sich hier 
nicht auf dem rechten Vlfeg befindet. 

Wir haben die Frau Staatssekretär Karl 
ersucht, und zwar drei Familienorganisationen, 
eine außerordentliche Sitzung des Beirates an­
zuberaumen, um nicht nur über die verschwen­
derische Schulbuchaktion zu d iskutieren, son­
dern um sie auch zu fragen, ob sie die Mei­
nung des Herrn Finanzministers teilt, daß eine 
ausreidlende Anhebung der Beihilfen die 
Stabilität gefährdet. Wir sind nämlich der 
Meinung, daß man die Stabilität nicht nur auf 
dem Rücken der Familien, nicht nur auf dem 
Rücken der Pensionisten und der kleinen Ein­
kommensbezieher betreiben kann. 

Die Frau Abgeordnete Offenbeck hat vor 
wenigen Tagen bei der ersten Lesung des 
Bundesfinanzgesetzes hier überschwenglich 
erklärt: "Das Budget für das Jahr 1975 ist 
das familienfreundlichste, ist das humanste 
Budget, das es in Osterreich je gab, und des­
halb werden wir Frauen ihm gerne zu­
stimmen. " Nun, ich lade die Frau Kollegin 
Offenbeck hier sehr herzlich ein, diesem An­
trag auf Erhöhung der Familienbeihilfen - ich 
nehme an, er wird in den letzten Tagen hier 
zur Abstimmung gelangen - beizutreten. Die 
Familien werden es ihr zweifellos zu danken 
wissen, wenn sie vor Weihnachten noch eine 
Sonderzahlung von 700 S bekommen. 

Die Frau Abgeordnete Offenbeck meinte 
auch, die SPO-Regierung hätte die Dis­
kriminierung der unehelichen Mutter endlich 
abgebaut. Nun, ich lade Sie ein, hier auch 
einem Antrag beizutreten, den die OVP ein­
gebracht hat, nämlich der unehelichen Mutter 
wenigstens materiell zu helfen, ihr die halbe 
Heiratsbeihilfe zu gewähren, ihr beispiels­
weise auch den Karenzurlaub zu verlängern, 
damit sie über die schwierige Zeit hinweg­
kommt, wo sie allein ein kleines Kind zu 
versorgen hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der sozialistischen Fraktion! Ich glaube, 
es gibt genügend Möglichkeiten, um für 
emphatisch vorgebrachte Behauptungen hier 
den Wahrheitsbeweis antreten zu können, und 
ich glaube, daß wir diese Ihre Haltung - und 
das wird nicht nur die OVP tun, sondern 
sicherlich auch die österreichische Bevöl­
kerung - mit größter Aufmerksamkeit ver­
folgen werden. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Staatssekretär Lausecker. Bitte. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Laus­
ecker: Herr Präsident! Hohes Haus! In der 
bisherigen Debatte ist mehreres angeklungen, 
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zu dem ich mir erlauben möchte einige Be- Agb. Dr. G r u b e  r: Das Unterrichts-
merkungen zu machen. 

Was die Bezugnahme auf die Tätigkeit der 
Verwaltungsreformkommission und auch die 
Verwaltungsreform im allgemeinen betrifft, 
denn sie kann ja nicht identifiziert werden 
allein mit der Tätigkeit einer Kommission, 
darf ich mir erlauben, auf einen Bericht zu 
verweisen, der im Hohen Haus mehrmals 
urgiert wurde, der am 1 9. November den 
Ministerrat passiert hat und der dem Hohen 
Haus zugegangen ist, auf einen Bericht der 
Bundesregierung an den Nationalrat über die 
Verwaltungsreform in den Jahren 1 97 1  bis 
1 974, und ich darf annehmen, daß sich sicher 
noch Gelegenheit bieten wird, dann an Hand 
dieser Unterlage darüber zu sprechen. 

Nun wurde aber einmal mehr über die 
Dienstposten, über die Frage diskutiert, ob 
nun wirklich der Dienstpostenplan eine Ent­
wicklung genommen habe, die zu vermeiden 
gewesen wäre. Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Das kann nicht oft genug zur 
Uberlegung gestellt werden, und in diese Rich­
tung kann ohne Zweifel nicht oft genug ge­
mahnt werden. Wenn man aber - was ich 
mir erlaubt habe, von dieser Stelle schon des 
öfteren zu tun - den öffentlichen Dienst als 
eine Einrichtung im Dienste an der Offentlich­
keit sieht, dann hat er sich an den Bedürf­
nissen zu orientieren. 

Der Dienstpostenplan steht zwar heute nicht 
zur Verhandlung, aber er wurde von mehreren 
Rednern ausdrücklich angesprochen, zuletzt 
von Herrn Abgeordneten Gasperschitz. Ich 
möchte daher dazu sagen: Es werden immer 
wieder aus verschiedenen Zahlenbeispielen 
Zitate gebracht. Wenn man sich die Gesamt­
entwicklung in den Jahren 1 970 bis zum 
Dienstpostenplan 1 975 vor Augen hält, dann 
ist es so, daß 13.354 Dienstposten hinzuge­
kommen sind. Davon entfallen auf den Sektor 
Wissenschaft, Forschung, Unterricht und Kunst 
nicht weniger als 1 1 .241 Dienstposten. Sie 
wurden auch zitiert. (Abg. Dr. G r u b e r: Ein ·  
schließlich der Zentralleitung!) Herr Abgeord­
neter/ Darf ich bei der Gelegenheit sagen 
- ich weiß es nicht, ob das schon einmal 
geschehen ist -: In den Zentralleitungen sind 
2 Prozent aller öffentlich Bediensteten tätig. 

Ich bin gerne bereit, Ihnen einmal die Unter­
lage zur Verfügung zu stellen, wo die öffentlich 
Bediensteten wirklidl ihren Dienst versehen. 

. Nehmen Sie zur Kenntnis, in den Zentral­
leitungen jedenfalls 2 Prozent. Wenn es Ihnen 
sinnvoller erscheint, an Hand von 2 Prozent 
anstelle von 98 Prozent zu diskutieren, so sei 
das dahingestellt. (Beifall bei der SPO. -

ministerium hat heute mehr Beamte als zu 
unserer Zeitf) 1 1 .241 auf dem Sektor Wissen­
schaft. Unterricht und Forschung. Das heißt, 
daß eine effektive Erhöhung im Ausmaß von 
2 1 1 3  Dienstposten in diesen Jahren einge­
treten ist. 

Ich darf mich auf eine Quelle beziehen, die 
- wie ich annehmen darf - unverdächtig 
ist. Der ehemalige Staatssekretär Dr. Gruber 
h at zu der Zeit, in der er der Verwaltungs­
reformkommission vorgesessen ist, eine 
Schätzung anstellen lassen. Diese Schätzung 
bezog sich auf die Arbeitszeitverkürzungen 
in den Jahren 1 970 bis 1 975; es hat immerhin 
eine solche auf 43, auf 42 und ab 1 .  Jänner 
1 975 auf 40 Wochenstunden stattgefunden. 

Herr Staatssekretär Gruber hat seinerzeit 
die notwendige Dienstpostenvermehrung mit 
nicht weniger als 23.500 beziffert, ausschließ­
lich aus dem Titel der Arbeitszeitverkürzun­
gen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Diese 2 1 1 3  Dienstposten enthalten nicht nur 
die drei Arbeitszeitverkürzungen, sondern in 
dieser Zeit ist eine ganze Reihe von Aufgaben 
dazugekommen. Idl darf der Kürze halber 
bitten, die Unterlage, die zum Dienstposten­
plan 1975 mit den Erläuternden Bemerkungen 
aufliegt, in diese Richtung hin zu studieren; 
darin sind einige sehr attraktive Beispiele 
angegeben. 

Bei dieser Gelegenheit erlauben Sie mir, 
daß ich - ich mödlte fast sagen - auf die 
Legende von den Dienstposteneinsparungen 
in den Jahren 1966 bis 1 970 zu sprechen 
komme. Die Dienstposteneinsparungen in die­
ser Zeit, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, sind zum überwiegenden Teil darauf 
zurückzuführen gewesen, daß Dienstposten, 
die in den Dienstpostenplänen vorgesehen 
waren, jedoch mangels Bewerbungen nicht be­
setzbar gewesen sind, im Folgejahr aus den 
Dienstpostenplänen herausgestrichen worden 
sind. 

. 

Das sind die großen Kontingente der "Er­
sparungen" - unter Anführungszeichen -
gewesen. Hier sind die Streidmngen . bei den 
Osterreichischen Bundesbahnen und bei der 
Sicherheitswache besonders deutlich. In dieser 
Zeit waren bei der Bundesbahn 3000 bis 
3500 Posten unbesetzt, bei der Sicherheits­
wache permanent 600 bis 800 DienstpQsten 
unbesetzt. Daß weiters 300 Dienstposten von 
Reinigungskräften gestrichen wurden und 
damit aus dem Personaletat herausgefallen 
sind, aber dann - unter späterer Kritik des 
Rechnungshofes - über den Sachaufwand an 
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Reinigungsfirmen wesentlich mehr zu bezahlen 
war, dürfte sich inzwischen auch bereits 
herumgesprochen haben. 

Das war die Situation bezüglich der Dienst­
posten in den Jahren von 1966 bis 1 970. Offen­
sichtlich hat der öffentliche Dienst wieder an 
Attraktivität gewonnen, denn dies ist j etzt 
vorbei. Die Dienstpostenpläne sind nicht mehr 
in dieser Weise zu kürzen, weil es wieder 
Bewerbungen gibt und weil das Bedürfnis 
nicht nur auf dem Sektor Wissenschaft, For­
schung und Unterricht, sondern etwa auch auf 
dem Gebiete der Sicherheit vorhanden ist. Ich 
darf mich dabei wieder auf unverdächtige 
Zeugnisse berufen. 

Ich habe hier die Ablichtung von vier Brie­
fen von vier Landeshauptmännern Osterreichs, 
die das dringliche Ersuchen an den Herrn 
Bundesminister für Inneres richten, man möge 
doch danach trachten, daß die Personalstände 
auf dem Sicherheitssektor - Gendarmerie und 
Sicherheitswache - aufgefüllt werden. 

Herr Landeshauptmann Dr. Erwin Wenzl 
hat ein diesbezügliches Schreiben am 3. Mai 
1 974 verfaßt, Herr Landeshauptmann Doktor 
Niederl am 20. August 1974, Herr Landes­
hauptmann Dr. Kessler am 29. November 1 974 
und Herr Landeshauptmannstellvertreter 
Siegfried Ludwig ein solches mit Datum vom 
20. November 1 974. 

Ich habe vorhin schon eingeladen, sich die 
Erläuternden Bemerkungen anzusehen. Es 
zeigt sich, daß gerade auf dem Sektor Sicher­
heit den Wünschen dieser Herren Landes­
hauptmänner im Rahmen des Möglichen Rech­
nung getragen wurde. Das sind die Anteile 
der notwendigen Vermehrungen. Daß man 
diese Entwicklung nicht isoliert von der Bun­
desverwaltung her betrachten kann, zeigt sich 
darin, daß die Entwicklung auch an den 
anderen Gebietskörperschaften - mir stehen 
insbesondere Unterlagen für den Bereich der 
Bundesländer zur Verfügung - nicht spurlos 
vorübergegangen ist. 

Es liegt mir völlig ferne, diesen anderen 
Gebietskörperschaften in irgendeiner . Form 
Vorhalte zu machen, zu denen ich nicht be­
rufen bin, aber die Tatsache bleibt bestehen, 
daß in allen neun Bundesländern Osterreichs 
der Zahl und dem Prozentanteil nach Erhöhun­
gen der Pesonalkosten und der Dienstposten­
stände eingetreten sind, die mitunter weit 
über die Entwicklung der Bundesverhältnisse 
hinausreichen, meine sehr verehrten Damen 
und Herrenl (Abg. Dr. G r u b e r: Sind da die 
Landeslehrer dabei?) 

Die Landeslehrer sind in dieser Aufstellung 
nicht dabei, Herr Abgeordneter; sie ist ohne 
die Landeslehrer. Aber die Landeslehrerent­
wicklung ist gleich, und es hat - wie Sie 
wissen - j a  der Bund den Ersatz zu leisten. Ich 
bin in der Lage, sie Ihnen sowohl mit als auch 
ohne Landeslehrer zu liefern. Die Entwicklung 
ist sowohl mit Hineinnahme oder ohne Berück­
sichtigung der Landeslehrer gleidl und geht 
mitunter in den Prozentsätzen weit über die 
Entwicklung des Bundes hinaus. Ich möchte 
mir diesen dezenten, aber deutlichen Hinweis 
bei dieser Gelegenheit erlaubt haben. 

Herr Abgeordneter Dr. Gasperschitz hat eine 
weitere Anmerkung zur Vierzigstundenwoche 
gemacht. Ich vermag es nicht anders zu sehen, 
als daß darin ein gewisser Widerspruch steckt. 
Auf der einen Seite wird geklagt, daß es an­
geblich zu viele Dienstposten sind, dann wird 
beklagt, daß nur eine lakonische Passage von 
407 Dienstposten für die Vierzigstundenwoche 
drinnen ist, und von einem Opfer der Ver­
waltungsbeamten gesprochen, also gerade der 
VerwaItungsbeamten, wo doch immer wieder 
auf die ZentralstelIen hingewiesen wird. Das 
hat Herr Abgeordneter Gasperschitz drei 
Minuten, nachdem er die Entwicklung der 
Dienstpostenstände hier kritisiert hat, dazu­
gelegt (Abg. Dr. G a s  p e r  s c  h i t  z: Zustim­
mend zur Kenntnis genommen, muß man 
sagen!) und kritisiert, daß hier nur lakonisch 
407 Dienstposten aus dem Titel der Arbeits­
zeitverkürzung erwähnt sind. So war die Aus­
sage. Ich kann dazu nur sagen: Die Zahl 401 
liegt bei weitem unter jenen Werten, die 
Herr Staatssekretär Gruber für die letzte 
Etappe der Arbeitszeitverkürzung genannt hat. 

Dann hat Herr Abgeordneter Dr. Gasper­
schitz über die Reform des Dienst- und Besol­
dungsrechtes gesprochen. Ich bin sehr dank­
bar, daß mir diese Bezugnahme Gelegenheit 
bietet, hier einige Worte dazu zu sagen. 

Es ist richtig, daß am 1 8. Jänner dieses 
Jahres unter dem Vorsitz des Herrn Bundes­
kanzlers eine Verhandlungsserie eingeleitet 
wurde; eine VerhaIidlungsserie aller Gebiets­
körperschaften Osterreichs mit den vier Ge­
werkschaften des öffentlichen Dienstes in 
Osterreich. Wir haben in dieser Zeit nun eine 
Reihe von Vorschlägen gemacht. Ich darf 
unterstreichen, ll).eine sehr verehrten Damen 
und Herren: Vorschläge, die im Namen der 
Gebietskörperschaften Osterreichs erstellt 
wurden - des Bundes, der Länder, des Städte­
bundes und des Gemeindebundes. 

Ich unterstreiche völlig, daß die Zeit bereits 
sehr knapp wird, denn wenn das auch keine 
gehaltspolitischen Verhandlungen, sondern 
Systemverhandlungen sind, gelangen wir ja 
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mittelbar in Zugzwang, weil im nächsten Jahr 
mit der Etappe des Juli das alte Besoldungs­
übereinkommen ausläuft und daher ab 1 976 
dann die gehaltspolitische Auseinander­
setzung entweder auf dem Boden eines neuen 
oder auf dem alten System stattfindet, und das 
ist nicht alles eins. 

erwerben, zu dem Zeitpunkt, wo sie Familien 
gründen, um den Preis verflachter Endbezüge . 
dieser künftigen Bediensteten. 

Ich dränge seit Anfang dieser Verhand­
lungen, aber ich möchte meine Wortmeldung 
so wertfrei wie möglich halten. Zitiere ich 
denn nicht richtig, daß wir über Monate hin­
weg Vorschläge der Gebietskörperschaften 
überreicht haben, und daß es sehr lang ge­
dauert hat, bis es zu Gegenvorschlägen kam? 

Wir haben nun diese Vorschläge des langen 
und breiten ausgetauscht. Aber warum sind 
wir denn bis j etzt nicht zu den einzelnen 
Berufsgruppenverhandlungen vorgedrungen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren? 
Weil wir immer wieder über eine prinzipielle 
Frage, nämlich die der Relationen vom An­
fangs- zum Endbezug und der Länge der Lauf­
bahnen, diskutiert haben. 

Ich möchte hier keine Reformdebatte Gn­
zünden, aber der Herr Abgeordnete Gasper­
schitz zwingt mich durch eine Passage, dazu 
etwas zu sagen. 

Wir haben für die Zukunft ein Schema vor­
geschlagen, das sich abwendet von der unend­
lichen Vielfalt an Besoldungsgruppen, Ver­
wendungsgruppen und sonstigen Besoldungs­
elementen, die das Besoldungsgefüge völlig 
unübersichtlich werden lassen, und die dazu 
führt, daß Entwicklungen eintreten, die manch­
mal vielleicht gar nicht gewollt sind. 

Wir haben daher ein Einheitsschema in 
Grundstaffeln und andere Besoldungs­
komponenten vorgeschlagen, aber die Mei­
nungsverschiedenheiten, über die wir bisher 
debattiert haben, lagen zumeist und im 
wesentlichen - nicht ausschließlidl - in der 
Frage, ob künftighin ein kürzeres Grund­
schema so aussehen solle, daß man vom 
1 8. ,  20. oder 22. Lebensjahr in den Grund­
staffeln bis zum 54. Lebensjahr durchdienen . 
soll. 

Die Gewerkschaft der öffentlich Bedien­
steten als eine der vier Gewerkschaften 
- denn es sind ja vier Gewerkschaften, um 
die es hier geht - hat weiterhin ein Schema 
vorgesdllagen, das eine lange Laufbahn bis 
zum 60. Lebensjahr hinauf vorsieht. Wir hin­
gegen waren immer der Meinung, daß in der 
Zukunft die Lebensverdienstsumme so umge­
staltet werden soll, daß die öffentlich Bedien­
steten in jüngeren Jahren schneller in höhere 
Bezüge aufsteigen, einen höheren Anteil an 
der Lebensverdienstsumme in jüngeren Jahren 

Ich unterstreiche ausdrücklich, daß jeder 
dieser Vorschläge der GebietskörpersChaften 
so gelautet hat und so zu verstehen war, daß 
für die heute bereits dienstäIteren Bedien­
steten selbstredend eine akzeptable Lösung, 
eine Uberleitung gefunden werden muß, die 
diesen Kolleginnen und Kollegen, die über die 
ungünstigeren Konditionen heraufgedient 
haben, keine Nachteile erwachsen läßt. 

Aber für die künftigen Bediensteten - es 
wären ja alle überzuleiten - war und ist nach 
diesem Vorschlag daran gedacht, daß die Lauf­
bahnen kürzer sind und daß ein höherer Anteil 
der Lebensverdienstsumme in jüngeren Jahren 
erreicht wird. 

Ich darf mich dabei wieder auf einen unver­
dächtigen Zeugen berufen. Am 1 8. Jänner 
1974 hat niemand Geringerer als Herr Abge­
ordneter Dr. Gasperschitz eine Erklärung ab­
gegeben, in der es unter anderem im Punkt 4 
heißt - das andere sind Adressen an eine 
überschaubare Besoldung, an einen ausbil­
dungsorientierten Start, an eine leistungs­
orientierte Laufbahn gewesen und an die Be­
förderungspraxis -, also unter Punkt 4 heißt 
es in der Erklärung des Abgeordneten Doktor 
Gasperschitz in seiner Eigenschaft als Vor­
sitzender der Gewerkschaft der öffentlich Be­
diensteten - ich zitiere Dr. Gasperschitz -: 

Erhöhte Anfangsbezüge, schnelles Hinein­
wachsen in die Mittelbezüge, Familiengrün­
dung. Die Anfangsbezüge sind de facto ge­
regelt. Es gilt, die dadurch entstandenen Un­
ebenheiten auszubügeln. Dabei wird eine ent­
sprechende Verkürzung der Laufbahn erfor­
derlich sein. 

Soweit das Zitat. Und das gilt jetzt auf 
einmal offenbar nicht. 

Die Vorschläge der GebietskörpersChaften 
sind solChe, die auch am 1 9. September 1 974 
die zustimmende Kenntnisnahme der öster­
reichischen Landeshauptmännerkonferenz ge­
funden haben. Ich möchte das gleichfalls nicht 
verhehlen. 

Abschließend zu diesem Thema nur noCh 
folgendes : Es sind eine Reihe von Reformen 
im öffentlichen Dienst in die Wege geleitet 
worden: das Bundesministeriengesetz, das 
Ausschreibungsgesetz, das heute noch einmal 
kurz erwähnt wurde. Im Hohen Hause bezie­
hungsweise im Verfassungsausschuß, in einem 
Unterausschuß, liegt ein Entwurf für ein Ver­
waltungsakademiegesetz vor. 
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Aber, meine sehr verehrten Damen und 

Herren, diese Reform des Dienst- und Besol­
dungsrechtes ist eine solche, die niemand er­
zwingen will und erzwingen kann und die 
gegen niemandes Willen erzwungen werden 
kann. Wenn sie niCht gemeinsam gefunden 
wird, dann kann sie nicht über die Bühne 
gehen. Wie notwendig sie ist, das zeigt das 
derzeitige Dienst- und Besoldungsrechtsgefüge 
sehr deutliCh. 

ICh unterstreiche durchaus, daß wir alles 
daranzusetzen hätten, eine Reform des Dienst­
und Besoldungsrechtes so termingereCht zu 
gestalten, daß wir damit gehaltspolitischen 
Entwicklungen noCh gereCht werden können, 
aber iCh sage noch einmal : Das geht nur dann, 
wenn alle vier Gewerkschaften des öffent­
liChen Dienstes den aktiven Willen dazu be­
kunden. Wir können und wollen das Tempo 
niCht einseitig bestimmen. 

AbsChließend noch eines: Herr Abgeordneter 
Gasperschitz hat gemeint, der Dienstgeber 
geht auf Reisen und erklärt seine Besoldungs­
vorschläge. Ich glaube nicht, daß es irgendwo 
geschrieben steht, daß ein politisch tätiger 
Mensch, sei es Mandatar, Minister oder Staats­
sekretär, beim Herrn Vorsitzenden einer Ge­
werksChaft fragen muß, ob er in einer poli­
tischen oder in einer gewerkschaftlichen Ver­
sammlung sprechen darf, wenn er dahin ein­
geladen wurde. All das ist ein Suchen und 
Werben um Verständnis für Vorschläge, nichts 
anderes soll dabei geschehen. 

Nun möchte iCh mich aber einem sehr, sehr 
ernsten Problem zuwenden, bei dem Herr Ab­
geordneter Gasperschitz es für notwendig be­
funden hat, daß es in dieser Form heute 
bereits aufgerollt wird. Herr Abgeordneter 
Gasperschitz hat sich mit dem jüngst ergan­
genen Erkenntnis des Verwaltungsgerichts­
hofes betreffend die Pensionsautomatik be­
sChäftigt. Wiewohl darüber noch Meinungs­
bildungen auf parlamentarischer Ebene vor­
zunehmen sein würden, möchte ich, darauf 
angesproChen, nur einiges sageIl. 

Dieses Erkenntnis bezieht sich auf § 41 des 
Pensionsgesetzes, das im Jahre 1 965 beschlos­
sen wurde. Klageführend waren - ich darf 
das sagen - in der überwiegenden Zahl hohe 
und höchste Beamte, pensionierte Beamte, 
welche die Verwendungszulage Und im An­
schluß daran die Verwaltungsdienstzulage 
auch für j ene begehrt haben, die vor dem 
1 .  Dezember 1972 bereits in den Ruhestand 
getreten sind. 

Nun ist durch einen verstärkten Senat ein 
Erkenntnis gefällt worden, das in die Richtung 
geht, daß die Ablehnung, die diesen Beamten 
zuteil wurde, aufgehoben wurde. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Verwendungszulage .- ich darf das viel­
leicht zur besseren Information sagen - be­
zieht sich ausschließlich auf hohe und höchste 
Beamte, die an Stelle einer Mehrdienst­
leistungs- oder Uberstundenvergütung für ihre 
hohen und höchsten Funktionen das erhalten 
können. Wenn man sich diese beiden Dienst­
zulagen vor Augen führt, muß man auch alle 
anderen Dienstzulagen sehen, die unter glei­
chen Rechtsverhältnissen durch Gesetzes­
beschlüsse des Nationalrates, durch verschie­
dene Gehaltsgesetz-Novellen entstanden sind. 

Alle diese Dienstzulagen sind das Ergebnis 
von Verhandlungen zwischen den Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes und der Bun­
desregierung beziehungsweise den Gebiets­
körperschaften gewesen. Die Verwendungs­
zulage und die Verwaltungsdienstzulage sind 
mit der 24. Gehaltsgesetz-Novelle realisiert 
worden als Ergebnis vorheriger Verhandlun­
gen. Hier im Hohen Haus ist nach einem ein­
stimmigen Gesetzesbeschluß zur 24. Gehalts­
gesetz-Novelle ein Abänderungsantrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt von der· Frei­
heitlichen Partei zum Pensionsgesetz, der be­
gehrt hat, daß auch Pensionisten miteinbe­
zogen werden sollen, mit den Stimmen vOn 
OVP und SPO abgeleh�t worden. 

Es lag also eine klare Willenserklärung 
nicht nur der Verhandlungspartner, sondern 
auch des Hohen Hauses vor. Wenn man nun 
diese beiden Dienstzulagen überträgt auf eine 
Reihe anderer Dienstzulagen, die gleichfalls 
für die dem Aktivstand Angehörigen einge­
führt wurden, dann entsteht eine unerwartete 
Kostenandrohung für die Nachzahlung vOn 
etwa 1 1/2 Milliarden Schilling, und wenn man 
den Aufwand des Jahres 1 975 dazunimmt, 
von etwa 2,4 Milliarden Schilling. 

Das ist die Situation, vor der wir stehen, 
und darüber wird im Schoße des Parlamentes 
zu beraten sein: Vom Standpunkt der Regie­
rung kann nur gesagt werden: Alle Gehalts­
gesetz-Novellen wurden hier im Hohen Hause 
nur für die dem Aktivstand Angehörigen be­
sehlossen. Die Regierung hat Regierungsvor. 
lagen dem Hohen Hause zugeleitet, die mit 
der Gewerkschaft abverhand.elt gewesen sind 
und die dann hier zum Beschluß erhoben 
wurden. 

Ich frage mich, Herr Abgeordneter Doktor 
Gasperschitz, wie man denn das halten soll :  
So nebenbei kommt dann noch ein Brief in 
das Bundeskanzleramt, in dem gesagt wird, 
daß außer der allgemeinen durch Vertrag sich 
ergebenden Erlröhung eine einmalige 
Teuerungsabgeltung auch noch gegeben wer­
den möge. Ich darf nur sagen: Am kommenden 
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1. Juli sind es 1 1  ,8 Prozent in der Bezugs­
erhöhung; das ist im Jahresaufwand mehr als 
1 Milliarden Schilling. So nebenbei wird ein 
Brief, der die Unterschrift des Herrn Abge­
ordneten Dr. Gasperschitz trägt, an das Bun­
deskanzleramt geschrieben, ob man nicht zu­
sätzlich noch eine einmalige Teuerungs­
abgeltung "geben" kann. 

Das Bundeskanzleramt hat darauf 
(Zwischenruf des Abg. Dr. G a s  p e r  s c h i  t z.) 
Das ist schon richtig. Aber wir haben dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Gasperschitz und 
dieser einen der vier GeweIkschaften des 
öffentlichen Dienstes - es war nur die e i n  e 
Gewerkschaft - zurückgeschrieben: Wenn 
man dem Vertrage nicht mehr treu sein will, 
wenn man der Meinung ist, daß man den Ver­
trag nicht mehr einhalten will, dann soll man 
das in aller Offenheit sagen, aber nicht den 
Vertrag mit seinen Nutznießungen einstecken 
und daneben die anderen Forderungen stellen. 

Ich möchte daher resümierend nur fragen: 
Was ist, Herr Abgeordneter Dr. Gasperschitz, 
das Wort eines österreichischen Spitzen­
gewerkschafters wert? Was sind die Unter­
schrift und die Verhandlungsführung mit den 
verantwortlichen Spitzengewerkschaftern einer 
großen Gewerkschaft wert, wenn man Ver­
handlungen führt - etwa betreffend die den 
Aktiven zukommenden Dienstzulagen -, 
wenn man ein Verhandlungsergebnis herbei­
führt, wenn man an Gesetzesbeschlüssen mit­
wirkt und dann so tut, als wäre man nicht 
dabeigewesen? (Zustimmung bei der SPO. -
Abg .. Dr. G a s p e r s c h i t z: Der Robert 
Weisz hat das auch als Zulage begehrt!) 

Ich darf bei dieser Gelegenheit einmal 
sagen, daß die österreichische Gewerkschafts-· 
bewegung dadurch so erfolgreich gewesen ist, 
daß sie immer die Interessen ihrer Mitglieder 
in Einklang zu bringen verstanden hat mit den 
Interessen des Staates und der Gesamtheit. 
Das mödüe idl mir erlauben bei dieser

· 
Ge­

legenheit einmal (Abg. G I  a s e  r: Von der 
Regierungsbank aus zu sagen!) - auch von 
der Regierungsbank aus - zu sagen, Herr 
Abgeordneter Glaser. Aber das wird ja auch 
an die Adresse der Regierung bei jeder Ge­
legenheit gesagt. Sie sagen uns dann, wir 
betreiben eine Politik, daß wir das Geld und 
die Dienstposten nicht zusammenhalten kön­

Ich möchte die Geduld des Hohen Hauses 
nicht zu lange strapazieren. Ich habe hier die 
Aufstellungen der Reallohnsteigerungen im 
öffentlichen Dienst und die Erhöhungen der 
Durchschnittsverdienste der öffentlich Bedien­
steten parat. Vielleicht bietet sich später dazu 
noch eine Gelegenheit. Ich bin sehr gerne be­
reit, darauf noch einzugehen. - Ich danke 
sehr. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Dkfm. Gorton. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Die bisherige Debatte 
über das Kapitel Bundeskanzleramt scheint 
für den Herrn Bundeskanzler ja so wesentlich 
und essentiell gewesen zu sein, daß er erstens 
jetzt nicht einmal selbst im Saal anwesend ist 
und zum zweiten die erste Wortmeldung von 
der Regierungsbank her vom Herrn Staats­
sekretär Lausecker erfolgte. Ich muß doch hier 
feststellen, daß anscheinend der Herr Bundes­
kanzler der Debatte in diesem Haus gegen­
wärtig keinerlei Bedeutung _ beizumessen 
scheint. (Zustimmung bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Der Herr Bundes­
kanzler hat sich im Jahre 1 910 noch als Chef 
einer Minderheitsregierung auch den Ressort­
bereidl der verstaatlichten Unternehmungen 
zugeordnet, und entgegen früheren oppositio­
nellen Auffassungen des Herrn Bundes­
kanzlers hat er auch 1 910 schon einen Staats­
sekretär in das Bundeskanzleramt mitaufge­
nommen, der sich damals anscheinend vor­
wiegend mit der verstaatlichten Industrie zu 
befassen hatte. 

Nach der OIG-Gesetz-Novelle 1 969 ist jähr­
lich ein Bericht über die Lage der verstaat­
lichten Unternehmungen an den Nationalrat 
zu erstellen. Soll dieser Bericht aktuell sein, so 
müßte er zweifellos möglichst bald nach Jah­
resabschluß hier dem Hohen Hause vorgelegt 
werden. Nach vier Jahren sozialistischer 
Alleinregierung ist es sicher nicht uninter­
essant, zu prüfen, wie es der Herr Bundes­
kanzler mit dieser Berichterstattung jedes Jahr 
gehalten hat. Letzten Endes spiegelt sich ja 
a.uch darin, nämlich in der Pünktlichkeit der 
Vorlage eines solchen Berichtes, die Einstel­
lung des Kanzlers zum Parlament und zu den 
Abgeordneten dieses Hauses. 

nen! - Ich glaube nur, daß die Spielregeln Meine Damen und Herren und Herr Bundes­
klar sein müssen. (Abg. G I  a s e  r: Sie sollten kanzler - er ist leider noch immer nicht da -! 
klar sein! - Abg. Dr. G r u b e r: Was die Wenn man nun das Eintreffen dieser jähr­
Gemeindebediensteten haben, was 

·
die Landes- lichen Berichte im Parlament in den letzten 

bediensteten haben, sollen die Bundesbedien- drei Jahren vergleicht, dann könnte man zu­
steten nicht haben? - Neuerlicher Zwischen- nächst zu folgender Feststellung kommen: Je 
ruf des Abg. G I  a s e  r.) größer Kreiskys Regierungsteam geworden ist, 
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um so langsamer oder umso weniger hat es letzte Bericht einer sozialistischen Allein­
anscheinend gearbeitet. Oder: Je mehr Staats- regierung wahrscheinlich gar nicht mehr von 
sekretäre der Herr Bundeskanzler um sich derselben erstellt wird. Denn selbst wenn es 
scharte, umso später wurde er mit den Be- bei dem von Herrn Dr. Kreisky immer wieder 
richten über die verstaatlichten Unternehmun- propagierten WahItermin des ersten Oktober­
gen an das Parlament fertig, umso später sonntags 1 975 bleibt - das wäre also der 
wurden sie fertiggestellt und umso später 5. Oktober - und er gleich rasch ist mit seiner 
wurden sie uns hier im Hause vorgelegt. Berichterstattung wie im heurigen Jahr, so 

Hier nur die konkreten Daten. Sie erinnern 
sich :  Im Jahre 1 97 1  war im Bundeskanzleramt 
noch ein Staatssekretär. Wir haben den Bericht 
über die verstaatlichten Unternehmungen des 
Jahres 1971 am 29. Mai. 1972 erhalten, also zu 
einer Zeit, wo üblicherweise die großen Be­
triebe ihre Bilanzen auch vorlegen und wo also 
auch hier der Bericht im Haus noch aktuell 
sein kann. 

Im Jahre 1 972 waren schon zwei Staats­
sekretäre im Bereiche des Bundeskanzleramtes 
tätig. Der Bericht für das Jahr 1 972 is.t am 
1 7. Juli 1 973 hier eingetroffen, das heißt also, 
zwei Monate später als vorher, als noch ein 
Staatssekretär hier mitwirkte. Und siehe da, 
im Jahre i973, als im Bundeskanzleramt be­
reits drei Staatssekretäre als Gehilfen des 
Herrn Bundeskanzlers, der ja in der Zwischen­
zeit eingetroffen ist, tätig waren . . .  (Bundes­
kanzler Dr. K r  e i s  k y: Ich habe zur par­
lamentarischen Vertretung einen Staats­
sekretär da!) Richtig, Herr Bundeskanzler. 
Aber das soll ja nicht hindern, daß, je mehr 
parlamentarische Vertreter Sie in ihr Amt 
berufen, umso schneller ihre Arbeit geleistet 
werden sollte. Aber siehe da: Im Jahre 1 973, 
als bereits drei Gehilfen im Kanzleramt tätig 
waren, ist der Bericht über die verstaatlichten 
Unternehmungen des Jahres 1 973 am 1 0. Ok­
tober 1 974, also erst jetzt kürzlich in der 
Herbstsession, hier eingetroffen. 

Meine Damen und Herren! Dabei hat der 
Herr Bundeskanzler oder der anscheinend 
damit befaßte Herr Staatssekretär ohnehin 
nur die von der OIAG einzuholenden Infor­
mationen zu sammeln und an das Hohe Haus 
weiterzuleiten. Die OIAG hat die Bilanz und 
den Abschluß - soweit mir das bekannt ist 
und ich das feststellen konnte - bereits im 
Mai fertig, daher wäre es sicherlich dem 
Apparat des Kanzleramtes, das heißt dem 
Herrn Bundeskanzler, möglich gewesen, diese 
Berichte zeitgerecht, zu einem Zeitpunkt vor­
zulegen, wo sie noch aktuell sind. 

Ich möchte auch darin eine gewisse Miß­
achtung des Parlamentes durch den Herrn 
Kanzler nicht unerwähnt lassen. 

Meine Damen und Herrenl Bei diesem Trend 
in der Terminentwicklung in den abgelaufenen 
drei Jahren kann man annehmen, daß der 

werden wir in dieser Session den Bericht über 
das heurige Jahr jedenfalls nicht mehr erleben. 

Es erscheint in diesem Zusammenhang ange­
bracht, die Tätigkeit des Herrn Staatssekretärs 
Veselsky doch auch etwas mit zu durch­
leuchten, nachdem er anscheinend den Herrn 
Bundeskanzler bei Erstellung zeitgerechter Be­
richte nicht ganz unterstützen kann. 

Wir haben es in den letzten Monaten erlebt, 
daß der Herr Staatssekretär lieber zu soge­
nannten Wirtschaftsgesprächen in das Ausland 
fährt. In der "Wiener Zeitung" vom 1 8. Juni 
1 974 haben wir feststellen können, daß der 
Herr Staatssekretär in Polen Wirtschafts­
gespräche geführt hat über industrielle und 
energiewirtschaftliche Kooperations verein­
barungen, Vertiefung wirtschaftlicher Zu­
sammenarbeit und weiteres. Wir haben im 
August feststellen können, und zwar ebenfalls 
in einer Meldung der "Wiener Zeitung" 
- ich nehme hier die amtliche Zeitung vom 
9. 8. 1 974 zu Hilfe -, daß eine Industrie­
kooperation mit Bulgarien im Gespräch war 
und konkrete Kooperationsprojekte der ver­
staatlichten Industrie asterreichs sowie 
Fragen im Zusammenhang mit dem Donau­
ausbau erörtert wurden. 

Herr Bundeskanzler! Meine Damen und 
Herrenl Mir scheint fast, daß die Kompetenz­
verteilung in dieser Regierung etwas ver­
worren ist und immer verworrener wurde. 
Ich möchte zunächst sagen, daß wir zweifellos 
nichts gegen sinnvolle und für die gesamte 
österreichische Wirtschaft dienliche Reisen 
haben, wenn sie von kompetenten Regierungs­
mitgliedern durchgeführt wurden. Wir haben 
seinerzeit vor Abschluß der EWG-Verträge 
dem Herrn Handelsminister vorwerfen müs­
sen, daß er in einem sehr kritischen Zeitpunkt 
sich wahrscheinlich zu wenig eingesetzt hat, ' 
um optimale Bedingungen für unser neutrales 
Osterreich zu erreichen. 

Ich glaube aber, daß in zwischenstaatlichen 
Verhandlungen und Gesprächen zunächst die 
Regierung die gesamte österreichische Wirt­
schaft zu vertreten und Handelsverträge vor­
zubereiten und auch abzuschließen hat. Dafür 
ist unserer Auffassung nach in erster Linie 
der Herr Handelsminister zuständig. Und 
wenn es sidl nur um Interessen einzelner 
Firmen oder Firmengruppen handelt, so ist es 
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zweifellos deren Vertretern vorbehalten, und 
sie tun das ja auch, ob das nun die Herren 
der VOEST oder der OLAG sind, ent­
sprechende Firmengespräche im Ausland zu 
führen. Uns ist es nicht erklärlich, für wen der 
Herr Staatssekretär Veselsky Wirtschafts­
gespräche kompetent zu führen gehabt hat 
und was damit eigentlich gemeint sein sollte. 

Meine Damen und Herren! Ich persönlich 
und wir müssen es ablehnen, daß ein für 
internationale Wirtschaftsverhandlungen nicht 
kompetenter Staatssekretär für Teilbereiche 
der österreidlischen Wirtschaft eigenmächtige 
Verhandlungen führen zu können glaubt. Hier 
gibt es unserer Auffassung nach keine Zwei­
teilung der österreichischen Wirtschaft und 
sicher lich keinen Außenhandels-Staatssekretär 
nur für die verstaatlichten Betriebe im Bundes­
kanzleramt. 

Ich möchte diese Frage damit abschließen, 
daß ich sage: Herr Bundeskanzler. behalten Sie 
Ihren Staatssekretär daheim, oder er soll Sie, 
wenn Sie selbst ins Ausland fahren, begleiten. 
Er soll Ihnen helfen, daß Sie wenigstens die 
Berichte, die Sie dem Parlament laut dem 
OIG-Gesetz zuzustellen haben, rechtzeitig vor­
legen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die letzte Budgetdebatte soll uns auch Anlaß 
zu grundsätzlichen Betrachtungen der Maß­
nahmen der Regierung im verstaatlichten Be­
reich geben. Die gegenwärtige Regierung ist 
in ihrem sogenannten Reorganisationsschema 
sicherlich nicht den in der westlichen Welt 
üblichen gesellschaftsrechtlichen Weg, son­
dern den von zwangsgesetzlichen Maßnahmen 
im Rahmen der verstaatlichten Unternehmun­
gen gegangen. 

Ich möchte keineswegs positive Fragen aus­
schließen, aber per Saldo möchte ich doch nicht 
ungesagt lassen, was hier letzten Endes 
erreicht wurde. Zunächst eine Addition der 
Vorstände von VOEST-Alpine, ohne daß man 
bis heute, also zwei Jahre danach, auch nur 
irgendwie sich klar darüber wäre, wie man für 
den zweifellos subtilen Bereich unserer ge­
samten Edelstahlindustrie eine Lösung - eine 
richtige Lösung! - finden könnte. 

Wir haben im Rahmen dieser Kon­
zentrationsmaßnahme sicherlich die Sorge um 
den Erzberg geringer sein lassen können, weil 
die Verantwortung nun gemeinsam von den 
früheren beiden Großstahlbetrieben zu tragen 
ist. Aber für die Zukunft Hüttenbergs liegen, 
glaube ich, seitens der Regierung noch genau­
so wenig konkrete Aussagen vor, wie Sie auch 
kein Konzept für den Braunkohlenbergbau 
haben. Aber darauf möchte ich nicht näher 

eingehen. Ich möchte nur erwähnen, daß nach 
den Budgetansätzen für die Bergbauförderung 
1 975 im Vergleich zu den tatsächlichen Auf­
wendungen im heurigen Jahr fast ange­
nommen werden müßte, daß einige Bergbaue 
auslaufen sollten. Denn wenn man um 1 12 Mil­
lionen hier weniger ansetzt, so gibt das doch 
sehr ernst zu denken. 

Meine Damen und Herren! Sie haben Ihr 
Versprechen der 2-Milliarden-Kapitalauf­
stodcung als Morgengabe für die Fusion nicht 
einhalten können und nur ein knappes Viertel 
dieses Versprechens mit einer für die OIAG, 
also für die Dachgesellschaft der verstaat­
lichten Industrie, sehr gefährlichen Methode 
aufgebracht. Sie lassen nämlich die OIAG eine 
teure festverzinsliche Anleihe aufnehmen, 
deren Erlös diese ohne feste Ertragszusage 
an den Stahlkonzern VOEST -Alpine als 
Kapitalaufstockung weiterzugeben hat. Das ist 
zweifellos ein für die künftige Entwicklung 
der OIAG gefährlidler Weg, der sicherlich, 
soweit er überhaupt als gangbar bezeidlnet 
werden kann, nur sehr beschränkt gangbar 
sein könnte. 

Ich glaube, daß man sich endlich dazu eine 
konkrete Auffassung erarbeiten wird müssen 
und sidl dazu durchzuringen haben wird, daß 
man unseren starken verstaatlidlten Unter­
nehmungen auch Wege öffnet, sich Risiko­
kapital am Markt dann auch selbst zu holen, 
wenn der Eigentümer Staat nicht in der Lage 
ist, von sidl a.us Kapitalaufstockungen durch­
zuführen. 

Meine Damen und Herren! Daß dieser Staat 
nach vier Jahren sozialistischer Sdlulden- und 
Inflationspolitik in den nächsten Jahren leider 
auch wieder nicht dazu in der Lage sein wird, 
das steht, glaube ich, heute schon außer Zwei­
fel. Der Herr Finanzminister hat gestern sdlon 
gesagt oder zumindest angedeutet, daß er zum 
Beispiel, nur um seine vielen Löcher stopfen 
zu können, die Mehrwertsteuer zu erhöhen 
beabsichtigt. 

Meine Damen und Herren! Ein Wort audl 
noch zu Fragen der Entwidclungshilfe. Wir 
bekennen uns selbstverständlich zu einer sol­
chen. In Zeiten zunehmender Budgetschwierig­
keiten, Sparappellen und so weiter wird aber 
sicherlidl die Verwendung dieser Mittel von 
der Bevölkerung wesentlich kritisdler be­
urteilt als bisher. Die Effizienz mit der Gieß­
kannenmethode ist zweifellos auch hier gering. 
ICh glaube also, daß eine Konzentration auf 
wenige Projekte für einen Kleinstaat wie 
Osterreich empfehlenswert sein wird. Aber 
sicherlich geht es unserer Auffassung nach 
nicht an, daß es für einen neutralen Staat, 
dem selbst Nuklearwaffen auf Grund des 
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Staatsvertrages verboten sind, aber nicht nur 
Nuklearwaffen, sondern auch Abwehrraketen, 
daß es für einen solchen Staat meiner Auf­
fassung nach völlig unmöglich erscheint, an 
Staaten oder an einen Staat, der Atombomben­
versuche macht und sich zu solchen Maß­
nahmen bekennt wie lndi,en, Entwicklungs­
hilfe weiterzuleisten. 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, ein letztes kurzes Wort auch noch zu der 
uns Kärntner ganz besonders berührenden 
Ortstafelfrage. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben am 6. Juli 
1 972 nlit dem durchgepeitschten Ortstafel­
gesetz - ich möchte sagen, es ist leider nidlt 
zu grob gesprochen - einen Scherbenhaufen 
in dieser Frage bei uns in Kärnten angerichtet. 
Ich wollte diese Frage hier ursprünglich nicht 
anschneiden, aber die endlich erteilte Antwort­
note auf die Vorhaltungen unseres südlichen 
Nachbars Jugoslawien, die gestern veröffent­
licht wurde und heute auch in den Zeitungen 
zu lesen ist und zu deren Inhalt man sich 
zweifellos weitestgehend bekennen kann, hat 
mich dazu veranlaßt. Aber hier ist doch eine 
sehr fragliche Passage darinnen enthalten, und 
diese möchte ich zitieren. Hier steht auf 
Seite 9 unter Bezugnahme auf dieses Orts­
tafelgesetz : "Aus Gründen, die auch der j ugo­
slawischen Regierung bekannt sind, war es 
bisher nicht möglich, dieses Gesetz zu voll­
ziehen."  

Sie  schreiben, daß heißt, Ihre Regierung 
schreibt weiter: "Zahlreiche Beispiele im Leben 
der Völker und Staaten aus Vergangenheit 
und Gegenwart zeigen jedoch, daß Gesetze, 
die in der Vollziehung auf Schwierigkeiten 
stoßen, im rechtsstaatlichen System allmählich 
durchgesetzt werden können."  

Herr Bundeskanzler! In  dieser Note steht 
also nichts und keine Andeutung, daß Sie 
dieses Gesetz, das wir als undurchführbar 
ansprechen müssen, novellieren wollen. Es 
tritt daher die Frage auf: Wollen Sie, nach 
dieser Note und nach dem Wortlaut dieses 
Textes, dieses unglückliche Gesetz vom 6. Juli 
1 972, mit dem Sie in Kärnten und auch inter­
national so viel angerichtet haben, so durch­
setzen? Ich möchte diese Frage sehr klar an 
Sie richten und bekomme hoffentlich auch eine 
Antwort darauf. 

Herr Bundeskanzler! Ich kann Ihnen ab­
schließend nur sagen: Hüten Sie sich davor, 
ein Gesetz, an dem die betroffene Bevölkerung 
keine wie immer geartete Möglichkeit der 
Mitwirkung hatte, in dieser Form durch­
zusetzen, (Beifall bei der GVP.) 

Präsident: Als nächster Redner kommt der 
Abgeordnete Burger zu Wort. 

Abgeordneter Burger (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Ich habe in den vergan­
genen Jahren meine Ausführungen zum 
Budgetkapitel Verstaatlichte Industrie stets 
mit dem Hinweis begonnen, daß die Ansätze 
immer geringer werden. So finden wir für das 
Jahr 1 975 doch wieder einen Betrag von 
162 Millionen Schilling. Man hat offiensichtlich 
eingesehen, daß es einfach nicht möglich ist, 
den großen Wirtschaftszweig der verstaatlich­
ten Industrie im Budget nicht zu berücksich­
tigen, wie es in den letzten drei Jahren schon 
fast und offensichtlich der Fall war. 

Es übernimmt oder übernahm der Bund zwar 
immer wieder Ausfallshaftungen für Geld­
anleihen zum Zwecke von Investitionen, wozu 
der Bund als Alleineigentümer verpflichtet ist. 
Es muß aber einmal überlegt werden, ob die 
Dbernahme von Ausfallshaftungen der für 
immer richtige Weg ist oder ob man nicht 
doch einmal, Herr Bundeskanzler, an die 
Möglichkeit einer Beteiligung der Belegschaf­
ten in Form eines Investivsparens, wie es 
von meiner Fraktion immer wieder vorge­
schlagen wird und auch in einigen Groß­
betrieben Europas bereits praktiziert wird, 
denken sollte. Ich glaube schon, daß man an 
eine solche Beteiligung doch auch denken 
soll. 

Freilich, und ich sage damu, Gott sei Dank, 
ist alles von der noch immer anhaltenden 
Konjunktur in der Stahlindustrie überdeckt. 
Aber gerade in Zeiten der Hochkonjunktur 
sollte man zielbewußt Maßnahmen setzen, 
ein Konjunkturtief leichter und ohne Härten 
zu überbrücken. 

Es ist erstaunlich, wie wenig der Ausschuß 
für verstaatlichte Industrie zusammentritt. Ich 
glaube, drei- oder viermal seit 1 970: Einmal 
bei der Fusion der Stahl- und Eisenindustrie, 
dann wiederum bei der Nichteisenindustrie, 
schließlich noch einmal bei der Eingliederung 
der Schiffswerften als Töchter zum Stahl­
konzern. 

Wenn die verschiedenen Fusionierungen 
nicht im Parlament, sondern, wie es anderswo 
üblich ist, bei den zuständigen Organen durch­
geführt worden wären, dann hätten wir im 
Verstaatlichtenausschuß keine Ursache ge­
habt zusammenzutreten, es sei denn, daß wir 
zusammentreten hätten müssen, um die 
jährlichen OIAG-Berichte zu beschließen. 

Wieviel Probleme aber könnte man beraten! 
Die einzelnen Betriebe haben doch Probleme 
oder stehen vor solchen. Der Industriebereich 
mit den verschiedenen Erzeugungssparten von 
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der Grundstoffindustrie bis zur qualifizier­
testen Fertigung mit einem über 1 00.000 
gehenden Beschäftigtenstand muß oder müßte 
doch Probleme haben, die man im Parlament 
behandeln sollte. 

Ich weiß, daß es Sache des Vorstandes oder 
des Aufsichtsrates ist, zu beschließen, wann 
und wie hoch die Beteiligung der VOEST­
Alpine mit dem südafrikanischen Unter­
nehmen Iskor sein soll oder sein müßte. Streit­
fragen und Meinungen in dieser Frage gibt 
es in allen politischen Lagern genug, über­
haupt, wie mir bekannt, zwischen dem Kon­
zern und der Mutter OIAG. So ist es klar, 
daß dann innerhalb des Vorstandes der Auf­
sichtsräte, aber auch innerhalb der Beleg­
schaftsvertretungen bedenkliche Äußerungen 
getan werden. Aber auch Parlamentsanfragen 
gab es in dieser Richtung. 

Es ist - und ich möchte das betonen -
ein Gesinnungswandel eingetreten, wenn man 
von Beteiligungen spricht. Ich erinnere mich 
noch gerne an Betriebsversammlungen, woran 
sich 1 967 die Elin beteiligte, mit den bayri­
schen Betrieben. Man sprach vom Ausverkauf 
der eigenen Betriebe an das Ausland. Hier 
ist ein Gesinnungswandel eingetreten, und ich 
k omme noch darauf zu sprechen. 

Ein so weitgehender Schritt sollte also nach 
meiner Auffassung wenn schon nicht im zu­
ständigen Verstaatlichtenausschuß, so doch 
im Hauptausschuß behandelt werden. 

Meine persönliche Meinung über eine 
Beteiligung in Südafrika ist von der Sicht 
als Belegschaftsvertreter folgende : Beteiligun­
gen von Großunternehmen mit anderen Groß­
unternehmen auch dann, wenn sie im Aus­
land oder in Ubersee sind, sind keine Selten­
heit, werden oft durchgeführt, ich möchte 
sagen, sind sogar oft eine kluge Regel. Jede 
Medaille aber hat grundsätzlich zwei Seiten. 

Darf ich, meine Damen und Herren, zuerst 
die negative Seite zum Ausdruck bringen. In 
Afrika haben in den letzten Jahrzehnten viele 
Staaten die Kolonialherrschaft abgeworfen 
und sind selbständig geworden. In den meisten 
Fällen wurden industrielle Verstaatlichungen 
vorgenommen, was noch nicht heißen muß, 
daß die Verträge nicht mehr gelten sollen. 
In der Regel aber haben in Afrika euro­
päische Firmen dann durch die Finger 
geschaut - siehe die belgischen Kupfer­
minenbesitzer - bei den schon seit Jahren 
durchgeführten Revolutionen, die ja nichts 
anderes waren als eine Interessensauseinan­
dersetzung im wirtschaftlichen Bereich. 

Bei einer Beteiligung der VOEST-Alpine in 
Afrika müssen zwangsläufig solche Gedanken 

und Uberlegungen zutage treten; voraussagen 
kann man diesbezüglich nichts, aber es könnte 
dieser Fall gerade auch in Südafrika ein­
treten. Rassenunruhen und revolutionäre 
Handlungen sind uns ja allen bekannt oder 
sind uns wieder in den letzten Wochen vor 
Augen geführt worden. 

Die positive Seite einer solchen Beteiligung 
ist grundsätzlich wohl die, daß wir Zugang 
zu den billigen Rohstoffen und Rohmaterialien 
haben beziehungsweise haben werden. Ich 
glaube, daß es letztlich für die gesamte Wirt­
schaft Osterreichs eine Lebensfrage sein wird, 
die sehr hohen Produktionskosten durch bil­
lige Rohstoffe auszugleichen. In diesem Zu­
sammenhang ist auch die gesunde Fort­
existenz unserer Unternehmen und somit auch 
die Sicherheit unserer Arbeitsplätze zu sehen. 

Wenn man weiß, meine Damen und Herren, 
daß wir in Donawitz jährlich viele Hundert­
tausende Tonnen Zaggel und Ingots aus dem 
Ausland, wobei ich besonders Ungarn meine, 
dazukaufen und in Donawitz verwalzen, dann 
scheint es klarzuwerden, daß die Abhängigkeit 
von den Oststaaten genauso ein Risiko ist 
wie eine Beteiligung in Südafrika. Die 
kommunistische Fraktion im Aufsichtsrat der 
VOEST-Alpine ist vehement gegen eine Be­
teiligung; die Ursache liegt klar auf der Hand 
und ist klar erkennbar. Ich möchte über die 
Ursachen hier nicht sprechen. 

Man hat erwartet, daß nach der Fusion 
sich die Produktion ausweiten wird, daß aber 
auch der Ertrag eine Zunahme erfahren wird. 
Die Produktion wurde ausgeweitet, leider aber 
ist der Ertrag sogar empfindlich und in einer 
Größenordnung zurückgegangen, wie man es 
sich kaum vorzustellen wagte. 

Laut Pressebericht vom 5. November 1 974 
hat die VOEST-Alpine gegenüber dem Vor­
j ahr eine Produktionsausweitung von 10 Pro­
zent. Demgegenüber kam es zu einer Ertrags­
minderung von 7 1 6  Millionen Schilling. Dieser 
Betrag ist dann noch, wenn man ihn gen au 
analysieren will, unversteuert. 420 Millionen 
Schilling sind Fusionskosten. 

Es bleibt hier zu hoffen, daß sich nach dem 
Fusionsübergang die Ertragslage im Konzern 
wieder bessern wird. Jedenfalls aber verwahre 
ich mich hier vom Rednerpult aus dagegen, 
daß dort und da ein Belegschaftsvertreter -
Namen werde ich nicht nennen - der ehe­
maligen Alpine-Montan die Schuld daran gibt, 
daß der Gewinn so horrend gefallen ist. Als ob 
wir der Hemmschuh dieser Fusion wären! Wir 
haben bei den Fusionsgesprächen darauf hin­
gewiesen, daß es einen hohen Betrag kosten 
wird, aber daß man das einfach dann damit 
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abtut und sagt: Ihr seid schuld in der Steier­
m ark! ,  das sollte uns doch in Anbetracht des 
zunehmenden Verständnisses, was wir für­
einander haben, erspart bleiben. 

Der Gegensatz "erhöhte Produktion und 
verminderter Ertrag" bedarf einer gründlichen 
Untersuchung. Ist es die Einführung der Mehr­
wertsteuer? - Sicher ist sie auch beteiligt! -
Oder sind es die Absatzpreise, die im Aus­
land nicht so zur Zufriedenheit hereingebracht 
werden können? Oder sind es die Lohn­
angelegenheiten, die einfach hereingebracht 
werden müssen durch die Inflation? - Es ist 
egal, was schuld an dieser Sache ist. Nur 
bin ich der Dberzeugung, daß es noch mehrere 
Faktoren gibt, die ich hier als Ursachen nicht 
nannte. Egal, meine Damen und Herren, die 
Suche nach billigen Rohstoffen beziehungs­
weise Halbzeugquellen ist eine der logisch­
esten wirtschaftlichen Handlungen, so logisch, 
wie eben ein Konsument in der Regel dort 
einkauft - und das tun unsere Hausfrauen 
gerne -, wo man um denselben Preis die 
gleiche Ware erhält. 

Von diesem Gesichtspunkt aus muß eine 
Beteiligung unseres Konzerns in Südafrika 
bejaht werden in der Hoffnung, daß durch den 
Zugang von billigem Halbzeug sich der Ertrag 
steigern wird und die Arbeitsplätze weiterhin 
gesichert werden. So glaube ich, wenn man das 
ganze Problem einer Lagebeurteilung unter­
zieht, überwiegt das Positive eindeutig gegen­
über dem Negativen. 

Meine Damen und Herren!  Darüber sollte 
man, wie ich eingangs meinte, viel mehr in 
den zuständigen Ausschüssen oder im Hohen 
Hause reden und sich mit diesen Fragen be­
fassen. Erfreulicherweise konnten fast alle 
Sparten, wie zum Beispiel die Erdöl- und 
Chemie industrie , die Elektroindustrie, die 
Nichteisen-Metallindustrie, vor allem die 
Maschinen- und Anlagenindustrie mit Aus­
nahme des Kohlenbergbaues ihre Produktion 
nominal im Durchschnitt ZWischen fünf und 
sechs Prozent ausweiten. Daß die Ertragslage 
in diesem und in fast allen Bereichen der 
verstaatlichten Industrie nachhinkt, habe ich 
schon erwähnt; die Ertragslage hinkt vor 
allem auch dort nach, wo nicht fusioniert 
wurde. 

Zum Problem Kohlenbergbau wird noch 
beim Kapitel Handel Gelegenheit sein aus­
führlich Stellung zu nehmen. Für heute soll 
alleine meine Feststellung genügen, daß in ge­
wissen Bereichen der nationalen Wirtschaft 
nicht der Rechenstift maßgebend ist, sondern 
die Wichtigkeit eines Produktes, und das ist 
die Kohle im Bereich der Energieversorgung 
noch immer, und für weitere Jahrzehnte muß 

dieses Problem Kohle als erstrangig betrachtet 
werden. Es muß daher für die Erhaltung 
unserer Bergbaubetriebe besondere Sorge ge­
tragen werden. 

Was den Investitionssektor betrifft, ist die 
Errichtung einer zweiten Drahtstraße in Dona­
witz einfach notwendig. Uberall in Osterreich, 
wo Draht weiterverarbeitet wird, gibt es Eng­
pässe. Ich darf der Kürze halber nur zwei 
Firmen erwähnen: Das ist einmal Lapp Finze 
in Kalsdorf, aber auch die eigene Tochter 
Kestag in Ferlach, wo auf den Lagerplätzen 
oft kaum für eine Woche Reservematerial 
liegt. 

Es ist daher diese Investition in Verbindung 
mit einer Beteiligung in Südafrika ganz 
besonders wichtig und erstrangig zu behan­
d eln. 

Die verstaatlichte Industrie hat nun einmal 
die Aufgabe, nicht Selbstzweck zu sein, son­
dern sie hat der gesamten Wirtschaft zu 
dienen und diese mit den notwendigen Grund­
stoffen beziehungsweise Vormaterialien zu 
tragbaren Preisen zu versorgen. Noch einmal: 
in diesem Sinne ist das Projekt "Iskor" zu 
bejahen. Das mittelfristige Investitions� 
programm, welches 1975 ausläuft, wurde zum 
größten Teil, aber nicht zur Gänze erfüllt 
beziehungsweise wird nicht zur Gänze erfüllt 
werden können. 

So möchte ich mit dieser Feststellung doch 
die notwendige ESU-Anlage, die Elektro� 
Schiacken-Umschmelzanlage und den Bau 
eines neuen Elektroofens bei der Styria in 
Judenburg erwähnen. Es sind diese Investi­
tionen bis jetzt nicht durchgeführt worden, 
weil der Edelstahlausschuß sich noch nicht 
durchringen konnte beziehungsweise weil 
über die Art dieser Elektro- oder Edelstahl­
fusion noch keine Entscheidung gefallen ist.. 
Sicher ist in bezug auf die Judenburger Inve­
stitionen deshalb noch keine Entscheidung 
gefallen. 

Ich muß aber feststellen, daß diese Investi­
tionen für die Styria lebenswichtig sind, und 
ich sage das gerade in einem Wirtschaftsjahr, 
wo es der Styria mit bester Qualität gelungen 
ist, ihre Produktion um ein Drittel auszu­
weiten. Zwei Drittel dieser Gesamtproduktion 
konnten im Ausland abgesetzt werden. Das 
allein möge doch Grund genug sein, daß 
diese Investitionen in Judenburg doch bald 
vorgenommen werden mögen. 

Es gibt daher im Bereiche der verstaat­
lichten Industrie ständig neue Sorgen, und 
es müßte, wie ich eingangs erwähnte, hier 
im Parlament viel mehr über die tatsächlichen 
Anliegen unserer Grundstoffindustrie ge-
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sprochen werden. Wenn wir schon hier im 
Hause durch Gesetz fusionieren, dann sollten 
wir nach solchen Fusionsgesetzen auch bereit 
sein, den Unternehmungsleitungen bei ihren 
schweren Entscheidungen verantwortungs­
bewußt mit Rat und Tat zur Seite zu stehen. 
Geht es doch bei einer Fehlentscheidung -
und das haben wir oftmals in der Vergangen­
heit schon erlebt - immer wieder um die 
Vollbeschäftigung und um die Sicherheit 
unserer Arbeitsplätze. (Beifall bei der O VP.) 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Gasper­
schitz hat sich zu einer tatsächlichen Berich­
tigung gemeldet. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Gasperschitz (OVP) : Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Der Herr Staatssekretär Lausec:ker hat mich 
eines Vertragsbruches bezichtigt; das kann ich 
nicht unbeantwortet lassen. Ich muß das ent­
schieden zurüc:kweisen. Ich habe keinen Ver­
tragsbruch im Hinblick auf das zweite Gehalts­
übereinkommen begangen, wenn wir im Juni 
eine zusätzliche Teuerungsabgeltung verlangt 
haben, wie die Länder, die Gemeinden, wie 
Kollege Weisz den Bediensteten des Magi­
strates sogar eine Streikunterstützung gege­
ben hat, dann deswegen, weil die Gehalts­
situation eben eine eigenartige ist. 

Beim Abschluß des zweiten Gehaltsabkom­
mens erklärte uns d er Finanzminister - bitte 
mir jetzt zuzuhören ! -, daß die Inflationsrate 
nicht 4 Prozent übersteigen wird; das war im 
Jahre 1 97 1 .  Nur unter diesen Voraussetzungen 
haben wir gesagt, daß wir mit einer Vor­
leistung von 2,5 Prozent einverstanden sind. 
Wir haben im Jahre 1 972 - um das noch 
einmal deutlich zu sagen: wo gibt es das in 
der Privatwirtschaft? eine Erhöhung 
unserer Bezugsansätze von 6,6 Prozent bekom­
men, 1 973 waren es 7,7 Prozent, 1 974 1 0,3 Pro­
zent; das war genau zu diesem Zeitpunkt die 
Inflationsrate. 

Aber im zweiten Gehaltsabkommen sollte 
ja eine Realsteigerung der Bezüge um 
1 2  Prozent enthalten sein, das heißt jährlich 
3 Prozent. 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und 
Kollegen I Ich _ sage folgendes j etzt auch als 
Richter: Es - gibt im Rechtsleben eine soge­
nannte Clausula rebus sic stantibus. Wenn 
sich die Verhältnisse irgendwie ändern, kann 
ich Verträge entweder aufheben oder sie einer 
entsprechenden Änderung zuführen. 

Es befremdet mich sehr, daß ein Staats­
sekretär Lausecker, der früher im Gewerk­
schaftsleben als führender Funktionär tätig 
und ein sehr harter Verhandler gegenüber 

dem Dienstgeber war, sich heute auf der 
anderen Seite so verhält und sich als mein 
ehemaliger Stellvertreter so verleumderisch 
mir gegenüber äußert. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort kommt der Herr Abge­
ordnete Brauneis. 

Abgeordneter Brauneis (SPO) : Herr Präsi­
dentl Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Zurüc:k wieder zur verstaatlichten Industrie. 
Der Herr Kollege Gorton hat sich beschwert, 
daß der Bericht über die verstaatlichte 
Industrie zu spät eingekommen ist. Dazu muß 
ich doch bemerken, daß die OIAG diese 
Berichte erst fertigstellen kann, wenn die 
Bi.lanzen der Unternehmungen vorliegen. 
(Abg. B u r  g e r: Die waren ja im Mai schon 
fertig!) Lieber Freund!  Wir haben erst im 
Herbst in der VOEST die Bilanz beschlossen, 
die sehr schwierig war durch die Zusammen­
führung der beiden großen Betriebe. (Ruf bei 
der OVP: Ja, im Mai waren die fertig!) 

Der Bericht beinhaltet aber auch die VOEST­
Alpine; der mußte letzten Endes mit ver­
arbeitet werden und daher ist er heuer etwas 
später gekommen, aber immerhin wurde der 
Bericht noch vor Beginn der Session ausge­
sandt. 

In der Frage, ob der Herr Staatssekretär 
ins Ausland fahren darf oder nicht, bin iCh 
der Meinung, daß, wenn im Rahmen der ver­
staatlichten Industrie so große Verhandlungen 
vorliegen, daß sogar der Ministerpräsident 
Polens nach Osterreich kommt und diese 
Gespräche mitführt, es auch selbstverständlich 
dazu gehört, daß Reisen vorbereitet werden, 
Vorgespräche geführt werden; das war sowohl 
in Polen als auch in Bulgarien der Fall. Ich 
glaube, daß diese Gespräche sehr frucht­
bringend waren. Das zeitigen ja die großen 
Abschlüsse, die auf Grund dieser Gesprädle, 
die geführt wurden, erreicht worden sind. 

Kollege Burger hat gemeint, daß diese 
Investitionen, auf die ich später noch zu 
sprechen komme, durchgeführt werden müs­
sen. Ich darf nur sagen, Kollege Burger, daß 
weder das Hohe Haus noch die Bundes­
regierung dafür zuständig ist, hier gibt es 
letzten Endes Organe, die dafür verantwort­
lich sind. Es dürfte dir, Kollege Burger, genau 
so bekannt sein wie mir, du bist letzte-n Endes 
im Betriebsrat - in der letzten Zentral­
betriebsratsitzung warst du nicht anwesend -, 
daß der Aufsichtsrat und der Vorstand noch 
im Monat Dezember die restlichen Investi­
tionen, die für die weitere Entwic:klung 
unseres Konzerns notwendig sind, behandeln 
und ei.nem Abschluß zuführen wird. 
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Diese Investitionen haben sich aber grund­
legend geändert. Vor der Fusionierung haben 
doch alle Betriebe nur ihren Betrieb gesehen 
und ihre Investitionen auf ihrem Gedankengut 
aufgebaut. Heute ist die VOEST-Alpine ein 
Konzern, und heute muß doch so investiert 
werden, daß es sich als vernünftig erweist. 
Es sollen keine Doppelinvestitionen mehr 
durchgeführt werden, die dann letzten Endes 
Schwierigkeiten bringen, sondern es müssen 
sinnvolle Investitionen gemacht werden, die 
dem Konzern dienen. 

Ich möchte auf die Edelstahlfrage später 
noch eingehen. Ich darf nur etwas sagen zu 
den Ausführungen des Herrn Bundespartei­
obmannes Schleinzer, der meint, daß die 
Regierung in wirtschaftlichen Fragen Konkurs 
gemacht habe. Ich möchte nur den Teil der 
verstaatlichten Wirtschaft herausgreifen und 
darauf eingehen. Ich darf sagen, daß die 
Gesetze, die hier im Hohen Haus gegen die 
Stimmen der Osterreichischen Volkspartei 
beschlossen wurden, für dieses Land unge­
heure wirtschaftliche Aspekte ausgelöst 
haben, die man vielleicht heute noch nicht 
abschätzen kann. Aber die Fusionierung der 
VOEST-Alpine und di� Vertöchterung von 
Schoeller und Böhler in diesem großen Kon­
zern haben doch bewirkt, daß die 
St.rukturbereinigung in diesen Betrieben 
durchgeführt wird, daß die Einkaufs-, Ver­
kaufs- und Finanzpolitik vom ersten Tag an 
konzernmäßig gelaufen ist und einen unge­
heuren Vorteil für diese Unternehmungen ge­
bracht hat. 

Natürlich waren im Jahr 1 973 besondere 
Schwierigkeiten vorhanden, denn hier mußte 
sich erst das ganze einspielen. Es mußten 
Emotionen, die du auch angeführt hast, 
zwischen der Steiermark und Oberösterreich 
und auch anderen Bundesländern abgebaut 
werden. Ich darf sagen, daß das sehr rasch 
gegangen ist. Wir haben eine Entwicklung 
im Jahre 1 973 durchgemacht, die keiner vor­
ausgeahnt hat. 

Wenn heute davon gesprochen wird, daß 
der Ertrag im Jahre 1973 nicht so stark war, 
so darf ich doch auch eines dazu bemerken. 
Gerade Ihre Abgeordneten von der Volks­
partei haben einige Male hier in Anfragen 
den Herrn Bundeskanzler gefragt, wieso der 
Inlandsmarkt so schlecht versorgt wird, es 
wären Aufträge vorhanden, wir bekommen 
kein Material von der verstaatlichten In­
dustrie. Dazu darf ich sagen, daß der Konzern 
VOEST-Alpine den Export um 1 1  Prozent ge­
senkt und im Jahre 1973 durch das Zusam­
menführen, durch die Produktivitätssteigerung 
um 1 9  Prozent mehr Produkte in das Inland 

gebracht hat. Aber was hat das für den Kon­
zern gebracht? Du kennst die Preisdifferenz, 
und Sie alle, die Sie in der Wirtschaft tätig 
sind, kennen die Preisdifferenzen, die vorhan­
den sind. Hier ist dem Konzern VOEST-Alpine 
ein Betrag von 800 Millionen Schilling an 
weniger Erlösen aufgebürdet worden. Dazu 
kommt natürlich diese gigantische Rohstoff­
preiserhöhung im Jahre 1 973, die sich eben­
falls negativ ausgewirkt hat. 

Wir haben aber doch in diesem Jahr über 
4 Milliarden Schilling an Investitionen ver­
kraften können, die dazu beigetragen haben, 
für das Jahr 1974, glaube ich, sehr gute Aus­
gangspositionen zu schaffen. War der Umsatz 
des Konzerns im Jahr 1 973 32 Milliarden 
Schilling, so wird er im Jahr 1 974 über 42 Mil­
liarden Schilling sein. Das ist eine Leistung, 
die die verstaatlichte Industrie erbracht hat, 
zu der wir hier nur "Danke schön" sagen 
können. (Beifall bei der SPO.) 

Der Auftragsstand von 22,7 Milliarden 
Schilling im August lag um 9 Milliarden 
Schilling höher, als er im Jahre 1973 war. Ich 
darf daher sagen, daß die Menschen, die dafür 
verantwortlich sind, ihr Bestes geben und 
wirklich sehr Großartiges geleistet haben. 

Wenn die Frage der EdelstahlIösung noch 
nicht geklärt wurde, so muß ich doch dazu 
sagen, und das wird sehr oft vergessen, daß 
dieses Problem das schwierigste ist. Die Vor­
stände dieser vier Betriebe, nämlich 
VOEST-Alpine, Schoeller, Böhler und die 
Styria, haben Fachteams eingesetzt, die seit 
zwei Jahren wirklich intensiv arbeiten. Aber 
die Probleme sind so schwierig, daß es, glaube 
ich, besser ist, noch zuzuwarten und echt eine 
Konzentration auszuarbeiten, die am besten 
gangbar ist, als etwas zu überhudeln. Aber 
in den neuen Investitionen wird auf alles 
Rücksicht genommen, damit im Edelstahl­
bereich keine größere Doppelgleisigkeit mehr 
auftritt. 

Aber nicht nur der wirtschaftlidle Teil hat 
sich in diesen zwei Jahren seit der Fusion 
der VOEST-Alpine, gegen die Sie gestimmt 
haben, so positiv entwickelt, sondern auch auf 
dem Personal- und Sozialsektor ist es wirk­
lich gelungen, die großen Schwierigkeiten 
durch das differenzierte Sozialwesen der 
beiden großen Betriebe, die völlig verschie­
dene Leistungen gehabt haben, doch schon 
zum größten Teil abzubauen. Ich habe die 
berechtigte Hoffnung, daß wir j etzt in kür­
zester Zeit den Rest noch abbauen können. 
Dann wird es auch auf diesem Sektor eine 
einheitliche soziale Lösung geben, die für alle 
Beschäftigten in diesem großen Konzern von 
Vorteil ist. 
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Ich möchte noch einmal darauf zu sprechen 
kommen, daß der Herr Abgeordnete Schleinzer 
von Konkurs redet. Wie sieht nun dieser 
Konkurs aus? Wir konnten in diesen zwei 
Jahren die Arbeitsplätze besser absichern und 
untermauern. Wir hatten im Jänner 1 974 etwa 
82.000 Beschäftigte im ganzen Konzern - ich 
nehme deshalb Jänner, weil auch die Firma 
Rumpier und die Schiffswerft mit dabei sind -, 
und wir hatten im Oktober 1 974 84.355 Be­
schäftigte, das sind über 2.000 Beschäftigte 
mehr innerhalb von zehn Monaten in dieser 
Stahlindustrie!  Ich kann nur sagen: So einen 
Konkurs lasse ich mir als Vertreter der Beleg­
schaft jederzeit gefallen. Ich kann nur der 
Belegschaft wünschen-, weiterhin hinter uns zu 
stehen, hinter der Sozialistischen Partei. Kein 
Zurück zur Osterreichischen Volksparteil 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Kaufmann. 

Abgeordneter Dr. Kaufmann (OVP) : Herr 
Präsident I Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Nur knapp ein Drittel der Welt­
bevölkerung lebt in den Industriestaaten, 
mehr als zwei Drittel leben in den Ent­
wicklungsländern. Das knappe Drittel in den 
Industrieländern verfügt über 87,5 Prozent des 
Bruttonationalproduktes der Welt. Die mehr 
als zwei Drittel der Entwicklungsländer müs­
sen sich mit 12 ,5 Prozent begnügen. In den 
Entwicklungsländern herrscht Massenarbeits­
losigkeit. 800 Millionen Menschen suchen ver­
geblich einen Arbeitsplatz. Jedes zweite Kind 
in der Welt hat heute kaum Aussicht auf eine 
glückliche Zukunft. 2 Milliarden haben das 
Gefühl, von jeglichem Fortsehritt in der Welt 
ausgeschlossen zu sein. Ein Drittel bis zur 
Hälfte der 2 Milliarden Menschen in den Ent­
wicklungsländern hungern oder leiden an 
Unterernährung. 20 bis 25 Prozent deren Kin­
der sterben vor dem 5. Geburtstag. Die durch­
schnittliche Lebenserwartung beträgt 20 Jahre 
weniger als bei uns. 

Das, Hohes Haus, sind nur einige Schlag­
zeilen über die gegenwärtige Situation in den 
Entwicklungsländern. Diese Situation ver­
bessert sich nicht. Sie ist heute vielfach 
besorgniserregender, als sie es vor zehn 
Jahren war, trotz mancher Hilfen und An­
strengungen der Industrienationen. 

Robert McNamara, der Präsident der Welt­
bankgruppe, hat das in seiner Ansprache an 
den Gouverneursrat am 30. September dieses 
Jahres unmißverständlich ausgesprochen, 
wenn er sagte: Selbst wenn, optimistisch 
gerechnet, die Kapitalströme in die Dritte 
Welt von 1 973 bis zum Jahre 1 980 von 20 Mil­
liarden auf 33 Milliarden Dollar ansteigen, 

würden die jährlichen Wachstumsraten der 
Pro-Kopf-Einkommen in den ärmeren Ländern 
von 1 , 1  auf 0,4 Prozent zurückgehen. Davon 
wäre 1 Milliarde Menschen betroffen. 

Kenner der Lage prophezeien, daß es über­
haupt bald eine Vierte Welt geben wird oder 
sie schon gibt, nämlich jenen Teil der Dritten 
Welt, der nicht in der Lage ist, im großen 
Olgeschäft mitzumachen, weil es bei ihnen 
einfach keine Olquellen gibt. Diese Länder 
werden, so sagen das die Prognosen, noch 
ärmer werden, als sie in der Gegenwart schon 
sind. 

Was bedeutet das, meine Damen und Her­
ren? Das bedeutet, daß das Problem der Ent­
wicklungshilfe immer dringender und immer 
drängender wird, daß hier eine Umstruktu­
rierung ungeahnten Ausmaßes im Gange ist, 
wenn man nur bedenkt, daß auf der anderen 
Seite manche Entwicklungsländer sich ihrer­
seits scbon wieder in den Industrieländern 
einkaufen, wie wir Pressemeldungen der 
letzten Tage entnehmen können, wenn man 
bedenkt, daß etwa Indien, um nur ein Beispiel 
zu nehmen, zwar eine Atombombe entwickelt, 
aber daß in Indien die täglich zur Verfügung 
stehende Kalorienmenge sinkt, was schlicht 
und einfach Hunger bedeutet, wenn man be­
denkt, daß mit weiteren Kapitalimporten bei 
Entwicklungsländern die eigentlichen Ur­
sachen der Unterentwicklung nicht aus der 
Welt geschafft werden können und nur die 
Abhängigkeit der Entwicklungsländer ver­
größert wird. Man muß bedenken, daß die 
Armen in den Entwicklungsländern vielfach 
keinen gerechten Anteil am Wirtschaftswachs­
tum ihres Landes bekommen. Nur ein Beispiel:  
Obwohl im letzten Jahrzehnt das Brutto­
sozialprodukt der Entwicklungsländer ge­
stiegen ist, zum Teil nicht unwesentlich 
gestiegen ist, konnten 800 Millionen Men­
schen, also 40 Prozent von zwei Milliarden, 
nur mit 30 Cents pro Tag, das sind einige 
wenige Schillinge, gerade noch überleben. 

Man muß bedenken, daß den Armen kaum 
geholfen werden kann, weil die primitivsten 
Bedürfnisse des Volkes dort bei der Produk­
tion keine Rolle spielen, weil vor allem für 
den gehobenen Bedarf einer schmalen Ober­
schicht produziert wird. 

Man muß weiter bedenken, daß die Ver­
schuldung und die sich daraus ergebenden 
Zahlungsverpflichtungen sdmeller wachsen als 
die zum Schuldendienst erforderlichen Ein­
nahmen. 

Man muß bedenken, daß durch zu geringe 
öffentliche Entwicklungshilfe immer mehr 
Entwicklungsländer auf kurzfristige und teure 
Kredite ausweichen müssen. 
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Das sind die Probleme, meine Damen und 
Herren, und das bedeutet, daß wir das Pro­
blem der Entwicklungshilfe neu überdenken 
müssen, daß die Notwendigkeit einer Neu­
orientierung und nicht nur eine Erhöhung der 
dafür erforderlichen Mittel unabweisbar 
geworden ist, wenn wir bei der Lösung dieses 
menschlichen, sozialen und wirtschaftlichen 
Problems nicht versagen wollen. 

Was tut nun, Hohes Haus, die Regierung, 
um diese Probleme zu lösen? Ich will nicht 
alles das wiederholen, was ich an dieser Stelle 
schon gesagt habe; etwa daß es eine der ersten 
Taten der Regierung Kreisky war, die Ansätze 
für die Entwicklungshilfe zu kürzen, obwohl 
es noch in der Regierungserklärung geheißen 
hat - ich habe mir das herausgesudü -: 
"Osterreich wird die Bestrebungen der Ver­
einten Nationen und ihrer Spezialorganisatio­
nen auf diesem so wichtigen Gebiet der glo­
balen Solidarität unterstützen, seine Entwick­
lungshpfe im Rahmen des Möglichen verstär­
ken und durch Schwerpunktbildungen mit den 
zur Verfügung stehenden Mitteln ein Maxi­
mum an Hilfe zu erzielen versuchen." - So­
weit die Regierungserklärung. 

Genau das Gegenteil, meine Damen und 
Herren, ist der Fall. Ich möchte darauf ver­
weisen, daß laut einem Memorandum der Bun­
desregierung vom 22. Juli dieses Jahres Oster­
reich heute zu den Industriestaaten mit der 
geringsten Bereitschaft zur öffentlichen Ent­
wicklungshilfe gehört. 

Ich möchte auch darauf verweisen, daß, was 
die Entwicklungshilfe anlangt, die Zeiten der 
OVP-Alleinregierung geradezu die goldenen 
Zeiten der Entwicklungshilfe waren, obwohl 
es damals die Sozialistin Frau Dr. Firnberg 
war, die bei der Budgetdebatte - ich habe mir 
auch das herausgesucht - am 4. Dezember 
1968 die damalige Regierung im Hinblick auf 
die Entwicklungshilfe eine unfähige und un­
soziale Regierung genannt hat. 

Wie sieht die Tatsache aus? Ich kann das 
mit Zahlen belegen. In den Zeiten der OVP­
Alleinregierung betrug der Anteil der öffent­
lichen Entwicklungshilfe in Prozenten am 
Bruttonationalprodukt 1 967 0, 1 4  Prozent, 1 968 
0, 14, 1 969 0,1 1 .  

E r  sank dann · unter der RegierUng Kreisky 
im Jahr 1 970 auf 0,07 Prozent ab, hielt 1971 
auf 0,07, 1 972 auf 0,09, stieg 1 973 auf 0, 15,  
1 974 auf 0,15 und wird im nächsten Jahr nicht 
einmal die Ansätze des heurigen Jahres errei­
chen, obwohl es der Herr Bundeskanzler war, 
der für das Jahr 1 975 ein Ziel von 0,3 Prozent 
gesetzt hat. - Es würde mich interessieren, 
was die Frau Bundesminister Firnberg heute 
zu dieser Regierung sagt. 

Aber es geht noch weiter. Als Einnahmen 
werden beim Kapitel Bundeskanzleramt für 
1975 über 78 Millionen Schilling erwartet. Das 
sind um 18,4 Millionen mehr als heuer, und 
zwar ausschließlich aus Darlehensrückzahlun­
gen und Zinsen für gewährte Kredite im Rah­
men der Entwicklungshilfe. 

Die "Kleine Zeitung" vom 10.  Oktober 1974 
hat bereits den Herrn Staatssekretär Veselsky 
zitiert, der gemeint hat, die Rüdeflüsse aus den 
Entwicklungsländern - also Gewinne, Zinsen 
und so weiter - seien bereits größer als die 
geleistete Hilfe überhaupt. Es würde mich hier 
eine Aufklärung interessieren, ob das bedeu­
tet, daß etwa die Entwicklungshilfe im Begriff 
ist, für die Regierung ein ganz beachtliches 
Geschäft zu werden. 

Wir haben nach vierjährigem Hin und Her 
der Bundesregierung im Sommer des heurigen 
Jahres ein Entwicklungshilfegesetz beschlos­
sen. Das darin vorgesehene Konzept steht noch 
immer aus; angeblich - so Staatssekretär 
Veselsky - will man es im kommenden Früh­
jahr vorlegen. Von dem ebenfalls angekündig­
ten Entwicklungshelfer-Gesetz ist zur Stunde 
überhaupt nichts zu hören und zu sehen. 

Dafür hat aber der für die Entwicklungshilfe 
zuständige Staatssekretär an einer Postkarten­
aktion von engagierten Entwicklungshelfern 
teilgenommen, das heißt, er hat eine solche 
vorgedruckte Postkarte unterschrieben und 
sich mit der internationalen Verpflichtung 
identifiziert, bis zum Jahr 1980 j ährlich einen 
Betrag von 0,7 Prozent der öffentlichen Mittel 
für Entwicklungshilfe zur Verfügung zu stel­
len; eine Forderung übrigens, von der wir 
meilenweit entfernt sind. Diese Karte hat dann 
der Herr Staatssekretär an den Herrn Bundes­
kanzler geschickt. (Abg. Dr. G r u b e  r: Ich 
habe gedacht: sich selbstl) Ich finde, daß der 
zuständige Staatssekretär für Entwiddungs­
hilfe weniger solche Postkarten schreiben 
sollte, als sich beim Herrn Bundeskanzler da­
für einzusetzen, daß diese Forderung von der 
Bundesregierung auch tatsächlich erfüllt wird. 
(Beifall bei der OVP.) Denn wer sonst in Oster­
reich hätte wohl die Aufgabe und die Ver­
antwortung, dafür zu sorgen, daß diese Dinge 
tatsächlich realisiert werden, als eben ein Mit­
glied der Regierung, das für diese Frage zu­
stgändig ist? (Präsident Dr. M a l  e t a  über­
nimmt den Vorsitz.) 

Ich könnte mir auch vorstellen, daß der Herr 
Staatssekretär dafür sorgt, daß die Bundes­
regierung mit gutem Beispiel vorangeht und 
etwa ihre horrenden Repräsentationskosten 
etwas einschränkt und einen Prozentsatz da­
für, wie ich das schon einmal vorgeschlagen 
habe, für Entwicklungshelfer zur Verfügung 
stellt. Der Herr Bundeskanzler hat ja selbst 
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einmal gesagt, daß wirkliche Entwicklungs­
hilfe Konsumverzicht bedeutet. Und nun frage 
ich mich :  Warum geht die Bundesregierung 
hier nicht mit gutem Beispiel voran, und 
warum tut der Herr Staatssekretär nichts, um 
die Bundesregierung auf diesen Weg zu brin­
gen? 

Doch um zum Schluß zu kommen. Entwick­
lungshilfe ist heute eine menschliche Heraus­
forderung, die anzunehmen die Pflicht jeder 
Industrienation ist, die gleichzeitig auch eine 
Kulturnation sein will. 

Die gegenwärtige Regierung ist trotz aller 
Versprechungen und Ankündigungen bei Halb­
heiten stehen und uns bis heute den Beweis 
schuldig geblieben, daß sie diese Herausforde­
rung wirklich annehmen wird. 

Mit umso größerem Respekt möchte ich da­
her heute an dieser Stelle auf die vielen Orga­
nisationen und Stellen verweisen, auf frei­
willige und private Vereinigungen, die sich 
bisher in den Dienst der Sache gestellt haben, 
in Eigeninitiative Bewundernswertes geleistet 
und dafür gesorgt haben, daß wir Osterreicher 
nicht an die letzte Stelle jener Länder abge­
sunken sind, die Entwicklungshilfe leisten. 

Ich möchte daher mit dem Beispiel einer 
österreichischen Gewerbeschule in Thailand 
schließen, einem Beispiel für viele. In diesem 
Bericht heißt es unter anderem: 

"Nach der Projektvorbereitung wurde im 
Mai 1971 mit dem Unterricht begonnen . . .  Die 
Ausbildungsdauer beträgt 3 Jahre, wobei jeder 
Jahrgang 1 26 Studenten im Alter von 16 bis 
19 Jahren umfaßt. Seit Beginn des Projektes 
sind österreichische Experten im Einsatz. Ihre 
Aufgaben sind Aufstellen der Maschinen und 
Einrichten der Werkshallen, Einschulen der 
Thailehrer auf diesen Maschinen, Erstellen 
von Curricula, welche dem Land angepaßt 
und den Berufsanforderungen entsprechend 
abgefaßt wurden . . .  Bei der Durchführung 
des Projektes ist man anfangs auf verschie­
dene Schwierigkeiten gestoßen. In erster Linie 
waren es sprachliche Probleme und die Men­
talität der Thailehrer. 

Im März 1 974 hatten wir die ersten Abgän­
ger unserer Schule, wobei 7 1  Prozent der Ab­
gänger in höhere Lehranstalten aufgenommen 
wurden, zum Vergleich von den Thai-Schulen, 
wo nur 30 bis 35 Prozent der Abgänger die 
A ufnahmsprüfung für die höheren Lehranstal­
ten bestehen. Dieser Erfolg ist durch unser 
Arbeitssystem der Ordnung und Sauberkeit, 
mit der wir die Arbeiten durchführen, begrün­
det. Daher darf ich mit Recht sagen, die öster­
reichische Gewerbeschule in Sattahip ist eine 
Musterschule in Thailand." 

Das ist nur ein Beispiel für viele. Ich möchte 
daher zum Schluß an die Bundesregierung 
nochmals appellieren, in Zukunft ihre Ver­
pflichtungen auf dem Sektor der Entwicklungs­
hilfe ernster zu nehmen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich Staatssekretär Dr. Veselsky. Ich er­
teile es ihm. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Doktor 
Veselsky: Herr Präsident! Hohes Haus! Die 
heutige Diskussion - hat eigentlich wiederum 
einen Beitrag geliefert in Richtung Entwick­
lungshilfe für die österreichische Entwicklungs­
hilfepolitik, und ich glaube, das ist auch nötig, 
denn wir stehen vor der Notwendigkeit einer 
Orientierung und zugleich einer Neuorientie­
rung. 

Osterreich hat in großartiger Weise sein 
wirtschaftliches Geschick in die eigene Hand 
genommen und großartige Erfolge erzielt, die 
die OECD von modellartigen Leistungen spre­
chen läßt. Im gleichen Maße haben wir aber 
damit die Verantwortung übernommen, auch 
über die Grenzen unseres Landes hinauszu­
blicken und unseren internationalen Verpflich­
tungen stärker gerecht zu werden. - ,  

I ch  bekenne mich dazu. I ch  habe auch aus 
diesem Grund mitgetan bei der Postkarten­
aktion, die ich für eine großartige Aktion 
halte. Hier haben sidl Menschen eingesetzt 
für andere Menschen, nicht nur für sich selbst. 
Der Erfolg dieser Aktion war auch ein dem­
entsprechender. Es waren nämlich damit doch 
die Budgetverhandlungen im positiven Sinn 
beeinflußt worden. Ich darf Ihnen sagen, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter, es war möglich, 
um 20 Millionen Schilling oder 16 Prozent 
für Zwecke der technischen Hilfe mehr zu er­
halten, und das ist immerhin etwas gewesen, 
worüber sich die, die an dieser Postkarten­
aktion teilgenommen hatten, gefreut haben. 

Aber ein offenes Wort: Die Olkrise, deren 
Rechnung noch nicht beglichen ist, hat uns 
alle vor neue Fakten gestellt, vor die Fakten, 
mit denen wir jetzt erst fertig werden müssen, 
daß nämlich die am wenigsten entwickelten 
Entwicklungsländer am meisten von der Erd­
ölverteuerung getroffen und sogar in ihrer 
Existenz gefährdet wurden. Sie brauchen nun­
mehr viel mehr; und sie brauchen es sofort. 

Auf der anderen Seite sind aber auch die 
Geberländer getroffen worden, und damit auch 
Osterreich. Die Olrechnung für Osterreich 
wurde jetzt erst auf etwa 10 Milliarden Schil­
ling geschätzt. Damit hat aber die Zahlungs­
bilanz, die früher in Osterreich eine positive 
war, eine Passivierung erfahren, und es ist 
somit nicht leicht möglich, die Aktion fortzu-
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setzen, die wir gestartet hatten, nämlich aus 
den Devisenreserven der Nationalbank für 
Zwecke der Entwicklungshilfe Kredite zu ge­
währen. 

Es ist also durch die Erdölkrise das Problem 
der Entwicklungspolitik verschärft worden; 
versdlärft auf der Seite der am wenigsten 
entwickelten Länder, aber auch verschärft 
durch die Tatsache, daß die Geberländer grö­
ßere Sdlwierigkeiten haben. 

Und nun zur Entwicklung unserer Ausgaben 
für Entwicklungspolitik. Wir haben mit 
0 , 15  Prozent des Sozialproduktes nunmehr den 
höchsten Anteil d er öffentlichen Entwicklungs­
hilfe, den es je gab. Die OVP-Alleinregierung 
hatte nur 0, 1 4  Prozent. Sie haben die Zahlen 
richtig genannt, jetzt sind es also 0, 15  Prozent. 

Nun ist das nodl immer meilenweit von 
dem Ziel entfernt, das man sich in den Verein­
ten Nationen für die zweite Dekade der Ent­
wicklungspolitik für die siebziger Jahre gege­
ben hat. Zugegebenermaßen. Aber hier ist es 
eben nicht leicht, und idl muß sagen, es ist 
ja auch die Resonanz hier in diesem Haus 
irgendwie ein Zeidlen für die Aktualität oder 
für die nom nicht ganz große Aktualität der 
Problematik der Entwicklungshilfe in Oster­
reich. 

Im darf also sagen, daß wir unser Möglidl­
stes auf diesem Gebiet tun. Vor allem haben 
wir mit der Neuorientierung, die wir durch 
das Entwicklungshilfegesetz, das in diesem 
Jahr vom Hohen Haus beschlossen worden 
war, von der Gießkannenmethode Abschied 
genommen. Das heißt also, wir fördern nicht 
mehr allüberall in Entwicklungsländern, son­
dern wir tragen der Tatsadle Rechnung, daß 
wir ein nicht sehr großes Land sind und daß 
wir unsere bescheidenen Mittel konzentriert 
einsetzen sollen, damit sie nicht vergeudet 
werden. Das gesmieht. 

Und nun komme im zur Frage Indien. Die 
regionale Sdlwerpunktbildung ist ein neuer 
Akzent, und dieser Akzent wird in völliger 
Dbereinstimmung mit den Entwicklungshilfe­
organisationen Osterreichs gesetzt. Diese 
unterstützen das und lachen nicht dazu, son­
dern sind sehr glücklich darüber. Das mömte 
ich hier sagen. 

Nun also zur Frage Indien. Indien gehört 
zu den am meisten von der Erdölkrise betrof­
fenen Staaten. Es ist ein Entwicklungsland, 
und es gehört zu jenen, die die Hilfe am nötig­
sten haben. Das haben jetzt audl die Geber­
länder festgestellt, die sim gerade über diesen 
Fall unterhielten. 

Damit möchte ich einer Legendenbildung 
entgegentreten: Von Indien. ist kein Atom­
bombenversuch gemeldet worden. Idl muß das 
hier sagen, denn man soll in Osterreich nicht 
öffentlich Dinge verbreiten, die nicht stimmen. 
Es ist ein Nukleartest veranstaltet worden, der 
uns auch nicht freute. Aber, es besteht doch 
ein Untersdlied zwischen einen Atombomben­
versuch und einem Nukleartest. 

Es haben sich nun - und das ist auch sehr 
interessant; ich glaube wir sollen uns nidlt 
zum Richter über andere aufsdlwingen - die 
Geberländer unterhalten. Die Aussage war 
eine sehr interessante. In Indien sind keine 
ballistischen Einrichtungen vorhanden, und es 
ist auch keine Atombombe vorhanden. Die 
Geberstaaten sind fest entschlossen, die Hilfe 
an Indien fortzusetzen. Ich sage Ihnen auch, 
so wie der Bundeskanzler es bereits in einer 
Anfragebeantwortung deponierte: Auch Oster­
reichs Bundesregierung ist dazu entschlossen. 
Wir werden im Rahmen einer Umschuldungs­
aktion wiederum 1 Million Dollar für Indien 
zur Verfügung stellen. 

Ich glaube, es ist notwendig gewesen, hier 
diese Dinge einmal festzuhalten. 

Nun zur Frage der Entwicklungshilfe ins­
gesamt. Ich glaube aber, daß wir nicht der­
artige Probleme aktualisieren sollten, sondern 
andere, nämlich die Tatsache, daß wir ver­
sudlen, den Weg der partnerschaftlichen Ent­
wicklung zu gehen. Das ist ein neuer Weg, 
das ist der Weg, den die Entwicklungsländer 
selbst wünschen und der nichts zu tun hat mit 
der Hingabe von Almosen oder mit kommer­
ziellen Dingen, sondern der der Tatsadle Rech­
nung trägt, daß die Entwicklungsländer darauf 
Anspruch haben, fair behandelt zu werden, 
und daß sich aber damit audl unserer Wirt­
schaft in Zukunft neue Absatzmärkte auftun. 

Meine Damen und Herren! Ich wurde hier 
zur Frage der verstaatlichten Industrie darauf 
angesprodlen, wieso es denn möglich gewesen 
wäre, daß der Beridlt über die Lage der ver­
staatlichten Industrie des Jahres 1 973 erst im 
Herbst dieses Jahres ins Haus gekommen 
wäre. 

Ich mödlte festhalten, daß das OIAG-Gesetz 
nur von einer Berichtspflicht schreibt, aber 
keine Terminisierung enthält und daß für das 
Jahr 1973, Herr Abgeordneter, und das wissen 
Sie sehr genau, durch die Tatsache der Fusio­
nierung von VOEST-Alpine-Montan zu einem 
Konzern eine besondere Situation entstanden 
war, die dazu geführt hatte, daß die Behand­
lung dieses Beridltes erst mit Mai eingeleitet 
werden konnte, im Juli durch die OI<AG an 
die Sektion IV, verstaatlidlte Industrie, ging. 
Der Herr Bundeskanzler hat nadl seiner Rück-
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kehr von seinem Sommeraufenthalt sofort 
unterzeichnet, und das Parlament hat rechtzei­
tig die Möglichkeit erhalten, diesen Bericht 
zugeleitet zu bekommen. (Abg. Dkfm. G o  r­
t o n: Der Bundeskanzler war bis 10. Oktober 
auf Urlaub?) Das Parlament hat ja vorher 
nicht zu tagen begonnen, sehr geehrter Herr 
Abgeordneterl 

Und nun zu einer letzten Frage. Ich glallbe, 
daß insbesondere der Inhalt doch auch inter­
essant gewesen wäre, der Inhalt dieses Berich­
tes über die Lage der verstaatlichten Industrie. 
Aus dem geht nämlich hervor, daß diese ver­
staatlichte Industrie in letzter Zeit mit ein 
Motor der industriellen Entwicklung in Oster­
reich gewesen war und damit auch beigetra­
gen hat zu dem gewaltigen Leistungsanstieg 
der österreichischen Wirtschaft und zu den 
modellhaften Erfolgen, die wir in der öster­
reichischen Wirtschaft erzielen konnten. 

Und wenn mir die Frage gestellt wurde, in 
welcher Eigenschaft ich es gewagt habe, in 
Polen und in Bulgarien Besuche abzustatten, 
so hat dazu bereits Herr Abgeordneter Braun­
eis einiges gesagt. Ich möchte nur noch etwas 
festhalten: in Vertretung des Bundeskanzlers 

-. der Staatssekretär ist nicht nur zur parla­
mentarischen Vertretung berufen, sondern 
auch zur Unterstützung bei der Führung des 
Ressorts, und in dieser Funktion war ich in 
Polen und in Bulgarien, im Interesse der vom 
Herrn Bundeskanzler zu führenden Geschäfte, 
zur Vorbereitung des Besuches von Minister­
präsident Jaroszewicz, der ein großer Erfolg 
für die österreichische Wirtschaft geworden 
war. Und auf das bin ich auch etwas stolz, 
u nd das sage ich mit aller Deutlichkeit. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ich selbst möchte aber etwas vermieden 
wissen: Daß man Fronten aufreißt zwischen 
verstaatlichter Industrie und privater Industrie 
in Osterreich, wenn es auch nur durch derar­
tige Äußerungen hier versucht wird. Denn 
was uns nämlich, glaube ich, in Osterreich aus­
zeich,net, ist eben auch unter anderem, daß wir 
eine gemischte Wirtschaft haben, daß wir die 
Koexistenz verschiedener Eigentumsformen 
haben, daß wir das auch als ein Fundament 
der bewährten Wirtschaftspartnerschaft haben 
und daß das auch zu den modellhaften Erfol­
gen in Osterreich beigetragen hat. Und ich 
bekenne mich dazu. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Kraft. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Kraft (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Es wäre zweifelsohne für einen 
Debattenredner zum Kapitel Bundeskanzler-

amt angenehmer, wenn der Herr Bundeskanz­
ler persönlich da wäre und nicht nur die Pro­
dukte eines seiner Irrtümer. So hatte er j a  
die Installierung von Staatssekretären einmal 
selbst bezeichnet. 

Bei den Ausführungen des Herrn Abgeord­
neten Dr. Fischer, bei seinem Herumwerfen 
mit Dichterwörtern, auch dabei, wie er sich 
aufgeführt hat als scheinbarer Kaplan für die 
SPO-Fraktion, ist mir auch ein Spruch einge­
fallen von einem römischen Dichter, der da 
heißt: Quamvis sint sub aqua male­
dicere temptant. Für Nichtlateiner ins Deutsche 
übersetzt, sinngemäß vielleicht ins Deutsche 
übersetzt: Obwohl ihnen das Wasser bereits 
über dem Kopf ist, versuchen sie dennoch 
Schlechtes und Böses zu reden. 

Nun aber zu einigen Fragen, die heute bei 
dieser Debatte noch nicht angesprochen wur­
den, zu einigen Fragen betreffend die regionale 
Strukturpolitik. 

Das Ziel aller regionalpolitischen Maßnah­
men muß es meiner Meinung nach sein, in 
allen Teilen des Landes die Chancengleich­
heit, die Entwicklung sicherzustellen und 
gleichwertige Lebensbedingungen zu gewähr­
leisten. Das ist nicht gleichbedeutend mit 
einem kaum je erreichbaren vollständigen 
Ausgleich struktureller Unterschiede. Auch 
soll dadurch der freie Wettbewerb in der Wirt­
schaft nicht verzerrt oder ausgeschaltet wer­
den. Verstärkte regionale Wirtschaftspolitik 
als Bestandteil einer umfassenden Struktur­
politik zur Entwicklung eines bestimmten Lan­
des teiles erfordert eine verstärkte regionale 
W'irtschaftsförderung in Form von Startbethil­
fen oder Anreize" zur Weckung und Steige­
rung der Eigeninitiative sowie überhaupt zur 
Mobilisierung von Leistungsreserven. 

Ob der beabsichtigte Effekt besser und 
rascher durch die Förderung bereits bestehen­
der leistungsfähiger und leistungsbereiter 
Unternehmen erzielt werden kann oder ob 
dafür die Gründung neuer Betriebe zweckmä­
ßiger ist, bedarf in jedem einzelnen Fall sicher­
lich einer gründlichen Uberlegung. 

Es ist die Politik dieser derzeitigen Bundes­
regierung schon einige Male mit einem Theater 
verglichen worden. Auch die

" 
Strukturpolitik 

beziehungsweise die regionale Strukturpolitik, 
glaube ich, läßt diesen Vergleich zu. Auch 
hier kommt immer nur der Ansager, das Stück 
selber beginnt aber fast nie. 

Nun eine Frage : Wie behandelt diese der­
zeitige Bundesregierung die Grenzräume, die 
Grenzräume entlang unserer österreichischen 
Grenzen, entlang der offenen wie aber auch 
der geschlossenen Grenzen? 
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Kraft 
Wenn wir, beginnend im Süden, vielleicht 

die Gebiete in Kärnten beobachten, im Osten 
die Probleme im Burgenland, im Norden die 
Probleme im nördlichen Niederösterreich, in 
Oberösterreich, das Mühlviertel, das Innvier­
tel, so dürfen wir, glaube ich, hier wohl zu 
Recht teilweise von echten Problemgebieten 
sprechen. Die Zeit erlaubt leider nicht, zu 
aUen diesen regionalen Einzelheiten genauere 
Ausführungen zu machen. Ich darf mich daher 
auf oberösterreichische Probleme beschränken. 

Ich habe auch im vergangenen Jahr, bei 
der vergangenen Budgetdebatte, auf die 
Schwierigkeiten hingewiesen, die in diesen 
Grenzgebieten teilweise auftreten, auf die 
Strukturschwächen, auf die Tatsache, daß be­
reits im vergangenen Jahr freie Kapazität zu 
verzeichnen war, daß die Auftragslage keines­
falls eine optimale war. Und der Herr Han­
deisminister hat mir damals wohl im Haus 
widersprochen, aber in einem sehr freundlich 
gehaltenen Schreiben indirekt oder auch direkt 
zugegeben, daß er wohl das von mir Gesagte 
hier im Haus bestätige, aber daß die Schwie­
rigkeiten ja doch nicht so groß wären. 

Nun, wie schauen die Dinge derzeit aus? Es 
ist sicherlich im letzten Jahr nichts besser ge­
worden. Wir haben vor geraumer Zeit und 
vor Jahren bereits darauf hingewiesen, daß es 
gerade in diesen wirtschaftlichen Problemge­
bieten eben darum geht, attraktive, sichere 
Arbeitsplätze zu schaffen und zu fördern, ge­
rade doch im Hinblick auf die Tatsache, daß 
jenseits des Inn etwa die bundesdeutschen 
Behörden hier ganz gewaltige und gigantische 
Anstrengungen unternehmen. Unsere Forde­
rungen und unsere Vorschläge hat man eben, 
wie so oft, einfach hochmütig vom Tisch ge­
blasen. 

Wie kommen die Entwicklungen jetzt auf 
uns zu? Wir haben einige Betriebe, die ent­
weder auf Kurzarbeit umgestellt haben oder 
sich überlegen, ob sie nicht auf Kurzarbeit 
gehen sollen. Ja es gibt sogar einige Betriebe, 
wo bereits Entlassungen - nicht in sehr gro­
ßem Ausmaß, das wohl, aber doch Entlassun­
gen - durchgeführt werden mußten. 

Dazu kommt jetzt das Problem der Rück­
wanderer aus d'3r Bundesrepublik Deutsch­
land, die ebenfalls untergebracht werden soll­
tel1.. Die Anliegen, die Probleme des Grenz­
gängerrechtsschutzverbandes hat man ja ohne­
hin bisher immer negiert und nicht für dis­
kussionswürdig gehalten. 

In einer anderen Sparte - die kleineren 
Unternehmungen, Klein- und Mittelbetriebe, 
das Kleingewerbe etwa - war doch noch nie 
die Zahl von Gewerbeabmeldungen und Still­
legungen gerade in diesen Gebieten so hoch 
wie gerade in den letzten Monaten. Aber diese 

Tatsache hat ja auch eine Auswirkung, eine 
Auswirkung, die sich, glaube ich, auf die Ver­
sorgungslage der Bevölkerung, vielleicht noch 
nicht jetzt, aber in absehbarer Zukunft, aus­
wirken wird. 

Wir haben ja in diesen Gebieten Gemein­
den, wo es kein Kaufgeschäft, keinen Dienst­
leistungsbetrieb mehr gibt und die Konsumen­
ten 10 ,  20 Kilometer weit fahren müssen, um 
dIe Artikel des täglidlen Bedarfes überhaupt 
noch einkaufen zu können. Auch der volks­
wirtschaftliche Standpunkt, auch diese Argu­
mente kommen ja zum Tragen. 

Darüber hinaus einige ganz bedeutende An­
liegen dieser oberösterreichischen Grenzge­
biete ; ich darf sie nur schlagwortartig aufzäh­
len : etwa die Innviertel Autobahn, eine Donau­
brücke bei Engelhartszell, eine Bahnverbin­
dung vom oberösterreichischen Zentralraum 
über Braunau nach München und schließlich 
die großen Probleme und die großen Schwie­
rigkeiten im Zusammenhang mit dem größten 
Innviertler Betrieb, mit der Elektrolyse Rans­
hafen, wo man bisher nichts getan hat als 
versprochen und die Geschäftsführung und 
auch die Belegschaft verunsichert hat. 

Man kann also von einem Grenzland im 
Wartezimmer sprechen, und der behandelnde 
Arzt Dr. Kreisky ist schon im Begriffe, diese 
Ordination aufzulösen und zu schließen. Es 
gibt sehr viele Analysen, Untersuchungen 
über diese Grenzproblematik, über diese Fra­
gen der regionalen Strukturpolitik. Es hat sich 
die Raumordnungskonferenz damit beschäf­
tigt, es gibt Gutachten des Institutes für Raum­
planung, der Beirat für Wirtschafts- und 
Sozialfragen hat sich damit beschäftigt und 
so weiter. Man glaubt, die Diagnose allein 
genügt, die Therapie könnte man sich sparen. 

Da beschloß einstens auch einmal der Son­
nenkönig der siebziger Jahre Dr. Kreisky, eine 
Reise nach Schärding zu tun, um vielleicht 
ein bißchen Umschau zu halten oder dort mit 
Genossen zusammenzusitzen und zu beraten 
über die Probleme, · die es dort oben gibt, 
herumzuschauen, vielleicht zu vertrösten -
das ist ja dann eingetreten -, wieder einmal 
zu versprechen. 

. 

Man glaubte auch gerade in diesem Zusam­
menhang - der Herr Bundeskanzler wird sich 
wohl sehr gen au an diesen Tag in Ober­
österreich erinnern -, eine Bauerndemonstra­
tion beleidigen und provozieren zu können. 
Sie bekam Ihnen nicht gut, Herr Bundeskanz­
ler, diese Tagung in Schärding. (Beifall bei 
der OVP.) Ich war dabei, Herr Bundeskanzler. 
(Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: Ich habe Sie 
gesehen!) Dazu stehe ich auch, daß ich dabei 
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war. (Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: Das 
erste Mal haben Sie sich höflicher benommen!) 
Das drückt meine Solidarität mit einem ande­
ren Berufsstand aus, der von Ihrer Regierung 
geschädigt worden ist. (Beifall bei der OVP. 
- Abg. T r e i e  h I: Die Schreibtischbauern 
waren dabei, die Bauern nicht/ - Bundes­
kanzler Dr. K r  e i s  k y: Die Bauernbürokra­
ten waren an der Spitze!) Sie sollten aus die­
ser Schärdinger Tagung Lehren gezogen 
haben, aber lernen fällt Ihnen sicherlich nicht 
allzu leicht. 

Es wurde in Schärding wieder einmal nur 
versprochen. Es wurde versprochen, es wurde 
Hilfe zugesagt, Herr Bundeskanzler. Der Herr 
Handelsminister hat dort konkrete Hilfen zu­
gesagt, auch Sie selber waren dort dabei, und 
Sie hielten wieder einmal einen Teil der Be­
völkerung, schlicht und einfach gesagt, zum 
Narren. 

Herr Bundeskanzler! Ich gestehe Ihnen zu: 
Sie konnten alle Leute einige Zeit und Sie 
können sicherlich einige Leute auch allezeit, 
aber Si·e können nicht alle Leute allezeit 
zum Narren halten (Bundeskanzler Doktor 
K r  e i s  k y: Das hat schon wer anderer ge­
sagt/), wie Sie es auch hier bei dieser Grenz­
landpolitik und bei dieser Strukturpolitik bis­
her getan haben. (Beifall bei der OVP.) 

Der Herr Bundesminister Dr. Prader hat 
Ihnen heute bereits einmal das JArgument und 
Ihre Ausrede vorgehalten :  "Na ja, bei der 
OVP war es j a  auch nicht besserI" (Abg. 
T r e i c h  1: Schlechter!) Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Dieses Argument "früher 
war es auch nicht besser" ist doch ein Schlag 
auf Ihren eigenen Schädel. Damit geben Sie 
doch indirekt und direkt zu, Sie können es 
nicht besser, Sie können auch nur mit Wasser 
kochen. Sie geben damit eine glatte Kapitula­
tion Ihrer Regierungspolitik zu. 

Es gab eine Zeit, da sprachen Sie so gerne 
und fast nur von der Zukunft. Heute redet 
man nur von der Vergangenheit, was alles 
schlecht bei der OVP war, man blickt nur 
zurück. Diese moderne Partei ist anscheinend 
sehr rasch unmodern geworden, ein bißchen 
schnell gealtert, würde ich sagen. Wo sind 
denn die vielen himmelblauen und rosaroten 
Versprechungen geblieben, die einmal auf den 
Plakatwänden gemacht wurden? Für jedes Res­
sort hat es Programme gegeben, da wurde 
frischfröhlich drauflos versprochen. Aber es ist 
wohl eine Tatsache und offenbar überall so, 
daß in allen sozialistischen Ländern das Glück 
zuerst auf den Plakatwänden und in zweiter 
Linie erst auf den Gesichtern der Menschen zu 
sehen ist. 

Einige der sozialistischen Redner haben 
heute gemeint, die österreichische Bevölke­
rung müsse u.nd solle selbst beurteilen. Sie 
solle diese bisher gemachte Politik einer sozia­
listischen Partei beurteilen. Meine sehr geehr­
ten Damen u.nd Herren! Es wurde schon geur­
teilt, und zwar ganz gewaltig bei den letzten 
Wahlgängen. Darf ich nur einiges ganz kurz 
in Erinnerung rufen. Es haben auch, sollte 
man das in der Hektik vergessen haben, Arbei­
terkammerwahlen stattgefunden. (Abg. 
T r e i e  h 1: Darüber werden wir noch reden!) 

Damit komme ich noch einmal zurück zum 
Grenzland, Herr Bundeskanzler. Grenzgebiete 
wie in Vorarlberg (Abg. Dr. G r u b e  r: Das 
schmerzt einen Vorar/berger besonders!), aber 
auch in Oberösterreich, dort haben Sie doch 
auch eine eindeutige Antwort auf Ihre Grenz­
landpoliUk und regionale Strukturpolitik er­
halten. 

Wenn ich mir die Bezirksergebnisse etwas 
näher ansdlaue: Bezirk Rohrbach: absolute 
OAAB-Mehrheit, Bezirk Urfahr: absolute 
OAAB-Mehrheit, Bezirk Schärding: absolute 
OAAB-Mehrheit, Bezirk Ried : relative OAAB­
Mehrheit, Bezirk Braunau: große Stiinmenge­
winne für OAAB ! Das ist doch die Realität 
und die Tatsache. Haben Sie denn damit nicht 
auch eine Antwort und einen Denkzettel für 
Ihre Politik in diesen Gebieten bekommen? 

Weil ich gerade bei Ranshofen und beim 
Bezirk Braunau war, auch dazu einige Sätze. 
Herr Bundeskanzler, was Sie im Zusammen­
hang mit Ranshofen bisher aufgeführt haben, 
grenzt an absolute österreichische Slalom­
Spitzenklasse. (BeifaII bei der OVP.) 

Ich habe hier einen Bericht direkt aus dem 
Werk Ranshofen vor mir liegen, eine Aussage, 
die ich kurz zitieren möchte. Hier heißt es 
- Kollege Hellwagner wird sicherlich zuhö­
ren, er kennt die Dinge ja viel besser; es gibt 
einige Aussagen von ihm -: 

"Die Nichterrichtung einer Elektrolyse in 
Osterreich hätte zur Folge, daß das 
benötigte Rohmaterial zugekauft werden 
muß, wobei auf lange Sicht nicht zu erwarten 
ist, daß wir dieses Metall von den Lieferanten 
zu einem Preis bekommen, der uns in die 
Lage versetzt, eben diesen Lieferanten in den 
nächsten Verarbeitungsstufen Konkurrenz zu 
machen, denn es zeigt sich immer mehr, daß 
die Hüttenmetallerzeuger sich weitere Produk­
tionsstufen angliedern. Der Schluß daraus ist, 
daß die Nichterrichtung einer neuen Elektro­
lyse in Ranshofen in letzter Konsequenz das 
Ende einer Aluminiumindustrie in Osterreich 
sein würde." 

Das ist direkt ein Bericht aus dem Werk 
Ranshofen, Herr Bundeskanzler, und nun zu 
einigen Stationen dieses Slalomlaufes. 
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Ich darf kurz im Telegrammstil sagen: 
16. Februar 1 97 1 :  Dr. Kreisky stellt eine Kom­
mission zusammen, die innerhalb von 14 Ta­
gen einen Bericht an die Bundesregierung aus­
zuarbeiten hat im Hinblick auf die Strompreis­
frage in der Elektrolyse. 5. März 1 971 : Ver­
kehrsminister Frühbauer: Ministerkomitee hat 
bezüglich Stromlieferung ein e  gemeinsame 
Basis gefunden. 6. März 197 1 :  Natio­
nalrat Hellwagner, der Zentralbetriebsrat, ist 
sehr glücklich. - Kollege, sind Sie es heute 
auch noch? (Ruf bei der SPO; Unbedingtl) 
"Ich hoffe, daß es endlich zu einer wirtschaft­
lich tragbaren Strompreisregelung gekommen 
ist." - Also schon erledigt, 1 97 1 .  

23. März 1 97 1 :  Minister Frühbauer : Volle 
Einigung mit Ranshofen in der Strompreis­
frage. 1. April 1971 : Im "Express" damals zu 
lesen: "Ringen um vernünftigen Strompreis 
wurde einer Lösung zugeführt." - W u r d e 
zugeführt! 

17 .  April 1 97 1 ,  nun kommt es anders: "Gene­
raldirektor Dr. Geist äußert ernste Bedenken 
gegen einen Neubau der Elektrolyse in Rans­
hofen." 

Oder weiter: 23. April 1 971 : "Generaldirek­
tor Dr. Geist: ,Elektrolyse ist notwendig und 
sinnvoll.' " Wieder ein bißehen anders. 

23. April 1971 : "Arbeiter-Zeitung", einen 
Tag vor der Bundespräsidentenwahl :  "Rans­
hofner Elektrolyse ist sicher." 

1 6. Oktober 1 971 : "Die Presse" : "Alupläne 
nun wieder geändert, Elektrolyse für Rans­
hofen wieder zurückgestellt." "Generaldirek­
tor Dr. Geist : ,Wir sind mit Ranshofen einer 
Meinung, daß dieses Projekt nicht mehr die 
Nummer 1 in unseren Plänen darstellt: " 

2 1 .  Oktober 1 972 : "Tagblatt." Nun, das "Tag­
blatt" ist ja bekannt. Sie schreiben immer, was 
sie wollen. Sie haben einige Male schon gro­
ß en Mut bewiesen, gerade in der letzten Zeit. 
(Ruf bei der OVP: Sicherlich, was sie wollen!) 
Es ist keine Zeit dazu, sonst hätte ich gerne 
eine kurze Diskussion über den "Tagblatt"-Be­
richt mit Ihnen geführt, in Sachen Baumgart­
ner und oberösterreichischer SPO, aber dazu 
ist sicherlich jetzt keine Zeit. Ich zitiere das 
"Tagblatt" : "Die neue Elektrolyseanlage in 
Ranshofen hält Dr. Geist derzeit nicht für not­
wendig." 

5. Oktober 1 972 : "Salzburger Nachrichten " :  
"Neuerliches Nein zur Elektrolyse." 

22. Oktober 1 972 : "Kronen-Zeitung" :  
"Wenig Hoffnung für das Werk Ranshofen." 

8. November 1 972: "Elektrolyse zweck­
mäßig." - Dr. Kreisky im Kurier". 

20. November 1 972: "Umstrittene Zusage 
tür Aluminium-Werk." - "Kleine Zeitung". 

1 .  April - wohl ein Aprilscherz - 1 973. -
Kreisky in Schärding:  "Elektrolyse wird ge­
baut." Herr Bundeskanzler, Sie erinnern sich 
sicherlich noch daran. 

Oder IISalzburger Nachrichten" vom 2. April 
1 973 : "Die Errichtung attraktiver Betriebe im 
Grenzraum sei  eine der Möglichkeiten, die 
Abwanderung zu verringern. Er bezeichnete in 
diesem Zusammenhang den Bau der Elektro­
lyse im Aluminiumwerk Ranshofen als unab­
dingbar." 

Derjenige, der das gesagt hat, ist heute nicht 
mehr aktuell, es war der ehemalige Landes­
hauptmannstellvertreter Fridl. Auf den brau­
chen Sie nicht mehr allzu viel Wert zu legen. 

Oder 30. Oktober 1 974 : Eröffnung des Walz­
werkes in Ranshofen. G eneraldirektor Wim­
berger und Zentralbetriebsratsobmann Hell­
wagner: Dringende Notwendigkeit des Baues 
d er Elektrolyse. Dr. Kreisky in seiner An­
sprache: Der Bund wird alles tun, um Rans­
hofen in diesen Bestrebungen zu unterstützen. 

Und eine weitere Station: Im Finanz- und 
Budgetausschuß sagten Sie mir, Herr Bundes­
kanzler, auf meine Frage, betreffend Ihre oft­
maligen Zusagen in Richtung Elektrolyse: Die 
Betriebsleitung müßte zur Elektrolyse gezwun­
gen werden. - Herr Bundeskanzler! Bei der 
Eröffnung des Walzwerkes hat der General­
direktor die Notwendigkeit der Elektrolyse 
herausgestrichen. Sie sagten mir einige Tage 
später: Die Betriebsleitung müßte gezwungen 
werden. Eine kurze Absprache mit dem Herrn 
Generaldirektor Wimberger wäre vielleicht 
vonnöten. 

Sie sagten mir weiters in der Sitzung des 
Finanz- und Budgetausschusses : Die Verant­
wortung, ob das Projekt wirtschaftlich vertret­
bar ist oder nicht, müssen die Organe, nicht 
die Regierung übernehmen. 

Herr Bundeskanzler! Ich glaube, ein bißchen 
zuständig wären Sie auch noch. Ansonsten 
hätten Sie nicht fünf Jahre lang - fünf Jahre 
lang! - einmal so, einmal so Ihre Aussagen 
in der Offentlichkeit gemacht. Das Kernstück 
der Aussage war am Schluß dann doch: Ohne 
billigen Atomstrom wird die Elektrolyse ja 
überhaupt nicht möglich sein. 

Jetzt haben wir einen neuen Aufhänger: 
Ohne Kernkraftwerk St. Pantaleon - das ver­
stehe ich - wird die Elektrolyse nicht zu 
bauen sein. Die Ranshofner Betriebsleitung 
und die Belegschaften in Ranshofen werden 
diese Ihre Äußerungen sicherlich mit großer 
Bestürzung entgegennehmen. Herr Bundes­
kanzler! In Sachen Elektrolyse haben Sie wahr­
lich einen echten Eiertanz aufgeführt. 
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Hohes Haus! Es wäre nun eine logische Kon­
sequenz, auf die Einhaltung dieser Verspre­
chen zu pochen, die hier in j ahrelangem Zick­
zackkurs gemacht wurden; gar nichts Neues 
zu verlangen, sondern nur die EinhaItung der 
von Ihnen, Herr Bundeskanzler, und von Ihren 
Regierungsmitgliedern gemachten Verspre­
chungen, nur diese Versprechungen endlich 
einmal einzulösen. Man bräuchte gar nichts 
Neues zu verlangen, aber in einem hohen 
Ausmaß von Verantwortungsbewußtsein tut 
man sich ja auch dabei sehr schwer, Sie an 
die Einlösung Ihrer Verantwortung zu er­
innern. Von einem Abgewirtschafteten kann 
man eben nichts verlangen; um es bildlich und 
ein bißehen heiter auszudrücken: einen Glatz� 
köpfigen kann man nicht frisieren. 

Herr Bundeskanzler! Die Schlußbilanz dieser 
Regierung Kreisky ist auch zu einer Konkurs­
bilanz geworden. Sie werden verstehen, daß 
wir einer solchen Bilanz nicht unser Plazet 
werden geben können. 

Sozialistische Politik in Osterreich war viel­
leicht gestern "in", heute jedenfalls ist sie 
schädlich, und die Mehrheit der österreichi� 
sehen Bevölkerung hofft mit uns, daß sie 
morgen "out" sein wird. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Nittel. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Nittel (SPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeord� 
ne te Kraft meinte, die Stimmung im Hause 
ein bißchen zu heben, indem er sich mit wenig 
freundlichen Worten an Herrn Staatssekretär 
Veselsky gerieben hat. Ich möchte in Abwand� 
lung seines Wortes sagen, ich würde ihn nicht 
als ein Produkt eines Irrtums bezeichnen, son­
dern ich würde viel eher sagen, er ist das 
sehr konsequente Produkt des bösen Geistes 
der Osterreichischen Volkspartei, die es mit 
Demagogie und unsachlicher Kritik an allem 
Positiven genau dort hingebracht hat, wo sie 
eben heute ist. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
K r  a f t :  Fragen Sie einmal den Herrn Bundes­
kanzler!) 

Dazu wird die Antwort von berufenem 
Munde noch kommen. 

Meine Damen und Herren! Der junge Wis­
senschafter Narbert Hölzl hat es vor kurzer 
Zeit in dankenswerter Weise übernommen, 
die Geschichte der österreichischen Wahl­
kämpfe in der Broschüre "Propagandaschlach� 
ten" darzulegen. Er kommt am Schluß seiner 
Analysen und Betrachtungen zu folgender 
Uberlegung. Er meint dort: Die oft geäußerte 
Befürchtung, daß in einer Demokratie der grö� 
ßere Demagoge und geschicktere Propagandist 
den Sieg davontrage, daß nicht Programme, 

sondern Werbemethoden entscheiden, ist nicht 
ganz unbegründet und kann durch Beispiele 
aus der Geschichte erhärtet werden. 

Meine Damen und Herren I Wahrscheinlich 
bedarf es gar nicht dieser Untersuchung, weil 
unsere Erinnerung ja so weit zurückreicht, um 
zu erkennen, daß die Osterreichische Volks­
partei niemals mit sachlichen Programmen in 
\<\Tahlkämpfen bestanden hat, sondern immer 
nur dann erfolgreich war, wenn sie in Oster­
reich Angst und Unsicherheit hervorrufen 
konnte. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir durch 
die jüngste Geschichte Ihrer Wahlkämpfe 
gehen, so sehen wir 1949 die Erfindung der 
"roten Katze", die Behauptung, daß über den 
\Veg der Sozialdemokratie der Kommunismus 
in Osterreich Einzug nehmen würde. Mag sein, 
daß es eine glückliche Erfindung eines OVP­
Propagandisten gewesen ist. Sicher ist aber, 
daß der Erfolg dieser "roten Katze" von 1 949 
die OVP-Propagandisten in zukünftigen Wahl� 
kämpfen verführt hat. Er hat sie zu der 
Methode verführt, ganz egal, was wahr ist, 
zu behaupten, daß die Sozialisten in der einen 
oder anderen Form die Wegbereiter des Kam� 
munismus und der Unfreiheit seien. Sie waren 
1 956 erfolgreich, als Sie gegen unsere Bemü­
hungen zur Sicherung des Ols gekämpft haben, 
als Sie das Gespenst der drohenden Verstaat� 
lichung der gesamten Wirtschaft propagiert 
haben, und Sie waren 1 966 erfolgreich, als Sie 
die Lüge von der Volksfront im Wahlkampf 
verbreitet haben. Das ist Geschichte. 

Natürlich gefällt es Ihnen nicht, wenn wir 
Ihnen das heute vorhalten, das ist Geschichte, 
es ist belegt, und es ist gut, daß sich auch die 
Politikwissenschaft dieser Wahlkampfmetho� 
den angenommen und sie beschrieben hat. 

Die OVP-Propagandisten haben das natür­
lich begriffen, und sie haben es in den Wahl­
kämpfen konsequent angewendet. Sie haben 
begriffen, daß die OVP eben nicht mit positiver 
Propaganda, nicht mit positiver Werbung, son� 
dem nur mit der Darstellung grau in grau, 
mit Angst und Schrecken, Erfolg haben kann. 
(Abg. K r  a f t: Wollen Sie damit sagen, die 
Wähler können das nicht unterscheiden?) Ich 
erinnere an den Satz, daß es gelungen ist, 
durch Propaganda und Demagogie Erfolg zu 
haben. 

Diese Taktik muß man bloßlegen, um zu 
begreifen, was die Osterreichische Volkspartei 
in diesen Tagen hier im Parlament aufführt : 
Es muß Angst erzeugt werden, es muß Un­
sidlerheit um sich greifen, es muß das Ge­
spenst der Krise beschworen werden, denn 
nur in dieser Atmosphäre hofft die Osterreichi� 
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sehe Volkspartei bei einer künftigen Wahlaus­
einandersetzung Erfolg zu haben. Zumindest. 
wußte sie bis dahin keinen anderen Weg. 

Und wenn Koren und Sehleinzer und die 
übrigen Redner der Osterreiehischen Volks­
partei hier schwarzmalen, dann nicht, weil 
sie es nicht besser wüßten, weil sie nicht die 
Erfolge, die in den letzten vier Jahren erzielt 
wurden, klar und deutlich erkennen - sie 
kennen sie natürlich haargenau -, sie müssen 
deshalb so sprechen, weil es in das Propa­
gandakonzept der asterreichischen Volkspar­
tei paßt. Deshalb muß die Wirtschaft vor dem 
Zusammenbruch stehen, deshalb muß vom 
Konkurs der Politik gesprochen werden und 
deshalb wird von einem Budgetdschungel hier 
im Parlament gesprochen. Man könnte sagen, 
fast ein Scherz darauf: Wenn sich die öster­
reichische Wirtschaft trotzdem anders ent­
wickelt, als es die Prognosen der OVP vorher­
sagen, so umso schlechter für die Wirtschaft. 
Diese Taktik muß man erkennen und diese 
Taktik muß man bloßlegen, um zu begreifen, 
was mit diesen Debattenbeiträgen beabsichtigt 
wird. 

Die Osterreichische Volkspartei, das ist 
meine feste Uberzeugung, will gar nicht mit 
uns in eine Konkurrenz über die Reformpläne 
und über positive Maßnahmen für asterreich 
eintreten. Sie will die Menschen verunsichern, 
und wenn es Qsterreich schadet, was küm­
mert"s die OVPI Daß die OVP Osterreich aus 
dem Blick verloren hat, haben wir aus man­
chen Beispielen deutlich zu erkennen gehabt. 

Die OVP muß es sich daher in einer solchen 
Debatte gefallen lassen, daß ihre jetzige un­
sachliche Kritik an den Leistungen der Bundes­
regierung mit ihren Aktionen zwischen 1966 
und 1970 verglichen wird. Jetzt ist die Oster­
reichische Volkspartei sozial, ist um die Armen 
besorgt, um die Kranken bemüht, j a  sie warnt 
sogar vor Arbeitslosigkeit. Aber zwischen 
1 966 und 1 970 hatte sie diese Sorgen alle nicht. 
Was hat sie denn verwirklicht zwischen 1966 
und 1 970? Einige Redner haben sich des ORF­
Gesetzes gerühmt. Ja, sicher. Vom Standpunkt 
der OVP war das ein sehr erfolgreiches Ge­
setz, j a  es war so erfolgreich, daß Sie durch 
Ihre Entscheidung damals bewirkt haben, daß 
die Mehrheit der OVP im ORF bis zum Jahr 
1 974 gesichert war, vier Jahre nach dem Sieg 
der Sozialisten bei den Nationalratswahlen. 
Sie hatten sich quasi ein Meinungsmonopol 
dort geschaffen. 

Was haben Sie noch gemacht? - Herr Ab­
geordneter Gruber, Sie haben ja maßgeblich 
daran mitgewirkt !  - Sie haben eine wesent­
liche Verschlechterung des Mietrechtes in Ihrer 
Zeit herbeigeführt. Sie haben die freie Miet-

zinsvereinbarung eingeführt, natürlich, das 
haben Sie 1 968 eingeführt (Abg. Dr. G r u b e r: 
Die haben wir jetzt noch!), und Sie haben 
Millionen den Mietern auf diese Weise ent­
wendet, ohne den von Ihnen angeblich beab­
sichtigten Zweck, nämlich den der größeren 
Verfügbarkeit der Wohnungen zu erreichen 
und den Ablösewucher zu beseitigen. -
Wir haben heuer, mit Ihrer Stimme, und das 
beweist, daß Sie sich der Tatsache bewußt 
sind, daß Sie ein schlechtes Gesetz gemacht 
hatten, dieses Gesetz j etzt teilweise korrigiert. 
Auch Sie haben erkannt, daß das von Ihnen 
im Jahr 1 968 beschlossene Gesetz schlecht war. 

Natürlich haben Sie auch etwas für Oster­
reich gebracht, das muß man objektiverweise 
sagen. Drei neue Steuern I Lohnsteuer, Alko­
holsteuer, Autosteuer. Im Jahre 1969 allein 
hat das die asterreicher 3650 Millionen Schil­
ling gekostet. (Abg. Dr. G I  U b e l: Und Sie?) 
Was haben wir gemacht? -- Das kann ich 
schr deutlich gleich sagen, und es gewinnt 
im Zusammenhang damit auch an Bedeutung: 
vVir haben eine Lohnsteuerreform beschlossen, 
gegen Ihre Stimme, die ab 1 .  Jänner 1 975 
den österreichischen Einkommen- und Lohn­
steuerzahlern 1 1  Milliarden Schilling ersparen 
wird. Das haben wir gemacht zum Unterschied 
von Ihnenl 

Aber natürlich hat di.e asterreichische 
Volkspartei auch h istorische Entscheidungen 
getroffen. Ich habe das vorige Woche ausführ­
lich dargelegt, ich möchte es heute nur streifen: 
Im Februar 1 967, als Sie in Ihrer Regierung 
beschlossen haben, Wien zur dritten UNO­
Stadt zu machen, zumindest es zu beantragen 
und die UNO-City hier einzurichten, damals 
hatten wir die Regierung bei dieser histori­
schen richtigen Entsdleidung unterstützt; nicht 
im Parlament, denn ins Parlament hat die 
OVP dieses Problem überhaupt nie gebracht. 
Aber heute betreibt die OVP in dieser Frage 
Kindesweglegung; man könnte fast sagen, am 
liebsten würde sie das Problem abtreiben. 
Heute führt die OVP einen Kampf gegen die 
UNO-City, der über manche Strecken an eine 
Don-Quichotterie erinnert. 

Und wenn der Herr Abgeordnete Kaufmann 
mit Recht auf das Problem und auf die Not­
wendigkeit der Entwicklungshilfe hinweist, so 
darf ich doch bescheidenerweise einwenden: 
Wenn mit der Errichtung der IAKW das Ver­
waltungszentrum der UNIDO, des Instruments 
der UNO für industrielle Entwicklung hier 
geschaffen wird, so meine ich, daß dies schon 
eine wesentliche Voraussetzung für das Funk­
tionieren dieser Institution ist. Sonst hätte der 
Beschluß der OVP-Regierung aus dem 67er­
Jahr ja gar keinen Sinn. Nehmen Sie einen 

122. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 93 von 118

www.parlament.gv.at



1 1 962 Nationalrat XIII. GP - 1 22. Sitzung - 3. Dezember 1974 

Nittel 
der vielen Beträge, die Sie hier in diesem 
Zusammenhang genannt haben und einen Teil 
davon für die UNIDO, so meine ich, daß man 
objektiverweise auch diesen Betrag in diesem 
Zusammenhang erwähnen müßte, wenn man 
fair diskutiert, aber dazu ist die OVP natürlich 
nicht bereit. 

Die OVP hat unsere Justizreform bekämpft, 
insbesondere die Abschaffung des § 144, die 
Abschaffung der Strafbarkeit des Schwanger­
schaftsabbruchs. Das ist ein ernstes Problem. 

- Sicherlich, das ist keine einfache Frage, und 
niemand von uns hat sich das einfach gemacht, 
es sind viele ernste und umfangreiche Diskus­
sionen dieser Entscheidung vorangegangen: 
Aber so einfach haben wir uns das nicht ge­
macht, wie das heute Ihr Parteiobmann 
Schleinzer hier gesagt hat, als er gemeint hat, 
wir brauchen uns den Kopf der Regierung nicht 
zu zerbrechen. Das braucht er wirklich nicht, 
darauf können wir leicht verzichten, aber die 
Osterreichische Volkspartei hat in der Zeit, 
in der sie zu regieren hatte, sich über vieles 
nidlt den Kopf zerbrochen, was sie besser, doch 
tun hätte sollen und was uns - im Gegensatz 
dazu - zum Nachdenken angeregt hat. 

Wir haben uns den Kopf zerbrochen über 
die menschlichen Tragödien, die der § 1 44 ver­
schuldet hat; wir haben uns den Kopf darüber 
zerbrochen, wie wir die soziale Ungerechtig­
keit in diesem Zusammenhang beseitigen kön­
nen und wie wir Vorurteile, denen diese Men­
schen in der Gesellschaft begegnen, beseitigen 
können. Wenn die OVP und die "Aktion 
Leben" sich jetzt Sorgen um die Frauen 
machen, so kommt ihnen die Einsicht in das 
Problem reichlich spät und erst als Folge unse­
rer Aktion. Weil die OVP im Sachlichen nichts 
zu sagen hat, redet sie soviel von der Kata­
strophe, die uns droht, von der Gefahr für 
das Leben und von den Machtansprüchen der 
SPO. 

Die SPO hat in vier Jahren ein sehr um­
fangreiches Reformprogramm verwirklicht. 
Osterreich ist moderner, gerechter, wirtschaft­
lich gesünder und stärker geworden. Das kann 
niemand bestreiten. Niemand kann das be­
streiten, der bereit ist, einigermaßen sachlich 
mit uns die Zahlen und die Ergebnisse zu stu-

in Osterreich mitzuarbeiten und mitzuwirken, 
ja wesentlich beeinflußt. Aber es ist unser 
Recht - und das möchte ich hier betonen -, 
der Bevölkerung die Wahrheit über Ihre Ab­
sichten zu sagen und Ihre Absichten bloß­
zulegen, nämlich tAngst zu machen, um über 
die Angst zum politischen Erfolg zu kommen, 
wie das auch bisher in der Gesdüchte Oster­
reichs nicht anders für Sie möglich war, und 
es ist unser Recht, unsere Leistungen darzu­
stellen, was wir ausführlich tun wollen. 

Das Budget 1 975 ist eine konsequente Fort­
setzung unserer Politik für Osterreich, die 
wir mit ganzer Kraft weiterführen wollen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Eduard Moser. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Eduard Moser (OVP) : 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Der Herr Abgeordnete Nittel hat gemeint, die 
Behauptung, die Regierung eile mit Riesen­
schritten einem Konkurs entgegen, sei eine 
Taktik der Opposition. Leider ist das keine 
Taktik, es ist vielmehr ein Faktum, meine 
Damen und Herren! 

Man ist geradezu erstaunt, welche Motivie­
rungen man für die Milliarden findet, die man 
in ein Projekt hineinstecken muß, das einfach 
alle Dimensionen, alle Kontrollen gesprengt 
hat.  

Der Herr Bundeskanzler sprach von einer 
willkommenen Baureserve, ohne anzumerken, 
daß dadurch Mittel für den Wohnungsbau 
und Straßenbau fehlen; daher kann von einer 
Baureserve keine Rede seinl 

Herr Abgeordneter Nittel hat eine neue 
Idee : er spricht von einer Art Entwicklungs­
hilfe. Damit soll wohl das schlechte Gewissen 
der Regierung beruhigt werden, das sie auf 
diesem Gebiet hat. 

Aber, Herr Bundeskanzler, vielleicht ist ge­
rade dieses Kapitel besonders dazu geeignet, 
Sie an Versprechungen zu erinnern, die Sie 
hier im Haus gegeben haben, aber nicht ein­
halten. 

dieren. Aber Sie sind nicht dazu bereit, das Ich zitiere aus dem parlamentarischen Proto-
habe ich deutlich dargelegt. koll über die Sitzung vom 2 1 .  Mai 1 974, in 

Es ist natürlich das Recht der Opposition der der Herr Bundeskanzler in seiner Wirt­

zu kritisieren. Ja es ist auch ihr Recht, alles schaftsrede erklärte: 

sdllecht zu machen. Ob es auch das Recht "Die Bundesregierung wird nicht verfehlen, 
einer großen Oppositionspartei ist, die Wirt- im Zusammenhang mit dem Konzept für die 
schaft durch düstere Prognosen und falsche nächste Phase in der Stabilitätspolitik eine 
Prophezeiungen und falsche Zahlen unsicher Reihe besonderer Sparmaßnahmen ins Auge 
zu machen und zu gefährden, das ist eine zu fassen. Zum Beispiel soll im Hinblick auf 
Frage, die Sie in Ihrem eigenen Klub entschei- die UNO-City vorerst nur jener Teil der Ver­
den müssen, weil es Ihre Glaubwürdigkeit, wirklichung zugeführt werden, der auf Grund 
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von völkerrechtlich verbindlichen Zusagen der 
Regierung Klaus aus dem Jahre 1967 unver­
meidlich ist." 

Wie sieht dieses Sparkonzept aus? Der Bun­
desbeitrag wird von 250 auf 350 Millionen 
Schilling erhöht, ohne daß eine gesetzliche 
Verpflichtung dazu bestünde. 

Fragen wir uns nun: Was ist unvermeidlich 
infolge der Zusage der Regierung Klaus? Ist 
es das Raum- und Funktionsprogramm aus 
dem Jahre 1968 beim internationalen Wett­
bewerb, oder ist es der gemeinsame Bericht, 
unterschrieben von den Vertretern Osterreichs 
und denen der internationalen Organisation 
am 15.  12. 1970, in dem das Staber-Projekt 
akzeptiert wurde und genaue Zahlen fest­
gelegt sind? Später kann es ja nicht gewesen 
sein, weil nach 1 970 die OVP-Regierung hier 
wohl nichts mehr zu melden gehabt hat. 

Für wie viele Leute bauen wir eigentlich? 
Ich werde nicht müde, das immer wieder zu 
betonen. Die Atomenergiekommission hatte 
im Jahre 1 973 nach ihrem Bericht 1 1 29 Ange­
s tellte. In diesem Bericht steht, sie denke gar 
nicht daran, das Personal auszuweiten, weil 
schon 70 Prozent aller Spesen auf das Personal 
aufgehen. 

Wir bauen, meine Damen und Herren, für 
2325, für doppelt so viel. Wir wissen auch fol­
gendes : Der ehemalige Bundesminister Doktor 
Kirchschläger schrieb am 25. September 1972 
an Herrn Generalsekretär Dr. Kurt Waldheim 
in New York - ich zitiere wörtlich -: 

"Mit Fertigstellung des Bauprojektes, 
welches fast die doppelte Größe des ur­
sprünglichen Angebotes aufweisen wird, wird 
die Osterreichische Bundesregierung ihre dies­
bezüglichen Verpflichtungen gegenüber den 
Vereinten Nationen als erfüllt und beendet 
betrachten. " 

Meine Damen und Herren! Die "doppelte 
Größe" des Angebotes der Regierung Klaus ! 
Hier steht es schwarz auf weiß. Man sollte 
halt endlich auch einmal in Fernseh­
diskussionen, Herr Bundeskanzler, nicht etwas 
anderes behaupten. 

Herr Bundeskanzler I Ihre damalige Erklä­
rung hier im Parlament ist am Abend bereits 
dementiert worden, nicht von Ihnen, sondern 
vom Herrn Bürgermeister Gratz, der sagte, 
ihm sei von Einsparungen nichts bekannt. 

Herr Dr. Waiz, Vorsitzender des Aufsichts­
rates, sprach von einem Mißverständnis des 
Herrn Bundeskanzlers, und der Vorstand der 
IAKW meinte brutal, das sei gar nicht möglich, 
gehe auch den Herrn Bundeskanzler nichts an. 

Meine Damen und Herren! Man muß sich 
einmal vor Augen führen, welches Wort die 

Leute um den Herrn Bundeskanzler heute 
führen. 

Der Herr Bundeskanzler sagte in einer Art 
Selbsterkenntnis am 23. Jänner 1 973 - ich 
zitiere wörtlich -: 

"Aber bezüglich des Auftrages, der der 
IAKW gegeben wurde, nämlich diese Baulich­
keiten" - die UNO-City - "herzustellen, 
habe ich überhaupt keine wie immer geartete 
Kompetenz und auch keine Koordinations­
aufgabe. Das liegt eindeutig in der Kompetenz 
des Bautenministeriums und des Finanz­
ministeriums. Ich habe damit nichts zu tun. " 

Herr Bundeskanzler! Deutlicher kann man 
die mangelnde Kompetenz, glaube ich, nicht 
zum Ausdruck bringen. 

Sie erklären noch einmal, unterstreichend: 

"Nie hat sich das Bundeskanzleramt mit 
Bauten befaßt, nicht einmal mit denen, die 
im eigenen Haus durchgeführt werden. Wenn 
hei uns Umbauten sind, kann das Bundes­
kanzleramt Wünsche anbringen, aber die Kom­
petenz liegt beim Bautenminister und beim 
Finanzminister, der das Geld hergeben muß. 
Ich habe keine Kompetenz." 

Da muß ich, Herr Bundeskanzler, sagen: 
'!\Tenn Sie nur endlich die Finger von diesem 
Projekt ließen! Geben Sie doch denen das 
Projekt in die Hand, die davon etwas ver­
stehen, die eine Kompetenz haben! Durch die 
ständigen Eingriffe des Herrn Bundeskanzlers, 
seine Improvisationen, seine überflüssigen 
l eutseligen Zusagen, durch den ganzen Kom­
petenzwirrwarr in diesem Treibhausklima hat 
sich ja jene Kostenexplosion entwickelt, unter 
der wir alle heute leiden. 

Die österreichischen Interessen, die Mit­
sprache des Parlaments, die Rücksicht auf den 
Steuerzahler, all das wurde brutal beiseite 
geschoben. 

Ich glaube, wenn man eine Forderung auf­
stellen soll, um das Projekt wieder in eine 
vernünftige Form zu bringen, muß man sagen: 
Klare Kompetenzen für den Bauherrn! Wer ist 
kompetent, Herr Bundeskanzler? Für die Aus­
führung des Baues doch der Herr Bauten­
minister! Der Bund hat mit der Stadt Wien 
am 3. Mai 1971  einen Syndikatsvertrag ge­
schlossen. Darin steht, daß das Gebäude als 
Bundesgebäude erbaut wird, und es heißt 
dort: 

Im Vertrag ist die IAKW ..  zu verpflich­
ten: ' "  in taxativ aufgezählten Fällen Wei­
sungen des Bundesministeriums für Bauten 
und Technik zu befolgen und dem­
entsprechende Auskünfte zu erteilen", 
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Als die Finanzprokuratur in Sorge über die 
Kostenentwicklung den Herrn Bautenminister 
an diese Vertragsbestimmung erinnert hat, 
hat er etwa gesagt: Der Herr Bundeskanzler 
hat anders entschieden. Ich übernehme jene 
Kompetenzen, die der Herr Bundeskanzler 
festgelegt hat - das sind gar keine. Ich habe 
mit dem Bau eigentlich nichts zu tun. 

Das erscheint unverständlich, wenn man die 
Erläuterungen zum IAKW-Finanzierungs­
gesetz liest. Was steht dort? "Der Grund für 
die genaue Uberwachung der Aktiengesell­
schaft" - der IAKW - "durch die beiden 
zuständigen Ressorts" - Bauten und Finan­
zen -, ist darin zu suchen, daß es sich beim 
Amtssitz internationaler Organisationen und 
beim Konferenzzentrum um Bundesgebäude 
handelt. Außerdem müsse die Finanzierung im 
wesentlichen durch die Haftungsübernahmen 
und die Kostenersätze des Bundes gesichert 
werden. 

Die Erläuterungen sprechen von "genauer 
Uberwachung". Was sagte der Herr Finanz­
minister? Er erklärte : 

Ich habe mich seit Gründung der IAKW 
"um Einzelheiten der Gesellschaft nicht ge­
kümmert". Ich wurde gar nicht gefragt, mit 
wem der Koordinatorvertrag abgeschlossen 
wurde. Ich habe nicht mitgesprochen. 

Es wurden Aufträge von Hunderten von 
Millionen vergeben, ohne daß der Finanz­
minister überhaupt davon etwas gewußt hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn das nicht eine arge Vernachlässigung 
der Aufsichtspflichten ist, dann weiß ich wirk­
lich nicht, welche Pflichten ein Minister hat. 

, 
Herr Bundeskanzler! Am 1 6. Jänner 1 913 

schließt der Bund mit der IAKW einen Vertrag 
ab, unterschrieben vom Bautenminister Moser 
und Finanzminister Androsch, seitens der 
IAKW von Puschmann und Wachner vom Vor­
stand. In diesem Vertrag, der heute noch in 
Gültigkeit i st ,  in dem kein Satz abgeändert 
ist, verpflichtet sich die IAKW, zu den hier im 
Parlament festgelegten finanziellen Bedingun­
gen zu bauen, und zwar Amtssitz und Kon­
ferenzzentrum 1 .  Stufe. Diese Verpflichtung ist 
heute noch in Kraft. 

Jetzt frage ich mich: Welche Autorität hat 
ein Finanzminister, der am 1 6. Jänner 1 913 
einen solchen Vertrag unterschreibt und sich 
am 11 .  Jänner 1 913 - einen Tag später, meine 
sehr geehrten Damen und Herren - ein 
Schreiben zustellen läßt, worin die IAKW 
mitteilt: Den gestern unterschriebenen Ver­
trag können wir nicht einhalten, weil viel zu­
wenig Geld vorhanden ist. Der Bund und Wien 
muß mehr bezahlen. 

Dann hat es wieder zwei Jahre gedauert, 
bis der Herr Finanzminister ein neues Finan­
zierungsgesetz dem Hohen Haus vorlegt. 

Obwohl ein Vertrag besteht : Der Rohbau 
wird in wesentlich größerem Ausmaß in Auf­
trag gegeben. Es werden Aufträge erteilt, die 
niemals im Einklang mit dem Finanzierungs­
gesetz stehen. Man setzt sich einfach über 
parlamentarische Gesetze hinweg. 

Wie sieht das jetzt in der Finanzierung aus? 
Ich möchte noch einmal kurz gefaßt sagen: 
1 910, vor dem Ministerkomitee, preist der 
Herr Bundeskanzler das Staber-Projekt mit 
1 ,15 Milliarden als wesentlich billiger an als 
das Projekt des ersten Preisträgers, das eine 
Milliarde mehr koste. Er sagt hier im Par­
lament bei der ersten dringlichen Anfrage im 
Februar 1 97 1 :  "Sie können von mir nicht ver­
langen, daß ich so viel Steuergelder ver­
schwende. Ich muß also hier das billigere 
Projekt nehmen." 

Der Rechnungshof stellt nun fest - leider 
post festum -, daß der Bundeskanzler einem 
Rechenfehler zum Opfer gefallen ist: Er hat 
das teuerste der vier Projekte gewählt. 

Im Jahre 191 1  schließt man die Verträge 
ab mit dem Koordinator, mit dem Architekten, 
auf der Baukostenbasis 2,2 Milliarden, und 
fügt bei allen Verträgen hinzu, daß die Hono­
rare prozentuell mit der Baukostensumme 
steigen, wie das sonst üblich ist. Nur sind 
diese Hunderte-Millionen-Honorare jetzt be­
reits um das Drei- bis Vierfache gestiegen. Ich 
muß es immer wieder anprangern. Es ist un­
m oralisch. Es ist vor allem deshalb unver­
ständlich, weil man hier im Hause immer 
wieder sagt, für die Zuschußrentner und für 
die Ärmsten hat man einfach keine Mittel. 
Dafür sind sie da. 

Im Jahre 1 912 legt der Herr Finanzminister 
das Finanzierungsgesetz vor :  3,5 Milliarden 
Schilling Baukosten, 3 Milliarden Schilling 
Finanzierungskosten, 6,5 Milliarden Schilling. 
Er fügt hinzu: Hiemit sind alle voraussidlt­
lichen Steigerungen bis zum Jahre 1 978 ein­
bezogen. So steht es auch in den 
Erläuterungen. 

Ein Jahr später, im Jahre 1 913, überrascht 
der Herr Finanzminister den Herrn Bundes­
parteiobmann und die Offentlichkeit in einem 
Schreiben, daß er die Kosten bereits auf 
10 Milliarden Schilling schätzt. 

Und heuer, meine Damen und Herren, legt 
er uns ein Finanzierungsgesetz vor - das ist 
noch ga!' nicht beraten worden - mit 1 2,8 Mil­
liarden Schilling, und da hat er sogar das 
Konferenzzentrum ausgeklammert. Also ein 
kleineres Projekt und 12,8 Milliarden Schil­
ling! 
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Der Finanzreferent der IAKW, Dr. Pusch­
mann, sagt in einer offiziellen Aussendung: 
"Wahrscheinlich sind 1 4,5 Milliarden Schilling 
zu erwarten, und wenn die Eigenfinanzierung 
nicht besser wird, 1 7,2 Milliarden Schilling." 

Meine Damen und Herren! In vier Jahren 
hat sich das Staber-Projekt im Preis veracht­
facht. Das ist p rogressiv, aber bei der Stei­
gerung der Kosten! 

Idl verstehe, warum im Begutachtungsver­
fahren alle diese Finanzierung ablehnen. Alle 
lehnen sie ab. Erstens einmal wird beanstän­
det, daß nur wenige Tage Zeit war, zum Finan­
zierungsgesetz Stellung zu nehmen. Zum zwei­
ten schreibt der Arbeiterkammertag: Zusätz­
liche Belastungen, optimistische Beurteilung, 
so nicht finanzierbar. Die Kammer der gewerb­
lichen Wirtsmaft: Muß neu überdacht werden, 
kann so nicht finanziert werden. Die Präsi­
dentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
ist empört, daß man die Zuschußrenten von 
1 79 Millionen Schilling nicht bedecken kann 
und hier Milliarden übrig hat. Die In­
dustriellenvereinigung weist auf die Be­
lastungen des Kredit- und Kapitalmarktes hin, 
und schließlich stellt die 'Nationalbank fest: 
Die Aufnahmefähigkeit des Kapitalmarktes ist 
erschöpft, das Projekt ist so nicht finanzierbar. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir das 
alles zusammenfassen, kommen wir zu dem 
traurigen Schluß : Wir bauen nicht nur doppelt 
so groß, sondern wir können es auch nicht 
mehr finanzieren. Wenn das nicht ein Fiasko 
ist, der Beginn eines Konkurses dieser Gesell­
schaft, meine Damen und Herren, dann weiß 
ich nicht, wie man das bezeichnen soll. 

Noch ein Wort zum Konferenzzentrum. Mor­
gen, in der außenpolitischen Debatte, wird 
man dazu etwas mehr sagen. Aber in aller 
\Velt herumzufahren und groß zu verkünden:  
"Wien muß Konferenzstadt werden, wir werden 
die größten Konferenzen in Wien abhalten I , 
und zugleich aus dem Finanzierungskonzept 
das Konferenzzentrum herauszunehmen, ist 
ein besonderes Kunststück. Das gelingt nur 
einem Bundeskanzler Kreisky. 

Die Regierung Kreisky hat sich auf diesem 
Gebiet unfähig erwiesen, das große Vorhaben 
und die gute Planung der Regierung Klaus 
für ein wachsendes Ansehen Osterreichs und 
für die Geltung Wiens als Konferenzstadt 
fortzuführen und in die Wirklichkeit umzu­
setzen. Sie ist kläglich gescheitert. 

Wir können heute nur an diese Regierung 
appellieren, nicht noch im Endspurt, sozu­
sagen in einer Torschlußpanik, neue Verpflich­
tungen und neue finanzielle Lasten zu über-

nehmen, sondern endlich zu den Grundsätzen 
der Mäßigung und Sparsamkeit zurück­
:zukehren. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Hellwagner. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Hellwagner (SPO) : Herr Prä· 
sident! Hohes Haus ! Ich hätte mich heute bei 
diesem Kapitel nicht zu Wort gemeldet, wenn 
nidü der OVP-Abgeordnete Kraft hier zum 
Werk Ranshofen und zum Neubau einer 
Elektrolyse im Werk Ranshofen in einer 
äußerst demagogischen Art und Weise Stel­
lung bezogen hätte. 

Die OVP tut heute überhaupt so, als wäre 
sie der Anwalt der verstaatlichten Industrie. 
Ich verstehe wohl, daß der Kollege Kraft das 
vielleicht so meint. Er war früher nicht in dem 
Haus und hat die anderen OVP-Abgeordneten 
nicht gehört, wie sie zur verstaatlichten In­
dustrie Stellung bezogen haben. 

Idl darf etwas in Erinnerung bringen, Kol­
lege Kraft, vielleicht ist das für dich neu, aber 
ich möchte es trotzdem hier tun. Zum Beispiel 
hat hier im Hohen Haus der damalige Vize­
kanzler Minister Bock zur verstaatlichten In­
dustrie Stellung bezogen. (Abg. DI. G r u b e l: 
Wann war das?) Das war am 19.  Mai 1 96 1 .  
(Abg. DI. G I  U b e l: D a  waren Sie auch noch 
nicht da!) Aber ich war schon Funktionär 
in der verstaatlichten Industrie, lieber Kollege 
Gruber, und habe mich mit diesem Problem 
ernstlich befaßt. Vielleicht haben Sie sich 
damals noch nicht so sehr mit der verstaat­
lichten Industrie befaßt. Aber wir als Betriebs­
räte, als Belegschaftsmitglieder haben das sehr 
wohl getan. (Abg. G I  a s e  I: War das damals, 
wie ihl in Ranshoien so schlecht abgeschnitten 
habt ?) 

Lieber Kollege Glaser, Sie haben die 
Arbeiterkammerwahlen, die erst kürzlich ab­
gehalten worden sind, wahrscheinlich ver­
schlafen. Wenn Sie dieses Ergebnis vom Werk 
Ranshofen studiert hätten, dann würden Sie 
nicht so etwas daherreden !  (Beifall bei der 
SPO. - Abg. G I  a s e  r: Herl Kollege/ Sie 
können mir viel vOlwerfen, aber daß ich die 
Arbeiterkammerwahlen verschlafen habe, be­
stimmt nicht! - Abg. DI. K 0 h I m a i  e I: Das 
ist die eIste archäologische Budgetdebatte, die 
in diesem Haus durchgeführt wird!) Aber 
wenn der Kollege Kraft so tut, als wenn die 
OVP immer positiv zur verstaatlichten In­
dustrie gestanden wäre, dann muß man das in 
Erinnerung bringen. 

Aber nicht nur 1961,  sondern auch noch 
später wurden Ihrerseits von hier aus 
negative Debatten über die verstaatlidlte In-

825 
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dustrie geführt. Ich habe hier auch die Aus­
sagen vom damaligen Vizekanzler Withalm 
über die verstaatlichte Industrie (Abg. G r a f: 
Die waren sehr positiv, da können Sie sich 
ireuen!), wo er das Angebot macht, man 
könnte Teile der verstaatlichten Industrie ver­
kaufen. 

Das ist noch nicht so lange Zeit her, das 
war erst 1969, Herr Vizekanzler außer Dienst 
Dr. Withalm ! (Zwischenrufe bei der t)VP. -
Abg. Dr. G r u b e r: Wie ist es denn mit Ihrer 
eigenen Aussage?) 

Aber es sei mir gestattet, trotzdem auf diese 
damalige Aussage zurückzukommen. (Abg. 
G I  a s e  r: Wie war das mit der Arbeit er­
kammerwahl in Ihrem Bezirk? Da haben Sie 
die absolute Mehrheit verloren!) Der damalige 
Minister Bock meinte, etwas müsse also ge­
schehen. Die Antwort ist einfach. (Zwischen­
ruf des Abg. G I  a s e  I.) Bitte, ich warte gerne 
zu, bis Sie ausgesprochen haben. (Abg. 
G I  a s e r: Der Ubal hat eine Auskunft ge­
braucht! Er hat nicht gewußt, daß wir im lnn­
viertel die absolute Mehrheit bei der Arbeiter­
kammerwahl gekriegt haben!) 

Was muß also geschehen? Die Antwort ist 
einfach genug: Die verstaatlichte Wirtschaft 
muß auf die Grundstoffindustrie beschränkt 
bleiben. Die Ausweitungsversuche in die 
Finalfertigung sind zu unterbinden. Dazu aber 
muß auch eine quantitätsmäßige Beschränkung 
kommen. Die Ausweitung auch in Bereiche 
der Grundstoffproduktion darf die Grenzen 
vernünftiger voraussehbarer Kapazitäten nicht 
überschreiten. (Abg. G I  a s e  r: Eine sehr ver­
nünftige Rede!) - Das war die offizielle Stel­
lungnahme der Osterreichischen Volkspartei. 

Aber jetzt zu dem Problem, das der Kollege 
Kraft hier aufgeworfen hat. (Abg. K r  a f t :  
Dafür mußt du den Herrn Bundeskanzler ge­
winnen! Uns brauchst du es nicht sagen, er 
muß zustimmen!) Ich darf auch hier etwas 
rückblenden, ob es Ihnen paßt oder nicht. Das 
Problem, Kollege Klaft . . .  (Abg. K r  a f t: Das 
Wohlwollen des Herrn Bundeskanzlers mußt 
du gewinnen!) Kollege Kraft . . .  

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Also soll das jetzt ein Plauderstünd­
chen werden? 

Abgeordneter Hellwagner (fortsetzend): Das 
Problem Elektrolyse besteht nicht erst seit 
1 970 oder 1 97 1 ,  sondern ich habe hier in 
diesem Hause schon in früheren Jahren dazu 
Stellung bezogen. Ich habe damals kein Ver­
ständnis gefunden, nicht bei Bundeskanzler 
Klaus und auch nicht beim zuständigen Bun­
desminister Weiß. 

Idl darf hier zum Beispiel replizieren, was 
seinerzeit der Bundeskanzler Klaus der Beleg­
schaftsvertretung von Ranshofen mitgeteilt 
hat. Nicht einmal er hat es mitgeteilt, nicht 
einmal sein zuständiger Sektionschef hat es 
mitgeteilt, sondern unterschrieben ist nur eine 
Frau, die es seinerzeit mitgeteilt hat. (Abg. 
Dr. G r u b e  r: "Nur eine Frau"! - Abg. 
Dr. W i t h a I  m: Was sagen die Damen dazu? 
Was sagt die Frau Karl auf der Regierungs­
bank dazu?) Wahrscheinlich war es die 
Sekretärin, die seinerzeit unterschrieben hat. 
(Weitere Zwischenrufe bei der avp.) Anschei­
nend ist Ihnen das unangenehm, weil Sie jetzt 
korporativ hier stören wollen. (Präsident 
Dr. M a l  e t a  gibt das Glockenzeichen.) 

Kollege Kraft! Wir haben seinerzeit genau­
so wie nach 1970 an die Bundesregierung 
appelliert und die Bundesregierung gebeten, 
Ranshofen diesbezüglich zu unterstützen. Wir 
haben damals weder vom Bundeskanzler 
Klaus noch vom Bundesminister Weiß, und 
auch nicht vom damaligen Landeshauptmann 
Gleißner eine Unterstützung bekommen. 

Wie hat das 1 971 ausgesehen? Wir haben 
selbstverständlich auch 1971 die gleichen 
Resolutionen an die sozialistische Bundes­
regierung, an den Herrn Bundeskanzler Doktor 
Kreisky appelliert und die Bitte gerichtet, man 
möge Ranshofen bei diesen Bemühungen 
unterstützen. (Abg. K r  a f t :  Was hat er 
getan?) Der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky 
hat seinerzeit unmittelbar ein Ministerkomitee 
eingesetzt, und dieses Ministerkomitte hat sich 
sehr intensiv mit der Frage der Elektrolyse 
und des Strompreises beschäftigt. (Ruf bei der 
OVP: "Geprüft"!) Es gab audl ein positives 
Ergebnis. Ich habe das damalige Ergebnis 
hier. Es würde aber zu lange Zeit dauern, dazu 
Stellung zu nehmen. Wir haben uns hinsicht­
lich des Strompreises seinerzeit geeinigt. Nur 
leider - das muß ich hier sagen -: Die Zu­
ständigen der OVP und auch die Herren der 
OVP, die in unserem Unternehmen als Vor­
standsmitglieder tätig sind, waren zuerst dafür 
und auch begeistert, später aber dagegen, weil 
sie uns den Erfolg nicht gönnten. So war es 
wirklid1. (Beifall bei der SPO. - Zwischenrufe 
bei der OVP.) Ich habe hier alle Beweise dafür. 
Ich bin gerne bereit, Ihnen diese zur Ver­
fügung zu stellen. (Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Malela (das Glockenzeichen 
gebend) : Also, meine Herren, ich bitte nach 
allen Seiten hin: Am Wort ist der Abgeord­
nete Hellwagner. 

Abgeordneter Hellwagner (fortsetzend): Ich 
bin gerne bereit. Ich darf eine Bitte an Sie 
richten, weil Sie aum wieder mit dem Strom­
preis kommen. Sie kennen j a  den Präsidenten 
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des Aufsichtsrates der Verbundgesellschaft; 
vielleicht kann uns der etwas helfen. Er ist 
ja früher hier auf der Ministerbank gesessen. 
Eine kräftige Unterstützung von dieser Seite 
könnte uns sehr nützlich sein. Vielleicht helfen 
Sie auf diese Art und Weise mit. 

Aber ganz konkret jetzt zu Ranshofen. Sie 
haben vergessen - und die OVP-Sprecher 
sagen das nie ; man kann auch nicht erwarten, 
daß sie hier etwas Positives aussprechen -: 
Seit 1970171 wurden im Werk Ranshofen über 
1 Milliarde Schilling investiert. Nie zuvor 
hat es derartige Investitionen im Werk Rans­
hofen gegeben. Es wurde ein neues Preßwerk 
mit einer Kapazität von 6000 Tonnen gebaut. 
Es wurde nun ein neues Kaltwalzwerk in der 
Größenordnung von 30.000 Tonnen installiert ; 
nie zuvor hat es das gegeben. Und auch das 
Problem Elektrolyse steht nach wie vor zur 
Diskussion. 

Sie haben schon einige Male die Stellung­
nahme der Bundesregierung, des Herrn Bun­
deskanzlers gehört. Ich glaube daran. Ich bin 
überzeugt, daß die Bundesregierung dieses 
Projekt auch weiterhin unterstützen wird. 

Nur sind auch einige andere Fragen dabei 
zu klären. Sie haben hier nicht ausge­
sprochen, was heute eine neue Elektrolyse 
kostet. Eine neue Elektrolyse kostet ungefähr 
2 Milliarden Schilling. Das kann man einfadl 
nicht so von heute auf morgen hinstellen. So 
einfach ist das nicht, weil man letzten Endes 
dieses Geld auch verdienen muß. (Zwischen­
rufe bei der OVP. - Abg. K r  a f t: "Wird 
gebaut", hat er gesagtf) 

Herr Kollege Kraft! Sie haben 1 969 hier 
in diesem Haus ein Gesetz beschlossen und 
die Zuständigkeit der verstaatlichten Industrie 
in die OIAG verwiesen. Die Bundesregierung 
hat heute gar nicht mehr die Möglichkeit, 
diese Probleme so zu regeln und zu be­
stimmen, wie das Ihre Regierung noch hätte 
tun können. Das soll hier sehr klar aufgezeigt 
werden, das muß hier auch · zum Ausdruck 
gebracht werden. 

Ich darf noch einmal zur Elektrolyse sagen: 
Wir als Belegschaftsvertretung vertreten nach 
wie vor die Meinung, daß die Metallbasis im 
Werk Ranshofen erweitert werden muß. In 
dieser Angelegenheit werden laufend Ge­
spräche und Verhandlungen geführt, und auch 
am heutigen Tag führt unser Generaldirektor 
mit einigen Herren eine diesbezügliche Be­
sprechung. Das Problem ist nach wie vor 
aktuell. Ich weiß nicht, wieso Sie zur Aussage 
kommen, das Problem wäre an sich schon 
g estorben. Kollege Kraft I Ich weiß nicht, ob 
Sie überhaupt schon einmal die Elektrolyse 
gesehen haben; ich glaube, Sie können sich 

die Arbeitsweise der Elektrolyse überhaupt 
nicht vorstellen, sonst könnten Sie nicht so 
etwas Beiläufiges daherreden. Das möchte ich 
auch einmal sehr deutlich zum Ausdruck brin­
gen. 

Wir stehen dazu, daß wir auf Dauer gesehen 
eine neue zusätzliche Elektrolyse brauchen, 
weil wir die Metallbasis haben müssen. Aber 
das Problem muß entsprechend gut überlegt 
werden. Von heute auf morgen ist das Pro­
blem nicht aus dem Boden zu stampfen. 

Ich darf Ihnen noch einmal sagen: Die OVP 
hat zu keiner Zeit diesem Projekt Verständnis 
entgegengebracht. Nur die jetzige Bundes­
regierung, der jetzige Bundeskanzler zeigte 
und zeigt dafür immer wieder Verständnis. 

Ich darf aber noch etwas sagen. Wir haben 
nicht bloß ein neues Preßwerk und ein neues 
Walzwerk gebaut, sondern wir haben auch 
bereits die Buntmetallfusion gut verkraftet. 
Auch diesbezüglich liegen ganz klare Vor­
stellungen und Projekte vor, die auch in den 
nächsten Jahren verwirklicht werden können. 
Außerdem darf ich als Belegschaftsvertreter 
hier meiner Freude Ausdruck. geben, daß wir 
bis Ende dieses Jahres auch die Harmonisie­
rung sämtlicher freiwilliger Sozialleistungen 
werden durchgeführt haben. (Beifall bei der 
SPO.) 

Wir sind als Belegschaftsvertreter immer 
positiv zu dieser Fusion gestanden. Nur Sie 
als OVP haben versucht, Störungen hinein­
zubringen, obwohl Sie das Gesetz zur bran­
chenweisen Zusammenführung beschlossen 
haben. Wir haben Ihr Gesetz verwirklicht; 
auch das sollte von Ihrer Seite entsprechend 
anerkannt werden. 

Abschließend zu diesem Problem möchte 
ich noch sagen (Zwischenruf bei der OVP), 
daß ich überzeugt bin, daß wir in Ranshofen 
die neue Elektrolyse kriegen werden, auch 
wenn der Generaldirektor der OIAG nidlt 
immer voll und ganz unserer Meinung ge­
wesen ist. Wir konnten Um aber in der 
Zwischenzeit überzeugen, daß diese neue 
Elektrolyse notwendig ist. Ich bin auch über­
zeugt, daß wir eines Tages in Ranshofen den 
Spatenstich für die Elektrolyse vollziehen 
werden; Sie werden dann unsere Ehrengäste 
sein. (Beifall bei der SPO. - Zwischenrufe bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile 
es ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus! 
Das OIAG-Gesetz sieht vor, daß für die 
Gestion einer Gesellschaft, die eine Tochter-
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gesellschaft der OIAG ist, die Organe die volle 
gesellschaftsrechtIiche Verantwortung tragen. 
Das ist die Gesetzeslage. 

Die OIAG ist der Eigentümer von Rans­
hofen, und der Bund ist der Eigentümer der 
OIAG. Ich habe ausdrücklich erklärt, daß der 
Bund als Eigentümer der OIAG für die Elek­
trolyse ist und von sich aus im Wege der 
OIAG jene Maßnahmen zu treffen bereit ist, 
die für die Errichtung der Elektrolyse erforder­
lich sind. 

Ich kann als Stütze für diese Bereitwilligkeit 
des Bundes, für Ranshofen Beträchtliches zu 
tun, anführen, daß erst unlängst eine große 
Investition im Umfang von zirka 750 Mil­
lionen durch Bundeshaftung, und zwar durch 
eine spezielle Bundeshaftung, überhaupt erst 
ermöglicht wurde. Damit verfügt Ranshofen 
über eine der modernsten derartigen Anlagen, 
die es heute in der Welt gibt - das wurde mir 
unlängst von einem maßgebenden Mann des 
weltbekannten Konzerns ALU SWISS mit­
geteilt -, über modernere Anlagen, als sie 
die ALU SWISS selber hat. Und das war nur 
möglich durch die Mitwirkung des Eigen­
tümers Bund der OIAG. 

Was nun die Elektrolyse betrifft, so bleibt 
eines, meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses, bestehen: Die Feststellung darüber, 
ob die Errichtung der Elektrolyse einen 
Aluminiumpreis bringt, mit dem Ranshofen 
konkurrenzfähig in der Welt ist, die können 
einzig und allein die Organe der Gesellschaft 
treffen, das heißt, der Vorstand muß dies­
bezüglich an den Aufsichtsrat der Gesellschaft 
herantreten. Nur die Organe können das ent­
scheiden. Diese Verantwortung 0- so sagte 
ich - kann niemand den Organen abnehmen. 
Vvenn aber die Organe zu der Entscheidung 
kommen, daß die Schaffung der Elektrolyse 
wirtschaftlich vernünftig und vertretbar ist, 
wird der Aktionär Bund der OIAG genau­
so die Verpflichtungen erfüllen, wie er sie bei 
den gigantischen Investitionen in den letzten 
Jahren in Ranshofen, in der VOEST, in der 
Alpine und in allen anderen Betrieben durch­
geführt hat. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Deutschmann. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Deutschmaun (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Herr Bundeskanzler, 
ganz kurz zu Ihren Ausführungen. (Zwischen­
rufe bei der OVP. - Zwischenruf des Bundes­
kanzlers Dr. K r  e i s  k y.) Es ist mir bekannt, 
daß Sie vor der Wahl das Versprechen 
gegeben haben und heute allen anderen diese 
Aufgabe zuschieben, weil Sie wahrscheinlich 
nicht in der Lage sind, dieses Versprechen 

einzulösen. (Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y:  
Reden Sie von Sachen, von denen Sie was 
verstehen!) Herr Bundeskanzler! Sicherlich 
verstehe ich nichts davon. Ich möchte das ganz 
offen klarstellen. Aber soviel weiß ich, daß Sie 
vor den Wahlen dieses Versprechen abge­
geben haben und heute nicht bereit und nicht 
in  der Lage sind, dieses Versprechen einzu­
halten. (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich möchte auch zu den Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Nittel kurz Stellung be­
ziehen. Es war dies heute bei den Sprechern 
der SPO wie ein roter Faden. Wie soll es auch 
anders sein? Man · könnte die Ausführungen 
der sozialistischen Abgeordneten so über­
titeln: Man beschäftigt sich mit der Ver­
gangenheit, man meidet die Gegenwart und 
vergißt auf die Zukunft. Das haben wir heute 
immer wieder hören müssen, und wir haben 
auch gemerkt, daß es Ihnen gar nicht darum 
geht, das Budget 1 975 hier gegenüber der 
Opposition zu verteidigen. 

Aber etwas hat der Herr Abgeordnete Nittel 
gemacht, und man konnte ja feststellen, daß 
viele Abgeordnete seiner Fraktion mit den 
Ausführungen nicht einverstanden waren, den 
Kopf schüttelten und hinausgingen. Er hat 
zum Beispiel gesagt: Es muß Angst verbreitet 
werden, es muß verunsichert werden, wenn 
es auch Osterreich schadet! Gemeint hat er 
dies zur Opposition. 

Herr Bundeskanzler I Sie sagen: Sicher. 
Natürlich. Ich möchte Ihnen den Beweis erbrin­
gen, daß gerade Sie, Herr Bundeskanzler, maß­
gebend daran beteiligt sind, daß es bei uns in 
Kärnten Angst gibt, daß man die Situation 
verunsichert. 

Es ist Ihnen ja bekannt, Herr Bundeskanzler, 
daß sich mit dem Ortstafelgesetz vom Juli 
1 972 die Situation in Kärnten wesentlich ver­
ändert hat. Man hat vor diesem Zeitpunkt 
kaum ein Problem hinsichtlich der Fragen der 
Minderheit gehabt. Wir haben uns alle und 
immer wieder verstanden. Es hat kaum 
Schwierigkeiten gegeben. Mit diesem besagten 
Ortstafelgesetz sind eben diese Probleme auf­
getreten, mit denen wir uns heute herum­
schlagen. 

Herr Bundeskanzler! Wir nehmen selbst­
verständlich zur Kenntnis, daß Sie zugeben, 
daß es ein übereilter Schritt Ihrer Regierung 
war. Aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren des Hohen Hauses, wir können einfach 
nicht verstehen, daß man dann letzten Endes 
die Schuld auf andere abwälzt und die Mei­
nung vertritt : Das sind die Verunsicherer, 
das sind jene, die dem österreichischen Staat 
Schaden zugefügt haben. 
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Sie haben Fronten aufgerissen, die wir ein- gliedern der Studienkommission zugemittelt 
fach nicht kannten. Nationale wie inter- werden könnten. 
nationale Schwierigkeiten sind aufgetreten. 

Man hat sich bemüht, diese Schwierigkeiten 
zu beseitigen. Wir haben den Wunsch ge­
äußert, man sollte in einer Studienkommission 
diese Dinge überlegen, man sollte sie einer 
Lösung zuführen. 

Aber was ist passiert, meine sehr Geehrten? 
Die Emotionen im Lande gingen durch, Be­
schuldigungen wurden hin- und hergeworfen, 
man hat Anschläge verübt, und letzten Endes 
wurden Noten ausgetauscht, die, nicht sehr 
schmeichelhaft gegenüber dem öster­
reichischen Staat, in aller Offentlichkeit dis­
kutiert wurden. 

Herr Bundeskanzlerl Der Herr Abgeordnete 
Gorton hat Sie heute in seinem Debatten­
beitrag schon gefragt, was Sie bei der Verbal­
note, die jetzt als Beantwortung nach Jugo­
slawien gegangen ist, auf Seite 9 gemeint 
haben. Sie haben ihm j etzt in Ihrer Wort­
meldung keine Antwort gegeben. 

Ich möchte Sie aber auch fragen. Es ist 
ja auch auf der Seite 16 zu VII eine Aussage, 
von der wir gern wissen möchten, was damit 
gemeint ist. Hier heißt es: 

Die österreichische Bundesregierung ist sich 
bewußt, daß eine mit Emotion belastete Dis­
kussion, wie sie vor allem im Jahre 1 972 
in Kärnten geführt wurde, besondere Wach­
samkeit und Entschlossenheit verlangt, um zu 
verhindern, daß unverantwortliche Elemente 
die Lösung einzelner noch offener Minder­
heitsfragen zu stören versuchen und damit 
den Bestrebungen der Bundesregierung ent­
gegenwirken. 

Herr Bundeskanzler! Ich möchte doch fragen, 
welche Bestrebungen die Bundesregierung in 
der nächsten Zeit vorsieht. Ich wäl e Ihnen 
sehr dankbar, hinsichtlich dieser Formulierung 
eine Antwort zu bekommen. 

Ich möchte ganz offen aussprechen, daß diese 
Antwortnote notwendig war. Ich möchte auch 
darauf verweisen, daß diese Antwortnote ja 
schon längst fällig war, weil über einen Monat 
lang in der Offentlichkeit über die Beschuldi­
gungen Jugoslawiens gegenüber Osterreich 
diskutiert wurde. Man wußte nichts über die 
Beschuldigungen, man konnte nur einiges Un­
wesentliche aus der Presse entnehmen. Jetzt 
haben wir die Verbalnote wie auch die Be­
schuldigungen in der Hand. Idl hätte die eine 
Bitte, Herr Bundeskanzler:  Vielleicht wäre es 
möglich, daß diese beiden Noten den Mit-

Ich möchte aber auch an Sie, Herr Bundes­
kanzler, eine andere Frage in diesem Zu­
sammenhang richten, und zwar gerade im Zu­
sammenhang mit diesen Beschuldigungen sei­
tens Jugoslawiens. Sie können mir glauben, 
daß sich die Kärntner Landesregierung und 
der Landtag mit diesem Thema beschäftigt 
h aben. Man hat sehr lange und ausgiebig 
darüber diskutiert. Man hat aber wiederum 
nur über Vermutungen diskutiert, weil man 
ja nicht genau gewußt hat, um was es sich 
dreht. Deshalb hat der Kärntner Landtag ein­
stimmig, somit alle drei Fraktionen, die im 
Kärntner Landtag vertreten sind, einen Dring­
lichkeitsantrag beschlossen, der der Bundes­
regierung zugemittelt wurde. Dieser Dring­
lichkeitsantrag hat folgenden Wortlaut: 

Die Kärntner Landesregierung wird aufge­
fordert, erstens von der Bundesregierung die 
umgehende Herausgabe eines umfassenden 
Berichtes zu begehren, um damit die Welt­
öffentlidlkeit über den Stand der Erfüllung 
des österreichischen Staatsvertrages objektiv 
zu informieren und dadurch wiederholten fal­
schen Darstellungen über die Lage der 
slowenischen Volksgruppe in Kärnten ent­
gegenzutreten. 

Herr Bundeskanzler! Ich nehme an, daß 
dieser Dringlichkeitsantrag Sie schon erreicht 
hat. Ich möchte in diesem Zusammenhang die 
Frage an Sie stellen, wie Sie diesem Antrag 
nachkommen wollen, ob Sie die Offentlichkeit 
über die wirkliche Situation in Kärnten infor­
mieren werden, um so eine Beruhigung herbei­
zuführen. 

Ich möchte abschließend an Sie, Herr Bun­
deskanzler, noch eine Frage richten. Ich möchte 
Sie bitten, daß Sie mir und speziell uns 
Kärntnern in dieser Sache eine Antwort geben. 
Es handelt sich nämlich um die Frage, ob Sie 
noch in der Lage sein werden, in dieser 
Legislaturperiode in der Sache Minderheiten 
aktiv zu werden. Wir sind der Meinung: Je 
früher eine Entscheidung getroffen wird, desto 
eher wird in Kärnten wiederum eine Beruhi­
gung eintreten. Ich glaube, daß wir gerade 
in dieser Zeit bei uns in Kärnten wie auch 
darüber hinaus in asterreich Ruhe, Ordnung 
und Frieden brauchen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile 
es ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes HausI ' 
Zu den an mich gerichteten Fragen des Herrn 
Abgeordneten Deutschmann möchte ich gerne 
drei kurze Antworten geben. 

826 
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Die erste: Ich bin selbstverständlich gerne 
bereit, den Herrn Außenminister zu ersuchen, 
d�n Notenwechsel, also beide Stücke, den Mit­
gliedern dieser Studienkommission zu über­
mitteln. 

Zum zweiten möchte ich sagen, daß ich diese 
Stellungnahme des Kärntner Landtages 
erhalten habe und daß ich Auftrag gegeben 
habe, die vorbereitenden Untersuchungen 
durchzuführen mit dem Ziel, eine solche Zu­
sammenstellung zu verfassen. 

Und zum dritten möchte ich sagen, daß es 
sicher so ist, daß das bestehende Gesetz in 
der Durchführung auf Schwierigkeiten ge­
stoßen ist. Aber das passiert in sehr vielen 
guten demokratischen Staaten in gleicher 
Weise. Auch in den Vereinigten Staaten gibt 
es Gesetze, die in der Durchführung nicht 
immer ohne Widerstand geblieben sind. Das­
selbe gilt auch etwa für die Regierung des 
Vereinigten Königreiches zum Beispiel in der 
Frage NordirIand. 

Aber was immer man an dem Gesetz, an 
seinem Zustandekommen kritisieren mag, 
eines ist sicher :  Es ist aus einem Geist heraus 
entstanden, der die Erfüllung des Staatsver­
bages bringen sollte. 

Es gibt jetzt Schwierigkeiten - ich leugne 
das nicht -, und wir beraten verschiedene 
Wege. Aber ich kann dem Herrn Abgeord­
neten beim besten Willen nicht den Zeitpunkt 
nennen, zu dem gerade diese Frage einer Ver­
wirklichung zugeführt werden wird. Es bedarf 
noch beträdltlicher Untersuchungen über die 
Voraussetzungen der Verwirklichung, und 
darüber kann ich heute nichts sagen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe I 

Kapitel 0 1 :  Präsidentschaitskanzlei 

Kapitel 02: Rundesgesetzgebung 

Kapitel 03: Verfassungsgerichtshof 

Kapitel 04: Verwaltungsgerichthof 

Kapitel 06 : Rechnungshof 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun­
mehr zur Verhandlung über die in der Be­
ratungsgruppe I zusammengefaßte Kapitel des 
Bundesvoranschlages. 

Spezialberichterstalter ist der Abgeordnete 
Dr. Fleischmann. Ich bitte um den Bericht. 

Spezialberichterstatter Dr. Fleischmann: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Die Beratungs­
gruppe I umfaßt die Kapitel 0 1 : Präsident­
schaftskanzlei, 02 : Bundesgesetzgebung, 
03: Verfassungsgerichshof, 04:  Verwaltungs­
gerichtshof und 06 : Rechnungshof. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diese 
Kapitel in seiner Sitzung vom 1 1 .  November 
1974 in Verhandlung genommen. Insgesamt 
sind in der Beratungsgruppe I Gesamtaus­
gaben von 420,2 Millionen Schilling veran­
schlagt. Davon entfallen auf persönliche Aus­
gaben 1 2 1 , 1  Millionen Schilling und 280,6 Mil­
lionen Schilling auf sachliche Ausgaben. 

Gegenüber dem Vorjahr hat sich der Auf­
wand infolge der eingetretenen Bezugs­
erhöhungen etwas verändert. Im wesentlichen 
bitte ich, die Details dem schriftlichen Bericht 
zu entnehmen. 

Bei der am 21 .  November 1974 durchge­
führten Abstimmung wurden die in der Be­
ratungsgruppe I zusammengefaßten Ansätze 
in der Fassung der Regierungsvorlage ein­
hellig angenommen. 

mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle be­

Der Herr Spezialberichterstatter verzichtet schließen: 
auf das Schlußwort. 

Damit ist die Aussprache über die Be­
ratungsgruppe II beendet. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g 
über die in der Beratungsgruppe II zusammen­
gefaßten Kapitel des Bundesvoranschlages 
1 975. Es sind dies die Kapitel 1 0  und 70 samt 
dem zu Kapitel 70 gehörenden Teil des Kon­
junkturausgleich-Voranschlages in 1 285 der 
Beilagen. 

Dem Kapitel 0 1 : Präsidentschaftskanzlei, 
dem Kapitel 02 : Bundesgesetzgebung, 
dem Kapitel 03 : Verfassungsgerichtshof, 
dem Kapitel 04 :  Verwaltungsgerichtshof und 

dem Kapitel 06: Rechnungshof 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1 975 
( 1285 der Beilagen) wird die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilt. 

Ich beantrage, in die Debatte einzugehen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu Präsident Dr. Maleta: Wir gehen in die 
Debatte ein. ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 

zu erheben. - Das ist die Mehrheit. A n  g e-
n o m m e n. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Robert Weisz. Ich erteile es ihm. 
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J\bgeordneter J:.�oLert VVeisz (SPO) : I-Ierr 
Prti.sid811tl I-lohes I-Iuus l Meine seh::: verehrten 
Damen und Herren ! An der Spitze meiner 
A usfiihruI1gen steht der Dank an alle Mit­
arbeiter im Parlam.ent, die hler ihre Arbeit 
leisten und die gerade in diesen 'Noehen der 
Budge tbeh::mdlung eiaer ::;eh1" starken Be­
önspruchung ausgesetzt sind. (Beifall bei der 
8PO und bei Abgeordneten der OVP und der 
FPO.) 

'Nenn wir heuer die ßudgetdebatte über die 
Gruppe Oberste Organe getrennt vom Kapitel 
Bundeskanzleramt behandeln, so bedeutet 
dies, daß vor allem die Probleme des Par­
la.ments und allenfalls auch des Rechnungs­
hofes im Vordergrund unserer Diskussion 
stehen werden. 

Im Parlament scheint es mir vor allem die 
Beziehung zwischen t:18hrheit und Minderheit 
einerseits sowie die Beziehung zwischen 
Regierung und Parlament andererseits zu sein, 
die einer Diskussion insbesondere im Lichte 
eIer E;:fahrungen der letzten Ja.hre wert ist. 

Was (bs Verhältnis zwischen Regierung und 
Parlament betrifft, stehen wir Sozialisten 
auf dem Standpunkt einer echten Gleich­
wertigkeit und Gleichberechtigung zwischen 
diesen beiden Organen unserer Verfassung. 
Natürlich ist die Regierung vom Vertrauen 
des Parlaments abhängig. Aber sie ist nicht 
- darin liegt ein großer Unterschied - vom 
Vertnmen der Opposition abhängig. Denn bei 
manchen Äußerungen von Abgeordneten der 
rechten Seite dieses Hauses kann man sich 
des Eindrucks nicht erwehren, daß man dort 
fälschlicherweise der Meinung ist, daß die 
Regierung vor allem vom Vertrauen der 
Opposition abhängig ist und daß der Zweck 
der Regierung vor allem darin besteht, ein 
Ziel für politische Schießübungen der Oppo­
sition abzugeben, ohne das Recht zu besitzen, 
zurückzllschießen, daß die Regierung kein Dis­
kussionspartner des Parlaments ist, der sich 
nach den alten Regeln verhält: Wie man in 
den Viald hineinruft, so tönt es zurück ! ,  son­
d ern daß sich die Regierung darauf zu be­
sduänken hätte, was ja heute auch der Herr 
Abgeordnete Dr. Prader gesagt und sogar aus­
drücklich verlangt hat, mit ja, ja oder mit 
nein, nein zu antworten. (Abg. Dr. P r  a d e  r: 
Da haben Sie vielleichi nicht gut zugehörtl) 
Ich habe das Protokoll genau gelesen! (Abg. 
DI. P r  a d e  r: Aber in. "'Nelchem Zusammen­
hang!) 

In dem Zusammenhang soll man auch die 
Aussil.gen sehen, die der Abgeordnete Doktor 
Gasperschitz heute in einer Erwiderung auf 
die Ausführungen des Staatssekretärs Laus­
ecker gemacht hat. Ich stelle nur fest : Es war 

l�eine Erwiderung, sondern es war ein Angriff, 
den man, wie ich glaube, nicht unbedingt hier 
im Hause vortragen soll, wenn er sagt : Es 
befremdet mich sehr, daß ein Staatssekretär 
Lausecker, der früher im Gewerkschaftsleben 
als führender Funktionär tätig war und ein 
sehr harter Verhandler gegenüber dem Dienst­
neber war, heute sich auf der anderen Seite 
so verhält und sich so verleumderisch mir 
gegenüber als mein ehemaliger Stellvertreter 
äußert. 

Ich weiß nicht, wo die Verleumdung ge­
wesen ist. Ich glaube aber, man sollte sich 
solche Kraftausdrücke hier im Hohen Hause 
überlegen. 

Hohes Haus ! Wir werden die Rechte des 
Parlaments überall mit Entschiedenheit wah­
ren und keine Verkürzung dieser Rechte hin­
nehmen. Aber wir tun dies, was die Regierung 
betrifft, auf der Basis der Gleichberechtigung. 
Diesem Gedanken dienen übrigens auch 
unsere Vorschläge auf dem Gebiete der Ge­
schäftsordnungsreform. 

Was nun das Verhältnis zwischen Mehrheit 
u nd Minderheit in diesem Hause betrifft, so 
ist mir klar, daß es nie eine Opposition geben 
wird, die mit der Mehrheitspartei zufrieden 
ist, und nie eine Mehrheitspartei, die mit der 
Opposition zufrieden ist. Das liegt sicher auch 
in der Natur der Dinge. 'Nir können nur dann 
einen Modus finden, der sowohl den legitimen 
Interessen der Mehrheit als auch den legitimen 
Rechten der Minderheit gerecht wird, wenn 
wir uns zusammensetzen, über anstehende 
Probleme reden und die bestehenden Spiel­
regeln genau einhalten. 

Ich glaube, genau das tun wir, insbesondere 
in der Präsidial sitzung des Nationalrates. Die 
Tatsache, daß bisher noch alle wichtigen Ent­
scheidungen, die den parlamentarischen Ab­
lauf betreffen, in der Präsidialsitzung einhellig 
getroffen wurden, müßte Ihnen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, doch zu denken 
geben und Sie erkennen lassen, daß Ihre 
Angstvorstellurugen von der machtJhun'gri.gen 
undemokratlschen Mehrheit und der armen 
schutzlosen Minderheit mit den Tatsachen 
nicht übereinstimmen. 

Aber diesen Nadlweis können wir auch in 
Einzelfragen führen. Eine der Haupt­
beschwerden der Opposition liegt in der Nicht­
erledigung oppositioneller Initiativanträge. Es 
wurde heute schon ausgeführt, daß mit Stich­
tag 15. November im Hause 34 unerledigte 
Initiativanträge l iegen. Haben Sie aber, meine 
Damen und Herren von der Opposition, wenn 
Sie das feststellen, auch die Fairneß, hinzu­
zufügen, daß am Ende Ihrer Regierungszeit um 
fast 50 Prozent mehr, nämlich insgesamt 48 un-
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erledigte Initiativanträge, vorhanden waren. 
Und das, obwohl die Zahl der eingebrachten 
Initiativanträge während Ihrer Regierungszeit 
mit insgesamt 74 wesentlich geringer war als 
die Zahl der Initiativanträge in der laufenden 
Gesetzgebungsperiode. 

Das Ergebnis dieser Untersuchungen wird 
noch günstiger für uns, wenn ich die Ini.tiativ­
anträge nach Fraktionen aufgliedere. Wäh­
rend der OVP-Regierungszeit wurden in vier 
Jahren insgesamt nur vier sozialistische 
Initiativanträge erledigt oder miterledigtj 
während unserer Regierungszeit haben wir 
hingegen 30 Initiativanträge der OVP erledigt 
und miterledigt. Das Demokratieverständnis 
bezüglich oppositioneller Initiativanträge lau­
tet also, wenn wir es so formulieren wollen, 
30 : 12 für die SPO. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. Z i t t m  a y r: Ihr seid ja angeblich 
die bessere Regierung!) 

Ähnliches gilt auch für das Problem der 
Geschäftsordnungsreform. Immer wieder kann 
man hören, daß sich Abgeordnete der OVP 
darüber beschweren und beklagen, daß die 
SPO bei der Geschäftsordnungsreform nicht 
kompromißbereit genug sei, daß ihre Zuge­
ständnisse nicht weit genug seien. 

Halten wir auch hier fein säuberlich fest: 
Solange die OVP Mehrheitspartei in diesem 
Hause war, lehnte sie Verhandlungen über 
eine Reform der Geschäftsordnung, die damals 
nicht weniger reformbedürftig war als heute, 
rundweg ab. Es gab überhaupt keine Ver­
handlungsbereitschaft in dieser Richtung. Die 
sozialistische Parlamentsfraktion hat hingegen 
erklärt, daß sie jene Vorschläge, die sie seiner­
zeit als Oppositionspartei gemacht hat, die 
insbesondere auch in einem Antrag Pittermann 
und Genossen ihren Niederschlag fanden, in 
vollem Umfang ohne jeden Abstrich aufrecht­
erhält. 

Deshalb wird es auch in der neuen Ge­
schäftsordnung, an deren rascher Verwirk­
lichung wir sehr interessiert sind, neben einer 
Reihe allgemeiner Verbesserungen und 
Modernisierungen vor allem auch eine Reihe 
neuer ausgesprochener Minderheitenrechte 
geben. Es wird das mündliche Fragerecht aus­
gebaut werden, es wird eine Minderheit von 
20 Abgeordneten in der Hand haben, über 
jede Anfragebeantwortung eine Diskussion 
zu erzwingen, es wird eine Minderheit von 
fünf Abgeordneten in der Hand haben, über 
jede Regierungserklärung eine Diskussion zu 
erzwingen, und es wird eine Minderheit von 
acht Abgeordneten in der Hand haben zu 
verlangen, daß ein Initiativantrag, der ein hal­
bes Jahr unverhandelt in einem Ausschuß 
liegt, tatsächlich in Verhandlung gezogen 

wird. Es werden Abgeordnete Interpellationen 
an die Regierung auch außerhalb der Sitzun­
gen einbringen können. Es soll der Präsident 
des Rechnungshofes das Recht erhalten, in 
den Sitzungen des Nationalrates zu seinen 
Verhandlungsgegenständen das Wort zu er­
greifen und so weiter. Mit einem Wort, es 
wird von seiten der SPO gegenüber der Min­
derheit eine Reihe von Zugeständnissen geben, 
die die OVP der Minderheit nicht eingeräumt 
hat. Und trotzdem sind manche von Ihnen 
ungerecht und unzufrieden. 

Ich zweifle auch nicht, daß es einigen Abge­
ordneten der OVP gelingt, Forderungen auf­
zustellen, die die Mehrheitspartei nicht bereit 
ist zu erfüllen. Denn schließlich darf es in 
einem Parlament nicht so weit kommen, daß 
die Minderheit mehr zu reden hat als die 
Mehrheit. 

Aber wenn Sie den Sachverhalt gerecht be­
urteilen, werden auch Sie nicht umhin können 
festzustellen, daß es unfair und vor allem 
unrichtig ist, der sozialistischen Mehrheits­
partei mangelndes Demokratieverständnis 
vorzuwerfen, und daß Sie vor allem - meine 
Damen und Herren von der Osterreichischen 
Volkspartei, das kann ich Ihnen nicht 
ersparen - nach Ihrem eigenen Verhalten 
während der OVP-Regierungszeit kein Recht 
haben, diesen Vorwurf zu erheben. 

Hohes Haus! Der dritte Komplex, dem ich 
einige Bemerkungen widmen möchte, sind die 
Arbeitsbedingungen hier im Parlament. Wer 
Gelegenheit hat, beispielsweise die Arbeits­
bedingungen im Bonner Bundeshaus zu stu­
dieren, kann nidlt umhin festzustellen, daß es 
hier riesige Unterschiede gibt. Vieles aber läßt 
sich auf unsere Verhältnisse nicht übertragen. 
Freilich müßte man auch hinzufügen, daß es 
in der Schweiz oder in Holland oder in Däne­
mark schon wieder ganz anders als in der 
Bundesrepublik Deutschland ist, und zwar viel 
ähnlicher unserer eigenen Situation. Das soll 
uns aber nicht daran hindern, unsere gemein­
samen Bemühungen um bessere Arbeitsmög­
l ichkeiten, um mehr Raum, um neue Einrieb­
tungen fortzusetzen. (Beifall bei der SPO.) 

Nur eines möchte ich als Klubobmann 
der SPO und obendrein auch als Gewerk­
schafter sagen: Diejenigen Abgeordneten, die 
am lautesten die bestehenden Arbeitsverhält­
nisse kritisieren, nämlich die Kollegen von der 
Freiheitlichen Partei Osterreichs, sind alles in 
allem genommen am besten dran. Diejenigen, 
die am zweitlautesten kritisieren, nämlich die 
Kollegen der OVP, sind immer noch am zweit­
besten dran. Denn auf Grund der Zahlen, 
die Herr Präsident Benya in der Budgetdebatte 
zum Kapitel Oberste Organe im Finanzaus-
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schuß bekanntgegeben hat, stehen für jeden 
Abgeordneten der SPO an Klubräumlichkeiten 
im Durchschnitt 9,8 m2, für jeden Abgeord­
neten der OVP 12,3 m2 und für jeden Abge­
ordneten der Freiheitlichen Partei 43 m2 zur 
Verfügung. (Zwischenrufe.) 

Nach dem geplanten und bereits in Angriff 
genommenen Ausbau des Obergeschosses im 
Parlament, durch den sich die Raumverhält­
nisse in diesem Haus verbessern werden, 
werden für jeden Abgeordneten der SPO 
1 1 ,3 m2, für jeden Abgeordneten der OVP 
1 3,9 und für jeden Abgeordneten der Freiheit­
lichen Partei sogar 60,8 m2 zur Verfügung 
stehen. (Abg. Dr. P r  a d e  r: Nach der nächsten 
Wahl werden es mehr sein!) 

Aber auch organisatorische Maßnahmen 
muß man wohl als Verbesserung anerkennen. 
Ich denke hier vor allem an die Neuorgani­
sation der Kanzlei des Präsidenten des 
Nationalrates, die nunmehr auf Grund eines 
echten Personal- und Geschäftsabteilungs­
planes arbeiten kann. Ich denke aber auch an 
den Ausbau einer wissenschaftlichen 
Dokumentation, ich denke an zahlreiche tech­
nische und organisatorische Verbesserungen. 
die in den letzten Jahren erreicht werden 
konnten. 

Hohes Haus ! Das Budgetkapitel Oberste 
Organe, das traditionellerweise einstimmig 
besdl10ssen wird, ist in der Regel - und ich 
füge hinzu: glücklicherweise - kein Anlaß 
für scharfe parlamentarische Auseinander­
setzungen. Aber auch bei diesem Budget­
kapitel müßten die Dinge in der richtigen 
Dimension und im tatsächlichen Zusammen­
hang aufgezeigt werden. 

Dem hat meine Wortmeldung gedient, der 
idl nur hinzufügen möchte, daß wir diesem 
und auch allen anderen Kapiteln des Bundes­
finanzgesetzes gerne unsere Zustimmung 
geben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO) :  Herr Präsident! 
Meine D amen und Herren! Der Klubobmann 
der sozialistischen Fraktion, Abgeordneter 
Weisz, hat recht, wenn er zum Ausdruck 
bringt, daß diese Beratungsgruppe nicht 
Gegenstand scharfer parlamentarischer Aus­
einandersetzungen sein wird. Die Ausführun­
gen des Herrn Abgeordneten Weisz erfordern 
jedoch einige Ergänzungen. Aber die Ergän­
zung muß aus der Sicht der freiheitlichen 
Fraktion und der ihr vorliegenden Erfahrungs­
werte unbedingt vorgenommen werden. 

Zuerst, meine Damen und Herren, darf idl 
kurz auf die Vereinbarung der sozialistischen 

Fraktion und der Fraktion der Osterreichi­
schen Volkspartei hinsichtlich der Beschrän­
k.ung der Redezeit an läßlich dieser Budget­
debatte eingehen. OVP und SPO haben die 
Kürzung der Redezeit vereinbart. Die freiheit­
lichen Abgeordneten sind dieser Vereinbarung 
nicht beigetreten. Sie werden aber alles in 
ihren Kräften Stehende unternehmen, um sich 
dem Zeitplan anzupassen, und auch bei der 
Budgetdebatte 1 974 so vorbildlich argumen­
tieren und zeitlich haushalten, wie sie das im 
Gegensatz zur Osterreichischen Volkspartei 
und besonders im Gegensatz zur Sozialisti­
schen Partei Osterreichs bei der vorjährigen 
ßudgetdebatte bereits getan haben. 

Am lautesten kam immer wieder der Ruf 
von der Sozialistischen Partei, die Budget­
debatte zu straffen. Alle Fraktionen ver­
suchten es bereits im vergangenen Jahr, und 
dieser Versuch ist nur aus der Sicht einer 
einzigen Fraktion gelungen, nämlich aus der 
freiheitlichen Sicht heraus. Die Osterreichische 
Volkspartei hat zeitlich so hausgehaIten, daß 
sie beim Budget des Vorjahres nicht mehr Zeit 
aufgewendet hat als beim Budget des Jahres 
1 972. Die SPO hingegen hat im vergangenen 
Jahr trotz des damaligen Straffungsversuches 
bereits mehr Zeitaufwand als bei der vor­
letzten Budgetdebatte getätigt. 

Die freiheitliche Fraktion hat im vergan­
genen Jahr bei den Budgetberatungen im Ple­
num fünf Stunden Redezeit eingespart. Ich 
sehe mit großem Interesse der Entwicklung 
der nächsten zweieinhalb Wochen entgegen, 
und es bleibt abzuwarten, ob nach dem heu­
tigen Start das Ziel erreicht wird, daß die 
beiden anderen Fraktionen des Hauses heuer 
mit einem kürzeren Zei.taufwand das Aus­
langen finden werden, als das im vergangenen 
Jahr der Fall war. 

Wir Freiheitlichen haben uns selbst be­
schränkt, ohne der Vereinbarung beigetreten 
zu sein, und wir werden es auch heuer ver­
suchen und glauben, erfolgreich zu sein. Zu­
gleich aber erwarten wir, daß gerade die 
sozialistische Fraktion mit größerem Ernst an 
die Realisierung ihrer eigenen Forderung 
herangeht als im Vorjahr. 

Nun zum Herrn Abgeordneten Weisz, der 
feststellte, daß der Arbeitsplan des National­
rates in einmütigen Willenskundgebungen der 
Präsidialkonferenz erarbeitet und festgelegt 
wird. Dem ist nichts hinzuzufügen. Nur, wenn 
Klubobmann Weisz meint, daß so viele oppo­
sitionelle Initiativanträge unerledigt wären, 
muß er fairer- und vollständigerweise mit in 
Rechnung stellen, daß Initiativanträge der 
Opposition gelegentlich auch deswegen auf 
der Strecke bleiben, weil die Regierungsmehr-
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heit es ablehnt, sie in den zuständigen Aus­
schüssen in Behandlung zu nehmen. Dieses 
Nein der SPO-Mehrheit ist ja kein welt­
hemdes Nein. Es wird gelegentlich sparsa.mer 
und gelegentlich öfter von Seite der Regie­
rungsmehrheit gesetzt, und in diesem Zu­
sammenhang liegt es natürlich in der Hand 
der Regierungsmehrheit, was die Oppositions­
parteien mit Hilfe von Initiativa.nträgen er­
ledigt haben möchten. 

Ein weiteres Problem, das auch die 
sozialistische Fraktion betrifft, möchte idl nicht 
unerwähnt lassen. In den letzten Monaten 
bediente sich die sozialistische Mehrheit mehr 
und mehr des parlamentarischen Instrumentes 
der Fristsetzung. Nicht selten hat die 
sozialistische Mehrheit die Ausschußberatun­
gen mit Fristsetzungen unter härtesten Zeit­
druck gestellt und sich dabei gelegentlich 
selbst in große Terminschwierigkeiten ge­
bracht. Eine solche Terminschwierigkeit liegt 
auch bei der Volksanwaltschaft vor, und ge­
rade dazu möchte ich aus der Sicht der freiheit­
lichen Fraktion Stellung nehmen. 

Hinsichtlich der Arbeitsbedingungen der 
freiheitlichen Abgeordneten befindet sich der 
Klubobmann der sozialistischen Mehrheits­
fraktion zweifelsohne im Recht, wenn er fest­
stellte, daß wir flächenmäßig die größten und 
damit auch, wenn wir den Ausdruck ver­
wenden wollen, besten Arbeitsbedingullgen 
hier im Hause von allen drei Fraktionen 
haben. Es ist erfreulich, daß wenigstens jeder 
der freiheitlichen Abgeordneten im Parlament 
über einen Schreibtisch verfügt. Ich bedauere 
zutiefst, daß dieses notwendige :Arbeits­
requisit den Abgeordneten der Sozialistischen 
Partei und der Osterreichischen Volkspartei 
bis zur Stunde vorenthalten ist. vi/enn man die 
Arbeitsplätze der Ko1l8gen der beiden anderen 
Parteien einmal einem Lokalallgenschein 
unterzieht, dann stellt man fest, daß sie neben 
einem kleinen Platz an einem großen Tisch, 
einem S8ssel, einer Schublade und einem 
Kleiderhaken sozusagen nichts in diesem 
Hause "besitzen". 

Ich bedauere, daß die Kollegen der beiden 
anderen Fraktionen hinsichtlich der Arbeits-
bedingungen noch ärmer sind als wir Frei-

Die sozialistische Mehrheit hat dieser Ge- heitlichen. Es wäre aber verfehlt, wollte uns 
setzesmaterie eine Frist mit 3 1 .  Dezember Freiheitlichen der Klubobmann der sozialisti­
dieses Jahres gesetzt, aber bis zur Stunde sehen Fraktion darob "Reichtum" vorwerfen. 
selbst nicht die notwendigen Anstrengungen Uber einen "Reichtum" verfügen wir Frei­
unternommen, diese Materie im zuständigen heitlichen bei weitem nicht. Und, Herr Kollege 
Ausschuß einer Abschlußberatung zuzuführen. \Veisz, ich wünsche mir nur eins : daß auch 
Wir werden aller Voraussicht nach genötigt der freiheitliche Abgeordnete so ausgezeic:h­
sein, ohne abschließende Behandlung der ne te Arbeitsbedingungen im Nationalrat be­
VolksanwaItschaft im zuständigen Ausschuß sitzt, wie sie den Vertretern in der Bundes­
diese Frage in einer Plenarsitzung im Jänner wirtschaftskammer, in der Arbeiterkammer, 
1 975 zu beraten. Wir lehnen heute schon im Osterreichischen Gewerkschaftsbund und 
jede Verantwortung als freiheitliche Fraktion 
für Versäumnisse der SPO-Mehrheit ab, die 
sich ergeben haben. 

Eine Forderung, die im Geschäftsordnungs­
komitee bei allen drei Fraktionen auf viel Ver­
ständnis und Zustimmung gestoßen ist, hat 
Abgeordneter Weisz bereits erwähnt, und ich 
möchte deren Richtigkeit mit Nachdruck vom 
freiheitlichen Standpunkt aus unterstreichen. 
Das ist das Recht des Präsidenten des Rech­
nungshofes, bei der Debatte über den von 
seinem Haus dem Nationalrat zu erstattenden 
Bericht im Plenum des Nationalrates das Wort 
zu ergreifen. Im vergangenen Jahr erlebten 
wir bei der Budgetdebatte, daß der Präsident 
des Rechnungshofes angegriffen wurde, aber 
kraft der Geschäftsordnung keine Möglichkeit 
hatte, zur Situation aus seiner Sicht Stellung 
zu nehmen. Umso erfreulicher ist es, daß diese 
Lücke in der Geschäftsordnung künftig ge­
schlossen werden soll und der Präsident des 

in der Land"wirtschaftskammer zur Verfügung 
stehen. Ich möchte hier keinen Namen nennen. 
Wenn Kollegen, die diesen Standes- und 
Funktionsbereichen angehören, das Haus ver­
lassen, dann stehen ihnen dort Arbeitsmög­
lichkeiten und Arbeitsbedingungen zur Ver­
fügung, über die kein Abgeordneter, gleich 
welcher Fraktion, in diesem Hohen Hause ver­
fügt. Die "W affengleidlheit" wird ja von ver­
schiedenen Standorten aus des öfteren im Par­
lament strapaziert. Ich tue es auch heute. Und 
diese Waffengleichheit gilt es zwischen allen 
Abgeordneten des Hauses, ungeachtet der 
Fraktionsz\lgehörigkeit, herzustellen. 

Man würde aber die Tatsachen übersehen, 
wollte man nicht festhalten, daß der Präsident 
des Hauses im abgelaufenen Jahr ernsthafte 
Anstrengungen unternommen hat, um die 
Arbeitsbedingungen zu verbessern. Die 
Arbeitsbedingungen sind bei allen drei Frak­
tionen in finanzieller Hinsicht verbessert wor-

Rechnungshofes im Hause dann das Wort den, und es wird nun darangegangen, auch 
ergreifen kann, wenn sein Bericht zur Dis- bauliche Veränderungen vorzunehmen, deren 
kussion steht. Ergebnis in einem Zeitraum von drei Jahren 
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allen drei Fraktionen zur Verfügung stehen 
und zweifelsohne bei den Freiheitlichen 
zu einer entscheidenden Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen führen wird. Bei den bei­
den anderen Fraktionen wird dieser Standard, 
wie wir ihn dann haben werden, noch lange 
nicht erreicht sein. 

Wie man diese Frage löst, bedarf meines 
Erachtens einer sehr intensiven Beratung in 
der Präsidialkonferenz und im zuständigen 
AussChuß des Nationalrates. Wir haben nur 
einmal im Jahr die Gelegenheit, uns im 
Plenum des Nationalrates über unsere eigenen 
Probleme zu unterhaltenj daher soll es - so 
sind wir informiert - diesmal in aus­
giebigerer Form getan werden, als es bei den 
vorangegangenen Budgetdebatten der Fan 
war. 

Ich richte bei dieser Gelegenheit an den 
Herrn Präsidenten des Nationalrates aus der 
Sicht meiner Fraktion eine ganz besondere 
Bitte. Die Bitte, die Jnformationsmöglichkeiten 
im Sinne einer Verbesserung zu überprüfen. 
Ich glaube, daß es kostenmäßig möglich sein 
müßte, die Information dahin gehend zu ver­
bessern, daß die Präsidenten und die Klub­
obmänner täglich Presseauszüge und Zu­
sammenstellungen aus Tages- und Wochen­
zeitungen in einer ähnlichen, wenn auch be­
scheideneren Form als im Bonner Bundestag 
bekommen. Den Fraktionen selbst würde viel 
Arbeit abgenommen werden, wenn von einer 
Abteilung der Parlamentsdirektion aus künftig 
diese Arbeit übernommen und die Presse­
auszüge und die Presseschau zu einem frü­
hen Zeitpunkt des Vormittags den Präsi­
denten, aber auch den Fraktionen zur Ver­
fügung gestellt würde. Das stellt aus der Sidlt 
meiner Fraktion eine sehr wesentliche Arbeits­
entlastung der Klubsekretariate dar, und um 
die wohlwollende Prüfung dieser Anregung 
darf ich den Herrn Präsidenten bitten. 

Ein weiteres Problem sollte man auCh niCht 
außer acht lassen: die Frage der Kommuni­
kation zwischen Regierung einerseits und 
Nationalrat andererseits, ungeachtet des Um­
standes, wie sich die jeweilige Regierung zu­
sammensetzt. Ich glaube, daß die Kommuni­
kation zwischen Regierung und Parlament 
gerade in dieser Gesetzgehungsperiode nicht 
nur etwas, sondern sehr zu wünschen übrig 
gelassen hat, weil immer dann, wenn das 
Sessionsende vor der Tür stand, der National­
rat von den einzelnen Ministerien mit Regie­
rungsvorlagen überschüttet wurde, die dann 
beim besten Willen nicht mehr in der noch 
verfügbaren Zeit untergebracht werden 
könnten. Dabei gerät der Klubobmann der 
Regierungsfraktion stets in gewisse Schwie­
rigkeiten, weil ihm von den Oppositions-

parteien gesagt wird, er möge im Schoße der 
Regierung klären, was die Regierung in der 
zur Verfügung stehenden Zeit noch durch­
zubringen wünscht und was nicht mehr durch­
gebracht werden kann. Hier ist bis zum heu­
tigen Tag eines nicht erreicht worden, nämlich 
das Ersuchen des Nationalrates an die jewei­
lige Regierung, an die jeweiligen Ministerien 
und die dortige Beamtenschaft, die zu behan­
delnden Materien dem Parlament so zeit­
geredlt vorzulegen, daß sie auch zeitgerecht 
in Arheit genommen und zeitgerecht verab­
schiedet werden können. 

Wir Freiheitlichen sind der Meinung, daß 
gerade im Funktionieren der Kommunikation 
zwischen Regierung und Parlament eine ent­
scheidende Voraussetzung für das gute Ge­
deihen des Parlamentarismus und damit der 
Demokratie liegt. Darin begründet ist auch 
unsere freiheitliche Forderung, die Waffen­
gleichheit zwischen Regierung und Parlament 
so ernst wie nur möglich zu nehmen, weil ja 
die Bedingungen, unter denen die Regierung 
ihre Aufgabe zu erfüllen hat, wesentlich 
bessere sind als jene, unter denen der 
Nationalrat seine Aufgabe erfüllen muß. 

Ich nehme an, daß vor allem von seiten des 
Herrn Präsidenten des Hauses diesen Wün­
schen und Anregungen das notwendige Ver­
ständnis entgegengebracht wird und daß wir 
in einem Jahr von einer besseren Plattform 
als heute zum Thema der Parlamentsreform 
Stellung nehmen können. Nämlich dahin 
gehend, daß die Parlamentsreform der 
Realisierung ein entscheidendes Stück näher­
gebracht werden konnte. 

In der Frage der Geschäftsordnungsreform 
haben die freiheitlichen Abgeordneten stets 
eine kooperative Haltung eingenommen; von 
unserem Gesichtspunkt aus herrscht großes 
Interesse, das Ergebnis der Geschäfts­
ordnungsreform noch in dieser Gesetzgebungs­
periode dem Nationalrat zur Beschlußfassung 
zu unterbreiten. Sollte das wider Erwarten 
nicht möglich sein, so stellt die bisher 
erarbeitete Arbeitsgrundlage eine wesentliche 
Ausgangsbasis für die Vollendung der Ge­
schäftsordnungsreform in der nächsten Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates dar. 

Wir Freiheitlichen werden der in Beratung 
befindlichen Haushaltsgruppe die Zustimmung 
erteilen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst (der inzwischen den Vorsitz 
übernommen hat) : Zum Worte gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsidentl Hohes Hausl Ich kann mich zunäChst 
den Worten des Klubobmanns der Regierungs-
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partei anschließen und aus Anlaß dieses Bud­
getkapitels auch den Dank der Fraktion, die 
ich hier vertrete, an die Mitarbeiter in diesem 
Hause auszusprechen, ohne die manche Arbeit 
nicht so gestaltet sein würde, als sie gestaltet 
ist. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn der Herr Klubobmann der Freiheit­
lichen Partei Dsterreichs, Peter, unter Bezug­
nahme auf Herrn Abgeordneten Weisz darauf 
aufmerksam macht, daß dieses Budgetkapitel, 
dem man herkömmlicherweise die Zustimmung 
erteilt, nicht Anlaß zu scharfer parlamentari­
scher Auseinandersetzung sein soll, so will 
ich das aber doch nicht so verstanden haben, 
daß gerade bei diesem Budgetkapitel etwa 
nicht jene Stellen, die zu kritisieren wären, 
kritisiert werden sollten. 

Der Herr Klubobmann der Regierungspartei 
stellt heraus - und zwar stellt er das fest, 
was der Herr Abgeordnete Dr. Fischer in 
immer wiederkehrenden Schriften heraus­
stellt -: die Quantität der Arbeit in diesem 
Parlament. Meine kritische Frage wäre die, 
�arum man bis heute überhaupt nicht unter­
sucht hat, ob wir denn wirklich so viele Ge­
setze brauchen, wie sie in diesem Hause be­
schlossen worden sind. Ich glaube, es wäre 
wert, wenn man einmal in dieses Problem ein­
stiege und das Problem der Parlamentsarbeit 
von diesem Gesichtswinkel beurteilte. 

Auf der anderen Seite steht die Frage der 
Qualität der Gesetze. Hier wird man die Aus­
führungen des Herrn Klubobmannes der Regie­
rungspartei nicht so verstehen dürfen, daß 
etwa alle Gesetze einstimmig beschlossen wor­
den wären. Es sind gerade jene Gesetze nicht 
einstimmig beschlossen worden, die ganz ein­
deutig parteipolitisch-gesellschaftspolitischer 
Natur sind, und das sind die Weichenstel­
lungen für eine allfällige künftige Regierungs­
arbeit, die Sie im Auge haben. Also man muß 
auf die Qualität der Gesetze achten und wird, 
wenn man diese Qualität der Gesetze beach­
tet, erkennen müssen, daß es eine ganze Reihe 
von Gesetzen gibt, die man eben nicht - aus 
einem guten Grund nicht - einstimmig be­
schließen konnte. 

Der Herr Klubobmann der Regierungspartei 
hat auf die Geschäftsordnungsreform Bezug 
genommen. Alles das, was Sie ankündigen, 
ist interessant, und ich bin überzeugt, daß 
man es nur begrüßen kann. Aber ich meine, 
daß man doch schon heute gewisse Fragen im 
Geiste einer künftigen Geschäftsordnungsre­
form wird behandeln müssen. Ich glaube, be­
tonen zu sollen, daß an manchen Stellen der 
parlamentarischen Arbeit dieser Geist der 
künftigen Geschäftsordnung noch nicht dieses 
Haus beherrscht. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß es eine 
ganze Reihe von Initiativanträgen der Oppo­
sitionsparteien gibt, die nicht behandelt sind, 
und daß Sie sich durch die Politik der Frist­
setzungen auch nicht immer über die Grund­
sätze des Gesprächs in diesem Hause im kla­
ren gewesen sind, als Sie diese Fristsetzungs­
anträge gestellt und angenommen haben. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich im 
Kapitel Oberste Organe die Gesetzgebung, 
den Bundespräsidenten, den Verfassungs ge­
richtshof, den Verwaltungsgerichtshof, den 
Rechnungshof behandeln soll, so muß ich in 
Wahrheit den Herrn Bundeskanzler anspre­
chen. Der Herr Bundeskanzler hat in seiner 
Staatschef-Mentalität, mit der er die Regie­
rung führt und das Staatsgeschehen leitet, 
sowohl im Hinblick auf seine Koordinierungs­
kompetenz als auch im Hinblick auf manche 
Angelegenheiten in diesem Kapitel eine ge­
wisse indirekte budgetäre Verantwortung. 

Ich möchte zunächst auf das Kapitel Präsi­
dentschaftskanzlei hinweisen und möchte, 
wenn er von seinen berühmten Kosten- und 
Personaleinsparungen spricht, darauf aufmerk­
sam machen, daß in der Ersten Republik die 
Präsidentschaftskanzlei einen Personalstand 
von 31 Bediensteten hatte; in der Zweiten 
Republik ist der Personalstand auf über 50 
gestiegen. Wenn mir der Herr Bundeskanzler 
nun sagen würde, wo die Aufgabenvermeh­
rung des Herrn Bundespräsidenten gegenüber 
der AufgabensteIlung im Jahre 1929 liegt, 
dann könnte ich vielleicht verstehen, warum 
die Zahl der Bediensteten in der Präsident­
schaftskanzlei gestiegen ist, und zwar so ge­
stiegen ist, wie ich es eben angeführt habe. 

Herr Bundeskanzler! Meine Damen und Her­
ren! Hohes Hausl Ein Problem beherrscht die 
Diskussion in den Ausschüssen, in denen ich 
zu arbeiten die Auszeichnung habe, das ist 
die Frage der sogenannten Justizverwaltung 
des Verfassungs- und des Verwaltungs ge­
richtshofes. Die Frage der Justizverwaltung ist, 
wie Sie sich erinnern können, im Zusammen­
halt mit dem Bundesministeriengesetz be­
handelt worden. Im Zuge der Ausschußbera­
tungen hatten Sie, Herr Bundeskanzler, aus 
freien Stücken dem Standpunkt des Verwal­
tungs- und Verfassungsgerichtshofes Rechnung 
getragen, indem Sie sagten, Sie würden diese 
beiden Höchstgerichte in die Lage versetzen, 
Justizverwaltung autonom auszuüben. 

Wie wir alle wissen, wurde diese !Auffas­
sung revidiert; es war Herr Abgeordneter 
Dr. Fischer, der diese Revision anbrachte. Nun 
haben wir im letzten Budgetausschuß dieses 
Problem zu hinterfragen versucht. Der Herr 
Abgeordnete Dr. Fischer meinte, daß sein 
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Standpunkt der sei, daß durch eine Verände­
rung der Rechtslage des Obersten Gerichts­
hofes berührt würde, daß man eine Lösung 
für alle drei Gerichtshöfe finden müsse. 

Herr Staatssekretär Lausecker meinte, daß 
der Herr Bundeskanzler nicht beabsichtige, 
in die bereits vorgelegten Initiativanträge ein­
zugreifen, nur muß man sich bewußt sein, 
daß es unsere Initiativanträge gewesen sind, 
die man eben im Sinne der Taktik der Regie­
rungspartei nicht behandelt. 

Herr Justizminister Broda hat gemeint, daß 
der Oberste Gerichtshof in die Justizverwal­
tung seines Ressorts eingebaut sei und daß 
man im Moment das Problem noch nicht aktua­
lisieren könne. Herr Bundeskanzler Kreisky 
war im Budgetausschuß so freimütig zu sagen, 
daß eine einheitliche Auffassung nicht erzielt 
werden kann, er daher bei seiner Auffassung 
bleibe, aber das seien Nuancen. 

Herr Bundeskanzler! Im Grunde können Sie 
die Verantwortung für diese Frage nicht von 
sich schieben, es ist ein Koordinationsproblem 
auf dem Gebiete der Bundesverfassung. Das 
Bundesministeriengesetz gibt Ihnen diese 
Kompetenz zur Koordination; falls Sie diese 
noch nicht seit 19 19  oder falls diese der Bun­
deskanzler beziehungsweise Staatskanzler 
nicht schon seit 1919  gehabt hätten, so haben 
Sie diese Kompetenz jedenfalls seit 1 913. Aus 
diesem Grunde stellen die Abgeordneten 
Ermacora, Prader und Genossen einen Ent­
schließungs antrag. Ich verlese diesen Ent­
schließungs antrag, der bereits beim Präsidium 
vorliegt. 

E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dr. Ermacora, Dr. Prader 
und Genossen betreffend Ubertragung der 
Justizverwaltung an die Höchstgerichte. 

Die Verwaltung des Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshofes liegt in den Hän­
den des Bundeskanzlers und nicht der Ge­
richtshöfe selbst. Der Bundeskanzler hat an­
läßlich der Beratungen über das Bundes­
ministeriengesetz ausdrücklich versprochen, 
die Verwaltungsangelegenheiten hinsichtlich 
dieser Gerichtshöfe ihnen selbst zu übertra­
gen. Dieses Versprechen wurde nicht ein­
gelöst. Als Grund hiefür war der Wider­
stand des Justizministers anzusehen. Er war 
nicht bereit, dem Obersten Gerichtshof 
gleichartige Selbstverwaltungsbefugnisse 
zuzugestehen, aber zugleich behauptete er, 
daß die drei Höchstgerichte gleich behandelt 
werden sollten. 

Vertreter der beiden Oppositionsparteien 
haben daraufhin Initiativanträge einge-

bracht, die darauf abstellten, den beiden 
Gerichtshöfen - Verfassungs- und Verwal­
tungsgerichtshof - die Justizverwaltung zu 
übertragen. Diese Initiativanträge liegen 
seit mehr als einem Jahr unerledigt im Par­
lament. Anläßlich der Budgetberatungen 
1 914 haben Staatssekretär Lausecker, Mini­
ster Broda und Bundeskanzler Kreisky zu 
dieser Frage Stellung genommen. Bundes­
kanzler Kreisky erklärte schließlich, daß es 
in dieser Frage Meinungsunterschiede in 
den Auffassungen gäbe. 

Der Bundeskanzler ist kraft des Bundes­
ministeriengesetzes für die Koordination in 
Verfassungsfragen verantwortlich. Er ist da­
her berufen, die Frage zu behandeln, unter 
welchen Voraussetzungen dem Verfassungs­
gerichtshof, dem Verwaltungsgerichtshof 
und dem Obersten Gerichtshof Justizverwal­
tungsangelegenheiten übertragen werden 
können oder wie es möglich ist, diese Ange­
legenheiten nur dem Verfassungs- und Ver­
waltungsgerichtshof zu übertragen. Untun­
lich ist es jedenfalls, diese wichtige Frage 
- so wie es bisher geschehen ist - auf 
sich beruhen zu lassen. Daher stellen die 
oben bezeichneten Abgeordneten den fol­
genden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundeskanzler wird aufgefordert, ehe­
stens Verhandlungen mit den Präsidenten 
der drei Höchstgerichte und dem Bundes­
minister für Justiz darüber aufzunehmen, in 
welcher Weise die Justizverwaltung der 
Höchstgerichte diesen allen oder dem Ver­
fassungs- und Verwaltungsgerichtshof allein 
übertragen werden können. 

Herr Bundeskanzlerl Wenn Sie hier noch 
allenfalls sagen können, das ist eine Frage 
der Interpretation und es stimme durchaus 
mit Ihrer sonst immer wieder betonten libe­
ralen Auffassung überein - übrigens eine 
Betonung, die Ihrer Technik, Wortverdoppe­
lungen durchzuführen, entspricht; es ist Ihr 
politisches Recht, das zu tun, aber mein pOli-: 
tisches Recht ist es, das herauszustellen, Herr 
Bundeskanzler -, so möchte ich aber doch 
jetzt auf ein Thema zu sprechen kommen, das 
ganz entscheidend Ihre Liberalität, Herr Bun­
deskanzler, berühren wird. 

Herr Bundeskanzlerl Diese Liberalität be­
zieht sich auf das Erkenntnis des Verwaltungs­
gerichtshofes, von dem heute schon Herr Ab­
geordneter Dr. Gasperschitz gesprochen hat. 
Hier wird, Herr Bundeskanzler - das darf 
ich Ihnen jetzt schon sagen, zumindest als 
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meine Meinung sagen -, ein Markstein Ihrer 
liberalen Auffassung in der Behandlung dieser 
Frage liegen. 

Herr Bundeskanzler ! Meine Damen und Her­
ren! Ich darf vielleicht darauf hinweisen, daß 
der Verwaltungsgerichtshof wegen Nichtbe­
achtung des Pensionsgesetzes Bescheide als 
rechtswidrig aufgehoben hat. Durdl diese Auf­
hebung ist die Finanzverwaltung nach dem 
Verwaltungsgerichtshofgesetz verpflichtet, der 
Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichts­
hofes Folge zu leisten. Es heißt im Gesetz: 
den der Rechtsanschauung des Verwaltungs­
gerichtshofes entsprechenden Rechtszustand 
herzustellen. 

Schon hört man allerorten Kritik an der 
Verwaltungsgerichtshofentscheidung, sie sei 
finanzpolitisch nicht opportun. Das mag nun 
sein, und das geht den Herrn Finanzminister 
an. Aber für Sie, Herr Bundeskanzler, und 
für dieses Budgetkapitel, das hier zur Behand­
lung steht, ist es die Frage, daß es in Oster­
reich eine Gerichtsbarkeit gibt, die nicht nach 
Opportunität entschieden hat, sondern nach 
Interpretation eines Gesetzestextes. 

Würde sie, nämlich diese Gerichtsbarkeit, 
anders entschieden haben, Herr Bundeskanz­
ler, so würde ein Unterschied zwischen den 
Alt- und den Neupensionisten hergestellt wor­
den sein, ein Unterschied, den die politischen 
Parteien grundsätzlich nie wollten. 

Ich darf darauf hinweisen, daß anläßlich des 
Pensionsgesetzes 1 965 - und ich verweise 
hier auf die Erläuternden Bemerkungen zum 
Gesetzentwurf 878 der Beilagen, Seite 29 
- von der Regierung, aber auch in der Parla­
mentsdebatte - Stenographisches Protokoll, 
X. Gesetzgebungsperiode, Seite 5086 und fol­
gende - von den Abgeordneten beider Par­
teien versichert wurde, daß durch das Gesetz 
das Entstehen von Alt- und Neupensionisten 
verhindert und die Pensionsautomatik für die 
Zukunft gesichert werde. 

Ich möchte nur eine Äußerung des Herrn 
Abgeordneten Ulbrich - Seite 5096 - zitie­

.ren: "Wir sind alle gemeinsam an einem inter­
essiert: Wir wollen nie mehr Alt- und Neu­
pensionisten entstehen lassen. (Ruf bei der 
OVP: Sehr richtig!) 

laufen will, wenn ich mich so ausdrücken darf. 
Heute früh im Morgenjournal wurde eine 
solche Äußerung in der bewußt nonchalanten 
Art des Herrn Finanzministers in den Äther 
gesprochen. 

Ich möchte herausstellen, Herr Bundeskanz­
ler, daß wir in diesem Hause zumindest schon 
zwei Präzedenzfälle haben, wo es sich um 
authentische Interpretationen gehandelt hat. 
Der eine Präzedenzfall bezog sich auf die 
Habsburger-Frage, nachdem Sie nicht imstande 
waren, von Ihrer Regierungsseite her das Ver­
waltungsgerichtshoferkenntnis zu exekutieren, 
und zwar hat das Innenministerium, das da­
mals in Ihr Ressort fiel, Monate und Monate 
hindurch ein Erkenntnis des Verwaltungsge­
richtshofes nicht exekutiert. 

Ich möchte auf einen zweiten Fall der 
authentischen Interpretation aufmerksam 
machen. Es handelte sich um eine authentische 
Interpretation in bezug auf das Verstaat­
lichungsgesetz. In diesem Zusammenhang 
haben Sie den Gleichheitssatz authentisch 
interpretiert. Ich war damals weit abseits vom 
aktiven politischen Geschehen, und Sie dürf­
ten ja wissen, was die Rechtswissenschaft von 
diesen Interpretationstechniken gehalten hat. 

Waren es damals höchst politische Probleme, 
die man - so muß ich heute nach einiger poli­
tischer Erfahrung sagen - authentisch inter­
pretieren konnte, so geht es aber hier in die­
sem Fall offensichtlich um die Rechte - und 
nicht um die Privilegien, Herr Bundeskanzler, 
um die Rechte - von öffentlich Bedienstetenl 

Es ist nicht richtig, wenn der Herr Staats­
sekretär Lausecker von elmgen Tausend 
spricht, sondern es geht in die Hunderttau­
sende, die durch die Wirkungen dieses Er­
kenntnis ses berührt werden. 

Es ist auch nicht richtig, Herr Staatssekretär 
Lausecker, wenn Sie sagen, daß es sich hier 
nur um die hohen Beamten handelt. Herr 
Staatssekretär, Sie haben recht: Die Entschei­
dungen wurden von juristisch gebildeten 
Beamten angestrengt. Ich meine, das ist ihr 
gutes Recht. Aber Sie müssen in der Offent­
lichkeit auch sagen, daß etwa dem Amtsge­
hilfen ein Verlust über 1 0  Prozent anwächst, 
und beim Wirklichen Hofrat liegt der Verlust 
unter 2 Prozent. 

Herr Bundeskanzlerl Sie haben ein Verwal- Nun will der Herr Finanzminister dieses 
tungsgerichtshoferkenntnis vor sich, das dar- Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes also 
auf abgestellt ist, in Interpretation des Geistes unterlaufen. Seine Argumentation ist - sie 
des Pensionsgesetzes den Status oder die Klas- war auch heute wieder im Fernsehen zu 
sen der Altpensionisten und der Neupensioni- hören -, es handle sich ja  um eine authen­
sten zu vermeiden. Und nun hört man Stim- tische Interpretation. Wir haben heute auch 
men, wonach der Herr Finanzminister die Ent- Ihre Meinung dazu gehört, Herr Staatssekre­
scheidung des Verwaltungsgerichtshofes unter- tär. 
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Dr. Ermacora 
. .  �u: 

,
Seite 201?;. der �:...usferl: .. �ullg :':s Er- I über diesen Antrag wird nach der dritten 

l�:�l1"':r: lsSe? - let! glo"uiJe, 1-I811 Dr. '-idspe�:- Lesung 8rfolgen. 
sCllltz l>.at QC:S vorgelesen - heißt es v.usdrüC:�- I· l idl, �1aß .. de: Verwa:tu?gsgerichtsh�:f ;

sag�e :  Der nächste Redner ist der Abgeordnete 

"DamIt raUl1L8 aber die belangte BehoIQ8 em, '1 Glaser. 
daß es sich nicht um eine authentische Inter-
pretation handelte." Abgeordneter Glaser (OVP) : Herr Präsi-

dent! Meine Damen und Herren! Das Parla­
Daraus muß man den Schluß ziehen: VITenn 

Sie nun diese Frage im Sinne Ihrer finanz­
politischen Opportunität lösen wollen, müßten 
Sie mit einer authentischen Interpretation auf­
treten. Ist Ihnen von Ihren Experten noch 
nicht gesagt worden, daß diese authentische 
Interpreta.tion eine Interpretation des Gleich­
heitssatzes wäre? Haben Ihnea Ihre Experten 
noch nicht gesagt, daß diese Interpretation mit 
Verfassungsbestimmung gemacht werden 
müßte, genauso, wie man die Interpretation 
im Habsburg-Erkenntnis und in der Frage Ver­
staatlichungsgesetz-Gleichheitssatz vorgenom­
men hat? Wie werden Sie sich also dann in 
dieser Frage verhalten? 

Herr Bundeskanzler und Herr Staats­
sekretär! Unterlaufen Sie nicht das Erkenntnis 
eines Gerichtshofes, der nach meiner Meinung 
einer der Träger der österreichischen Rechts­
staatlichkeit ist, in einer Frage, die zig­
tausende Menschen angeht, sondern suchen 
Sie einen Weg, der zu einer verfassungsrecht­
lich gerechten und einer verfassungsrechtlich 
billigen Lösung der Frage führt. Ganz ausge­
schlossen scheint es mir zu sein, wenn man 
die derzeitigen Beschwerdeführer, die nun auf 
die Entscheidung des Bundesministers für 
Finanzen warten, zu der er verpflichtet ist, 
etwa in ihrem Kampf um das Recht verkürzen 
wollte. 

Herr Bundeskanzler ! Dieses Kapitel ist nur 
ein kleiner Ausschnitt aus Uberlegungen, die 
mit Ihrer Auffassung über Liberalität und 
liberal zusammenhängen. Herr Bundeskanzler !  
Ich möchte Ihnen nur sagen, auch wenn Sie 
sich nicht interessieren für diese Debatte, wie 
Sie das heute unter Beweis gestellt haben -
auch das ist ein Recht des Herrn Bundes­
kanzlers und ein autonomes Recht eines 
Regierungsmitgliedes, SlCl1 nicht für eine 
Debatte zu interessieren -, aber ich möchte 
Ihnen doch sagen, daß Ihre Liberalität ein 
Freisein von Bindungen, von lästigen Bindun­
gen durch Verfassung und Recht ist. Aber 
das, Herr Bundeskanzler, ist nicht liberal, son­
dern das ist eine sprachliche Unterwanderung 
des Liberalen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der soeben vorgelegte 
EntschIießungsantrag des Abgeordneten 
Ermacora ist genügend unterstützt und steht 
demnach zur Verhandlung. Die Abstimmung 

ment, der Nationalrat soll, ja ich möchte sagen 
"m:lß" di'is gemeinsame Anliegen aller 
politischen Parteien und aller Kräfte, die sich 
zur Demokratie bekennen, sein. Ohne ein frei 
gewähltes Parlament gibt es keine Demo­
krc�tie. Diese Gemeinsamkeit wird - das 
'wurde heu:e schon zum Ausdruck gebracht -
uC:.ter anderen auch darin sichtbar, daß das 
jetzt zur Beratung stehende Kapitel voraus­
sichtlich einstimmig beschlossen werden wird. 

Aber erstmals seit vielen Ja.hren, meine 
Damen und Herren, wird heuer im Rahmen 
der Budgetdebatte das Kapitel Oberste Or­
gane, wozu vor allem die Bundesgesetz­
gebung gehört, getrennt von der eher mit 
einer Generaldebatte gleichzusetzenden Be­
ratung des Kapiteis Bundeskanzleramt behan­
delt. Ich sage ehrlich, daß ich mich freue, daß 
mit diesem Beschluß der Präsidialkonferenz 
eine von mir im Finanz .. und Budgetausschuß 
vorgebrachte Anregung aufgegriffen wurde. 
An den Abgeordneten selbst liegt es nun, 
diese Chance zu nützen und das Parlament, 
seine Probieme, seine Schwierigkeiten, seine 
Aufgaben für einige Stunden in den Mittel­
punkt der Beratungen und des Interesses zu 
stellen. 

Ich zweifle allerdings, ob diese Chance ge­
nützt wird, da - wie ich höre - von der 
Mehrheitsfraktion dieses Hauses zu diesem 
Kapitel außer dem Klubobmann Abgeordneten 
V/eisz niemand reden wird. 

Ich selbst, meine Damen und Herren, will 
bewußt von eInem Aufzählen technischer 
IvlängeJ , unter denen unsere Arbeit leidet, 
absehen. Ich verzichte ebenso darauf, erreichte 
und auch anerkennenswerte Verbesserungen 
jetzt besonders zu loben. Ich möchte mich 
jenen Vorschlägen, die von verschiedenen 
Vorrednern hier oder bei der Beratung dieses 
Kapitels im Budgetausschuß angeschnitten 
wurden, anschließen. 

Mir geht es heute, meine Damen und Her­
ren, wirklich um Grundsätzliches. Und hier 
lautet die harte, aber doch klare Wahrheit 
leider so: Dem Parlament ist es nach einer 
rund 30 Jahre dauernden Tätigkeit nicht ge­
lungen, seine Funktion gegenüber der Offent­
lichkeit entsprechend klar herauszustellen, 
klarzumachen. Für diese bedauerliche Tatsache 
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gibt es sicher eine Reihe von Gründen, Gründe, 
die zu untersuchen sicherlich gemeinsamer An­
strengungen wert wäre. 

Viele Staatsbürger - machen wir uns doch 
nichts vor :- sehen und beurteilen leider 
Gottes das Parlament so, wie es von Kolum­
nisten, teilweise auch von Kabarettisten dar­
gestellt wird. Der Durchschnittsösterreicher 
hat Respekt vor einem Mitglied der Regie­
rung, hat Achtung vor einem Landeshaupt­
mann, zieht den Hut tief vor einem Kammer­
präsidenten et cetera, aber ein Abgeordneter, 
meine Damen und Herren, ist für viele Bür­
ger wohl nur ein Mensch, der leicht und 
angenehm, so glauben sie zumindest, mehr 
als sie verdient, wenn man etwa von Dber­
trittssummen für Spitzensportler oder für 
Journalisten zu einer bestimmten Zeitung 
absieht. 

Vielen Mitbürgern, geschätzte Abgeordnete, 
ist leider noch immer nicht klar geworden -
da müssen wir uns auch selbst an die Brust 
klopfen -, daß der Abgeordnete der Anwalt 
des Staatsbürgers ist, daß der Abgeordnete 
das einzig wirksame Gegengewicht gegen eine 
immer stärker werdende Regierungsgewalt ist. 
Und j ener Abgeordnete, der vielleicht von 
einem Journalisten als "Hinterbänkler" be­
zeichnet wird, der aber im Ausschuß einem 
Regierungsmitglied, einem Sektionschef 
gegenüber etwa zum Ausdruck bringt, daß er 
diesen oder jenen Text eines Gesetzentwurfes 
nicht verstehe, daß dieser Gesetzestext zu 
kompliziert sei, der spricht sehr oft für 
Hunderttausende Mitbürger, die aber diese 
Möglichkeit, an einer Gesetzesberatung mit­
zuwirken, nicht haben. 

Vor allem aber müßten meiner Meinung 
nach durch entsprechende Offentlichkeitsarbeit 
seitens des Parlaments selbst die Bedeutung, 
das Wesen, die Aufgaben, die Möglichkeiten 
des Parlaments unserem Volke klargemacht 
und zum Bewußtsein gebracht werden. 

Es soll keine Kritik, sondern auch nur eine 
nüchterne Feststellung sein, wenn ich sage, 
daß viele Berichte und Dbertragungen aus dem 
Parlament dazu nicht geeignet sind. Es gibt 
Menschen, die offensichtlich noch nicht er­
kannt haben, daß Ubertragungen und Berichte 
aus dem Parlament eine politische Informa­
tion, aber nicht eine politische Unterhaltung 
sein sollen. In vielen Berichten werden kleine 
Zwischenfälle oder auch bedauerliche Ent­
gleisungen - wo kommen solche nicht vor, 
wenn eine große Zahl von Menschen bei­
sammen ist - als wesentlich, sachliche Dis­
kuss ions beiträge - wenn überhaupt - nur 
nebenbei erwähnt. 

Es liegt aber auch an den Abgeordneten -
ich sagte das schon in einem anderen Zu­
sammenhang, zumindest ist das meine 
persönliche Meinung, es geht hier ja nicht 
um eine ' Auseinandersetzung ideologischer 
Art, es geht nicht darum, den unterschiedlichen 
Standpunkt der einen oder anderen Seite d.E-r­
zulegen, sondern ich glaube, wir alle sollten 
ein Interesse haben, daß dem Parlament auch 
in der Offentlichkeit, im Bewußtsein unserer 
Mitbürger jene Bedeutung zukommt, die eben 
in einem demokratischen Staat eigentlich 
Selbstverständlichkeit sein sollte -, es liegt 
also an uns selbst, an unserem Verhalten, 
Gehaben, welches Bild die Offentlichkeit sich 
über das Parlament macht. 

Ich betrachte es persönlich als einen großen 
Fortschritt, daß es gelungen ist, heuer erst­
mals für die Budgetdebatte eine freiwillige 
Begrenzung der Redezeit zu vereinbaren. Es 
hat nach dem Verlauf der Debatte am heutigen 
Tag durchaus den Anschein, daß diese Ver­
einbarung nicht nur hält, sondern daß dadurch 
gerade die Diskussion lebendiger und in 
vielen Dingen zweifellos auch interessanter 
geworden ist. 

Ich darf, ohne überheblich sein zu wollen, 
darauf hinweisen, daß ich im Laufe von rund 
20 Jahren hier wiederholt einen derartigen 
Vorschlag von dieser Stelle aus oder auch 
im Ausschuß gemacht habe und daß ich auf 
einschlägige Erfahrungen - etwa im Salz­
burger Landtag, wo sich solche Regelungen 
bewährt haben - verwiesen habe. Wie ge­
sagt, ich freue mich, daß es möglich war , eine 
derartige Vereinbarung zustande zu bringen. 

Die Damen und Herren der sozialistischen 
Seite mögen es nicht falsch verstehen, wenn 
ich sage: In der Zeit zwischen 1 966 und 1 970 
war es unmöglich, mit Ihnen über eine 
Begrenzung der Redezeit oder über eine ge­
wisse Beschränkung im Rahmen der Budget­
debatte auch nur zu sprechen, und es war 
bis vor kurzem auch unmöglich ,  zu einer sol­
chen Vereinbarung zu kommen, weil sich 
lange Zeit die sozialistischen Regierungsmit­
glieder geweigert haben, auch eine Begren­
zung in Anspruch zu nehmen. Bitte, noch ein­
mal : betrachten Sie es nicht als Polemik, son­
dern nur als eine nüchterne Feststellung. Es 
hat ja Zeiten gegeben, wo beispielsweise der 
heutige Vizekanzler Häuser einen Rekord an 
Redezeit - weit über zwei Stunden im 
Rahmen einer Budgetdebatte - für sich 
buchen konnte. Ich bin also per saldo froh, 
daß es möglich war, zu dieser freiwilligen 
Beschränkung und damit sicherlich auch zu 
einer Straffung zu kommen. Eine solche 
Straffung gibt d!:)T Diskussion sicherlich mehr 
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Feuer, mehr Schwung, macht die Debatte und daß es vielleicht aus diesem Grund besser 
interessanter, und ich glaube, daß dem Parla- ist, nicht zuzuhören. Dafür habe ich auch Ver­
ment und damit auch der Demokratie sicher- ständnis, weil ich glaube, überhaupt für 
lieh ein guter Dienst erwiesen wird. gewisse menschliche Eigenschaften ein gewis­

Meine Damen und Herren! Niemand wird 
aber einem Fernseher oder etwa einem Radio­
hörer zumuten, zehn, zwölf, vierzehn Stunden 
ohne Unterbrechung Debatten anzuhören. 
Auch dann nicht, wenn die einzelnen Redner 
nur 20 oder von mir aus 30 Minuten Zeit 
haben. 

Und daher möchte ich für das Parlament 
auch sagen: Auch dem einzelnen Abgeordne­
ten ist es nicht zumutbar, etwa zwölf, vier­
zehn Stunden ohne Unterbrechung im Saale 
zu sitzen. Nur, was meiner Meinung nach 
zumutbar wäre, nein, was eigentlich eine 
Selbstverständlichkeit sein sollte, wenn ein 
bestimmtes Kapitel oder auch ein bestimmter 
Gesetzentwurf hier zur Diskussion steht: daß 
das ressortmäßige zuständige Regierungsmit­
glied an dieser Beratung teilnimmt. Das sollte 
meiner Meinung nach eine Selbstverständlich­
keit sein, und es sollten Rufe "Wo ist der 
Herr Bundeskanzler?" oder "Wo ist der 
betreffende Minister?" in diesem Haus eigent­
lich nicht notwendig sein. 

Uberhaupt glaube ich, eine ständige Selbst­
kritik müßte meiner Meinung nach für uns 
alle - ich nehme mich nicht aus - zwingend 
sein. Freilich dürfte man dabei die Tatsache 
nicht außer acht lassen, daß es im allgemeinen 
weder politische Ubermenschen noch alles­
wissende Kritiker gibt. 

Wenn ich hier noch etwas sagen darf -
es soll auch grundsätzlich keine Polemik sein, 
aber doch auch eine Feststellung -: Wenn wir 
uns selbst nicht ernst nehmen, können wir 
auch nicht erwarten, daß wir vom österrei­
chischen Volk ernstgenommen werden. 

Meine Damen und Herren! Ich beobachte 
seit Monaten etwa folgendes : Wenn ein 
Spitzenmandatar der Osterreichischen Volks­
partei spricht, ob das unser Bundespartei­
obmann Dr. Schleinzer, unser Klubobmann 
Dr. Koren ist, um nur zwei zu nennen, dann 
kann man von vornherein damit rechnen, daß 
ein beachtlicher Teil der sozialistischen Abge­
ordneten geradezu demonstrativ hinausgeht. 
Ich beobachte das nur, ich sage es. Es fällt 
mir auf, und ich werde bei gegebener Gelegen­
heit den sozialistischen Klubobmann darauf 
wieder aufmerksam machen. 

Ich meine nur: Anhören sollten wir uns 
schon. Ich sage noch einmal: Ich habe Ver­
ständnis, daß man nicht zehn, zwölf Stunden 
herinnen sitzt, ich habe Verständnis dafür, 
daß vielleicht der eine oder andere eine 
gewisse Reizwirkung auf jemanden ausübt 

ses Verständnis zu haben, und nach dem 
Alter auch eine gewisse Erfahrung mitbringe. 

Nur, meine Damen und Herren, auch das 
sei noch einmal gesagt: Es wurde zum Bei­
spiel heute wieder kritisiert - ohne darauf 
einzugehen, daß alle Redner der Sozialisti­
schen Partei mit einem Satz geschlossen haben, 
der in eine Wahlversammlung, etwa zwei, 
drei Wochen vor der Nationalratswahl paßt 
und nicht in eine Budgetdebatte -, daß die 
Osterreichische Volkspartei zu oft nein sage. 

Ich habe da einen sehr netten Ausspruch 
über die Aufgaben der parlamentarischen 
Opposition gefunden. Es heißt hier, Herr 
Bundeskanzler: "Die oberste Aufgabe einer 
parlamentarischen Opposition ist es, das Ver­
trauen der Wähler zur Mehrheit und zu ihrer 
Regierung und damit die Glaubwürdigkeit 
dieser Regierung zu erschüttern."  

Ich darf aber dazu sagen, dieser Ausspruch 
stammt nicht von einem Politiker der Oster­
reichischen Volkspartei, sondern, laut "Neuer 
Zeit", also dem sozialistischen Organ der 
Steiermark vom 3. Oktober 1 967, vom lang­
jährigen Klubobmann Dr. Pittermann. Ich 
kann mich nicht erinnern, daß in der Zwischen­
zeit auch nur ein einziger sozialistischer 
Politiker diese Äußerung und Ansicht des 
sozialistischen Klubobmannes über die Auf­
gaben der Opposition korrigiert hätte. Per­
sönlich decke ich mich mit dieser Auffassung 
nicht, das sei nur am Rande erwähnt. 

Aber darf ich zu einem Thema noch spre­
chen, das der Abgeordnete Weisz angeschnit­
ten hat. Herr Abgeordneter Weisz, es hat 
Jahre hier gegeben, wo diese Regierungsbank 
nur von Mitgliedern der OVP beziehungs­
weise von Ministern und Staatssekretären, die 
dieser Partei angehörten, besetzt war. Und 
mehr als ein dutzendmal - habe ich inzwi­
schen in den Protokollen gefunden - wurden 
Regierungsmitglieder, ob sie nun Klaus, 
Prader, Schmitz oder sonst wie geheißen 
haben, vom jeweils amtierenden Präsidenten 
beanstandet, wurden gewissermaßen zur 
Sachlichkeit gerufen, und es wurde zum Aus­
druck gebracht, daß Polemik von der 
Regierungsbank nicht wünschenswert sei. Ich 
habe · schon bei den Ausschußberatungen 
darauf hingewiesen, daß es sogar ein Präsi­
dialprotokoll beziehungsweise einen Präsidial­
beschluß gibt, um hier, soweit das menschen­
möglich ist, abzuklären, was Polemik, was 
nicht Polemik ist, also wieweit ein Regie­
rungsrnitglied eingreifen kann. 
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Ein Beispiel, wie es meiner Meinung nach 
nicht sein soll, hat heute wieder der Herr 
Staatssekretär Lausecker, also einer der drei 
Staatssekretäre des Herrn Bundeskanzlers, 
geliefert. Sicher sollte ein Staatssekretär die 
Möglichkeit haben, seine Standpunkte zu ver­
tl-eten. Aber hier in schreiender Form uns 
zurechtzuweisen, geradezu wie Buben, die 
schlimm gewesen sind, und dann obendrein 
sehr vieles nicht zu sagen, was, um glaubwür­
dig zu erscheinen, notwendig gewesen wäre, 
das, meine Damen und Herren, lehne ich per­
sönlich ab. Id1 bin der Meinung, daß nicht nur 
meine Fraktion, sondern innerlich ein beacht­
licher Teil der alten Parlamentarier auf dieser 
Seite mir recht geben werden. (Beifall bei der 
OVP.) 

Dazu muß man sagen: Wenn ein so schwerer 
Vorwurf von der Regierungsbank aus erhoben 
wird - er hat gesagt, Gasperschitz hätte 
gewissermaßen Vertragsbruch mit der Forde­
rung, mit dem Beschluß über eine zusätzliche 
Teuerungszulage begangen -: Meine Damen 
und HelTenl Ohne auf die Materie im Detail 
einzugehen, möchte ich nur festhalten: In einer 
Sitzung der Gewerkschaft der öffentlich 
Bediensteten am 4. November wurde der Be­
schluß einstimmig gefaßt, also mit den Stim­
men der sozialistischen Gewerkschafter, die 
also im allgemeinen auch durch Präsident 

der Tndexzahl entsprechen, dann muß man das 
sehen verstehen. (Abg. B e n  y a: 1 21/2 Prozent 
In�' 15 Ivlonale!) 

f'JoC;.l ei:lmal. Ich wiii j a  auf die Materie 
bei dem Kapitel nicht eingehen, sondern ledig­
licll Sc_gen, daß von der Regierungsbank aus -
Herr Präsident Benya, jetzt richte ich mich 
aber wirklich ganz besonders an Sie -, doch 
in einer etwas anderen Form gegenüber dem 
Parlament hier Stellung genommen werden 
sollte , als das manchmal der Fall ist, denn 
per saldo, meine Damen und Herren, auch 
darü.ber sollten wir uns einig sein: Die 
Regieru!lg ist dem Parlament Rechenschaft 
s chuldig, und nicht umgekehrt ! (Beifall bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren! Darf ich zum 
Schluß auch noch eine persönliche Meinung 
ZGffi Ausdruck bringen. Ich glaube, jeder 
ll.bgeordn.stc sollte bedenken : "VVas er hier ün 
Hause sClgt, nützt oder schadet auch dem 
Parlament VJ"as er anderswo redet, das nützt 
oder schadet nur ihm oder seiner Partei. 

Die Abgeordneten meiner Fraktion werden 
skh bemühen, mit ihren Beiträgen, mit ihren 
Vorschlägen und Kritiken sO'Nohl das Ansehen 
des Parlaments als auch das der Osterrei­
chischen Volkspartei zu heben. (Beifall bei der 
OVP.) 

Benya, durch Herrn Klubobmann vVeisz et Präsident Probst:  Der nächste Redner ist 
cetera vertreten werden. Also mit den Stim- der Abgeordnete Stohs. 
men der sozialis tischen Gewerkschaftsfraktion 
wurde dieser meiner Meinung nach auch per­
sönlich verständliche Beschluß gefaßt. VJ"enn 
also von Vertragsbruch, Herr Staatssekretär, 
in so dozierender, belehrender und schreiender 
Form die Rede ist, dann hätten Sie zumindest 
sagen müssen, nicht nur Dr. Gasper­
schitz, sondern auch Ihre Fraktion, auch die 
sozialistische Fraktion, ist an diesem Ver­
tragsbruch beteiligt. 

Meine Damen und Herren! Das ist ja wirk­
lich nur so am Rande. Ich möchte schon wieder 
zum Schluß kommen. (Abg. B e n  y a: Kollege 
Glaser! Die Fraktion der öffentlich Bedien­
steten!) In der Gewerkschaft öffentlich Bedien­
steter die sozialistische Fraktion. (Abg. 
B e n  y a: Weil Sie mich auch hineingenommen 
haben!) 

Ich möchte aber dazu sagen, Herr Präsident, 
das muß doch verständlich sein. Wenn ein 
kleiner Öffentlich Bediensteter, Herr Präsident, 
liest, daß etwa jene Gewerkschaft, der Sie 
angehören, Kollektivvertragsabschlüsse er­
stens immer nur für knapp ein Jahr oder 
1 5, 16 Monate macht und dabei 15 bis 20 Pro­
zent rausschauen und für die Gewerkschaft 
der öffentlich Bediensteten Vertragsabschlüsse 
zustande kommen, die also ungefähr knapp 

Abgeordneter S!OD.S (OVP) : Hohes Haus ! 
Herr Präsident! Bevor ich meine Ausführungen 
zum Kapitel Rechmmgshof beginne, möchte 
ich ganz kurz auf die Ausführungen meines 
Landsmannes Abgeordneten Treichl eingehen. 
leh möchte ihm in Erinnerung rufen, daß der 
Initiator der sogenannten BürgerinItiative 
geuen eHe )::;ristenlösung unmittelbar vor el en 
Vorarlberger Landtagswahlen der lang­
jährige L:l.l1desobmann der Jungen SPO, Herr 
Bückle, V{Gr, der noch als Delegierter der Vor­
arlberger SPO am Villa eher Parteitag teil­
genommen hat, aber auf Grund der Haltung 
der SPO zu dieser wichtigen Frage dieser 
f'Mtd den Rücken gekehrt hat. Dies soll auch 
den übrigen Abgeordneten zur Kenntnis die-
neu. 

Nun, sehr geehrt.e Damen und Herren, zum 
Bundesvoranschlag 1 975, Kapitel 06, Redl­
mmgshof. 

Für den Rechnungshof sind Ausgaben von 
67,8 Mill ionen und Einnahmen von 427.000 S 
vorgesehen. Gegenüber dem Bundesvor­
anschlag 1 974 ist beim Aufwand eine Stei­
gerung von 6,4 Millionen oder zirka 
1 0,5 Prozent zu verzeichnen, was nicht ganz 
eier erforderlichen Erhöhung der gestiegenen 
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Personalkosten entspricht. Der Personalstand 
d es Rechnungshofes wurde nur um zwei Be­
amte der Verwendungsgruppe A für den Prü­
fungsdienst und um einen Beamten der Ver­
wendungsgruppe D für den Kanzleidienst ver­
mehrt. 

Als Obmann des Rechnungshofausschusses 
möchte ich ausdrücklich feststellen, daß ich 
mich hinter die berechtigte Forderung des 
Rechnungshofes stelle und es dringend erfor­
derlich wäre, daß die Zahl der Prüfungs­
beamten von derzeit 156 auf insgesamt 
200 A- und B-Beamte im Interesse der Auf­
gaben des Rechnungshofes erhöht würde. 

Die überragende Bedeutung des Rechnungs­
hofes berechtigt im Gegensatz zu vielen Mini­
sterien, dieser Personalvermehrung das Wort 
zu reden und den Rechnungshof in dieser 
Weise zu unterstützen. 

Der Rechnungshof, der dazu berufen ist, 
die Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit der öffentlichen Verwaltung 
zu prüfen, bekommt immer mehr Aufgaben. 
Er hat die gesamte Gebarung des Bundes, 
der verstaatlichten Industrie und sonstigen 
Unternehmungen des Bundes, die Gebarung 
der neun Bundesländer, der 21 Städte mit 
mehr als 20.000 Einwohnern, der Gemeinde­
verbände und nicht zuletzt auch die Gebarung 
der Sozialversicherungsträger zu prüfen. Und 
alle diese Körperschaften werden, wie wir j a  
alle wissen, i n  ihrem Ausmaß immer mehr 
zunehmen. 

Wie schon erwähnt, wird der Umfang immer 
größer und müssen wir vor allem darauf be­
dacht sein, daß die Prüfungen und die Berichte 
der zu prüfenden Dienststellen, Betriebe und 
Unternehmen möglichst aktuell sind. 

In der Budgetausschußsitzung vom 
1 1 .  November 1 974 habe ich mir erlaubt, be­
züglich des Bundesvoranschlages für den Rech­
nungshof einige Anfragen an den Herrn Prä­
sidenten des Rechnungshofes zu stellen. Die 
von mir gewünschten Auskünfte wurden mir 
erteilt. 

Allerdings habe ich bei meiner Wort­
meldung auch verlangt, daß die Geschäfts­
ordnung des Rechnungshofes, die auf Grund 
der Bestimmungen des Rechnungshofgesetzes 
beziehungsweise des 5. Hauptstückes der Bun­
desverfassung erlassen wurde, zur Gänze be­
achtet werde. 

Wie mir bekannt ist, wurde diese W ort­
meldung von einigen Abgeordneten der SPO 
als Kritik am Rechnungshof und seinen Be­
amten ausgelegt. Als Abgeordneter und auch 
als Obmann des Rechnungshofausschusses 
muß mir das Recht zustehen, solche Fragen 
zu stellen und Feststellungen zu treffen. Ich 

will es mir erübrigen, auf den Wortlaut der 
§§ 1 bis 5 der Geschäftsordnung des Rech­
nungshofes, wie sie seit 15. Jänner 1 965 in 
Kraft ist, zu verweisen. (Abg. P e t  e r: Wollen 
Sie dasselbe sagen wie im Ausschuß, daß der 
Präsident die Geschäftsordnung gebrochen 
hat?!) Habe ich nicht gesagt. Ich habe gesagt, 
daß er sie nicht einhält. (Abg. S k r i t e k: 
Das ist ja dasselbe!) Das ist Ihre Auffassung, 
aber nicht meine. 

Ich glaube aber, daß es nicht unbillig ist, die 
strikte Einhaltung dieser Geschäftsordnung zu 
verlangen, so wie wir auch auf der Einhaliung 
der Geschäftsordnung des Nationalrates be­
stehen müssen. Und auch Sie, Herr Abgeord­
neter Peter, sind es ja,  der gerade darauf 
besonderen Wert legt. 

Gerade in der heutigen Zeit, in der von 
einem nicht unbeachtlichen Personenkreis Kri­
tik und Mißtrauen gegenüber allen öffent­
lichen Verwaltungen offen oder versteckt zum 
Ausdruck gebracht werden, kommt dem An­
sehen des Rechnungshofes und dem Vertrauen 
in den Rechnungshof größte Beachtung zu. 

Die Zusammenarbeit vom Rechnungshof­
präsidenten und seinem Vizepräsidenten mit 
der gesamten Beamtenschaft des Rechnungs­
hofes muß als eine Grundvoraussetzung für 
eine gute und ersprießliche Arbeit des Rech­
nungshofes beachtet werden. Wir brauchen 
das weitgehende Vertrauen der Bevölkerung 
für diese wichtige parlamentarische Einrich­
tung Osterreichs, die anerkannterweise für 
Europa und die ganze demokratische Welt 
beispielgebend ist. 

Nichtsdestoweniger vertrete ich die Ansicht 
des Herrn Präsidenten Dr. Kandutsch und des 
Vizepräsidenten Dkfm. Dr. Marschall, daß es 
dringend notwendig wäre, das Rechnungshof­
gesetz und das 5. Hauptstück des Bundes­
verfassungsgesetzes zu novellieren. Für die 
Beamten des Rechnungshofes, für die ich die 
Erhöhung der Aufwandsentschädigung, die 
zum Großteil durch die eingetretene Kauf­
kraftabwertung des Schillings bedingt .ist, sehr 
begrüße, möchte ich nur hoffen, daß endlich 
auch die Reisegebührenvorschi'ift für Bundes­
bedienstete in der Weise geändert wird, daß 
die 25- bis 30prozentige Kürzung der Reise­
gebühren nach vierwöchiger Tätigkeit am sel­
ben Dienstort beseitigt wird. Zugesagt ist 
di.ese Verbesserung schon seit Jahren. Nun 
wäre es endlich Zeit, diese Zusage zu verwirk­
lichen. 

So wie im Budgetausschuß von mir ausge­
führt wurde, möchte ich auch heute im Hohen 
Haus eine Anregung machen. Im nächsten Jahr 
ist die 30jährige Bestandsjubiläumsfeier für 
unsere Zweite Republik. Wie ich festgestellt 
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habe, sind hiefür im Bundesvoranschlag im 
Kapitel 1 0/43 für diesen Anlaß 20 Millionen 
Schilling vorgesehen. 

Hier würde ich vorschlagen, das Beispiel 
des ORF anläßlich des diesjährigen 50jährigen 
Bestandes des Osterreichischen Rundfunks 
nachzuahmen durch entsprechende Fernseh­
und Rundfunksendungen und durch die 
Herausgabe von verbilligten Langspielplatten 
oder Tonbändern. Der ORF brachte eine aus­
gezeichnete Langspielplatte heraus mit dem 
Titel :  "Reden, die Osterreich bewegten." Es 
müßte der Bundesregierung möglich sein, 
ebenfalls, und zwar unter Mitwirkung von 
Vertretern aller drei im Parlament vertretenen 
Parteien und insbesondere unter Beiziehung 
von Frauen und Männern der österreichischen 
Widerstandsbewegung, die sich im Kampf um 
Osterreich besonders bewährt haben, solche 
unvergeßliche Werke für die Gegenwart und 
für die Nachkommen zu schaffen. 

Ich habe leider bei der Budgetdiskussion im 
Budgetausschuß vom Herrn Präsidenten d es 
Nationalrates nicht die entsprechende Antwort 
erhalten und möchte deshalb nochmals die 
Frage stellen, was in dieser Richtung vor­
gesehen ist. 

Dieses Jubiläumsjahr soll ein Jahr des 
Dankes an die politischen Opfer, verstorbene 
und lebende, werden und gleichzeitig Oster­
reichs Jugend erinnern an die großen Opfer, 
d ie für die Erhaltung und Vliedergewinnung 
der Freiheit Osterreichs gebracht wurden. 

Trotz Wahljahr muß das Jahr 1 975 für uns 
Osterreicher ein Jahr der Besinnung werden, 
gleichzeitig ein Jahr des Dankes an die Frauen 
und Männer der Osterreichischen Wider­
standsbewegung, denen wir die schwer­
erkämpfte Souveränität Osterreichs und die 
Zweite Republik Osterrelch verdanken. (Bei-' 

1011 bei der OVP.) 

Präsident Probst : Zum Worte kommt der 
Herr Abgeordnete Dr. Pelikan. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Pelikan (OVP) : Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herrenl Es ist heute 
schon mehrfach zum Ausdruck. gekommen, 
daß es in dieser Budgetdebatte nicht nur 
darum geht, die einzelnen Budgetansätze der 
ßudgetkapitel zu durchleuchten, sondern daß 
hier auch allgemeine Fragen der Politik er­
örtert werden sollen. 

Ich möchte voraus aus diesem Grund einige 
grundsätzliche Feststellungen treffen und aus 
diesen Feststellungen heraus dann den 
Konnex zu diesem Budgetkapitel, zur Bundes­
gesetzgebung herstellen. 

Das nächste Jahr wird für uns zweifellos 
einige Schwierigkeiten bringen: Inflation, ge­
fährdete Arbeitsplätze, schrumpfende Devisen­
reserven, zunehmende Probleme in der 
Energieversorgung, um nur einige zu nennen. 
Wir werden mit unserer Politik hier in Oster­
reich ganz allein auf uns gestellt sein. Denn 
wir werden uns kaum auf Hilfen aus dem 
Ausland berufen können, weil es nicht zu 
erwarten ist, daß die erdölproduzierenden 
Länder ihre Gewinne aus der letzten Olpreis­
erhöhung sozusagen in eine zweite "Marshall­
plan-Hilfe" für Osterreich umwandeln werden. 

Wir nähern uns also einer sehr unbequemen 
und problematischen Zeit. 

Was will ich damit sagen? Ich will damit 
zum Ausdruck bringen, daß es notwendig sein 
wird, einen neuen Stil in der österreichischen 
Innenpolitik zu finden. Die Politik, wie sie 
zurzeit und in dieser Gesetzgebungsperiode 
gemacht wird, hat aber gezeigt, daß sie un­
tauglich ist für die Bewährungsprobe, die uns 
bevorsteht. Oder, anders formul iert, daß diese 
sozialistische Regierungsmehrheit nicht in der 
Lage ist, die Probleme unserer Zeit zu be­
wältigen. Es wird, wenn ich eine eigenstän­
dige, neue Politik meine, darauf ankommen, 
wieder mehr den breiten Konsens zu finden. 

Die Art - ich sagte es schon -, wie es 
bisher ausgeübt wurde, berechtigt aber zu 
ernster Sorge. Ich nenne dafür zwei Beispiele : 

Der Regierungsmehrheit hat in der V€r­
gangenheit jede Bereitschaft gemangelt, die 
Grenzen ihrer Macht anzuerkennen. Das hat 
sich beim ORF-Gesetz gezeigt, das hat sich 
beim neuen Strafgesetz gezeigt. Und der 
stereotype Satz : Das ist die Mehrheit ! ,  bezieht 
sich ja oft in Wirklichkeit nur auf eine Mehr­
heit von drei Mandaten, das ist ein Prozent 
der Bevölkerung Osterreichs. Das ist in 
meinen Augen für so gravierende Eingriffe 
in das Gesamtinteresse unserer Bevölkerung 
zuwenig, denn das Gesamtinteresse würde den 
breiten Konsens verlangen. 

Ich zitiere hier den unvergessenen Professor 
Rene Marcic, der gesagt hat: "Die Gefahren 
des Machtmißbrauchs sind immer größer als 
die Gefahren des Freiheitsmißbrauchs . . .  

Ein zweites Beispiel liegt im wirtschaft­
lichen Bereich. Und hier zeigt es sich, daß es 
schlecht ist, wenn man nicht auf jene hört, 
die mehr von der Wirtschaft verstehen. Das 
Beispiel ist gekennzeichnet durch wachsende 
Budgetdefizite, durch den Mangel an Sparsam­
keit und durch die Verschwendung von Steuer­
geIdern. 

Und was nun das Parlament, die Gesetz­
gebung, anbelangt, so möchte ich zwei mir 
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,·vesentlich erscheinende Problemkreise heraus- Zugriff hat. Man · kann nur neidvoll in die 
greifen. Bundesrepublik schauen, wo diese Probleme 

Der erste ist, daß dieses Parlament seiner 
Funktion als Kontrollorgan nicht gerecht wird. 
Das liegt zum Teil in den historischen Belan­
gen, in der veralteten Geschäftsordnung und 
vor allem in den fehlenden Rechten für die 
Minderheit. 

Als echtes Minderheitsrecht haben wir im 
Parlament nur das Anfragerecht. Das 
Resolutions- und Enqueterecht, also das Recht, 
Untersuchungsausschüsse zu verlangen, ist an 
Mehrheitsbeschlüsse gebunden. Das sind 
Dinge, die zum Teil noch aus der Zeit der 
Monarchie stammen, wo das Parlament im 
gesamten eine KontrasteIlung zum Kaiserhaus 
eingenommen hat und nicht identisch war mit 
der Mehrheit. 

Heute haben sich die Verhältnisse grund­
legend gewandelt, und man kann mit den 
Worten eines großen Verfassungsrechtlers 
sagen: Die Regierung und das Parlament sind 
zwei Maschinen, die mit demselben Motor 
angetrieben werden, nämlich mit dem Motor 
der Mehrheitspartei. Daß dieser Motor zu 
schwach ist und daß er bereits enorme Ab­
nützungserscheinungen aufweist, hat sich ja 
gezeigt. 

Um die Rechte der Minderheiten im Par­
lament zu verstärken, wäre es daher dringend 
notwendig - das wurde von uns in den Ver­
handlungen über die Geschäftsordnungsreform 
auch verlangt -, einer qualifizierten Minder­
heit das Recht einzuräumen, Unterausschüsse 
und Untersuchungsausschüsse einzusetzen. 

Nur ein Detail möchte ich hier zur Voll­
ständigkeit erwähnen. Mir erscheint es als 
Parlamentarier eigenartig, daß auf den Bänken 
der Abgeordneten auch Minister sitzen. Ich 
weiß, das ist kein neues Problem, das wurde 
schon des öfteren von Verfassungsrechtlern 
diskutiert. Ich finde es deswegen eigenartig, 
weil mir erstens scheint, daß dies mit dem 
Grundsatz der Gewaltentrennung nicht ver­
einbar ist, und zum zweiten, daß die Regie­
rungsmitglieder nach der Debatte über ihre 
Regierungsvorlage sich auf ihre Plätze als 
Parlamentarier begeben, um dort für ihre 
Regierungsvorlage zu stimmen. 

Das zweite Problem, das auch mit dem 
Grundsatz der Gewaltentrennung in Wider­
spruch steht, ist ein Problem, auf das ich 
immer wieder hinweise, nämlich die Tatsache, 
daß die Vollziehung, die Regierung einen 
enormen Informationsvorsprung hat. Es ist 
bekannt, daß in der Hand der Vol�ziehung 
eine Unzahl von EDV-Anlagen stehen, zu 
denen das Parlament keinen unmittelbar.en 

zumindest in Ansätzen bereits gelöst sind. 

Mir liegt hier eine sehr instruktive Bro­
schüre "Deutscher Bundestag - 25 Jahre par­
lamentarische Demokratie" vor. Daraus ent­
nimmt man, welche Möglichkeiten die deut­
schen ßundestagsabgeordneten für ihre täg­
liche Arbeit haben. Wir hier in den Klubs sind 
immer noch auf die bienenfleißige Arbeit 
unserer Sekretäre angewiesen; ein Direkt­
zugang mit Hilfe eines Computers zu den 
Datenbanken des Bundes ist uns nicht möglich. 

Im übrigen möchte ich aus gegebenem An­
laß, da nächstes Jahr unsere Republik 30 Jahre 
besteht, darauf hinweisen, daß es mir sehr 
zweckvoll ·erschiene, wenn auch das öster­
reichisdle Parlament die Bevölkerung mit 
einer derartigen Broschüre über seine Arbeit 
aufklären würde. 

Die anderen Probleme, die sich aus der Ver­
wendung von elektronischen Datenverarbei­
tungsanlagen im Bundesbereich in ver­
fassungsrechtlicher Hinsicht ergeben, streife 
ich nur am Rande. Es wird bei anderer Ge­
legenheit möglich sein, darüber ausführlich 
zu debattieren. Ich erwähne nur den Artikel 20 
Abs. 1 in bezug auf das Weisungsrecht, 
Artikel 20 Abs. 2, das Amtsgeheimnis, 
Artikel 77 Abs. 1 in bezug auf die Minister­
verantwortlichkeit und den Artikel 1 23 im 
Hinblick auf die Gebarungskontrolle. Alle 
diese Fragen werden in Zukunft gelöst werden 
müssen. Es sind zurzeit noch nicht einmal 
Ansätze dafür vorhanden. 

Ich stelle zusammenfassend fest : Es war 
offenbar eine reine Absichtserklärung der 
Regierungsfraktion, wenn gesagt wurde, es 
sei erklärter Wille, die Stellung der Minder­
heiten im Parlament zu verbessern. Die Pro­
bleme konnten seitens der sozialistischen 
Fraktion nicht gelöst werden oder - ich habe 
fast den Verdacht - sie wollte sie nicht lösen. 
Für die Unzahl von Problemen, die die 
sozialistische Fraktion im übrigen nicht lösen 
konnte, gibt es Beweise genug: Versagen im 
Kampf gegen die Armut, Versagen bei der 
Bekämpfung der Inflation, Versagen in der 
Wirtschaftspolitik überhaupt. 

Eines ist Ihnen aber mit Ihren Gesetzen 
zweifelsohne gelungen: den Menschen zu ver­
staatlichen. Und ich zitiere abschließend 
Pestalozzi : Es kommt darauf an - hat er 
gesagt -, den Staat zu vermenschlichen und 
nicht den Menschen zu verstaatlichen. (Beifall 
bei der OVP.) Und dagegen werden wir mit 
allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln 
kämpfen, daß dieses Letztere wieder rück­
gängig gemacht wird. (Beifall bei der OVP.) 
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Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Spezialberichterstatter ein 
Schlußwort? - Kein Schlußwort. 

zu erheben. Danke. E i n s t i m m i g  
a n  g e n o  m m  e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Damit ist die Aussprache über die Bera- Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für mor-

tungsgruppe I beendet. 
gen, Mittwoch, den 4. Dezember, um 9 Uhr 
mit folgender Tagesordnung ein: 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n g über die in der Beratungsgruppe I 
zusammengefaßten Kapitel des Bundes­
voranschlages 1 975. Es sind dies die Kapitel 01 ,  
02, 03, 04  und 06 in  1 285 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 

Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1 975 samt 
Anlagen (1285 und Zu 1285 der Beilagen) , 
Spezialdebatte über die Beratungsgruppe IH, 
Äußeres, und über die Beratungsgruppe IV, 
Inneres. 

Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

SchlUß der Sitzung: 20 Uhr 15 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 47224 

122. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)118 von 118

www.parlament.gv.at




